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In einer Zeit des sich immer rasanter verändernden wirtschaftlichen Umfelds scheint auch 
die österreichische Bankenlandschaft vor einem tiefgreifenden Wandel zu stehen. Rückläufi-
ge Erträge und steigende Kosten insbesondere im Geschäft mit Privatkunden, die immer 
noch starke Filialpräsenz in strukturschwachen Regionen sowie der gleichzeitige Trend zur 
vermehrten Nutzung des Online-Banking (vgl. Winter, 2016, S. 11) zwingen die Kreditinstitu-
te zum Handeln. Die Reaktionen der Banken sind dabei aber durchaus unterschiedlich. So 
suchen etwa große Aktienbanken den Erfolg in Filialschließungen und Redimensionierung, 
klassische Online-Banken bieten zusätzlich zu ihrem ursprünglichen Kerngeschäft, der Her-
einnahme von Spareinlagen sowie der Abwicklung von Wertpapierveranlagungen auch kos-
tenlose Girokonten an und versuchen damit eine Annäherung an die Universalbanken zu 
erreichen (vgl. Hell, 2016, S. 67), aber auch die Beibehaltung des Status quo als eigenständi-
ge Regionalbank ist für einige Kreditinstitute die Antwort auf die Frage nach der Zukunft des 
Bankwesens (vgl. Müller, 2015, S. 50f.). Sogar die Neugründung von Banken nach förderwirt-
schaftlichen Grundprinzipien ist ein Thema (vgl. Kretzl, 2015, S. 13). Dass sich große Aktien-
banken sowie auch kleinere Privatbanken bei der Umsetzung von Veränderungsmaßnahmen 
vorwiegend am Prinzip der Gewinnmaximierung orientieren werden, ist anzunehmen, mö-
gen auch die individuellen Wege der Institute durchaus voneinander abweichen. Die zuneh-
mende Geschwindigkeit des Wandels, das immer größer werdende Ausmaß an gesetzlichen 
Vorgaben sowie zunehmender Kosten- und Innovationsdruck verschonen aber auch kleine, 
dezentral organisierte österreichische Genossenschaftsbanken nicht und werfen dort ebenso 
immer öfter die Frage auf, wie die Regularienflut unter Beibehaltung einer entsprechenden 
Ertragskraft bewältigt werden kann. Selbstverständlich haben auch diese Institute die Mög-
lichkeit, sich selbst den Genuss von Kosteneinsparungen durch Größenvorteile zu verschaf-
fen, und zwar nicht zwangsläufig durch organisches Wachstum, sondern durch das Ver-
schmelzen mit einer oder mehreren anderen Genossenschaften zu einer größeren Einheit. In 
einer ähnlichen Situation befinden sich förderwirtschaftliche Institute auch in anderen Län-
dern, etwa in Spanien (vgl. Schmid/Tandinger, 2014, S. 66ff.), Polen (vgl. Blauensteiner, 
2013, S. 48f.), Portugal (vgl. Blauensteiner, 2014, S. 40), Japan (vgl. Münkner, 2014, S. 32ff.), 
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den Niederlanden (vgl. Blisse, 2016, S. 17) oder Italien (vgl. Kness-Bastaroli, 2015, S. 23), um 
nur einige zu nennen. Ist dabei die österreichische Raiffeisengruppe noch der Ansicht, dass 
Verschmelzungen von Regionalbanken in größerem Ausmaß vorerst nicht notwendig seien 
(vgl. Müller, 2015, S. 50f.), so werden die österreichischen Volksbanken aufgrund wirtschaft-
licher Schwierigkeiten in den vergangenen Jahren und folglich der Inanspruchnahme von 
Staatshilfe von den Aufsehern zu genau solchen Schritten gedrängt, und zwar durch Fusion 
zahlreicher eigenständiger Regionalbanken zu acht deutlich größeren Bundesländervolks-
banken. Mag eine entsprechende Strategie zur Nutzung von Größenvorteilen auf den ersten 
Blick zwar hinsichtlich der Kosteneinsparung zweckdienlich sein, so sind dennoch geschäfts-
strategische, menschliche und historische Komponenten zu evaluieren, deren Bedeutung im 
Genossenschaftswesen tendenziell noch größer ist als in der klassischen Privatwirtschaft. 
Genossenschaften und Genossenschaftsbanken wurden ursprünglich von Gruppen von Men-
schen mit ähnlichen wirtschaftlichen Interessen gegründet, um die jeweilige Gruppe in be-
stimmten wirtschaftlichen Angelegenheiten zu unterstützen und zu fördern. In facheinschlä-
gigen Schriften zum Genossenschaftswesen heißt es, sie wurden in erster Linie gegründet, 
um zu dienen, nicht nur um zu verdienen (vgl. Gmeiner et al., 1986, S. 31), das für Aktien- 
und Privatbanken vorrangige Ziel der Gewinnmaximierung spielt hier also traditionell eine 
untergeordnete Rolle. Es ergibt sich demnach sowohl aus dem Förderauftrag als auch aus 
den Organisationsvorschriften der Genossenschaft, dass der Mensch im Mittelpunkt steht, 
was sowohl die Mitglieder bzw. die Kunden als auch die Funktionäre und Mitarbeiter betrifft 
(vgl. Hofinger, 1998, S. 198). Strategische Entscheidungen wie etwa über die Fusionen im 
Volksbankensektor müssen daher zum einen betriebswirtschaftlich sinnvoll sein und Syner-
gien erzielen, sie sollten zum anderen aber auch im Einklang mit den Bedürfnissen wesentli-
cher Stakeholder sein, da der Faktor Mensch im Mittelpunkt des Handelns steht. Es gilt so-
mit, die potenziellen positiven wie auch negativen wirtschaftlichen Aspekte einer 
Vergrößerungsstrategie durch Fusionen im Genossenschaftsbereich hervorzubringen, und 
besonders das Potenzial für Synergieverluste durch eine nicht adäquate Berücksichtigung 
der Bedürfnisse des Faktors Mensch im Rahmen einer Strategieänderung erkenntlich zu ma-
chen. Solche Erkenntnisse sind nicht nur für die im Wandel befindliche Organisation wert-
voll, sondern auch für solche, die strukturelle Veränderungen in der Zukunft beabsichtigen, 
sei es in Österreich oder auf internationaler Ebene. 
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1.2. Erkenntnisinteresse und Zielsetzung der Arbeit 
Laut Barazon (2015, S. 10) haben sich Unternehmen die Frage zu stellen, ob ihre Struktur 
den aktuellen betriebswirtschaftlichen Anforderungen entspricht, was Fusionen und damit 
Strukturänderungen immer wieder notwendig macht. Regierung und Finanzmarktaufsicht 
(FMA) setzen sich aber über die Tatsache hinweg, dass die regionalen Volksbanken selbst-
ständige Genossenschaften sind, deren Eigentümer an sich über Fusionen zu entscheiden 
haben. Bei Widerspruch wird mit Sanktionen gedroht, die sowohl die weitere Existenz der 
Banken als auch deren Manager gefährden würden, was eine offenkundige Verletzung 
rechtsstaatlicher Grundsätze darstellt (vgl. Barazon, 2015, S. 10). Barazon bezieht hier zwar 
eindeutig Stellung zur konkreten Vorgehensweise bei den Volksbanken, es stehen aber alle 
österreichischen dezentralen Banksektoren vor einem Strukturproblem, für das es eine Lö-
sung zu finden gilt. Wie schon vorhin erwähnt sind auch in anderen Ländern ähnliche Ent-
wicklungen zu beobachten. 
Die vorliegende Dissertation befasst sich vordringlich mit der aktuellen Strukturbereinigung 
im heimischen Bankensektor und mit den Auswirkungen auf am Unternehmen interessierte 
Personen und Gruppen. Der Fokus der Dissertation liegt dabei auf den förderwirtschaftlich or-
ganisierten Genossenschaftsbanken, dem Synergiepotenzial der geplanten Änderung ihrer Ge-
schäftsstrategie hin zu weniger und dafür größeren Instituten und dem Einfluss des Faktors 
Mensch in Form der Stakeholder auf den Eintritt dieser Synergien. Es gilt theoretisch zu erarbei-
ten, welche Synergien und Wettbewerbsvorteile durch Fusionen grundsätzlich möglich und 
durch welche strategischen Maßnahmen diese zu erreichen sind, aber auch, welche Synergiever-
luste durch eine zu geringe Beachtung des Faktors Mensch eintreten können. Die Untersuchung 
der Konsolidierung des Volksbankensektors in Form einer Fallstudie wird letztlich zeigen, wel-
ches Potenzial die durch Fusionen deutlich vergrößerten Banken für Synergien und Synergiever-
luste haben und welche Fehler es zu vermeiden gilt. Die Erkenntnisse aus dieser Untersuchung 
sind für die zukünftige strategische Ausrichtung förderwirtschaftlicher Banken in Österreich und 
im Ausland von entscheidender Bedeutung, damit sich eine eigentlich auf positive Synergien 
ausgerichtete Fusionsstrategie am Ende nicht sogar negativ im Vergleich zur bisherigen Situation 
der kleinen Genossenschaftsbanken erweist. Soweit als möglich werden auch internationale Be-
züge hergestellt, wobei hier immer die unterschiedlichen Strukturen des Bankenmarktes, Unter-
schiede im technologischen Fortschritt, im Kundenverhalten oder in den Eigentümerstrukturen 
zwischen verschiedenen Ländern zu beachten sind, was die Verallgemeinerbarkeit von Ergebnis-




Die vorigen Abschnitte lassen eindeutig erkennen, dass zunehmende aufsichtsrechtliche An-
forderungen an die Banken einhergehend mit einem niedrigen allgemeinen Zinsniveau und 
dementsprechend rückläufigen Margen auch entsprechende Veränderungen in der Struktur 
der Bankenlandschaft mit sich bringen werden. Besonders betroffen sind die genossen-
schaftlichen Banksektoren, bei denen der Vielzahl an kleinen selbstständigen Banken auch 
entsprechend hohe Verwaltungsaufwendungen gegenüberstehen. Auch ist ein zunehmender 
Wunsch der Aufsicht nach größeren Bankeinheiten erkennbar, wie die nachfolgenden Kapi-
tel zeigen werden. Die genannten Probleme sind nicht nur für Banken und insbesondere 
Kreditgenossenschaften in Österreich sondern weltweit ein Thema, was bereits in Abschnitt 
1.1 angesprochen wurde und in Abschnitt 2.1.6 noch mit einigen Beispielen belegt wird. 
Auch die weltweit weit verbreiteten und oft in öffentlichem Eigentum stehenden Sparkassen 
sind betroffen (vgl. Anguren Martín/Marqués Sevillano, 2011, S. 124). Neben dieser Proble-
matik ist allerdings auch eine Forschungslücke hinsichtlich des Synergiepotenzials einer stra-
tegischen Neuausrichtung in Verbindung mit Fusionen vorhanden, die es gerade angesichts 
des sich rasch verändernden Umfelds und des sich daraus ergebenden Anpassungsdrucks 
umgehend zu schließen gilt. Generell ist die Menge an Forschungsarbeiten zu Kreditgenos-
senschaften sehr gering im Vergleich zur Literatur über Geschäftsbanken (vgl. McKil-
lop/Wilson, 2011, S. 112), entsprechende Arbeiten gibt es über Institute aus Portugal (vgl. 
Cabo/Rebelo, 2005), Irland (vgl. Byrne et al., 2012), Neuseeland (vgl. McAlevey et al., 2010) 
sowie den USA (vgl. Sant/Carter, 2015, S. 20), welche sich aber vorwiegend mit der Messung 
des Erfolgs der Fusionen und kaum mit den Gründen für Erfolg oder Misserfolg befassen (vgl. 
McKillop/Wilson, 2011, S. 99f.). Abschnitt 3.6 setzt sich ausführlich mit dem aktuellen Stand 
der Forschung zu diesem Thema auseinander. 
Die bereits in Umsetzung befindliche Neustrukturierung des österreichischen Volksbanken-
sektors als Vorreitermodell in Österreich (vgl. Griessmair, 2016b, S. 7) dient dabei als Anlass 
für die vorliegende Arbeit, um die Berücksichtigung der Stakeholderinteressen und den dar-
aus resultierenden Effekt auf die Nutzung des Synergiepotenzials der Fusionsaktivitäten zu 
untersuchen. Aufgrund der international ähnlichen Problembereiche für Kreditgenossen-
schaften sollten die Erkenntnisse unter Berücksichtigung des jeweiligen Kontextes auch auf 
andere Länder übertragen werden können. 
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Gemäß der aktuellen Problematik im Bankwesen im Allgemeinen und bei den österreichi-
schen Volksbanken im Besonderen, sowie anhand der Zielsetzung der Arbeit, ergibt sich fol-
gende Hauptforschungsfrage: 
 
Welche Synergiepotenziale können aus der Berücksichtigung der Stakeholderinteressen 
bei der Fusion regionaler Genossenschaftsbanken entstehen? 
 
Zur zielgerichteten Beantwortung der Hauptforschungsfrage werden die nachstehenden 
theoretischen Subforschungsfragen abgeleitet:  
 
 Welche historische und aktuelle Bedeutung haben Genossenschaftsbanken in der Ge-
sellschaft und wie grenzen sie sich zu anderen Formen des Bankbetriebs ab? 
 Welche theoretischen Konzepte des Strategischen Managements sind für die Analyse 
des Synergiepotenzials einer Fusionsstrategie relevant und welche Rolle spielen die 
Stakeholder im Fusionsprozess? 
 
In weiterer Folge lautet die empirische Subforschungsfrage: 
 
 Wie ist die Fusionsstrategie der Volksbanken hinsichtlich des Synergiepotenzials auf-
grund der Berücksichtigung der Stakeholderinteressen zu bewerten? 
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1.4. Aufbau der Arbeit 
Nach dem Einführungskapitel mit der Definition der Problemstellung und der Beschreibung 
der Zielsetzung der Arbeit sowie der Formulierung der Forschungsfragen folgt das erste The-
oriekapitel zur Abgrenzung der Genossenschaften und Genossenschaftsbanken zu anderen 
Unternehmen. Anhand der Entwicklungshistorie, der Organisation sowie des Wertegebildes 
werden Unterschiede zu anderen Unternehmensformen aufgezeigt und auch der aktuelle 
Bedarf für diese Rechtsform hinterfragt. Kapitel 3 befasst sich dann mit theoretischen 
Grundlagen des Strategischen Managements zur Weiterentwicklung und zum Wechsel der 
Unternehmensstrategie unter besonderer Berücksichtigung der Handlungsalternative Fusi-
on. Neben der Analyse der konkreten Veränderungsnotwendigkeit für ein Unternehmen 
werden besonders die Erarbeitung und die Umsetzung einer auf externe und interne Einflüs-
se, vor allem aber auf die Stakeholder abgestimmten Strategie thematisiert. In diesem Zu-
sammenhang wird auch die Erzielung von Synergieeffekten durch Fusionen ein wesentliches 
Thema sein. 
Das vierte Kapitel bedient sich zur Durchführung einer Fallstudie der österreichischen Volks-
banken, die als erster förderwirtschaftlicher Bankensektor in Österreich den Weg einer mar-
kanten Strategieänderung mit dem Ziel der Erlangung von Synergien durch Fusionen bereits 
eingeschlagen haben. Nach der Beschreibung der Forschungsmethodik wird zunächst die 
Situation der Volksbanken erörtert und die Veränderungsnotwendigkeit gezeigt, anschlie-
ßend werden die erhobenen Daten und Fakten zum neuen Volksbankenmodell dargestellt. 
In weiterer Folge wird die Volksbankenstrategie zunächst im Hinblick auf die im Theorieteil 
beschriebenen unternehmensinternen und -externen Gegebenheiten hin durchleuchtet. 
Anschließend wird in einer empirischen Untersuchung auf Basis ebenso gezeigter theoreti-
scher Modelle besonders auf die Berücksichtigung der Bedürfnisse des Faktors Mensch und 
damit auf das Potenzial für Synergien abgestellt. Daraus lassen sich Aussagen über das Er-
folgspotenzial des neuen Volksbankenmodells sowie Chancen und Gefahren für andere ge-
nossenschaftliche Sektoren und sonstige Kleinbanken innerhalb als auch außerhalb Öster-
reichs ableiten. Letztlich folgt eine Diskussion der gewonnenen Erkenntnisse in Kapitel 5. Der 




Abbildung 1: Aufbau der Arbeit (eigene Darstellung) 
1. Einleitung 
3. Theorie zu strategischen Veränderungen im Sinne von Fusionen, der Entste-
hung von Synergieeffekten sowie der Bedeutung der Stakeholder. 
2. Theoretische und praktische Abgrenzung der Genossenschaften zu anderen 
Gesellschaftsformen. 
4. Strategische Veränderung durch Fusionen bei den österreichischen Volksban-
ken, Berücksichtigung der Stakeholder und Beschreibung des Synergiepotenzials 
(Fallstudie). 
Aufbau der Arbeit 
5. Diskussion und Interpretation der Ergebnisse 
6. Zusammenfassung und Ausblick 
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2. Genossenschaft als alternative Form des Bankbetriebs 
2.1. Wesen und Geschichte der Genossenschaftsbanken 
2.1.1. Idee, Entstehung und Entwicklung der Genossenschaften 
Die ersten Formen von Genossenschaften sind bereits für die Zeit des Mittelalters belegt, 
und zwar in einfacher Ausprägung durch die gemeinsame Nutzung von Weide- und Wirt-
schaftsflächen. Die heutigen Genossenschaftstypen finden ihren Ursprung vor allem in den 
Bedürfnissen der Arbeiterbewegung, der Bauern, der Handwerker sowie der kleinen Gewer-
betreibenden des 19. Jahrhunderts. Die Konsumgenossenschaften haben ihren Ursprung 
sogar schon im England des 18. Jahrhunderts, wo eine Gruppe von Webern begann, Le-
bensmittel in großem Umfang einzukaufen und sie in kleinen Mengen wieder abzugeben. 
Frankreich steht für die ersten Produktivgenossenschaften, Dänemark und Schweden für 
landwirtschaftliche Genossenschaften und in Deutschland entstanden die ersten Kreditge-
nossenschaften sowie gewerblichen Waren- und Dienstleistungsgenossenschaften in der 
Mitte des 19. Jahrhunderts durch Friedrich Wilhelm Raiffeisen und Hermann Schulze-
Delitzsch. In anderen Ländern wie Luxemburg, Griechenland oder Spanien setzte sich die 
Genossenschaftsbewegung erst später durch. Genossenschaften gab und gibt es aber nicht 
nur in Europa sondern auch in den USA, Indien, Afrika sowie im ehemaligen Ostblock (vgl. 
Brazda/Blisse, 2013b, S. 17f.). 
Die Donaumonarchie in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts war von Rückständigkeit 
und hoher Staatsverschuldung geprägt, Kapital wurde vom Staat durch Begebung von 
Staatsanleihen aufgesogen, die kleinen Handwerker und Gewerbetreibenden waren auf den 
Personalkredit bzw. die Selbsthilfe durch Gründung von Genossenschaften angewiesen (vgl. 
Brazda/Todev, 2001, S. 5ff.). Die erste gewerbliche Selbsthilfegenossenschaft auf dem Boden 
der Donaumonarchie wurde 1826 von Tischlermeistern in Laibach gegründet, sowohl zum 
gemeinsamen Verkauf ihrer Artikel sowie auch zur gemeinsamen Erzeugung in Form einer 
Produktivgenossenschaft. Im Gegensatz dazu gingen die Genossenschaftsbewegungen in 
England und Frankreich von der Arbeiterschaft mit dem Ziel aus, in England eine Verbilligung 
der Lebenskosten und in Frankreich den Aufstieg von Unselbstständigen ins Unternehmer-
tum zu erreichen (vgl. Brazda et al., 1997, S. 10f.). Zwischen 1850 und 1872 wurde die Zahl 
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der Genossenschaftsgründungen in Österreich größer und es wurde auch bereits eine Unter-
scheidung erkennbar, nämlich in Spar- und Vorschussvereine, Konsumvereine, Rohstoff- und 
Maschineneinkaufsgenossenschaften, Bau- und Wohnungsgenossenschaften sowie Produk-
tivgenossenschaften (vgl. Brazda et al., 1997, S. 19). Aufgrund des geltenden Rechts wurden 
sie als Vereine gegründet, was im Fall der Kreditgenossenschaften einer staatlichen Geneh-
migung bedurfte. Die ersten Gründungen von Kreditgenossenschaften erfolgten nach dem 
Garantensystem und damit ohne den Einfluss der Lehren Schulze-Delitzschs. Bei diesem Sys-
tem bürgten Wohlhabende als sogenannte Garanten für die Ausleihungen. Erst 1858 wurden 
die Grundsätze Schulzes auch in Österreich bekannt und hielten Einzug in die Statuten der 
Vorschussvereine. An Gallionsfiguren wie es etwa Schulze-Delitzsch oder Raiffeisen in 
Deutschland waren, die das Genossenschaftswesen einten und auch nach außen vertraten, 
mangelte es in Österreich völlig, was auch die lange vorherrschende Uneinigkeit zwischen 
den Genossenschaften erklärt (vgl. Brazda et al., 1997, S. 16ff.). Auf Schulze-Delitzsch und 
Raiffeisen sowie ihre Verdienste um das Genossenschaftswesen wird in diesem Abschnitt 
noch näher eingegangen. Die erste Gründung einer Kreditgenossenschaft auf dem Gebiet 
des heutigen Österreich erfolgte 1850/51 in Klagenfurt mit dem Gewerblichen Aushilfskas-
senverein, der dem Schulze-Delitzsch System schon sehr nahe kam, welches in Österreich 
allerdings erst 1858 bekannt wurde und bei dem das Garantensystem durch die gegenseitige 
Selbsthilfe und Solidarhaftung ersetzt wurde. Bis zur Jahrhundertwende glichen sich auch die 
Satzungen der nun auch rechtlich als Genossenschaften organisierten Einrichtungen immer 
mehr an (vgl. Brazda/Todev, 2001, S. 37ff.). Im Jahr 1918 gab es insgesamt 1.809 gewerbli-
che Kreditgenossenschaften, wobei diese bis ca. 1890 vorwiegend nach dem System Schulze-
Delitzsch organisiert gewesen waren (vgl. Brazda/Todev, 2001, S. 9ff.) 
Am 1. Juli 1873 trat nach etlichen Jahren der Rechtsunsicherheit das erste Genossenschafts-
gesetz in Kraft, das unter anderem die beschränkte Haftung ermöglichte sowie die konzessi-
onsfreie Bildung durch bloße Anmeldung, und damit auch die rasche Umgründung zahlrei-
cher Vorschussvereine in registrierte Genossenschaften zur Folge hatte (vgl. Brazda/Todev, 
2001, S. 81). Ab diesem Zeitpunkt schlossen sich die bis dahin kaum bis gar nicht zusammen-
hängenden Vorschussvereine mehr und mehr in Verbänden zusammen, die deren gemein-
same Interessen vertraten. Diese Verbandstendenz wurde durch das Revisionsgesetz von 
1903 noch bestärkt, weil darin die Verbände zu gesetzlichen Revisionsorganen erklärt wur-
den (vgl. Brazda/Todev, 2001, S. 82). 
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Gegen Ende des 19. Jahrhunderts gerieten viele Genossenschaften wegen hoher Zinsspan-
nen und damit Dividendenausschüttungen, dem Unwillen, Personalkredite zu vergeben und 
stattdessen vermehrt Hypothekardarlehen anzubieten, geringer Leistungen für das Kleinge-
werbe sowie Geschäften mit Nichtmitgliedern und damit der Abkehr von ihrem ursprüngli-
chen Zweck in die Kritik. Dazu kamen auch noch eine unzureichende professionelle Ausbil-
dung der Mitarbeiter, das Fehlen einer Geldausgleichsstelle und damit zum Teil hohe 
Kassenbestände sowie das Fehlen einer Revision und dadurch Mängel in den Rechnungsab-
schlüssen (vgl. Brazda/Todev, 2001, S. 102f.). Von der Regierung wurde kritisiert, dass sich 
die Schulzeschen Kreditgenossenschaften von den wirtschaftlich Schwachen abgewendet 
und sich zu gewinnorientierten Banken mit dem Charakter von Kapitalgesellschaften entwi-
ckelt hätten (vgl. Brazda/Todev, 2001, S. 104).  
2.1.2. Raiffeisensektor 
Die Raiffeisenidee geht auf den 1818 geborenen Friedrich Wilhelm Raiffeisen zurück, der in 
den 1840er und 1850er Jahren im deutschen Westerwald als Bürgermeister mit der Not der 
Landbevölkerung konfrontiert wurde und diese durch Gründung diverser Wohltätigkeitsver-
eine zu lindern versuchte. Da das karitative Wirken Dritter allein nicht als ausreichend emp-
funden wurde, entwickelte Raiffeisen die Idee der Selbsthilfe, nach welcher bereits in den 
1860er Jahren zahlreiche Darlehenskassen gegründet wurden, die Darlehen an einfache Leu-
te zu tragbaren Konditionen vergeben sollten. Bereits in den 1870er Jahren wurden in 
Deutschland Geldausgleichszentralen auf Landesebene sowie eine Generalbank als zentrale 
Geldausgleichsstelle gegründet, was den noch heute erhaltenen dreistufigen Aufbau des 
Raiffeisensektors erklärt (vgl. Konrad/Spicka, 1998, S. 61ff.). 
Der erste Spar- und Darlehenskassenverein nach dem System Raiffeisen in Österreich wurde 
1886 in Mühldorf bei Spitz an der Donau gegründet, bereits zehn Jahre später gab es über 
600 davon auf österreichischem Gebiet. Bei Gründung einer solchen Genossenschaft wurden 
von staatlicher Seite 250 Gulden Anfangssubvention gewährt, die Regierung wollte dadurch 
die schlechte Lage der Landwirtschaft verbessern. Dieser große staatliche Einfluss wurde von 
den Schulze-Delitzsch Genossenschaften stark kritisiert, da dies ihrer Ansicht nach dem 
Selbsthilfeprinzip widersprach (vgl. Konrad/Spicka, 1998, S. 74f.). 1898 wurde der Allgemeine 
Verband für das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen in Österreich gegründet, das 
Revisionsgesetz von 1903 verstärkte allgemein das Vertrauen in die Genossenschaften (vgl. 
Konrad/Spicka, 1998, S. 74). 1877 gründeten die Raiffeisen-Genossenschaften in Deutsch-
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land den Anwaltschaftsverband ländlicher Genossenschaften, der die einzelnen Genossen-
schaften in rechtlichen und wirtschaftlichen Fragen beraten, die Interessensvertretung 
wahrnehmen sowie als Revisionsorgan fungieren sollte. Ihm waren bis 1888 bereits 400 Ge-
nossenschaften beigetreten (vgl. Konrad/Spicka, 1998, S. 63).  
Die Raiffeisenkassen in Österreich befanden sich zu Beginn des ersten Weltkrieges in einer 
gesunden wirtschaftlichen Situation, investierten die Spareinlagen dann aber in hochverzins-
te Kriegsanleihen und waren nach dem Krieg massiv geschwächt, sie verloren in ganz Öster-
reich rund eine Milliarde Kronen. Im Jahr 1926 brach die Zentralbank der deutschen Sparkas-
sen in Wien zusammen, die einen bedeutenden Teil der Raiffeisengelder verwaltete. Die 
Einlagen der Raiffeisenkassen wurden dank einer Staatsgarantie gerettet, die Mittel mussten 
aber an einen Garantiefonds zurückbezahlt werden (vgl. Konrad/Spicka, 1998, S. 75f.). Um in 
Zukunft die Geldüberschüsse der Raiffeisenbanken selbst zu sammeln bzw. Zugang zum 
Geldmarkt zu erhalten, wurde 1927 die Girozentrale der österreichischen Genossenschaften 
gegründet. In der Boomphase der 1950er Jahre wurden nach und nach Sonntags- oder 
Mehrtageskassen auf Tagesverkehr umgestellt, hauptamtliches Personal angestellt sowie 
Kleinstkassen zu leistungsfähigeren Einheiten fusioniert (vgl. Konrad/Spicka, 1998, S. 76f.). 
Die von Friedrich Wilhelm Raiffeisen ursprünglich als Selbsthilfeorganisation für die bäuerli-
che Bevölkerung vorgesehenen Raiffeisenbanken haben sich somit im Laufe der Jahre zu 
universell tätigen Kreditinstituten entwickelt (vgl. Rothensteiner, 2007, S. 110).  
Das ab 1945 vorherrschende protektionistische Bankenumfeld mit Bewilligungspflicht für die 
Eröffnung von Geschäftsstellen und der gesetzlichen Verankerung des Regionalitätsprinzips, 
also einer Art Gebietsschutz für Regionalbanken innerhalb desselben Sektors, liberalisierte 
sich in den darauffolgenden Jahrzehnten deutlich. 1981 trat die Verpflichtung zur Benen-
nung von zwei Geschäftsleitern pro Bank in Kraft, was auch im Raiffeisensektor zu einer suk-
zessiven Fusionswelle von 1.687 Hauptanstalten im Jahr 1969 auf 557 im Jahr 2007 führte, 
wobei es 2007 immer noch 355 Banken mit weniger als 100 Millionen Euro Bilanzsumme 
gab. All diese Entwicklungen der Rahmenbedingungen führten auch bei Raiffeisen selbst zur 
Diskussion über eine Reform der Dreistufigkeit zumindest auf Ebene der Bundesländer, die 
betriebswirtschaftlichen Kennzahlen und die Kundenzufriedenheit rechtfertigten allerdings 
die damalige Struktur. Vor allem durch die Präsenz auf den Kapitalmärkten entschieden sich 
bis 2007 vier Landeszentralen zur Umwandlung der Gesellschaft in eine Aktiengesellschaft, 
wobei rechtliche und statutarische Begleitmaßnahmen die Grundprinzipien genossenschaft-
lichen Denkens sicherten.  
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Die 1927 als Spitzeninstitut gegründete Raiffeisenzentralbank (RZB) und gleichzeitig letzte 
Stufe im Raiffeisensektor ist heute ein international tätiger Konzern mit Schwerpunkten 
nicht nur in Österreich sondern auch in Osteuropa und Asien. Zum Großteil steht die Bank im 
Eigentum der Raiffeisenlandeszentralen, also der zweiten Stufe. Die RZB konzentriert sich 
auf die 1.000 größten Unternehmen Österreichs, ausgewählte Wachstumsunternehmen und 
multinationale Konzerne. Mit dem beginnenden Fall des Eisernen Vorhangs in Europa 1989 
etablierte sich die Bank in Osteuropa und übernahm 2005 und 2006 Banken in der Ukraine 
sowie in Russland. Der Börsengang der Raiffeisen Bank International, in der sich vor allem 
die Osteuropaaktivitäten des Raiffeisensektors bündelten, war 2005 der bis dahin größte in 
der Geschichte Österreichs, die Emission war rund 22-fach überzeichnet. Mehrheitseigentü-
mer blieb allerdings mit rund 70 Prozent die RZB (vgl. Rothensteiner, 2007, S. 117ff.). 
Die Raiffeisenbanken stellen in Österreich einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar, als Geldge-
ber, Investor, Nahversorger, Arbeitgeber, Kulturträger und Sponsor (vgl. Konrad/Spicka, 
1998, S. 61). „Stärke und Leistungskraft sind das Ergebnis des föderalistischen Aufbaus und 
der dezentralen Organisationsstruktur. Das waren und das sind die Grundlagen des Erfolgs 
der Raiffeisen-Bankengruppe in Österreich auf dem Weg in die Zukunft“ (Konrad/Spicka, 
1998, S. 61). Gemäß Rothensteiner (2007, S. 109) werden nach wie vor die Grundgedanken 
des Genossenschaftswesens hochgehalten, auch Schlagworte wie Konsolidierung, Struktur-
bereinigung oder Shareholder Value und die damit einhergehende Kritik an dezentralen 
Strukturen haben bei Raiffeisen eher zum Gegenteil geführt, nämlich zum Erfolg trotz oder 
gerade wegen des Bewusstseins und aktiven Lebens der eigenen Struktur. Die Menschen 
suchen in Zeiten von Globalisierung und der Auflösung traditioneller gesellschaftlicher 
Grundwerte Unternehmen, die neben notwendigem Gewinnstreben auch gesellschaftspoli-
tische Verantwortung für die Region und die Menschen wahrnehmen. Grundwerte wie Soli-
darität, Subsidiarität und Regionalität beeinflussten die Raiffeisengruppe dabei positiv. 
Die Marke Raiffeisen definiert sich laut Rothensteiner (2007, S. 110f.) unter anderem über 
Kundennähe und persönliche Beratung, unabhängige lokale Geschäftsleiter mit entspre-
chender Kundenkenntnis sowie Kenntnis der Region, zahlreiche Kunden, die gleichzeitig Mit-
glieder sind, Partnerschaft für die Klein- und Mittelbetriebe sowie eine aktive Wahrnehmung 
der sozialen und wirtschaftspolitischen Rolle. Dazu kommt eine besondere Sicherheit der 
Einlagen zum einen durch die gesetzliche Einrichtung, zum anderen durch zwei freiwillige 
Sicherungseinrichtungen des Raiffeisensektors auf Landes- und Bundesebene (vgl. Rothen-
steiner, 2007, S. 114f.). Der dreistufige Aufbau der Gruppe mit den lokalen Raiffeisenbanken 
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an der Spitze als Eigentümer der neun Raiffeisenlandeszentralen, die für den Liquiditätsaus-
gleich, die Beratung der lokalen Banken sowie die Betreuung der größeren Kommerzkunden 
zuständig sind und die auch Aufgaben im Wertpapiergeschäft übernehmen, sowie der Raiffe-
isenzentralbank als Spitzeninstitut, wurde immer wieder von außen in Frage gestellt und 
musste sich an sich ändernde rechtliche Rahmenbedingungen anpassen (vgl. Rothensteiner, 
2007, S. 111f.). Im Jahr 2017 wurde die Raiffeisenzentralbank mit ihrer Osteuropa-Tochter 
Raiffeisenbank International (RBI) fusioniert (vgl. Exner, 2017, S. 126). 
Um es den lokalen Banken zu ermöglichen, im Sinne des Allfinanzprinzips alle Arten von 
Bankdienstleistungen anzubieten, verfügt die Gruppe über eine Reihe von Spezialinstituten 
von der Bausparkasse über eine Kapitalanlagegesellschaft, die Raiffeisen Versicherung bis 
hin zur Raiffeisen Centrobank als Investmentbank, welche Leistungen nach dem Subsidiari-
tätsprinzip den einzelnen Banken zur Verfügung stellen (vgl. Rothensteiner, 2007, S. 116f.). 
Zusammengefasst versuchte die Raiffeisengruppe also in den vergangenen Jahren mittels 
Aufrechterhaltung ihrer dezentralen Struktur die Stakeholder durch Kenntnis der Bedürfnis-
se in den jeweiligen Regionen gemäß den Grundprinzipien des Sektors zu betreuen. 
2.1.3. Volksbankensektor 
Der 1808 in Delitzsch nahe Leipzig geborene Rechtsgelehrte und Politiker Hermann Schulze-
Delitzsch gilt als wesentlicher Ideengeber der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. 
Um auf den Kostendruck durch neu entstehende Fabriken reagieren zu können, realisierte er 
Einkaufsgenossenschaften der selbstständigen Handwerksmeister und später auch Vor-
schusskassen und Kreditvereine als Vorläufer der heutigen Kreditgenossenschaften, die auf 
den Prinzipien der Solidarhaftung und der eigenen Kapitalbildung durch Geschäftsanteile 
beruhten, es folgten auch Verkaufsgenossenschaften. Die Bildung von Produktivgenossen-
schaften, bei denen die Mitglieder gleichzeitig die Mitarbeiter sind, war die Krönung seines 
volkswirtschaftlichen Gebildes und aus Schulzes Sicht die Lösung der sozialen Frage (vgl. Ho-
finger, 1998, S. 224ff.).  
Nachdem das Ackerbauministerium das bereits im deutschen Rheinland praktizierte Raiffei-
sensystem in Österreich durch Subvention bei Gründung zu fördern begann, da es der An-
sicht war, die Schulze-Delitzsch Vorschussvereine würden und könnten zu wenig für die 
Landwirtschaft tun, war hier entsprechendes Konfliktpotenzial gegeben. Die Schulze-
Delitzsch-Kassen warfen dem System Raiffeisen vor, Staatshilfe und damit auch Staatskon-
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trolle gegenüber dem Selbsthilfegedanken zu bevorzugen, an dem sie selbst eisern festhiel-
ten (vgl. Brazda/Todev, 2001, S. 90). 
Nach dem Ersten Weltkrieg beteiligten sich die Schulze-Delitzsch Genossenschaften im Ge-
gensatz zu anderen Banken nicht an damals gängigen Spekulationsgeschäften sondern führ-
ten ihr konservatives Geschäftsmodell fort, weshalb es hier im Gegensatz zum Sektor der 
Banken und Bankiers keine nennenswerten Zusammenbrüche gab (vgl. Schediwy, 2001, S. 
134ff.). Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die gewerblichen Kreditgenossenschaften nach 
dem Schulze-Delitzsch-System politisch nie besonders gut vernetzt waren, dennoch haben 
sie die schwierigen Jahre der Zwischenkriegszeit durch Einhaltung ihrer Grundprinzipien in 
beeindruckender Weise gemeistert (vgl. Schediwy, 2001, S. 140). Ihre Ertragssituation wurde 
durch die Aufnahme von Geschäften, die bisher vorwiegend von Aktienbanken betrieben 
wurden, verbessert, zusätzlich wurde auch mit bis dahin verpönter Eigenwerbung begonnen, 
um neue Mitglieder zu gewinnen. Insbesondere nach der Gründung einer unabhängigen ge-
nossenschaftlichen Zentralkasse galt die Devise, kein Geld den Spekulationsbanken zur Ver-
fügung zu stellen, sondern eben ausschließlich der Zentralkasse, die für den Liquiditätsaus-
gleich zu sorgen hatte (vgl. Schediwy, 2001, S. 146ff.). 
Während des Zweiten Weltkrieges waren die Volksbanken in der deutschen Genossen-
schaftsorganisation aufgegangen, konnten aber nach dem Krieg rasch wieder fortgeführt 
werden (vgl. Hofinger, 2007, S. 66). Während der Bankenrationalisierung 1941 wurden 66 
gewerbliche Kreditgenossenschaften auf Anordnung des Reichsaufsichtsamtes aufgelöst, 
weil eine Überbesetzung im Kreditapparat festgestellt wurde (vgl. Todev/Brazda, 2001, S. 
326). Ende 1945 gab es 189 Volksbanken, davon 20 in Liquidation, 1936 waren es noch 379 
gewesen. Aufgrund einer starken staatlichen Reglementierung des Kreditwesens in den 
Folgejahren und einer gewissen Skepsis seitens des Genossenschaftsverbandes hinsichtlich 
Gründungsabsichten sollte sich die Anzahl an Volksbanken auch nicht wieder erhöhen (vgl. 
Hofinger, 2007, S. 67). 
Mitte der 1960er Jahre begannen alle Kreditinstitute, sich von ihren traditionellen Markt-
segmenten und Kundenschichten zu lösen und sich zu Universalbanken zu entwickeln (vgl. 
Todev/Brazda, 2001, S. 311f.). Durch ein zu langes Festhalten an traditionellen Strukturen 
(vgl. Todev/Brazda, 2001, S. 313) und auch durch den in den 1960er Jahren wichtigen und 
von den Volksbanken erst sehr spät in Angriff genommenen Aufbau eines weitverzweigten 
Filialnetzes zur Betreuung des Kundenkreises der Lohn- und Gehaltsempfänger (vgl. 
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Todev/Brazda, 2001, S. 354) gerieten die Volksbanken ab den 1970er Jahren in eine existen-
zielle Sinnkrise sowie eine Krise der ökonomischen Existenz (vgl. Hofinger, 1998, S. 241). 
In Zeiten der Genehmigungspflicht neuer Bankplätze nahmen die Volksbanken die Haltung 
ein, dass sie Neueröffnungen nur angepasst an den Bedarf des Gewerbestandes vor allem an 
Verkehrsknotenpunkten, Gerichtsplätzen und in Städten mit entsprechender Bevölkerungs-
zahl vorantreiben würden. Hier würde dann auch einem neu zu gründenden Geldinstitut der 
Vorzug vor einer Filiale gegeben, da eine Volksbank der Mitarbeit und Trägerschaft jener 
Kreise bedarf, die sie dann letztlich wirtschaftlich auch fördern soll (vgl. Todev/Brazda, 2001, 
S. 359f.). Insbesondere Anfang der 1970er Jahre kehrte sich dieser Grundsatz allerdings um, 
um das Filialnetz und die Marktpräsenz schneller ausbauen zu können (vgl. Todev/Brazda, 
2001, S. 394). 
Schon Anfang der 1960er Jahre litt der Volksbankensektor an Orientierungsproblemen, da er 
immer noch einen Sonderstatus aufgrund seiner Hilfsidee in Zeiten von Kreditnöten für sich 
beanspruchte, und insbesondere mit den Themen Einlagenwerbung und Wandel zur Univer-
salbank im Vergleich zu anderen Sektoren wenig anzufangen wusste (vgl. Todev/Brazda, 
2001, S. 377). Mitte der 1960er Jahre bildete die Hereinnahme von Einlagen immer noch die 
Grundlage für die satzungsmäßige Aufgabe der Volksbanken, nämlich die Versorgung ihrer 
Mitglieder mit Krediten, allerdings wurde die Bedeutung der Mitgliedschaft für die Einzelper-
son durch Ausbreitung des modernen Bankbetriebs auf weite Bevölkerungskreise zusehends 
geringer. Weitere Mittel zur Kreditgewährung waren das durch die Genossenschafter und 
ihre Zeichnung von Geschäftsanteilen aufgebrachte Eigenkapital sowie deren zusätzliche 
Haftung auf ein Zwei- oder Mehrfaches sowie die gebildeten Rücklagen (vgl. Todev/Brazda, 
2001, S. 385f.). 
Im Jahr 1967 begannen sich die gewerblichen Kreditgenossenschaften in Richtung eines ge-
meinsamen Marktauftrittes unter dem Namen Volksbank zu bewegen, 1966 trugen von 148 
Banken 14 das Wort Volksbank noch nicht im Firmenwortlaut und hießen aus Tradition noch 
Handels- und Gewerbebank, Spar- und Vorschusskasse etc. Der Verband forderte zudem von 
seinen Mitgliedsbanken eine stärkere Ausrichtung als Universalbank und eine Ausweitung 
des traditionellen Kundenkreises (vgl. Todev/Brazda, 2001, S. 390f.). 
Schon Mitte der 1970er Jahre begann in den Volksbanken ein Diskussionsprozess, der sich im 
Wesentlichen mit Kreditausfällen bei einzelnen Volksbanken durch unsachgemäße Ge-
schäftsführung befasste, welche durch die Solidarhaftung über eine Art Gemeinschaftsfonds 
letztlich von allen Volksbanken abzufangen waren, was einige kapitalschwache Volksbanken 
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auch wieder vor Probleme stellte. Nicht zu vergessen ist dabei die negative mediale Wirkung 
solcher Problemfälle (vgl. Todev/Brazda, 2001, S. 434f.). Jedenfalls versuchten sich damals 
einige kleine Institute in Geschäftsfeldern, in denen sie keine Erfahrung hatten, und verlie-
ßen in betragsmäßig zu hohen Dimensionen die Stammregion der Bank, in der sie durch per-
sönliche Kenntnisse einen Wissensvorsprung hatten (vgl. Hofinger, 2007, S. 73f.). Die Turbu-
lenzen in dieser Zeit führten nicht nur zu einigen Änderungen in der Besetzung des 
Verbandes sowie in der damaligen Zentralkasse der Volksbanken, es etablierte sich auch im 
Jahr 1973 das „Komitee zur Wahrung des Geistes Schulze-Delitzsch in den Organisationen 
des gewerblichen Genossenschaftswesens in Österreich und zur Aufrechterhaltung der 
Selbstständigkeit derselben“. Die Mitglieder blieben anonym und kommunizierten ihre kriti-
sche Auseinandersetzung mit den damaligen Veränderungen über Rundschreiben nach au-
ßen, die aber nicht destruktiv sondern von einer positiven Überzeugung getragen waren und 
möglicherweise auch einen Grundstein für die Etablierung einer subsidiären Ausrichtung des 
Verbundes von unten nach oben waren (vgl. Hofinger, 2007, S. 75). Das Kreditwesengesetz 
von 1979 machte die Bestellung von zwei hauptamtlichen Vorständen im Sinne des Vier-
Augen-Prinzips obligat, es brachte daneben auch eine Begrenzung der Großkredite und die 
Zweigstellenliberalisierung mit sich, was in Summe vor allem kleine Kreditgenossenschaften 
nachhaltig beeinflusste und Fusionen förderte (vgl. Todev/Brazda, 2001, S. 420f.). Dies führte 
zu Beginn der 1980er Jahre auch im Volksbankensektor zu einer gezielten Fusionspolitik und 
damit zu einer deutlichen Reduktion der Hauptanstalten, dieselben Tendenzen waren auch 
im Raiffeisen- und im Sparkassensektor zu beobachten (vgl. Todev/Brazda, 2001, S. 425ff.). 
Grundsätzlich befinden sich die Volksbanken aktuell nicht zum ersten Mal in schwerwiegen-
den Turbulenzen. Zwischen 1975 und 1985 befand sich der Volksbanken-Verbund in einer 
Krise des Selbstverständnisses, der Sinnhaftigkeit und der ökonomischen Existenz. Diese Kri-
se wurde damals als Chance wahrgenommen und mit der Erarbeitung eines Sektorkonzeptes 
beantwortet, durch das Doppelgleisigkeiten insbesondere zwischen dem Österreichischen 
Genossenschaftsverband (ÖGV) und dem Spitzeninstitut ÖVAG bereinigt wurden. Das Kon-
zept war von der Marktstrategie und der Unternehmensphilosophie abhängig und stellte auf 
eine Richtgröße von 60 bis 90 Mitarbeiter ab, was zu einer Strukturbereinigung zwischen 
1979 und 1995 von 162 Volksbanken auf 79 führte (vgl. Hofinger, 1998, S. 241f.). Dagegen 
gab es zum 31.12.1996 noch 688 selbstständige Raiffeisenbanken. Aber auch deren Anzahl 
ist seit dem Jahr 1955 mit 1.753 Banken deutlich zurückgegangen, da zur Erreichung leis-
tungsfähigerer Betriebsgrößen sowie basierend auf legistischen Einflüssen Fusionierungen 
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durchgeführt wurden. Eine wichtige Komponente dabei war allerdings das Prinzip der räum-
lichen und personellen Überschaubarkeit. Zusammenschlüsse vermitteln den Mitgliedern 
zwar oft Vorteile größerer Einheiten, es kann allerdings das Problem des Verlusts der Über-
schaubarkeit eintreten, was der genossenschaftspolitischen Idealvorstellung widerspricht 
(vgl. Konrad/Spicka, 1998, S. 68). Das horizontale Strukturkonzept der Volksbanken sollte aus 
Lokalbanken Regionalbanken machen, um zum einen die Überschaubarkeit der regional ver-
ankerten, selbstständigen Volksbanken zu sichern, zum anderen aber auch eine Größenord-
nung zu erreichen, in der Stabstellen leistbar werden, was für die Erfüllung des Förderauf-
trags als wichtig erachtet wurde (vgl. Todev/Brazda, 2001, S. 443). Von Bedeutung war, dass 
bei diesem Konzept auf einen wirtschaftlich homogenen Raum, der ein Heimatgefühl vermit-
telt, Bedacht genommen wurde (vgl. Brazda et al., 1997, S. 323). In der von den Volksbanken 
am Verbandstag 1985 in Schladming gefassten Resolution kam zum Ausdruck, dass der Sek-
tor wieder an sich glaubte und sich selbst helfen werde (vgl. Hofinger, 2007, S. 76f.). Dass 
sich der Volksbankensektor in den 1980er Jahren nicht nur dem Vernehmen nach sondern 
tatsächlich in einer Krise befand, belegen einige Zahlen. Gemäß Hofinger (2007, S. 78f.) er-
reichte der Sektor 1985 nur ein Betriebsergebnis von 0,4 Prozent der Bilanzsumme, das Ver-
hältnis von Verwaltungs- zu Betreuungsaufwand betrug 65 zu 35 Prozent. Als Ziel wurde eine 
Umkehr dieses Verhältnisses festgelegt, was von den meisten Volksbanken mittelfristig auch 
erreicht wurde. Als Richtwert beim Betriebsergebnis in Prozent der Bilanzsumme wurde eins 
ausgegeben, was von manchen Geschäftsleitern nicht als Vision sondern als Illusion angese-
hen wurde, dennoch wurde es schon im Jahr 1989 erreicht (vgl. Hofinger, 2007, S. 78f.). Die 
Unterkapitalisierung und die Uneinigkeit innerhalb des Sektors bzw. auch zwischen Spitzen-
institut und Verband ließ Mitte der 1980er Jahre allerdings auch Übernahmegelüste der Raif-
feisenzentrale sowie der Sparkassen, der Girozentrale und der Creditanstalt laut werden, 
gegen die es eben auch entsprechende Maßnahmen zu ergreifen galt (vgl. Todev/Brazda, 
2001, S. 436f.). Unter der Verbandspräsidentschaft von Werner Eidherr wurde 2001 nach 
dem Erreichen früher festgelegter Ziele wie einem nachhaltigen Betriebsergebnis von einem 
Prozent der Bilanzsumme und solider Eigenmittelausstattung eine Wachstumsstrategie be-
schlossen, und zwar organisch sowie durch Zukäufe. 2005 übernahm die ÖVAG die Invest-
kredit-Gruppe mit den Geschäftsfeldern Kommerzkunden, Kommunalfinanzierungen und 
Immobilien, die beiden letzteren wurden durch die Kommunalkredit Austria bzw. die Euro-
polis Real Estate Asset Management GmbH abgewickelt (vgl. Hofinger, 2007, S. 65). Hofinger 
schreibt 2007 (vgl. S. 92), dass mit dem Erwerb der Investkredit-Gruppe nicht nur ein histori-
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scher Schritt gelungen sei, sondern auch ein wichtiger Schritt zur Sicherung der Selbständig-
keit und Unabhängigkeit der Volksbanken. Die rasche Integration der Neuerwerbungen hätte 
dem Sektor kaum jemand zugetraut, die regionalen Volksbanken seien geschlossen hinter 
dem Spitzeninstitut ÖVAG gestanden (vgl. Karner, 2006, S. 2). Neben dem Kraftakt der Kapi-
talaufbringung für den Erwerb der Investkredit-Gruppe sei es nicht minder wichtig gewesen, 
die Steuerung des Sektors durch die Primärstufe zu erhalten (vgl. Hofinger, 2006, S. 2). 
Von der Volksbanken-Gruppe ab dem Jahr 2006 finanziert wurden nach wie vor Private, 
Klein- und Mittelbetriebe und durch den Erwerb der Investkredit verstärkt auch Großunter-
nehmen sowie die staatliche Infrastruktur durch die Kommunalkredit (vgl. Hofinger, 2007, S. 
93). 
Gemäß Brazda (2001, S. 4) konnte die Krise des Volksbankensektors Mitte der 1980er Jahre 
zwar aus eigener Kraft bewältigt werden, sie entstand jedoch aus der nicht immer konse-
quenten Umsetzung der Organisations- und Geschäftsprinzipien Schulze-Delitzschs. Wie weit 
das aktuelle Strukturkonzept der Volksbanken, das durch eine neuerliche Krise des Sektors 
ab dem Jahr 2008 erst notwendig wurde, Synergieeffekte hervorzubringen vermag, wird die-
se Arbeit zeigen. 
2.1.4. Entwicklung des nicht genossenschaftlichen Bankwesens in Österreich 
2.1.4.1. Bank für Arbeit und Wirtschaft (BAWAG) 
Der spätere österreichische Staatskanzler Karl Renner gründete 1912 den Kreditverband der 
österreichischen Arbeitervereinigungen, der 1922 in die Arbeiterbank umgewandelt wurde 
und den Arbeitern die Benützung kapitalistischer Bankinstitute ersparen sollte. Nach ihrer 
Auflösung noch vor dem Zweiten Weltkrieg wurde die Arbeiterbank im Jahr 1947 wieder 
gegründet und 1963 in Bank für Arbeit und Wirtschaft (BAWAG) umbenannt. Das Institut 
verstand sich als die Bank des kleinen Mannes, die Passivseite der Bilanz setzte sich vorwie-
gend aus Spareinlagen zusammen. Im Kreditbereich spielten vor allem die Betriebsratskredi-
te eine Rolle, die über die Betriebsräte in den Unternehmen vergeben wurden, welche wie-
derum die finanziellen Verhältnisse der Mitarbeiter besonders gut kannten, wodurch sich 
auch das Kreditrisiko minimierte. Ab 1987 engagierte sich die Bank unter der Leitung von 
Walter Flöttl allerdings zunehmend in spekulativen Karibik-Investments, die bis 1994 gute 
Gewinne abwarfen (vgl. Frasl, 2007, S. 48ff.).  
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Die BAWAG expandierte später kräftig und kaufte Banken in der Slowakei sowie in Tschechi-
en, die Höhepunkte waren allerdings die Teilübernahme der Österreichischen Postsparkasse 
(PSK) im Jahr 2000, die vollständige Übernahme im Jahr 2003 und damit der Aufstieg zur 
drittgrößten Bankengruppe Österreichs, die ab 2005 unter der neuen Marke BAWAG-PSK 
auftrat. 2006 wurde der Öffentlichkeit erstmals bekannt, dass die BAWAG im Jahr 2000 nach 
erfolglosen Spekulationsgeschäften kurz vor der Insolvenz gestanden war, diese Verluste 
allerdings in zahlreichen Scheingesellschaften und Stiftungen versteckt wurden und an diese 
wiederum Kredite vergeben wurden. Nachdem im Jahr 2000 die Wirtschaftsprüfer Garantien 
für die Werthaltigkeit der Kredite an diverse Gesellschaften verlangten, verwendete die da-
malige Führung des Österreichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB) sowie der BAWAG, ohne 
Information der zuständigen Gremien, den aus Gewerkschaftsbeiträgen gespeisten Streik-
fonds des ÖGB als Besicherung. Nachdem das Finanzdebakel ans Licht kam brauchte die 
BAWAG am Ende eine Garantieerklärung der Republik Österreich über 900 Mio. Euro, um 
überhaupt eine ordnungsgemäße Bilanz für das Jahr 2005 erstellen zu können. Es folgten 
personelle Konsequenzen im ÖGB sowie eine umfassende Aufarbeitung des Skandals in den 
nächsten Jahren (vgl. Frasl, 2007, S. 51ff.). Am 15. Mai 2007 verkaufte der ÖGB die BAWAG 
an die US-Investmentgesellschaft Cerberus für 3,2 Mrd. Euro. Nicht nur, dass ausgerechnet 
an eine von den Gewerkschaften verhasste Investmentfirma, umgangssprachlich eine Heu-
schrecke, verkauft werden musste, die BAWAG als wirtschaftliche Säule und Symbol für 
Macht und Einfluss des ÖGB ging damit verloren (vgl. Frasl, 2007, S. 47). 
2.1.4.2. Österreichische Postsparkasse (PSK) 
Am 12. Jänner 1883 öffnete das kaiserlich-königliche (k. k.) Postsparcassen-Amt erstmals 
seine Schalter (vgl. Dobretsberger, 2007, S. 29). Die Österreichische Postsparkasse wurde 
demnach zunächst als Amt und damit Teil des k. k. Handelsministeriums gegründet, um Ein-
lagen des Kleinbürgertums entgegenzunehmen, für die der Staat garantierte. Während des 
Zweiten Weltkrieges ging die Bank in der Deutschen Reichspost auf, wurde 1945 allerdings 
wieder als Amt errichtet und erst 1969 in eine Körperschaft öffentlichen Rechts umgewan-
delt (vgl. Kothbauer, 2007, S. 97). Die Postsparkasse war damit zunächst eine Dienststelle 
des Bundesministeriums für Finanzen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, die Mitarbeiter so-
mit öffentliche Bedienstete, der Staat haftete zudem für die Einlagen, dies übrigens bis zur 
Fusionierung mit der BAWAG im Jahr 2000. Außerdem wurde eine zentralistisch ausgerichte-
te Verwaltungsform installiert, der gesamte Betrieb sollte von einem einzigen Ort aus mög-
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lich sein, um Kostenvorteile vor allem im Zahlungsverkehr zu erzielen (vgl. Dobretsberger, 
2007, S. 34f.). Insbesondere im Bereich des Zahlungsverkehrs war die PSK sowohl Markt- als 
auch Kostenführer. Die Technologieführerschaft durch Investition in moderne Systeme führ-
te zu Girokontokosten von ca. 40 Prozent unter dem österreichischen Durchschnitt, der 
Marktanteil im Zahlungsverkehr lag bei 20 Prozent (vgl. Kothbauer, 2007, S. 100).  
Aufgrund der Haftungsverpflichtungen der Republik Österreich wurde der PSK allerdings 
keine Vollbankkonzession erteilt, wodurch auch das für andere Banken ertragsbringende 
Zinsdifferenzgeschäft für die Postsparkasse kaum möglich war, die Einnahmen mussten also 
aus Gebühren kommen (vgl. Dobretsberger, 2007, S. 30f.). Dieser Umstand wurde 1976 
durch den Aufkauf der Appell-Kundenkredit Teilzahlungsbank Genossenschaft behoben, die 
später in Bank der Österreichischen Postsparkasse AG umfirmiert wurde und verschiedene 
Allfinanzgeschäfte für die PSK abwickelte (vgl. Dobretsberger, 2007, S. 34f.). 
Zunächst beschränkte aber das PSK-Gesetz aus dem Jahr 1969 die Aktivitäten der Bank deut-
lich, weshalb verschiedenste Interpretationsspielräume genutzt wurden, um sowohl in den 
Bereichen Privatkundengeschäft, Treasury, Zahlungsverkehr als auch im Kommerzgeschäft 
Fuß zu fassen. Zu den Hauptvertriebskanälen zählten zunächst die über 2.300 Postämter 
sowie später zusätzlich Telefon und Internet (vgl. Kothbauer, 2007, S. 98f.). Wesentlicher 
Pfeiler des Privatkundengeschäfts der PSK war die Post, da die PSK als einzige Bank über kein 
eigenes und von ihr vollständig steuerbares Vertriebsnetz verfügte. Am 1. November 1997 
mündete diese langjährige Zusammenarbeit mit der Post in einen langfristigen Kooperati-
onsvertrag zwischen den Unternehmen Österreichische Postsparkasse AG und Post und Te-
lekom Austria AG (vgl. Kothbauer, 2007, S. 105). 
Im Jahr 2000 wurde die staatliche Österreichische Postsparkasse um den damals als gewaltig 
erachteten Preis von 18 Milliarden Schilling an die BAWAG verkauft, wobei die Volksbanken 
in diesem Prozess bis zum Schluss mitgeboten hatten und letztlich nur knapp unterlegen 
waren (vgl. Kothbauer, 2007, S. 98).  
2.1.4.3. Österreichische Länderbank 
1880 wurde unter französischer Mitwirkung die Länderbank gegründet, welche in weiterer 
Folge eine wichtige Rolle bei der Finanzierung der im 19. Jahrhundert noch jungen Balkan-
staaten sowie bei der städtebaulichen Erweiterung Wiens spielte. Der verlorene Erste Welt-
krieg sowie die folgende Inflation machte der Länderbank wie allen anderen Banken stark zu 
schaffen, sie ging dabei in französisches Eigentum über und verlegte ihren Hauptsitz nach 
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Paris, wurde aber noch immer als österreichische Großbank angesehen. Sie überstand in 
dieser Konstruktion auch die Weltwirtschaftskrise der 1920er und 1930er Jahre ohne Staats-
hilfe in Anspruch nehmen zu müssen. Im Zweiten Weltkrieg wurde sie unter Verwaltung der 
Dresdner Bank gestellt und musste die Einlagen der Sparer zur Investition in Anleihen des 
Deutschen Reiches verwenden (vgl. Drennig, 2007, S. 21f.). 
Im Jahr 1946 wurde deutsches Eigentum, wozu auch die Länderbank zählte, verstaatlicht, 
eine Teilprivatisierung folgte später und brachte eine Verbreiterung der Aktionärsbasis. Nach 
dem Krieg wurde die Länderbank neben der Creditanstalt eine der führenden Industriefinan-
ziererinnen des Landes, allerdings wurde dabei kein Wert mehr auf das Privatkundenge-
schäft gelegt. Dieser Umstand sowie unglückliche Eingriffe des Staates in die Personalpolitik 
der Bank und folglich nicht ausreichend qualifizierte Mitarbeiter in Schlüsselpositionen läu-
teten die Probleme in den 1980er Jahren ein. Durch massive Schwierigkeiten bei zwei Groß-
kunden, die bis dahin als außerordentlich stabil galten, was zu einer völligen Fehleinschät-
zung des Risikos führte, kam die Bank selbst in Turbulenzen und benötigte schließlich 
Staatshilfe und Zuschüsse. Einem neuen Vorstand gelang es Mitte der 1980er Jahre die Bank 
zu stabilisieren (vgl. Drennig, 2007, S. 23f.). 
Die Veränderung des wirtschaftlichen Umfelds in den 1980er Jahren, die Erkenntnis, dass 
Österreich „overbanked“ sei und die international vergleichsweise geringe Bedeutung der 
österreichischen Kreditwirtschaft veranlasste die dominanten politischen Kräfte SPÖ und 
ÖVP über die Fusion der Zentralsparkasse mit der Länderbank sowie über eine Fusion der 
Creditanstalt mit der Ersten Österreichischen Sparkasse nachzudenken. Nach Feststellung 
deutlicher Synergien durch eine Fusion und entsprechendem politischen Willen fusionierten 
Zentralsparkasse und Länderbank 1991 zur weiterhin dem sozialdemokratischen Lager zuzu-
rechnenden Z Länderbank Austria AG, die Fusion der dem bürgerlichen Lager zuzurechnen-
den Creditanstalt und der Ersten Österreichischen Sparkasse scheiterte am Unwillen in den 
Instituten selbst. Grundsätzlich kann das Einwirken der Politik in allen genannten Fällen aber 
als unglücklich bezeichnet werden, was auch immer wieder zur Abwanderung von Kunden 
führte (vgl. Drennig, 2007, S. 25ff.).  
2.1.4.4. Creditanstalt (CA) 
Die nach dem Zweiten Weltkrieg in Staatseigentum übergegangene Creditanstalt stand über 
mehrere Jahrzehnte unter dem Einfluss des Parteienproporzes, wonach die Bestellung von 
Vorständen nach einer Aufteilung zwischen den traditionellen Großparteien ÖVP und SPÖ 
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erfolgte. Allerdings hielt sich der weitere Einfluss auf das laufende Geschäft durch die Politik 
dabei in Grenzen (vgl. Schmidt-Chiari, 2007, S. 125ff.). Die CA als traditionelle Finanziererin 
von Großunternehmen wagte nach und nach auch den Einstieg ins Privatkundengeschäft, 
um Einlagen hereinzunehmen und so ihre Abhängigkeit vom Geldmarkt, also von Ausleihun-
gen beim Sparkassen- und Raiffeisensektor zu reduzieren. Aufgrund eines Mangels an Filia-
len und der Tatsache, dass in Österreich Filialgründungen sehr lange stark reglementiert wa-
ren, mussten andere Absatzwege wie der mobile Vertrieb und später das Electronic Banking 
forciert werden, welche aber teilweise die Produktivität der im gleichen Einzugsgebiet gele-
genen Filialen übertrafen (vgl. Schmidt-Chiari, 2007, S. 130). Die CA war mit etlichen Beteili-
gungen und Tochtergesellschaften frühzeitig im Ausland aktiv und erkannte ähnlich wie die 
Raiffeisenzentralbank (RZB) die Chancen für österreichische Banken in Osteuropa nach dem 
Fall des Eisernen Vorhangs (vgl. Schmidt-Chiari, 2007, S. 131ff.). Durch Ausfälle bzw. Restruk-
turierungen bei ihren zahlreichen Industriebeteiligungen war aber auch die CA bereits auf 
eine Hilfestellung des Staates angewiesen (vgl. Schmidt-Chiari, 2007, S. 136). Mit dem Priva-
tisierungsgesetz von 1991 wurde der Bundesfinanzminister dazu ermächtigt, die CA sowie 
die Länderbank unter Wahrung nationaler Interessen und nach den Möglichkeiten des Kapi-
talmarktes zu veräußern (vgl. Schmidt-Chiari, 2007, S. 139f.). Über mehrere Jahre wurde ver-
sucht, Investoren bzw. Konsortien für eine Übernahme der ÖVP-nahen CA zu finden, 1997 
erfolgte dann der Verkauf an die der SPÖ-Einflusssphäre zuzurechnenden Bank Austria, der 
wegen dieses politischen Gegensatzes zunächst wörtlich als Karnevalsscherz abgetan und 
von Vorstand und Mitarbeitern der CA bekämpft wurde. Obwohl der Zusammenschluss zu-
nächst als zukunftssichernde Transaktion anmutete, erfolgte schon drei Jahre später der 
Verkauf und folglich die Eingliederung in die deutsche Hypo-Vereinsbank, die wiederum bald 
darauf von der italienischen UniCredit übernommen wurde. Die Chance auf eine eigenstän-
dige, von Wien aus geführte CA wurde durch die Nichteinigung der Politik mit anderen Part-
nern wie der Erste Bank, Generali oder der Schweizerischen Kreditanstalt nicht wahrge-
nommen (vgl. Schmidt-Chiari, 2007, S. 141ff.). 
2.1.4.5. Sparkassen 
1819 wurde die erste Sparkasse von einem privaten Verein als erlaubte Gesellschaft nach § 
26 ABGB gegründet, wobei es den Initiatoren um soziale Anliegen und Gemeinnützigkeit ging 
(vgl. Ulrich, 2007, S. 164). „Fabriksarbeiter, Taglöhner, Landmann oder eine sonst gewerbe-
fleissige und sparsame minderjährige oder großjährige Person“ (Ulrich, 2007, S. 164) waren 
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die Kunden, betrieben wurde damals ausschließlich das Spargeschäft. Das Sparkassenregula-
tiv von 1844 war die erste allgemeine Regelung für Sparkassen und enthielt Bestimmungen 
zur Bildung, Einrichtung und Überwachung einer Sparkasse, außerdem erlaubte es auch den 
Gemeinden, Sparkassen unter der Übernahme der Haftung zu gründen. Mit dem Sparkas-
senverwaltungsgesetz von 1935 wurden die Sparkassen Kaufleute und bekamen auch ein 
eigenes Register (vgl. Ulrich, 2007, S. 164f.). 
Die Girovereinigung der österreichischen Sparkassen wurde 1937 zu Zwecken der Einführung 
des Giroverkehrs sowie als Liquiditäts- und Kredithilfezentrale der Sparkassen gegründet und 
nach einer Angleichung an die deutschen Sparkassenverhältnisse während des Zweiten 
Weltkrieges nach Kriegsende als öffentlich-rechtliche Bankanstalt weitergeführt, bis sie 1960 
dann als Girozentrale der österreichischen Sparkassen Aktiengesellschaft ihren Geschäftsbe-
trieb aufnahm. 1990 wurde sie von der Ersten Österreichischen Sparkasse übernommen und 
1991 mit dieser fusioniert (vgl. Taus, 2007, S. 155ff.). Nach dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges folgten Gedanken über die Rechtspersönlichkeit der Sparkassen. Der politische Wille 
war, dass es sich jedenfalls um juristische Personen des Privatrechts handeln sollte, eine Lö-
sung als einfache Aktiengesellschaften war damals allerdings wohl noch nicht vorstellbar, 
wodurch zwar wichtige Grundsätze des Aktienrechts übernommen wurden, letztlich aber 
doch eine eigene Rechtsform entstand (vgl. Ulrich, 2007, S. 164f.). 
1957 kam es durch den Ausfall eines großen Kreditengagements zur beinahe Liquidation der 
Girozentrale, deren Funktion im Sparkassensektor allerdings eine sehr wichtige war. Durch 
das Girozentralegesetz von 1958 konnte diese öffentlich-rechtliche Körperschaft allerdings 
als Aktiengesellschaft unter Beteiligung zweier Sparkassensyndikate unter der jeweiligen 
Führung der beiden Wiener Großsparkassen Erste Österreichischen Sparkasse und Zent-
ralsparkasse weitergeführt werden. Das Gesetz legte auch das halten der Liquiditätsreserve, 
der Mindestreserve sowie der verfügbaren Bargeldbestände bei der Girozentrale für die 
Sparkassen fest (vgl. Ulrich, 2007, S. 168f.).  
Im Sparkassengesetz von 1979 wurde dann festgeschrieben, dass nur Gemeinden sowie 
Sparkassenvereine, die allerdings nicht dem Vereinsgesetz sondern speziellen Bestimmun-
gen unterliegen, Sparkassen gründen können. Das Gesetz schließt zudem Gemeinden, Spar-
kassenvereine sowie sonstige juristische und natürliche Personen von der Beteiligung am 
Vermögen oder Gewinn einer Sparkasse aus (vgl. Ulrich, 2007, S. 174).  
Das Regionalitätsprinzip, das die Sparkasse einer Gemeinde vor Filialgründungen anderer 
Sparkassen in derselben Gemeinde schützt, ging mit dem Sparkassengesetz verloren, ebenso 
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das Prinzip der Gemeinnützigkeit. Allerdings war festgelegt, dass das bei Auflösung oder Ab-
wicklung einer Sparkasse verbleibende Vermögen der Trägergemeinde einverleibt wird und 
für Zwecke der Allgemeinheit zu verwenden ist. Nachdem auch bei Fusion einer Sparkasse 
durch Aufnahme der Sitz- oder Haftungsgemeinde der einbringenden Bank eine Ablösezah-
lung zukommt, haben sich zahlreiche Gemeinden von ihren Sparkassen getrennt, und das 
Geld für diverse Investitionen verwendet (vgl. Ulrich, 2007, S. 181). Im Jahr 2014 gab es noch 
46 eigenständige lokale Sparkassen, die aufgrund der Trägerschaft von Gemeinden oder 
Vereinen oft als eigentümerlos bezeichnet werden (vgl. Maier, 2014, S. 82ff.). 
2.1.4.6. 3 Banken Gruppe 
Bereits 1869 entstand mit der Bank für Oberösterreich und Salzburg (Oberbank) die erste 
selbstständige Aktienbank Österreichs. 1904 folgte die Bank für Tirol und Vorarlberg (BTV) 
und 1922 die Bank für Kärnten und Steiermark (BKS). Die Gründungsinitiative ging bei allen 
drei Banken von größeren Kaufleuten in den jeweiligen Regionen aus, für deren Fremdkapi-
talbedarf die Leistungsfähigkeit der örtlichen Sparkassen und Genossenschaftsbanken nicht 
ausreichte und für die gleichzeitig die Wiener Großbanken zu weit entfernt lagen. Während 
der Weltwirtschaftskrise der 1920er- und 1930er Jahre setzte ähnlich wie nach der Krise 
2008 ein Konsolidierungsprozess in der Finanzbranche ein, der dazu führte, dass die drei 
Regionalbanken in der CA aufgingen. Nach dem Zweiten Weltkrieg besaß die verstaatlichte 
CA zwischen 80 und 95 Prozent an jeder der drei Banken. Nachdem in den 1950er Jahren die 
Befürchtung bestand, dass weite Teile Ostösterreichs bis nach Oberösterreich hinein unter 
den Einfluss der russischen Besatzungsmacht fallen könnten, sollte die 3 Banken Gruppe vor 
dem Zugriff Russlands insofern geschützt werden, als dass die CA nur mehr eine qualifizierte 
Minderheit an jeder hielt, und die Banken selbst an den jeweils anderen in einer Ringbeteili-
gungskonstruktion Anteile innehatten. Allerdings gab es einen restriktiven Syndikatsvertrag, 
der die drei Banken eng an die CA band, welcher allerdings 1984 von den drei Banken ge-
kündigt wurde. Schließlich wurden durch einen Börsengang 1986 Streubesitzaktionäre her-
eingenommen, was den Einfluss der CA weiter reduzierte und in der Folge durch Beteili-
gungsmodelle mit Vertriebspartnern wie der Generali oder Wüstenrot keinen 
beherrschenden Einfluss der CA mehr zuließ (vgl. Penker, 2009, S. 209ff.). Gemäß Penker 
(2009, S. 214f.) war die Unabhängigkeit die einzige Zukunftsvision der Regionalbanken, an-
sonsten wären sie wohl als reine Vertriebseinheiten ohne höherwertige Infrastruktur Teil des 
CA-Konzerns geblieben. Alternativ dazu waren sie 2009 mit 30 Milliarden Euro Bilanzsumme 
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die elftgrößte heimische Bank und konnten ihre historischen Ziele weiter verfolgen. Dabei 
sind sie sowohl eine Alternative zu den Großbanken als auch zu den kleinen Regionalbanken, 
da sie Entscheidungen in der Region fällen und noch direkten Zugang der Kunden zu den 
Entscheidungsträgern zulassen. Das Ziel der drei Banken war nie der Zusammenschluss, al-
lerdings heben sie durch Zusammenarbeit in Bereichen wie EDV oder Dienstleistungen Sy-
nergien (vgl. Penker, 2009, S. 212f.), was durch einen vorsichtigen Expansionskurs ergänzt 
wird. Während der Finanzkrise 2007 und 2008 musste keine Staatshilfe in Anspruch genom-
men werden, was die Nachhaltigkeit dieses regionalen Geschäftsmodells und die Existenzbe-
rechtigung dieser Struktur beweist (vgl. Penker, 2009, S. 215f.). 
Die im Laufe der Jahre aufgegebenen Beteiligungen der CA an den Bundesländerbanken BTS, 
Oberbank und BKS nennt Schmidt-Chiari (2007, S. 135) einen Beweis dafür, dass die immer 
wieder als Begründung für Bankenfusionen genannten Economies of scale durch Nähe zu 
Kunden und Mitarbeitern, kurze Entscheidungswege und hohe Flexibilität mehr als ausgegli-
chen werden können. 
2.1.4.7. Volkskreditbank (VKB) 
Der Oberösterreichische Volkskredit eröffnete als Genossenschaft im Jahr 1873 seinen ers-
ten Bankschalter in Linz. Erst 1934 trat die Bank aufgrund der Einführung eines gesetzlichen 
Verbandszwangs für Bankgenossenschaften dem Österreichischen Genossenschaftsverband 
bei. Im Zuge des Anschlusses Österreichs an Deutschland im Jahr 1938 wurde die Bank in 
Volkskreditbank Oberdonau umbenannt, der gesamte Vorstand wurde ausgetauscht. Die 
nach Kriegsende als Oberösterreichische Volkskreditbank auftretende Bank konnte sich in 
den 1950er Jahren sehr gut entwickeln und ihre Bilanzsumme innerhalb von nur fünf Jahren 
verdoppeln. 1981 brachte die Genossenschaft ihren Bankbetrieb in die Volkskreditbank AG 
ein, die ab diesem Zeitpunkt unter der Bezeichnung VKB in Erscheinung trat und im selben 
Jahr den Volksbankensektor verließ. Die Genossenschaft blieb als Eigentümerin der AG bzw. 
als Verwaltungsgenossenschaft erhalten. 2009 wurde die Bank vom Fachmagazin „The Ban-
ker“ als kapitalstärkste Bank Österreichs gelistet, sie verfügte über 42 Filialen, 560 Mitarbei-
ter und 34.000 Genossenschafter. Die VKB-Bank musste im Gegensatz zum namensverwand-
ten Volksbankensektor nie Staatshilfe in Anspruch nehmen und legt auch entsprechenden 
Wert auf eine Abgrenzung zu den Volksbanken, mit denen sie in keinerlei Verbindung mehr 
steht (vgl. o.V., 2013, S. 2ff.). 
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2.1.4.8. Hypothekenbanken, Spezialbanken und Privatbanken 
Die Hypothekenbanken wurden in den 1850er Jahren geschaffen, um gegen Besicherung 
durch Grundstücke Finanzierungsmittel für Investitionen zur Verfügung zu stellen. Die be-
sondere Sicherheit von Emissionen der Hypothekenbanken eben durch die grundbücherliche 
Besicherung verhalf den Banken dazu, alle Wirtschaftskrisen des 19. und 20. Jahrhunderts zu 
überstehen. Den Kern der Hypothekenbanken bilden die Landeshypothekenbanken, die 
durch das Eingehen strategischer Beteiligungen heute nur mehr zum Teil den einzelnen Bun-
desländern gehören (vgl. Schmidinger, 2007, S. 424f.). Noch im Verbandsbericht der Hypo-
thekenbanken von 2001 sahen sich die Hypos als regionale Universalbanken mit Fokus auf 
den angestammten Wirtschaftsraum, sie betrachteten sich damit als Gegenpol zu europäisch 
und international orientierten Großbanken (vgl. o.V., 2002, S. 19), die späteren Engagements 
am Balkan durch die letztlich notverstaatlichte Kärntner Hypo-Alpe-Adria Bank relativieren 
diese Aussage allerdings. 
Insbesondere in den Bereichen Exportfinanzierung, Bausparen, teilweise aber auch im Be-
reich der Wohnbaufinanzierung bedienen sich nahezu alle Universalbanken vergleichbar mit 
einem Handelsbetrieb gerne der Dienste von Spezialbanken, die hier wiederum de facto die 
Rolle eines spezialisierten Produktionsbetriebes und Zulieferers übernehmen (vgl. Schmidin-
ger, 2007, S. 402). Auf sie soll, ebenso wie auf die Privatbanken und Bankiers nicht mehr nä-
her eingegangen werden, da sie für diese Arbeit aufgrund ihrer Größe und Struktur als kaum 
relevant angesehen werden können. 
2.1.5. Besonderheiten des österreichischen Bankwesens 
Zum besseren Verständnis verschiedener Spezifika der österreichischen Bankenlandschaft 
sowie der vielfältigen und für den weiteren Verlauf dieser Arbeit nicht unbedeutenden poli-
tischen Verstrickungen sollen in den folgenden Zeilen die wesentlichsten historischen Gege-
benheiten und deren nach wie vor vorhandener Einfluss auf das heutige Bankgeschehen 
erklärt werden. 
Zu Beginn des 19. Jahrhunderts war das Geld- und Bankwesen in erster Linie darauf ausge-
legt, Eisenbahnlinien, Exportunternehmen sowie die Industrie zu finanzieren. Die Finanzie-
rung von Privaten sowie Kleingewerbetreibenden war den Sparkassen aufgrund ihrer Sat-
zung nicht möglich, da hier nur bestimmte, eher risikoarme Veranlagungen vorgesehen 
waren, was später durch die Gründung von Vorschusskassen und Kreditvereinen umgangen 
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wurde. Aus der grundlegenden Situation heraus aber entstanden nach und nach die Kredit-
genossenschaften nach dem System Schulze-Delitzsch für den gewerblichen Bereich und 
dem System Raiffeisen für den landwirtschaftlichen Bereich, womit Kreditnehmer nicht 
mehr auf die Privatgeldleihe zu exorbitanten Zinsen angewiesen waren (vgl. Masopust, 2007, 
S. 382). Nach dem Zweiten Weltkrieg war die österreichische Kreditwirtschaft durch klare 
Strukturen und hohen politischen Einfluss geprägt, was sich erst später durch Privatisierun-
gen und die Etablierung des Universalbanksystems verändern sollte (vgl. Lacina, 2007, S. 
463). 
Insbesondere der Sektor der Banken und Bankiers war stark vom Staat beeinflusst. Die größ-
ten Banken des Landes, Creditanstalt sowie Österreichische Länderbank befanden sich zum 
Großteil im Staatsbesitz mit entsprechenden politischen Verstrickungen. Die Creditanstalt 
stand mehrheitlich unter bürgerlichem Einfluss, die Länderbank unter dem der Sozialdemo-
kratie, die Besetzung in Vorstand und Aufsichtsrat erfolgte weitgehend paritätisch, die Vor-
sitzenden der beiden Banken wurden aber den politischen Einflusssphären entsprechend 
besetzt. Mit der Bildung der Bank Austria aus der Zentralsparkasse sowie der Länderbank 
sollte eine Konzentration unter den von den jeweiligen Parteien beeinflussten Banken einge-
leitet werden, die allerdings im bürgerlichen Lager nie vollzogen wurde, da sich die Funktio-
näre der Ersten Österreichischen Sparkasse sowie der Giro-Zentrale nicht auf einen Zusam-
menschluss einigen konnten. Als schließlich bei der Privatisierung der bürgerlich dominierten 
Creditanstalt weder ein externer Investor noch die ebenfalls dem bürgerlichen Lager zuzu-
rechnenden Erste Bank bzw. Raiffeisen, sondern die sozialdemokratische Bank Austria zum 
Zug kam, führte das zu großen politischen Querelen zwischen den langjährigen Regierungs-
partnern und Vermutungen zufolge auch zur Aufkündigung der Koalitionszusammenarbeit 
im Jahr 2000 (vgl. Lacina, 2007, S. 464ff.). 
Zu den wesentlichen Veränderungen in der österreichischen Kreditwirtschaft seit den 1990er 
Jahren zählt, dass es unter den damals zehn größten Instituten zahlreiche Fusionen und Auf-
käufe gab. Die Zentralsparkasse, die Länderbank sowie die Creditanstalt wurden zur BA-CA 
zusammenfusioniert, die Giro-Zentrale und das Österreichische Creditinstitut (ÖCI) befinden 
sich unter dem Dach der Erste Bank, die PSK wurde von der BAWAG übernommen, sowohl 
BA-CA als auch BAWAG-PSK befinden sich mehrheitlich nicht mehr in österreichischem Be-
sitz (vgl. Haiden, 2007, S. 473). 
Was in diesem Abschnitt deutlich hervortritt, ist der historisch omnipräsente Einfluss des 
Staates auf die Entwicklung der Bankenlandschaft, insbesondere bei der Fusion bzw. Privati-
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sierung staatseigener Bankbeteiligungen. Kothbauer (2007, S. 107) sieht bei der PSK einen 
tadellosen Verkaufsprozess mit einem ausgezeichneten Preis für den Staat, mit der BAWAG 
allerdings den falschen Käufer für diese unspektakuläre aber sich damals auf einem guten 
Weg befindende Bank. Mit ihren verschiedenen Geschäftsfeldern, die aus Ausleihungen an 
den Staat bzw. aus der Führung der Konten des Bundes bestanden, war die PSK keine Gold-
grube. Es bestanden deutliche Einschränkungen sowohl im Privat- als auch im Kommerzkun-
denbereich, welche im Grunde nur durch das Umgehen über Beteiligungsgesellschaften 
überwunden werden konnten, die PSK erwirtschaftete aber im letzten Jahrzehnt ihrer 
Selbstständigkeit dennoch einen krisenfesten Ertrag von meist über zehn Prozent Return on 
Equity (vgl. Kothbauer, 2007, S. 100). Hier stellt sich insbesondere die Frage, wie die Zukunft 
für beide Häuser bei einem Zuschlag an die Volksbanken ausgesehen hätte. 
Aber auch die Regulierung des Bankwesens durch den Staat im Zeitverlauf kann durchaus 
kritisch betrachtet werden. Das nationalsozialistische Kreditwesengesetz von 1934 versuchte 
bereits, den Wettbewerb zwischen den Banken zu verringern, und fand in ähnlicher Form 
Einfluss in die österreichische Gesetzgebung nach Kriegsende. Hier gab es bis zum Beschluss 
eines neuen Kreditwesengesetzes im Jahr 1979 eine Beschränkung für die Eröffnung von 
Filialen, die Genehmigung wurde vom Finanzministerium nach Sektoren gesteuert. Zudem 
gab es ein gesetzliches Habenzins-Kartell, das die Einlagenzinsen niedrig hielt und so auch 
kleine Filialen rentabel machte. Erst zwei Jahre nach der Freigabe der Filialeröffnungen wur-
de dieses Zinskartell abgeschafft, was sich deutlich negativ auf die in der Zwischenzeit auf-
grund falscher Ertragserwartungen durch eben dieses Habenzinsabkommen zahlreich ge-
gründeten Filialen auswirkte und die Kostenstruktur im österreichischen Bankwesen bis 
heute negativ beeinflusst (vgl. Socher, 2007, S. 161f.). Kothbauer (2007, S. 106) hält fest, 
dass durch Veränderungen in der Weltwirtschaft auch der Ertragsdruck für österreichische 
Banken deutlich angestiegen ist. Davor konnten in allen Geschäftsfeldern komfortable Mar-
gen erzielt und die Kosten als gegeben betrachtet werden. Es stieg die Professionalität so-
wohl der Banken als auch der Kunden, am Ende wurde Produktivität wichtiger als Mengen-
wachstum (vgl. Kothbauer, 2007, S. 106), das insbesondere von 1970 bis 1990 bei den 
Banken das Gebot der Stunde zu sein schien (vgl. Kothbauer, 2007, S. 101f.). 
Auch die Rolle des Staates bei Bankenrettungen ist nicht erst seit der Finanzkrise von 2008 
ein Thema. Hauptgesellschafter von Unternehmen sollten sich ihrer Verantwortung stellen, 
wenn diese in Schwierigkeiten geraten, was im Falle der damals im Staatsbesitz befindlichen 
Banken Creditanstalt (CA) und Österreichische Länderbank (ÖLB) auch geschah. In den 
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1970er Jahren wurde die ÖLB durch eine kräftige Kapitalspritze durch den Staat gerettet, 
was die übrigen Kreditinstitute auch begrüßten, um den Finanzplatz Österreich nicht zu ge-
fährden, Ähnliches geschah bei der CA. Hauptkritikpunkt im Nachhinein war allerdings, dass 
diese Finanzspritzen ohne Auflagen oder Rückzahlungsverpflichtungen nach Gesundung er-
folgten, was es den Instituten ermöglichte, sofort wieder Kampfkonditionen anzubieten und 
den Markt zu verzerren (vgl. Fiala, 2007, S. 45). Bei der Rettung des Volksbankensektors im 
Zuge der Finanzkrise 2008 wurden durchaus Auflagen ausgesprochen, was im Jahr 2015 zur 
wohl nicht ganz freiwillig erfolgten Verschränkung auf acht Bundesländerinstitute führte, 
worüber in Abschnitt 4.2.1.3 dieser Arbeit noch ausführlich eingegangen wird.  
2.1.6. Genossenschaftsbanken in der Welt 
Nachdem sich die von Schulze-Delitzsch und Raiffeisen ausgehende Idee der Genossen-
schaftsbanken zunächst in Europa verbreitete, wurde sie Anfang des 20. Jahrhunderts von 
Alphonse Desjardins nach Kanada gebracht und setzte sich später in den USA fort. Heute 
lassen sich die Kreditgenossenschaften je nach der Phase in ihrem Entwicklungsstadium in 
entstehende (nascent), im Übergang befindliche (transient) und reife (mature) Genossen-
schaften unterscheiden, wobei der Reifegrad mit dem zur Verfügung stehenden Kapital, der 
Marktdurchdringung in der Gesamtbevölkerung, dem Angebot an Leistungen sowie dem 
Einsatz moderner Technologien zunimmt. Oft wird das Entwicklungsstadium der Kreditge-
nossenschaft durch jenes der jeweiligen Volkswirtschaft bestimmt. Als reife Kreditgenossen-
schaften werden etwa diejenigen in den USA, Kanada, Frankreich, Australien oder Korea be-
schrieben. Von einem mittleren Reifegrad wird beispielsweise in Kenia, Thailand, Polen, 
Neuseeland, Latein Amerika, aber auch in Großbritannien wegen der geringen Marktdurch-
dringung sowie in Irland wegen mangelnder Nutzung moderner Technologie gesprochen. In 
einem frühen Stadium vergleichbar mit dem Beginn der Genossenschaftsbewegung in der 
westlichen Welt stehen die Kreditgenossenschaften heute noch in den Entwicklungsregionen 
Afrikas und Asiens, aber auch in Russland oder der Ukraine (vgl. McKillop/Wilson, 2011, S. 
83f.). Weltweit relevante Themen im Genossenschaftswesen sind etwa die Beschränkung 
der Bankaktivitäten auf eine bestimmte Zielgruppe, Zinsbindungen, die Sicherung der Einla-
gen, die Eigenkapitalquoten oder die Besteuerung, all diese Punkte sind aber international 
anders geregelt. So gibt es etwa in vielen Ländern eine Steuerbefreiung für die Gewinne von 
Kreditgenossenschaften und somit einen Wettbewerbsvorteil im Vergleich zu herkömmli-
chen Banken (vgl. McKillp/Wilson, 2011, S. 101ff.). Kuc/Teplý (2015, S. 241) weisen auch da-
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rauf hin, dass es international gesehen sogenannte Credit unions gibt, die nur mit Mitglie-
dern Geschäfte machen dürfen und die vor allem in Großbritannien, Irland, Polen und dem 
Baltikum auftreten, im Vergleich zu Cooperative banks, die auch mit Nichtmitgliedern Bank-
geschäfte betreiben.  
Die Geschichte sowie die aktuelle Situation der Kreditgenossenschaften differiert von Land 
zu Land, es können damit an dieser Stelle auch nur exemplarisch einige Beispiele aufgezählt 
werden. Die genossenschaftlichen Sektoren in Frankreich etwa bestehen aus unabhängigen 
lokalen oder regionalen Banken und haben einen zwei- oder dreistufigen Aufbau. Die Banken 
unterliegen keinen Marktrestriktionen, diverse Verwaltungsaufgaben werden an zentrale 
Stellen ausgelagert (vgl. Anguren Martín/Marqués Sevillano, 2011, S. 124). In Portugal gab es 
in den 1980er Jahren hohe Wachstumsraten bei den landwirtschaftlichen Kreditgenossen-
schaften, nur so konnte den Landwirten im klassischen Sinne der Zugang zu Krediten ermög-
licht werden. Die Kreditgenossenschaften fallen weitgehend unter dieselben Regulatorien 
wie Geschäftsbanken, dürfen allerdings keine Dividenden ausschütten, was die Gewinnung 
von Eigenkapital außerhalb der Bildung von Gewinnrücklagen erschwert und bereits in den 
1990er und frühen 2000er Jahren zu zahlreichen Fusionen führte (vgl. Cabo/Rebelo, 2005, S. 
492), besonders Problembanken werden vom Zentralinstitut zu Fusionen gedrängt, um Li-
quidationen zu vermeiden (vgl. Cabo/Rebelo, 2005, S. 499f.). Nachdem die frühe Entwick-
lungsphase der tschechischen Kreditgenossenschaften durchaus mit der in Österreich ver-
gleichbar ist, wurden sie während der kommunistischen Herrschaft ab den 1950er Jahren 
unter Staatskontrolle gestellt. Aufgrund der geringen Bereitschaft der Geschäftsbanken zur 
Kleinkreditvergabe in der Übergangsphase von der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft wur-
den die Genossenschaftsbanken per Gesetz wieder erlaubt, um diese Lücke zu füllen. Die 
Gründung war ohne besondere Bewilligung und mit sehr geringen Anforderungen sowohl an 
das Startkapital als auch an die Qualifikation der Gründer bzw. Geschäftsleiter möglich, die 
Beaufsichtigung war kaum geregelt, was zu einem Gründungsboom in den Jahren nach 1995, 
ab dem Jahr 1999 aber auch zu großen wirtschaftlichen Problemen sowie zu Schließungen 
führte (vgl. Kuc/Teplý, 2015, S. 242ff.). Besonderheiten der tschechischen Genossenschafts-
banken sind ein am eingezahlten Kapital ausgerichtetes Stimmrecht sowie das Verbot der 
Vergabe von Hypothekarkrediten (vgl. Kuc/Teplý, 2015, S. 245). Von den verbliebenen 13 
tschechischen Genossenschaftsbanken haben die größten etwa 100 Mitarbeiter, sie bedie-
nen anders als etwa in Polen keine besonderen Regionen oder Branchen und ähneln damit 
kleinen, risikoreichen Geschäftsbanken (vgl. Kuc/Teplý, 2015, S. 247). In Neuseeland führte 
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eine Gesetzesänderung hinsichtlich der Verbesserung der Einlagensicherung, welche hohe 
Kosten verursachte, in den Jahren 1996 bis 2001 dazu, dass sich die Anzahl der Kreditgenos-
senschaften von 111 auf 56 halbierte, andere Gründe waren notwendige Investitionen in 
den technischen Fortschritt sowie eine schwache finanzielle Entwicklung einiger Institute 
(vgl. McAlevey et al., 2010, S. 425ff.). Auch in Irland ist die Restrukturierung der Kreditgenos-
senschaften ein Thema, die Entscheidungsfindung würde dann zwar nicht mehr lokal son-
dern in einer weiter entfernten Zentrale stattfinden und die Verbundenheit der Mitglieder 
des aufgenommenen Instituts abschwächen, dennoch erscheint gerade bei schwachen Insti-
tuten die Fusion zweckdienlicher als eine Kooperation im Verwaltungsbereich (vgl. Byrne et 
al., 2012, S. 33). Die Entwicklung der genossenschaftlichen Rabobanken in den Niederlanden 
ist in vielen Punkten vergleichbar mit der beschriebenen Entwicklung der Volksbanken in 
Österreich (vgl. Groeneveld, 2016, S. 7). Erkennbar ist auch der stetige Trend zur Fusionie-
rung unter den Rabobanken, sowohl aus Effizienzgründen als auch um den immer größer 
werdenden Finanzierungsbedarf der wachsenden Unternehmen decken zu können (vgl. Gro-
eneveld, 2016, S. 12). Von weit über tausend Banken noch zu Beginn der 1950er Jahre (vgl. 
Groeneveld, 2016, S. 7) waren Ende 2015 noch 106 übrig (vgl. Duijzer zit. in Groeneveld, 
2016, S. 3). Um neuen Regularien und zukünftigen Herausforderungen schneller begegnen 
zu können und um Kostensynergien zu heben wurde von den Gremien der vormals selbst-
ständigen Rabobanken im Jahr 2015 einstimmig beschlossen, diese zu einer einzigen Genos-
senschaft zu fusionieren und unter einer Banklizenz und mit einer Bankbilanz aufzutreten, 
den bisher selbstständigen Banken aber weiterhin ihre Mitglieder zuzuordnen und weitrei-
chende Selbstbestimmungsrechte im neuen Steuerungskonzept vorzusehen, um den genos-
senschaftlichen Charakter erhalten zu können (vgl. Groeneveld, 2016, S. 30).  
Die Umwandlung einer Genossenschaft in eine Aktiengesellschaft ist vor allem in Ländern 
mit reifen Kreditgenossenschaften ein Thema. Dies ist allerdings keine negative Entwicklung, 
da die wirtschaftlichen und sozialen Funktionen, die diese Institute einst übernommen ha-
ben, nun von anderer Seite bereitgestellt werden, oder die Institute ihren Fokus von ihren 
ursprünglichen sozialen Zielen wegverlagert haben. Es soll dabei eine Effizienzsteigerung 
durch eine Veränderung der Unternehmensführung und -steuerung sowie der Organisati-
onsstruktur stattfinden (vgl. McKillop/Wilson, 2011, S. 109). Auch ein Großteil der Volksban-
ken wird künftig als AG organisiert sein und im Eigentum einer Verwaltungsgenossenschaft 
stehen. Diese sollte durch statutarische Regelungen sicherstellen, dass Genossenschafter 
auch künftig intensiv am Willensbildungsprozess in der Bank-AG teilhaben und auch die re-
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gionale Verwurzelung durch die Verwaltungsgenossenschaften aufrecht bleibt (vgl. Blisse, 
2016, S. 16). 
Die genannten Beispiele zeigen deutlich, dass die Konsolidierung unter den Genossen-
schaftsbanken ein weltweites Thema ist, die Behandlung in der Literatur wird in Abschnitt 
3.6 überblicksartig dargestellt. Die Untersuchung des Umbaus des österreichischen Volks-
bankensektors, der im Übrigen zu den reifen Genossenschaften gezählt werden kann, ist 
jedenfalls auch international von Bedeutung, vor allem in Ländern mit Kreditgenossenschaf-
ten in einem fortgeschrittenen Entwicklungsstadium. 
2.2. Aktuelle Situation des Genossenschaftswesens 
2.2.1. Wahrnehmung der Genossenschaften 
Auch wenn im Verlauf dieses Kapitels auf die weltweite Bedeutung förderwirtschaftlicher 
Einrichtungen hingewiesen wurde, die Wahrnehmung von Genossenschaften in der Öffent-
lichkeit und in den Wirtschaftswissenschaften entspricht doch eher der einer alternativen 
oder sogar politisierten Wirtschaftsform (vgl. Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. V). In der 
Betriebswirtschafts- und Managementlehre ist entgegen der tatsächlichen Bedeutung von 
Genossenschaften beispielsweise im Lebensmitteleinzelhandel oder in der Bank- und Versi-
cherungswirtschaft eine eher stiefmütterliche Betrachtung festzustellen (vgl. Kemmetmül-
ler/Schmidt, 1998, S. 8). „Genossenschaften sind jedoch mittlerweile weit mehr als kleine, 
prinzipientreue Selbsthilfegemeinschaften aus dem vorangegangenen Jahrhundert, auf der 
Suche nach wirtschaftlichem Überleben in der Marktwirtschaft, oder als bloßes betriebliches 
Vollzugsorgan in der Planwirtschaft. Damals wie heute erweisen sich die Genossenschaften 
trotz kleiner und großer Rückschläge als bewährtes Kooperationsinstrument ihrer Mitglie-
derwirtschaften und stellen eine ernstzunehmende Alternative zur weit verbreiteten Einzel-
kämpfer- und Akquisitionsstrategie dar“ (Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. V). Als Beispiel 
dafür, dass es in der Vergangenheit auch die eben erwähnten Rückschläge gab, dient die 
Konsum Österreich Genossenschaft. Diese Großgenossenschaft entstand nach zähen Ver-
handlungen im Jahr 1978 durch den Zusammenschluss vieler kränkelnder Einzelkonsumge-
nossenschaften in der Hoffnung, eine wirtschaftlich schlagkräftige Organisation zu werden, 
was so aber nicht gelang und nach Schwierigkeiten in nahezu allen Bereichen 1995 in die 
Zahlungsunfähigkeit führte. So wurde die Pleite einer Genossenschaft zur bis dahin größten 
Insolvenz in der Zweiten Republik (vgl. Frasl, 2007, S. 50f.). Gerade in Zeiten der Globalisie-
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rung, der EU-Integrationsbemühungen sowie des Struktur- und Technologiewandels ist den-
noch die Bildung von Kooperationen nicht nur für Großbetriebe sondern gerade auch für 
Klein- und Mittelbetriebe das Gebot der Stunde, die Genossenschaft erscheint dafür nach 
wie vor als eine attraktive Handlungsoption (vgl. Kemmetmüller/Schmidt 1998 S. 5; vgl. 
Brazda/Blisse, 2013b, S. 19). Bereits in den 1980er Jahren begann ein verstärktes Werte-, 
Normen- und Kulturbewusstsein in der Managementliteratur und damit auch in der unter-
nehmerischen Praxis Einzug zu halten. Eine gemeinsame Identität, Motivation und Legitima-
tion sowie eine gemeinsame Mission und ein damit verbundener Motivationsfaktor waren 
somit zum innovativen Führungsinstrument geworden. Es ist allerdings zu bemerken, dass all 
diese Themen in den Genossenschaften bereits traditionelle Gründungswerte darstellen (vgl. 
Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 41), was die Klassifizierung als durchaus moderne Unter-
nehmensform bestätigt. Heute erreichen Genossenschaften insbesondere im sektoralen 
Verbund beachtliche Marktgrößen und gehen weit über ihren ursprünglichen Gründungs-
zweck hinaus. Wie früher wird aber auch noch heute Konzentrationsprozessen gegengesteu-
ert und der Mittelstand stabilisiert (vgl. Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 5). Genossenschaf-
ten gehören zu den kooperativen Unternehmensformen, wobei hier wirtschaftliche 
Kooperationen ganz klar im Gegensatz zu Konzentrationserscheinungen wie Konzernbildung 
oder Unternehmensfusion stehen, welche auf Autonomieverlust der Beteiligten sowie man-
gelnde Austrittsmöglichkeit zielen. Bei Kooperationen liegt der Schwerpunkt auf freiwilliger 
Selbsthilfe unter Beibehaltung der rechtlichen Selbstständigkeit der Partner und Verzicht auf 
Teile ihrer wirtschaftlichen Selbstständigkeit (vgl. Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 9), was 
einen großen Teil der Traditionen und Werte von Genossenschaften ausmacht. 
Es ist durchaus erkennbar, dass Genossenschaften eine bedeutende Rolle im Wirtschaftsle-
ben spielen und dass sie nach wie vor von einem gewissen Traditions- und Wertebewusst-
sein geprägt sind. Dieser Eigenwahrnehmung steht ein ähnliches Fremdbild gegenüber. In 
einer aktuellen Studie werden Genossenschaften im Allgemeinen wie auch Kreditgenossen-
schaften im Besonderen hinsichtlich Attributen wie mitgliederorientiert, kundennah, stabil, 
bodenständig, vertrauenswürdig, regional verwurzelt, zeitgemäß etc. durchwegs positiv be-
wertet und die Realität in den Genossenschaften als nahe am von den Studienteilnehmern 
gezeichneten Idealbild eingeschätzt (vgl. Radakovics/Rößl, 2016, S. 28f.). Auch eine Studie 
aus Deutschland erkennt eine sehr positive Wahrnehmung der Genossenschaften in der Be-
völkerung, die Genossenschaften werden hier auch als zeitgemäß eingeschätzt, das Wissen 
über Genossenschaften ist jedoch nur punktuell vorhanden. Allerdings kennen über vier 
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Fünftel oder 83,1 Prozent der Bevölkerung in Deutschland den Begriff der Genossenschaft, 
bei den 14 bis 19-jährigen sind es allerdings nur 48,7 Prozent und bei den 20 bis 29-jährigen 
65,4 Prozent, Werte durchwegs über 85 Prozent werden ab einem Alter von 30 Jahren er-
reicht. Ebenso über 80 Prozent der Menschen wissen über die genossenschaftliche Mitglie-
derorientierung Bescheid und schätzen diesen Zweck als gut oder sehr gut ein. Dass sich Ge-
nossenschaften eben durch diese Mitgliedschaft von anderen Organisationsformen 
abheben, wissen allerdings nur etwa 58 Prozent. Die Einschätzung der Genossenschaften als 
kundennah, sicher, stabil, bodenständig, zuverlässig oder vertrauenswürdig (vgl. Theurl, 
2012, S. 6f.) korrespondiert jedenfalls mit den Einschätzungen bei gleichen oder ähnlichen 
Attributen in Österreich wie oben genannt. Dass in Deutschland heute vorwiegend im Ener-
giesektor, in der Gesundheitswirtschaft, in der IT sowie in den neuen Medien und in bera-
tenden Berufen Genossenschaften gegründet werden, wissen wenige, über 53,3 Prozent 
wissen nicht, ob heute überhaupt noch Genossenschaften gegründet werden (vgl. Theurl, 
2012, S. 7). In Österreich haben die Studien der letzten Jahre ergeben, dass Genossenschaf-
ten grundsätzlich als sehr sympathisch wahrgenommen werden und auch der Bekanntheits-
grad hoch ist, das Detailwissen allerdings fehlt (vgl. Rößl zit. in Griessmair, 2016c, S. 5), was 
wiederum mit den Ergebnissen der deutschen Studie konform geht. 
Die Wahrnehmung der Genossenschaften ist also eine positive, der Bekanntheitsgrad abge-
sehen vom Detailwissen hoch. Welche Rolle die Genossenschaften im Alltag tatsächlich noch 
spielen, soll im nächsten Punkt besprochen werden. 
2.2.2. Aktueller Bedarf an förderwirtschaftlichen Systemen 
Aktuell ist bei den Genossenschaften in Österreich eine Tendenz zur Konzentration, also zu 
größeren Einheiten erkennbar, die Zahl der Neugründen liegt bei durchschnittlich nur etwa 
15 pro Jahr (vgl. Brazda zit. in Griessmair, 2016c, S. 4f.). Die Genossenschaft kann aber trotz-
dem keineswegs als ausgestorbene Rechtsform angesehen werden und erfreut sich in ver-
schiedenen Teilen der Welt nach wie vor großer Beliebtheit. Zuerst sei diesbezüglich das 
zumindest in Entwicklungsländern boomende Konzept der Mikrokredite erwähnt. Die genos-
senschaftlich organisierte Oikobank etwa arbeitet hierbei nach einem ähnlichen Prinzip wie 
die vor etwa 150 Jahren entstandenen ersten Genossenschaftsbanken, indem sie in den In-
dustrienationen überschüssiges Kapital einsammelt und in Entwicklungsländern zur Grün-
dung von Klein- und Kleinstunternehmen wieder verleiht (vgl. o.V., 2012b, online). Die Euro-
päische Kommission definiert Mikrokredite als Aktivitäten mit dem Ziel der Schaffung von 
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Arbeitsplätzen sowie der Unterstützung von Kleinstunternehmen, denen mangels ausrei-
chender Sicherheiten oft der Zugang zu traditionellen Kapitalquellen fehlt. Die notwendigen 
Kredite sind dabei vergleichsweise niedrig und übersteigen EUR 25.000,- nicht (vgl. Commis-
sion of the European Communities, 2007, S. 12). Außerdem stellt die Kommission fest, dass 
es sehr wohl bankfähige Mikrokredite gibt, die von Kooperativen, Sparkassen und Banken 
mit einem Schwerpunkt auf Mikrokrediten vergeben werden können, im Gegensatz zur Kre-
ditgewährung an Personen, die keiner geregelten Beschäftigung nachgehen, die Leistungen 
von der sozialen Wohlfahrt beziehen sowie an Migranten und ethnische Minderheiten (vgl. 
Commission of the European Communities, 2007, S. 21). Mikrofinanz verfolgt einige nicht 
profitmaximierende Ziele wie die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Entwicklung von Klein-
stunternehmen sowie die Entwicklung der Regionen. Gerade in Entwicklungsländern sind 
wie in Abschnitt 2.1.6 beschrieben Kreditgenossenschaften in diesen ursprünglichsten Betä-
tigungsfeldern der Genossenschaftsbewegung aktiv, sie befinden sich im Anfangsstadium 
ihres Entwicklungsprozesses. In Westeuropa sind Mikrofinanzierungsprogramme nicht profi-
tabel und werden es möglicherweise auch niemals werden (vgl. Evers et al., 2007, S. 10). 
Dennoch hat die Erste Bank der Österreichischen Sparkassen gemeinsam mit dem Sozialmi-
nisterium und der Europäischen Investitionsbank ein Mikrokrediteprogramm gestartet, das 
an Kleinunternehmen mit weniger als zehn Mitarbeitern und weniger als zwei Millionen Euro 
Bilanzsumme Mikrokredite bis zu EUR 25.000,- vergibt und so mithilft, Geschäftsideen sol-
cher Unternehmen rascher Wirklichkeit werden zu lassen (vgl. o.V., 2012a, S. 52). Allein die 
grundsätzliche Nachfrage nach Mikrokrediten in Österreich lässt annehmen, dass die volks-
wirtschaftliche Bedeutung bzw. die Existenzberechtigung für Genossenschaftsbanken und 
Sparkassen mit ihren Grundwerten wie etwa Mitgliederförderung und Regionalität nach wie 
vor gegeben ist, wie oft durch diese Institute allerdings tatsächlich eine solche Finanzierung 
erfolgt, bleibt fraglich. 
Dass aber insbesondere die Aktienbanken in der Bearbeitung augenscheinlich wenig profi-
tabler Kundengruppen einen großen Schritt in den Hintergrund treten, beweist die zur italie-
nischen UniCredit-Gruppe gehörende Bank Austria. Hier wurde Ende 2015 ein rigoroser 
Sparkurs angekündigt und die Kündigung von bis zu 800 Mitarbeitern sowie der Verkauf bzw. 
die radikale Sanierung des defizitären Privatkundengeschäfts angekündigt, was auf etliche 
Schließungen bei den zu diesem Zeitpunkt 107 Filialen in Österreich hindeutete. Bankenex-
perte Franz Hahn sprach in Anbetracht dieses Szenarios jedenfalls schon vom nahenden En-
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de der Bank Austria, da sich mittelfristig die Kunden eine Bank suchen würden, in der sie 
umfassender betreut werden (vgl. Bruckenberger, 2015, S. 2). 
Während in Zeiten niedriger Zinsen und steigender Aufwände für die Erfüllung regulativer 
Verpflichtungen bei den etablierten Banken Kostensenkung mehr und mehr zum Geschäfts-
modell wird (vgl. Bruckenberger, 2015, S. 2), will die in Gründung befindliche Bank für Ge-
meinwohl die erste Ethik-Bank in Österreich werden. Ende 2015 hatte sie 2.000 Genossen-
schafter gewonnen und insgesamt 1,5 Millionen Euro an Kapital eingesammelt, für die 
Beantragung einer Banklizenz in Österreich benötigt sie laut eigenen Angaben allerdings 
sechs Millionen Euro an Eigenkapital. Die Bank für Gemeinwohl will nach der Aufnahme des 
Geschäftsbetriebs keine Finanzprodukte anbieten, dafür aber Kreditwerber einem Ethik-
check unterziehen. Dabei sollen solche Kreditnehmer bevorzugt werden, die sich mit Ökolo-
gie, erneuerbaren Energien, Kultur oder sozialem Wohnen befassen. Um hier niedrig verzins-
te Kredite zu ermöglichen, werden die Sparer zum Zinsverzicht eingeladen (vgl. Gabriel, 
2015, S. 32). Der damals designierte Bankvorstand Robert Moser sagte, er habe mit Globali-
sierungskritikern an sich wenig Berührungspunkte, mit den guten alten Werten einer Regio-
nalbank allerdings schon. So kann er sich mit den ursprünglichen Zielen von Raiffeisenban-
ken und Sparkassen sehr wohl identifizieren, er kritisiert aber, dass diese dem natürlichen 
Drang des Menschen nachgegeben hätten, und immer größer werden mussten (vgl. Kretzl, 
2015, S. 13). Heinrich Schaller, Generaldirektor der Raiffeisenlandesbank Oberösterreich hält 
dagegen, dass die Raiffeisenbanken nach wie vor ihren Förderauftrag erfüllen und insbeson-
dere in der Finanzkrise ihre Unternehmenskunden begleitet und nicht im Stich gelassen ha-
ben, räumt aber ein, dass es bei den vielen neuen Vorschriften, die Banken einzuhalten ha-
ben, für Start-up-Unternehmen sicherlich nicht leichter werde, an Finanzierungen zu 
kommen (vgl. Müller, 2015, S. 51). Eine neue Form der Finanzierung stellt hier das Crowd-
funding dar, bei dem viele Investoren verhältnismäßig kleine Beträge ohne nennenswerte 
Besicherung in ein Projekt oder ein Start-up Unternehmen investieren. Die Vermittlung fin-
det nicht durch eine Bank sondern meist durch Internetplattformen statt. Crowdfunding hat 
in weiten Teilen Europas noch einen geringen Verbreitungsgrad, ist aber dennoch als auf-
strebende Finanzierungsform anzusehen. Aus den Genossenschaftsbanken heißt es dazu, 
dass Crowdfunding an sich der Ideologie des Genossenschaftswesens entspricht und daher 
nichts Neues sei (vgl. Willfort, 2015, S. 15), dennoch werden sie wie auch Geschäftsbanken 
bei dieser Finanzierungsform nicht benötigt. 
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Anhand aller genannten Tatsachen lässt sich durchaus die Tendenz erkennen, dass der Be-
darf nach Selbsthilfe in hoch entwickelten Industrieländern wie Österreich eher abnimmt, 
wobei damit nicht gesagt werden soll, dass er gar nicht mehr vorhanden ist. Das wirtschaftli-
che Umfeld für die Stakeholder ist starken Veränderungen unterworfen, allerdings hat sich 
auch das regulatorische Umfeld für die Banken verändert. So ist es zwar positiv zu beurtei-
len, wenn gerade Genossenschaftsbanken in Krisenzeiten ihre Kunden und oft gleichzeitig 
Eigentümer durch diese Krise begleiten und kurzfristig weniger strenge Bonitätsmaßstäbe 
anlegen wollen, es stellt sich aber die Frage, wie und in welchem Ausmaß die Genossen-
schaftsbank gegenteiligen Intentionen der Aufsichtsbehörden nachgeben muss bzw. darf, 
ohne ihren förderwirtschaftlichen Charakter zu verlieren. Förderwirtschaftliche Banken ha-
ben wohl noch immer ihren Platz als Institute mit zumindest im Vergleich zu Aktienbanken 
deutlich eingeschränkten kapitalistischen Ansprüchen, der Bedarf der Stakeholder scheint 
gerade bei Jungunternehmern oder in Krisenzeiten als nach wie vor gegeben. Die Genossen-
schaftsbanken dürfen hier aber nicht mehr so frei handeln wie zu ihren Gründungszeiten, 
was in Anlage XI zum regulatorischen Umfeld der Banken genauer beschrieben wird. Das 
öffnet auch den Weg für Finanzierungsformen ohne Besicherung, aber auch ohne Banken, 
wie etwa das Crowdfunding zeigt. Jedenfalls haben sich die Kreditgenossenschaften in den 
Industrienationen mit ihren Volkswirtschaften mitentwickelt, sodass sie als Vollbanken auf-
treten und der ursprüngliche Förderauftrag in den Hintergrund tritt, allerdings auch der För-
derbedarf abnimmt (vgl. Abschnitt 2.1.6). 
2.2.3. Veränderungen im Kundenverhalten 
Über alle Kundenschichten hinweg ist derzeit ein starker Trend erkennbar, nämlich die Ori-
entierung einer immer größer werdenden Zahl von Kunden weg von der Filiale hin zum Onli-
ne-Banking. Im Jahr 2015 tätigten bereits 49 Prozent der Privatkunden ihre Geschäfte im 
Internet, im Schnitt suchen diese Kunden nur noch einmal pro Jahr eine Filiale auf (vgl. Win-
ter, 2016, S. 11). Damit einhergehend steigern auch die Direktbanken ihre Kundenanteile, 
jeder dritte Bankkunde gibt an, mit Direktbanken bereits in Kontakt zu sein (vgl. Jezek, 2015, 
S. 56). 
Die technischen Möglichkeiten haben sich jedenfalls in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
in nahezu allen Bereichen des Alltags deutlich erhöht, was grundsätzlich auch für die Bank-
branche gilt. Aufgrund der Kostenintensität der Einführung neuer Informationstechnologien 
im Bankbereich legten die Volksbanken allerdings noch in den 1990er Jahren den Technology 
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Adoption Life Cycle von Moore (1995, S. 14) zugrunde, und investierten erst, wenn eine kriti-
sche Masse, die sogenannte frühe Mehrheit erreicht war, die eine Technologie benötigte 
(vgl. Hofinger, 1998, S. 288f.). Ähnliche Prinzipien im Umgang mit neuer Technologie waren 
im österreichischen Bankwesen wohl weit verbreitet, es wurde generell weniger in Techno-
logie als in die Präsenz vor Ort investiert. Heute gilt Österreich nicht nur als „overbanked“ 
sondern hat auch zu viele zu kleine Banken, was eine Strukturreform mit einer stark re-
duzierten Präsenz vor Ort für Experten unausweichlich macht. Für Dienstleistungen, die 
persönliche Betreuung und Beratung erfordern, müsse es mobile Berater bzw. Service-
zentren geben (vgl. Hahn zit. in Griessmair, 2016b, S. 5f.). Hinsichtlich brach liegender 
Ertragspotentiale für Banken verweist Hahn (zit. in Griessmair, 2016b, S. 6) wiederum auf 
die Nutzung von Datenverarbeitungstechnik, beispielsweise auf Big Data, also ein Durch-
suchen bestehender Kontodaten darauf, ob ein Kunde etwa die Vorteile des Lohnsteuer-
ausgleichs nutzt, ob finanzielles Fehlverhalten des Kunden Potenzial für einen Privatkon-
kurs birgt oder ob die Vorteile eines freien Strom- und Gasmarktes genutzt werden. 
Auch wenn eine effektivere Nutzung oder sofern rechtlich möglich sogar ein Verkauf be-
stimmter Kundendaten Ertragspotenziale bieten mag, interessanter erscheint die Frage, 
warum ein Kunde klassische Erfolgsrezepte wie ein dichtes Filialnetz und ausgedehnte 
Schalteröffnungszeiten, was gerade von Genossenschaftsbanken angeboten wird, plötz-
lich weniger in Anspruch nimmt und welcher Alternativen er sich stattdessen bedient. 
Nischenanbieter setzen an diesem Punkt an, um technikaffine Kunden von ihren Leistun-
gen zu überzeugen und klassische Bankdienstleistungen standardisiert und ohne Filial-
präsenz anzubieten. Gerade für Start-ups ist es in Österreich nicht leicht, Finanzierungen 
zu bekommen, weshalb sich etwa mit Speedinvest ein Start-up-Finanzierer etabliert hat, 
der auf einen von namhaften Geldgebern gespeisten Fonds zurückgreifen kann (vgl. o.V., 
2016b, S. 4). Andere Fintech-Unternehmen versuchen, sich durch die Vergabe betrags-
mäßig kleiner Online-Privatkredite mit Beträgen unter EUR 1.000,- sowie Firmenkrediten 
bis EUR 50.000,- zu etablieren und verzeichnen dabei hohe Wachstumsraten. Das finni-
sche Unternehmen Ferratum etwa wirbt mit Kreditzusagen binnen eines Tages und ach-
tet dabei nur auf einen stabilen Cashflow des Unternehmens, nicht auf die Bilanz oder 
das Geschäftsmodell. Die Ausfallsquote bei diesen oft nur für mehrere Tage oder Monate 
vergebenen Krediten liegt unter fünf Prozent, allerdings werden auch ca. 50 Prozent der 
Kreditanträge schon im Vorhinein abgelehnt. Weitere Fintech-Unternehmen wiederum 
bieten Plattformen zur Kreditvermittlung an. Inwieweit für die verschiedenen Dienstleis-
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tungen eine Vollbankkonzession notwendig ist, hängt von den Aufsichtsbehörden des 
jeweiligen Sitzlandes ab (vgl. Regner, 2016, S. 26ff.). 
Bei allen modernen Möglichkeiten zeigt sich allerdings, dass Kunden in Bezug auf einen 
Bankwechsel immer noch relativ unflexibel sind, da trotz der eben angeführten Trends sich 
ein Teil der Kunden nach wie vor intensive Beratung wünscht, wobei insbesondere bei jünge-
ren Kunden die Konditionen ein wichtiges Argument für einen Wechsel sein können (vgl. 
Martinek, 2015, S. 146). Laut einer von der Erste Bank in Auftrag gegebenen Umfrage sind 
Filialschließungen, häufig gestörtes Online-Banking, niedrige Sparzinsen sowie unfreundliche 
oder schlecht ausgebildete Mitarbeiter die wesentlichsten Gründe, um die Hausbank zu 
wechseln. 93 Prozent der Befragten wünschen sich sehr gute Konditionen sowie kompetente 
und freundliche Mitarbeiter, für 80 Prozent sind kundenfreundliche Öffnungszeiten, ein an-
sprechendes Internetangebot und eine Filiale in der Nähe wichtig. Damit hat für die Erste 
Bank die Filiale nach wie vor einen Platz im Leben der Kunden, da zumindest jeder zweite 
seine Hausbank monatlich besucht (vgl. Kleedorfer, 2016b, S. 4). In Österreich setzen bei 
Informationen rund ums Geld laut einer Umfrage über 50 Prozent der Befragten wegen 
zuverlässiger und vertrauensvoller Beratung auf Bank- und Vermögensberater, in ande-
ren europäischen Ländern, allen voran Großbritannien ist dieser Wert deutlich geringer 
und liegt bei etwa 12 Prozent (vgl. Krémer, 2016, S. 38). Schwierig ist es laut Luc Truyens 
von der ING Diba jedoch, kompetente Mitarbeiter für das Anbieten der Bankdienstleistungen 
heute überhaupt noch zu finden (vgl. Kleedorfer, 2016a, S. 10), was durch eine Deloitte Stu-
die bestätigt wird. Demnach hat Österreichs Finanzbranche bei den heimischen Wirtschafts-
studenten ein massives Imageproblem, ein späteres Engagement in der Bankenbranche 
steht jedenfalls nicht ganz vorne auf der Wunschliste (vgl. o.V., 2016a, S. 2). 
Trotz der 2016 entbrannten europäischen Debatte um ein Zurückdrängen der Bargeld-
transaktionen verläuft in Österreich noch jeder dritte Zahlungsvorgang in bar. Dennoch 
ist insbesondere der Handel daran interessiert, bereits vorhandene Möglichkeiten der 
bargeldlosen Zahlung den Kunden schmackhaft zu machen. Auch wenn − wie vorhin ge-
sagt − die Filiale und die persönliche Beratung noch nicht ausgedient haben, immer mehr 
Kunden erledigen ihre Bankgeschäfte online, von Kontoabfragen über Überweisungen bis 
hin zu Wertpapierkäufen, was die klassischen Schaltertransaktionen zurückgehen lässt. 
Dies führt mehr und mehr zu einer Umgestaltung der Filialen weg von großen Kassenhal-
len hin zu einem Loungebereich, in dem sich der Kunde wohlfühlen soll, die Kassen wer-
den zunehmend von Bankomaten abgelöst (vgl. List, 2016, S. 63f.). Dieser Weg der in der 
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Gestaltung veränderten und in der Anzahl verringerten Filialen ist auch für Genossen-
schaftsbanken überlegenswert, zudem aber auch ein verstärktes Werben mit Werten wie 
Mitbestimmung, Partizipation, Sinn stiften oder Wertschöpfung schaffen, um sich von 
den Mitbewerbern abzuheben. Eine gezielte Ansprache der Kunden durch eigene Online-
vertriebskanäle und eine anschließende ganzheitliche, genossenschaftliche Beratung in 
einem Ambiente des Wohlfühlens ist auch für kleine, eigenstände Banken möglich und 
sinnvoll, wie bei der internationalen Genossenschaftstagung im Jahr 2014 festgehalten 
wurde (vgl. Karner, 2015, S. 40f.). 
Vieles spricht also dafür, dass auch heimische Genossenschaftsbanken den Wandel des 
Konsumentenverhaltens bedingt durch den technologischen Fortschritt mitgehen müs-
sen, wobei diesbezüglich gerade in Österreich Aufholbedarf besteht. Aber auch in 
Deutschland ist die Aufwands/Ertrags-Relation der Banken mit 69 Prozent schlecht und 
im europaweiten Vergleich nur in Österreich noch schlechter. Als Grund wird eine relativ 
geringe Zahl von Kunden pro Filiale und Mitarbeiter im Vergleich zu anderen europäi-
schen Ländern, insbesondere zu Skandinavien genannt (vgl. Osman, 2016, S. 33). Wird 
die Situation allerdings aus der Sicht heimischer Kunden betrachtet, so will trotz der 
technologischen Revolution der letzten Jahre laut einer GfK-Umfrage die Mehrheit der 
Österreicher nach wie vor Filialbanken nutzen und kann sich Direktbanken nur als Zweit- 
oder Drittbankverbindungen vorstellen (vgl. Jezek, 2015, S. 56). Auch die im vorigen Un-
terabschnitt angesprochene Kleinkreditvergabe durch Fintechs, bei der ohne persönliche 
Kenntnis des Kunden und seines Geschäftsmodells und wohl auch gerade wegen dieser 
fehlenden Informationen die Hälfte aller Kreditanträge abgelehnt wird spricht dafür, dass 
die Betreuung dieses traditionellen Kernklientels nach wie vor eine volkswirtschaftliche 
Existenzberechtigung für Genossenschaftsbanken und ihre traditionellen Werte darstellt. 
Ergänzende Informationen zu den Traditionen und Werten der Genossenschaften finden 
sich unter Anlage I. 
2.3. Zusammenarbeit zwischen den Genossenschaftsbanken 
2.3.1. Österreichischer Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) 
Wie bereits mehrfach erwähnt wurde waren die ersten Genossenschaften in Österreich nach 
den Grundsätzen Hermann Schulze-Delitzschs organisiert. Nach anfänglich ablehnender Hal-
tung dieser Genossenschaften gegenüber Kooperationen wurden insbesondere nach dem 
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Entstehen einer politischen Debatte über die Besteuerung von Genossenschaften in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts mehr und mehr Stimmen laut, eine gemeinsame Inte-
ressensvertretung in Form eines Verbandes zu gründen (vgl. Brazda et al., 1997, S. 36ff.), was 
nach einigen fehlgeschlagenen Versuchen 1872 erfolgte. Die massiven Schwierigkeiten bei 
der Verbandsgründung waren nicht zuletzt politischen bzw. Machtmotiven einzelner Perso-
nen sowie einzelner Genossenschaften geschuldet (vgl. Brazda et al., 1997, S. 45ff.). 
Bereits in den ersten Jahren seines Bestehens wirkte der Allgemeine Verband auf die Errich-
tung eines Aufsichtsrates zur Kontrolle des Vorstandes in den Genossenschaften hin, defi-
nierte die Rechte und Pflichten der Generalversammlung der Mitglieder und mahnte ebenso 
die Einführung von Buchhaltung und Rechnungslegung ein, was im damals noch jungen Ge-
nossenschaftswesen keine Selbstverständlichkeit war (vgl. Brazda et al., 1997, S. 84f.). Regen 
Zulauf durch die Genossenschaften erhielt der Verband erst Anfang des 20. Jahrhunderts im 
Jahr 1903 durch den Beschluss eines Revisionsgesetzes, das eine verpflichtende zweijährig 
wiederkehrende Revision der Genossenschaften vorsah, die entweder durch ein Gericht o-
der eben durch einen Verband erfolgen konnte (vgl. Brazda et al., 1997, S. 92f.). Auch die 
landwirtschaftlichen Genossenschaften nach dem System Raiffeisen sowie die Konsumge-
nossenschaften hatten sich bereits vor der Einführung des Revisionsgesetzes eigene Verbän-
de zu dessen Umsetzung geschaffen (vgl. Brazda et al., 1997, S. 103). Nachdem ab Beginn 
des 20. Jahrhunderts der Staat über den Umweg der Förderung von Genossenschaften mit-
tels Staatshilfe den Kleingewerbetreibenden zu Hilfe kommen wollte, der Allgemeine Ver-
band der Schulze-Delitzsch Genossenschaften aber auf den Prinzipien Selbsthilfe, Selbstver-
waltung und Selbstverantwortung beharrte, gründeten Genossenschaften, die der 
Staatshilfe nicht abgeneigt waren, ihre eigenen Verbände, was zu einer Zersplitterung des 
gewerblichen Genossenschaftswesens führte (vgl. Brazda et al., 1997, S. 112f.). 
Nach dem Ersten Weltkrieg und im Grunde während des gesamten Bestehens der Ersten 
Republik suchte und fand der Allgemeine Verband in keiner Weise ein Naheverhältnis zur 
Politik, wohingegen die landwirtschaftlichen Genossenschaften eng mit der Christlich-
sozialen Partei verbunden waren und im Sog dieser an Bedeutung gewannen (vgl. Brazda et 
al., 1997, S. 119). 
1930 kam es schließlich zum Zusammenschluss der beiden großen genossenschaftlichen 
Verbände nach dem Schulze-Delitzsch-Prinzip, des Allgemeinen Verbandes sowie des Zent-
ralverbandes (vgl. Brazda et al., 1997, S. 161), der 1932 in Österreichischer Genossenschafts-
verband (ÖGV) umbenannt wurde (vgl. Brazda et al., 1997, S. 165). Einen Zwang zur Mit-
 42 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
gliedschaft in einem Verband brachte die Genossenschaftsnovelle von 1934 für Kreditgenos-
senschaften, die nicht der Revision durch eine Landesregierung unterstanden (vgl. Brazda et 
al., 1997, S. 183; vgl. Schediwy, 2001, S. 251). 
Der Österreichische Genossenschaftsverband wurde nach dem Anschluss Österreichs an 
Hitler-Deutschland wieder in zwei Verbände zerschlagen (vgl. Brazda et al., 1997, S. 210ff.). 
Ähnlich erging es dem Allgemeinen Verband der landwirtschaftlichen Genossenschaften 
nach dem System Raiffeisen, der sogar in drei Verbände mit Sitz in Wien, Graz und Innsbruck 
aufgeteilt wurde (vgl. Konrad/Spicka, 1998, S. 77). 
Unter dem Zwangsregime des Nationalsozialismus waren dann manche Dinge leichter mög-
lich, als unter demokratischen Verhältnissen, genannt seien hier etwa die Bündelung der 
Gelder bei der Zentralgenossenschaftskasse oder die laufende Umfirmierung der Kreditge-
nossenschaften auf den Namen Volksbank sowie die Zusammenlegung kleiner Institute (vgl. 
Brazda et al., 1997, S. 210ff.; vgl. Schediwy, 2001, S. 262f.). 
In den 1960er Jahren blieb trotz Gliederung in die Gruppe der Waren- und Dienstleistungs-
genossenschaften zum einen und in die der Volksbanken zum anderen der Einfluss des Ver-
bandes bei gleichbleibend mangelhafter politischer Vernetzung auf diverse die Mitgliedsge-
nossenschaften betreffende Gesetzesänderungen eher beschränkt (vgl. Brazda et al., 1997, 
S. 285ff.). Zu Beginn der 1970er Jahre erfolgte die Umwandlung der Zentralkasse der Volks-
banken Österreichs in die Österreichische Volksbanken AG und damit in eine genossen-
schaftliche Aktiengesellschaft, bei der der Förderauftrag in die Satzung aufgenommen wurde 
(vgl. Brazda et al., 1997, S. 298ff.). 
Die gesetzliche Hauptaufgabe des Verbandes der Volksbanken und Warengenossenschaften 
nach dem System Schulze-Delitzsch, dem Österreichischen Genossenschaftsverband (ÖGV), 
wurde schließlich die Revision der Mitgliedsgenossenschaften, zudem bestehen gesetzliche 
Kompetenzen wie die Zustimmung zur Änderung des Geschäftsgegenstandes oder die Aus-
stellung eines Gutachtens zur Verschmelzung von Genossenschaften (vgl. Hofinger, 1998, S. 
256). Zusätzlich stellt der ÖGV die Interessensvertretung seiner Verbandsmitglieder in ge-
nossenschaftlichen, rechtlichen und wirtschaftlichen Belangen dar, begleitet strukturpoliti-
sche Maßnahmen, berät und betreut in Fragen von Recht, Steuern, Marketing, Organisation, 
Planung, Controlling etc., nimmt gesetzliche Aufgaben bei Themen wie Früherkennung ge-
schäftspolitischer Risiken oder Sicherungseinrichtungen wahr und bietet Dienstleistungen in 
den Bereichen EDV, Rechnungswesen und Controlling an, ebenso Mustersatzungen und 
Formulare im Aktiv- wie auch im Passivbereich (vgl. Hofinger, 1998, S. 256ff.). Dem Verband 
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wurden von seinen Mitgliedern aufgrund leidvoller Erfahrungen in der Vergangenheit be-
stimmte Zustimmungs- und Begutachtungsrechte übertragen. In der sogenannten Verbund-
verfassung von 1991 werden Begutachtungsrechte bei der Emission von Partizipations- bzw. 
Ergänzungskapital, der Bestellung von Geschäftsleitern, der Änderung von Dienstverträgen 
von Geschäftsleitern, bei verbundrelevanten, gravierenden einzelgenossenschaftlichen Ent-
scheidungen, bei der Absicht aus dem ÖGV auszutreten, fremde Kooperationen einzugehen, 
die Rechtsform zu ändern, den Betrieb aufzulösen, das Stimmrecht zu ändern oder eine Sub-
stanzbeteiligung einzuführen, eingeräumt. Die Zustimmung des ÖGV ist einzuholen, wenn 
Investitionen in Höhe von über 20 Prozent der Eigenmittel getätigt werden sollen oder eine 
Beteiligung an einem verbundfremden Unternehmen eingegangen werden soll (vgl. Hofin-
ger, 1998, S. 259f.). 
Am Verbandstag 1997 kam es zu einer Neupositionierung des Volksbanken-Verbundes, wo-
bei mit der Wahrnehmung der Koordination von Marketing, Organisation, EDV und Bilanzie-
rung der ÖGV-Vorstand beauftragt wurde (vgl. Hofinger, 1998, S. 278). Laut Hofinger (1998, 
S. 279) könnte dies bei oberflächlicher Betrachtung als eine Verlagerung der Macht von der 
Primärstufe hin zum ÖGV gesehen werden, in Wahrheit würden aber nur die in verschiede-
nen Ausschüssen demokratisch erarbeiteten Interessen des Verbundes wahrgenommen. 
2.3.2. Raiffeisenverbände 
Einen Wendepunkt für die österreichischen Kreditgenossenschaften stellt das Jahr 1886 dar, 
das als Beginn einer intensiven Gründungswelle von Darlehenskassen nach dem System Raif-
feisen gilt. Diese Bewegung ging ursprünglich in den 1840er Jahren vom Rheinland aus und 
hatte die Notsituation der dortigen Bauern als Ursache. Bis zum Jahr 1917 gab es nach einer 
regelrechten Gründungswelle 12.398 Kreditgenossenschaften, davon 8.549 Raiffeisenkassen 
(vgl. Brazda et al., 1997, S. 75). Die Geschichte des Raiffeisensektors wurde bereits in Ab-
schnitt 2.1.2 ausführlich behandelt. Der dreistufige Aufbau der Raiffeisenorganisation bein-
haltet auch eine historisch unterschiedliche Entwicklung der zweiten Stufe, also der Landes-
zentralen bzw. der Verbände. Während in den großen Bundesländern Niederösterreich, 
Oberösterreich, Steiermark und Tirol jeweils rechtlich selbstständige Landeszentralen für die 
Bereiche Geld, Ware sowie Revision gegründet wurden, sind in den kleineren Bundesländern 
Vorarlberg, Kärnten, Salzburg und dem Burgenland diese Funktionen in gemischten Verbän-
den gebündelt. Mitglieder und damit Eigentümer dieser Landesinstitutionen sind die selbst-
 44 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
ständigen Raiffeisengenossenschaften im jeweiligen Bundesland (vgl. Holztrattner, 1998, S. 
163).  
Die Verbandsgründung etwa in der Steiermark im Jahr 1900 hatte als Hauptgrund die Schaf-
fung einer Geldausgleichsstelle zwischen den landwirtschaftlichen Genossenschaften, aller-
dings auch das Warengeschäft und die Übernahme der anwaltschaftlichen Agenden. Mit 
Inkrafttreten des Revisionsgesetzes wurde auch eine Prüfungsabteilung eingerichtet. Eine 
Trennung in die oben angesprochenen Bereiche erfolgte dann ab 1927 (vgl. Doppelhof-
er/Mair, 1998, S. 141ff.). In Salzburg beispielsweise kam es nicht zuletzt auf Drängen der 
Landesregierung zu Beginn des 20. Jahrhunderts zur Gründung einer Genossenschafts-
Zentralkasse, ebenso aus dem Gedanken des Geldausgleichs heraus. Die Revision der Genos-
senschaften in Salzburg übernahm bis 1936 die Landesregierung, stellte diese Tätigkeit dann 
aber ein und erzwang damit die Verbandsneugründung. Geprüft wurden neben Spar- und 
Darlehenskassenvereinen auch Milchverwertungs-, Elektrizitäts-, Viehzucht- und sonstige 
landwirtschaftliche Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (vgl. Holztrattner, 1998, S. 
164ff.). Die Landesverbände ermöglichen für die Raiffeisengenossenschaften die gemeinsa-
me kostengünstige Bearbeitung strategischer Geschäftsfelder und tragen so wesentlich zur 
Sicherung der kleinen Einheiten bei. Die Zusammenarbeit umfasst Finanzierungen, Auslands-
geschäft, Rechenzentrum und Organisation, Mitarbeiterschulung und Personalverwaltung, 
Marketing und Werbung sowie auch Anwaltschaft und Revision, die durch die Verbände 
wahrgenommen werden (vgl. Holztrattner, 1998, S. 169ff.). 
Zu Beginn der 1970er Jahre erfolgte der Zusammenschluss des Deutschen Genossenschafts-
verbandes mit dem Deutschen Raiffeisenverband, was für Österreich vom ÖGV als verfrüht 
erachtet wurde (vgl. Brazda et al., 1997, S. 298ff.). Ein Versuch der verstärkten Zusammen-
arbeit der beiden genossenschaftlichen Sektoren auf Basis der Spitzeninstitute Österreichi-
sche Volksbanken AG sowie Genossenschaftliche Zentralbank des Raiffeisensektors scheiter-
te 1983 letztendlich am Widerstand der regionalen Volksbanken, die eine Aushöhlung der 
ÖVAG befürchteten (vgl. Brazda et al., 1997, S. 319f.), wobei hier durchaus auch eine gewis-
se Angst vor dem Verlust der Eigenständigkeit des in Österreich im Vergleich zu Raiffeisen 
deutlich kleineren Volksbankensektors unterstellt werden kann. 
Grundsätzlich unterscheidet sich also das Verbandswesen im Raiffeisensektor dadurch von 
dem der Schulze-Delitzsch Genossenschaften, dass es nicht einen zentralen Genossen-
schaftsverband gibt, der für die Gruppen Geld und Ware Revisions- und Serviceleistungen 
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erbringt, sondern dass jedes Bundesland eine eigene Verbandorganisation oder auch mehre-
re unterhält, die sowohl als Einheitsverband oder als gemischter Verband agieren können.  
2.3.3. Probleme in der Zusammenarbeit 
Grundsätzlich ist in den Kreditgenossenschaften eine zunehmende Intensivierung der Zu-
sammenarbeit insbesondere im Verwaltungsbereich erkennbar, welche im Volksbankensek-
tor durch die Entwicklungen in der jüngeren Vergangenheit besonders an Bedeutung ge-
wonnen hat. Hier könnte durchaus der Begriff der Zusammenarbeit im Team verwendet 
werden. Die Teamarbeit stellt laut Borns/Eiselin (1996, S. 17) eine intensivere Form der Zu-
sammenarbeit dar, die sich unter anderem durch ein großes Maß an innerem Zusammenhalt 
und Engagement, weitgehende Aufhebung der Trennung zwischen dispositiver und ausfüh-
render Arbeit, ein gleichberechtigtes Nebeneinander von individueller und gemeinsamer 
Verantwortung sowie durch einen Mehrwert aus der Zusammenarbeit im Vergleich zur Ar-
beit einzelner charakterisieren lässt. 
Nicht außer Acht gelassen werden dürfen dabei jedoch auch die in der Literatur genannten 
Gefahren der Teamarbeit. Dabei sehen Borns/Eiselin (1996, S. 51ff.) zunächst die Gefahr der 
Anstrengungsreduktion, weil mit dem Ansteigen der Mitgliederanzahl der Anteil jedes Ein-
zelnen an der Gesamtleistung zurückgeht, zusätzlich verursachen die Entscheidungsfindung 
im Team sowie die Vorbereitung von Teamsitzungen oft einen erheblichen Zeitaufwand. 
Außerdem tendieren Teams auch dazu, sich gegenüber ihrer Umwelt abzuschließen und 
Gruppendruck innerhalb des Teams zu erzeugen. Borns/Eiselin (1996, S. 61f.) erwähnen 
auch, dass Gruppen bzw. Teams riskantere Entscheidungen treffen als Einzelpersonen. Die-
ses auch als Risikoschub oder Risky-shift bezeichnete Phänomen ergibt sich daraus, dass die 
Verantwortung und damit auch die Konsequenzen des Handelns auf mehrere Personen ver-
teilt sind. Dabei können dann dominante und gleichzeitig risikofreudige Gruppenmitglieder 
die Gruppe so beeinflussen, dass am Ende die riskante Entscheidung getroffen wird, die Ver-
antwortung dafür aber alle zu tragen haben (vgl. Borns/Eiselin, 1996, S. 62f.). Im Zusammen-
hang mit dominanten Teammitgliedern sei auch das Thema Groupthink erwähnt, bei dem 
der Gruppendruck innerhalb des Teams ein übereiltes Einlenken auf den erstbesten Lö-
sungsvorschlag fördert und kritisches Denken einzelner letztlich dem Harmoniebedürfnis 
zum Opfer fällt (vgl. Borns/Eiselin, 1996, S. 65). Solche riskanten Entscheidungen können 
auch in dezentralen Bankengruppen getroffen werden und schwerwiegende wirtschaftliche 
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Probleme nach sich ziehen, was in der Fallstudie über den österreichischen Volksbankensek-
tor in Kapitel 4 noch ausführlich besprochen wird. 
Detailliertere Informationen zur Zusammenarbeit im Bankwesen sowie deren Vor- und 
Nachteilen im Allgemeinen wie auch spezifisch für die Genossenschaftsbanken und den 
Volksbankensektor finden sich unter Anlage II. 
2.4. Kritik an den Genossenschaftsbanken 
2.4.1. Bedeutung von Werten und Prinzipien 
Im bisherigen Verlauf dieses Kapitels wurden die Genossenschaften als Selbsthilfeeinrich-
tungen zur Linderung der Nöte benachteiligter Bevölkerungsgruppen in vergangenen Jahr-
hunderten dargestellt, gleichzeitig wurden sie durch ihre starke Bezugnahme auf Werte, 
Normen und Kultur als in einigen Wirtschaftsbereichen durchaus zeitgemäße Kooperations-
form für mittelständische Unternehmen gezeigt. Ihre Geschichte ist keine einfache, oft kriti-
siert, haben sie sich aber dennoch als durchaus krisenfeste Unternehmensform gerade in 
und nach wirtschaftlich schwierigen Zeiten herausgestellt. Die Grundwerte Selbsthilfe, 
Selbstverwaltung und Selbstverantwortung hatten insbesondere bei den Schulze-Delitzsch 
Genossenschaften einen enormen Stellenwert, der ihnen allerdings nicht immer zum Vorteil 
gereichte.  
Grundsätzlich stehen bei Genossenschaften also nicht der Fremdbedarf und die Erbringung 
marktfähiger Güter oder Dienstleistungen für Kunden an erster Stelle, wichtiger sind die In-
teressen der Mitglieder und der Eigenbedarf dieser. Laut Rößl (zit. in Griessmair, 2016c, S. 5) 
gab es eine Zeit, in der sich etwa Kreditgenossenschaften als ganz normale Banken sahen 
und als nicht mehr. Mittlerweile sind ein Umdenken und eine Rückbesinnung auf klassische 
Werte und eine stärkere Betonung derselben erkennbar. Anders sieht dies Brazda (zit. in 
Griessmair, 2016c, S. 5), der die aktuelle Betonung genossenschaftlicher Prinzipien für über-
trieben hält und Genossenschaften in erster Linie als Unternehmen sieht, für die die Gesetze 
der Ökonomie ebenso gelten wie für alle anderen Wirtschaftsbetriebe. 
Genau an diesem Punkt setzt auch die Kritik am Genossenschaftswesen mit ihren mannigfal-
tigen Sichtweisen an. Der gesetzliche Auftrag zur Mitgliederförderung wird etwa von Bänsch 
(1983, S. V) als weitgehend inhaltsleere, nicht mess- und kontrollierbare Formel, eine soge-
nannte Leerformel, abgetan. Er erkennt hier die Gefahr, dass das Genossenschaftsmanage-
ment den Mitgliederintentionen zuwiderlaufende Eigeninteressen verfolgen könnte, da bei 
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nicht-operationalem Zielauftrag für beinahe jede Unternehmenspolitik behauptet werden 
könne, sie diene der Mitgliederförderung, was letztlich auch kaum widerlegbar sei (vgl. 
Bänsch, 1990, S. 96). Hofinger/Weiss (1984, S. 47f.) meinen dagegen, dass der stetige Wan-
del die konkrete Beschreibung der Förderung erschwert und diese Beschreibung wohl den 
Tag nicht überleben würde, an dem sie aufgestellt wird. Die Auffassung der Leerformel sei 
nur die Unfähigkeit späterer Generationen, den Fördergedanken lebendig fortzuentwickeln. 
Gerade der Betrieb eines Kreditinstitutes als Genossenschaft wurde in Österreich insbeson-
dere in den 1980er Jahren auch von behördlicher Seite äußerst kritisch gesehen. Der damals 
als Sektionschef im Finanzministerium als oberster Bankenaufseher fungierende Othmar 
Haushofer vertrat die Meinung, dass nur die Aktiengesellschaft als befriedigende Rechtsform 
für Kreditinstitute gelten könne, da nur hier entsprechender Druck von den Aktionären auf 
den Vorstand ausgeht, wohingegen bei Sparkassen und Genossenschaften es leicht möglich 
sei, es sich als Vorstand bequem einzurichten und keine Verantwortung übernehmen zu 
müssen (vgl. Schmidinger, 2007, S. 401). Am Verbandstag der Volksbanken 1985 in Schlad-
ming wurde die genossenschaftliche Rechtsform vom damaligen Finanzminister Hannes 
Androsch als ein Relikt aus dem vorigen Jahrhundert bezeichnet und auf die Aktiengesell-
schaft als die am meisten qualifizierte Rechtsform für Banken verwiesen. Diese Äußerungen 
führten aber bei vielen maßgeblichen Volksbanken-Vertretern zu einem spontanen und 
nachhaltigen Bekenntnis zur Genossenschaft und dazu, dass sich die Volksbanken nach die-
sen Angriffen von außen innerlich festigten und wieder geschlossen auftraten. Mit Muster-
satzungen, adaptierten Geschäftsordnungen von Vorstand und Aufsichtsrat sowie einem 
Corporate Governance Kodex wurde die Rechtsform weiterentwickelt und an den modernen 
Bedarf angepasst (vgl. Hofinger, 2007, S. 80). Nachdem dennoch auf Beamtenebene bereits 
Konzepte ausgearbeitet waren, die die Kreditgenossenschaften zum Übergang in die Kapital-
gesellschaft gezwungen hätten, konnte dies letztendlich durch die Geltendmachung politi-
schen Einflusses abgewendet werden (vgl. Lacina, 2007, S. 467f.). 
2.4.2. Einflussnahme auf die Einzelgenossenschaft 
Vor dem Hintergrund der in diesem Kapitel bereits vorgestellten Zusammenarbeit der Ge-
nossenschaften in Verbünden muss auch die Frage gestellt werden, inwieweit die Selbstbe-
stimmungsrechte der eigenständigen Genossenschaften durch ihre Verbundorganisationen 
eingeschränkt werden. Europaweit geht der Trend hin zu mehr und intensiverer Zusammen-
arbeit im Verbund und damit auch weniger Entscheidungsfreiheit der Einzelgenossenschaft 
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und deren Mitglieder. Ein Blick auf die niederländische Rabobank-Gruppe zeigt, dass es hier 
eine deutlich größere Beschränkung hinsichtlich Finanzierungen, Öffnung und Schließung 
von Zweigstellen, Geschäftsleiterbestellung, Betrieb von Nichtbankgeschäften, Beteiligungen 
oder sonstigen Investitionen gab (vgl. Borns/Hofinger, 2000, S. 92f.), ähnlich ist dies bei der 
finnischen Okobank-Gruppe (vgl. Borns/Hofinger, 2000, S. 97ff.). Hauptgrund ist in beiden 
Fällen die Anerkennung durch die Aufsichtsbehörden als konsolidierte Gruppe, was ver-
schiedene Vorteile für diese Gruppe bei der aufsichtsrechtlichen Überwachung bringt (vgl. 
Borns/Hofinger, 2000, S. 75). Es sei allerdings angemerkt, dass Ende 2015 die noch verblie-
benen 106 selbstständigen Rabobanken mit der genossenschaftlichen Zentrale fusionierten 
(vgl. Blisse, 2016, S. 17). Mit der Bankenrettung der ÖVAG durch die Republik Österreich im 
Jahr 2012 ging auch die Schaffung des §30a im Bankwesengesetz (BWG) einher, der es im 
Rahmen der EU-Bankenkonsolidierungsrichtlinie den Aufsichtsbehörden erlaubt, den Volks-
bankenverbund als eine Einheit zu betrachten und die Primärbanken dadurch zu zwingen, 
näher mit ihrem Spitzeninstitut zusammenzurücken (vgl. Borns zit. in Karner, 2012, S. 8ff.). 
Diese immer stärker werdende Einengung der Primärinstitute kann letztlich als Grundstein 
dafür gesehen werden, dass die vielen selbstständigen Regionalbanken zu acht deutlich grö-
ßeren Einheiten zusammenwachsen sollten. Nach dem Grundprinzip der Selbstständigkeit 
wäre Widerstand wohl der richtige Weg gewesen, wogegen Ettenauer (2009, S. 178) ein-
wendet, dass im Sinne der Verbundkompetenz unabhängigkeitsorientiertes Handeln nur 
solange sinnvoll ist, als es dem eigenen Haus nützt, der Gruppe aber nicht schadet. Mit der 
engeren Zusammenarbeit einer verringerten Anzahl an Akteuren durch das 8 + 2 Modell der 
Volksbanken geht auch der Trend zu intensiverer Zusammenarbeit einher, was bei der vor-
herigen losen Gruppe eigenständiger Banken nicht in diesem Ausmaß der Fall war. Nicht 
außer Acht gelassen werden dürfen hier aber auch die Gefahren dieser engen teamähnli-
chen Zusammenarbeit, wobei Anstrengungsreduktion einzelner sowie eine verlangsamte 
Entscheidungsfindung wohl noch die geringeren Probleme sind. Mehr Sorgen bereiten da 
der Gruppendruck innerhalb des Teams, die höhere Wahrscheinlichkeit riskanter Entschei-
dungen aus mangelnder Verantwortung des Einzelnen, die Dominanz einzelner Mitglieder 
sowie das Harmoniebedürfnis, das für kritische Äußerungen oft hinderlich ist (vgl. 
Borns/Eiselin, 1996, S. 51ff.). All diese Phänomene könnten Quellen für das Zustandekom-
men riskanter Entscheidungen sein, wie es sie wohl aber auch schon in der Vergangenheit 
über alle dezentralen Banksektoren hinweg gegeben hat. Gerade durch die beschriebenen 
und in Anlage II näher erläuterten Phänomene bei der Zusammenarbeit in Gruppen oder 
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Teams geraten die Vertreter kleinerer Genossenschaften oft ins Hintertreffen, da ihnen zum 
Verständnis komplexer Sachverhalte in manchen Fällen wohl die nötige Ausbildung sowie die 
nötige Erfahrung fehlt. In diesem Moment entsteht die Gefahr, dass durch die mangelnde 
Sachkenntnis einzelner oder mehrerer stimmberechtigter Mitglieder Entscheidungen zu-
stande kommen, die den Interessen der Mitglieder sowie den Grundprinzipien der Genos-
senschaften Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung eventuell nicht entspre-
chen. 
2.4.3. Wegfall des Förderbedarfs 
Ein weiterer Kritikpunkt insbesondere an den Kreditgenossenschaften ist der teilweise Weg-
fall ihrer Existenzberechtigung unter Bezugnahme auf den Förderauftrag. Der ursprüngliche 
Fördergedanke bezog sich darauf, im Fall der Volksbanken Kleingewerbetreibenden und im 
Fall der Raiffeisenbanken Bauern im Rahmen der Selbsthilfe Kredite zu verschaffen, die sie 
ansonsten nicht oder nur zu deutlich höheren Konditionen erhalten hätten. Realistisch be-
trachtet ist in den westlichen Industrienationen eine auf diesen Zweck abgestellte Mitglie-
derförderung heute wohl gar nicht mehr notwendig. Auch wenn, wie in den vorhergehenden 
Abschnitten erwähnt, Mikrofinanzierungsmodelle in Schwellenländern boomen, so stellen 
diese Geschäfte derzeit wohl kein bevorzugtes Betätigungsfeld für hiesige Genossenschafts-
banken dar. Auch Aussagen, wonach Genossenschaftsbanken während der letzten Finanzkri-
se ihre Kunden begleitet hätten und nachsichtiger bei den Rückzahlungsmodalitäten waren 
als große Aktienbanken, sind entsprechend zu relativieren. Unter dem Gesichtspunkt der 
umfangreicher werdenden Regulierungen des Bankgeschäfts stellt sich die Frage, inwieweit 
solche Maßnahmen heute und in Zukunft überhaupt noch möglich sind, da umfangreiche 
und die Handlungsfreiheit einschränkende Regulative letztlich für alle Banken gleich gelten, 
also auch für Genossenschaftsbanken. Die aktuellen Bankenregeln können große Auswirkun-
gen auf die Wahrnehmung des Förderauftrages haben, einen Überblick darüber, was Banken 
aktuell und in Zukunft beachten müssen, gibt Anlage XI. 
Interessant erschiene im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung des Förderauftrages die 
Start-up-Finanzierung. Vor dem Hintergrund, dass in der automatisierten Online-
Kreditvergabe Softfacts kaum Berücksichtigung finden, und so eine große Zahl an Kreditwer-
bern abgelehnt wird, ist die Zielgruppe der innovativen Unternehmen heute sehr stark auf 
die Gunst von Venture Capitalists oder Business Angels, also von meist privaten Risikokapi-
talgebern angewiesen. Historisch betrachtet wären Start-ups wegen ihrer anfänglichen 
 50 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
Kleinheit und ihrer Schwierigkeiten, zu einer Finanzierung zu gelangen, durchaus mit der 
ursprünglichen Zielgruppe der Kreditgenossenschaften zu vergleichen. Die Weiterentwick-
lung des Förderauftrages in diese Richtung ist aktuell aber kaum erkennbar. 
2.5. Differenzierung zu anderen Formen des Bankbetriebs 
2.5.1. Unterscheidung hinsichtlich der Organisationsstruktur 
Wie die vorangegangenen Abschnitte zeigen, beanspruchten die Genossenschaftsbanken 
wegen ihrer Grundwerte sowie ihrer förderwirtschaftlichen Ausrichtung in der Vergangen-
heit immer wieder einen Sonderstatus für sich und tun dies zum Teil auch heute noch. Aller-
dings befinden sich die Kreditgenossenschaften weder heute noch zu einem früheren Zeit-
punkt in einem monopolistischen Umfeld, es gab und es gibt eine Reihe von 
Marktbegleitern, deren Existenz bzw. deren Geschäftsstrategie Einfluss auf das Handeln und 
auf die Entwicklung der Kreditgenossenschaften haben. 
Wie schon bei den Ausführungen zum Wesen und zur Geschichte der Genossenschaften in 
Abschnitt 2.1 erwähnt, bestehen sowohl der Volksbanken- als auch der Raiffeisensektor aus 
zahlreichen Genossenschaftsbanken verschiedenster Betriebsgrößen. Bei genossenschaftlich 
organisierten Banksektoren handelt es sich daher nicht um einen Konzern mit Filialbetrieb, 
sondern um einen Verbund rechtlich selbstständiger Institute, was Volks- und Raiffeisenban-
ken zu fast allen anderen Banksektoren mit Ausnahme der Sparkassen abgrenzt. Das neben 
der Vielzahl an Hauptanstalten bestehende dichte Filialnetz ermöglicht den Banken einen 
Wissensvorsprung und führt zu besonderer Kenntnis der Bedürfnisse und Wünsche der Kun-
den (vgl. Wagner, 1986, S. 94). Diese Marktnähe der selbstständigen Genossenschaftsban-
ken bringt zwar hohe Flexibilität mit sich, die Kleinheit der Bankeinheiten beschränkt aber 
auch die Wachstumsmöglichkeiten. Die Lösung wird in der Kooperation vieler Genossen-
schaften in einem sektoralen Verbund gesehen, der kleinen Banken ein breites Angebot an 
Finanzdienstleistungen und die Unterstützung durch Spezialinstitute ermöglicht (vgl. Kon-
rad/Spicka, 1998, S. 90f.). Heute bedienen sich im Grunde alle Banksektoren der Dienste 
sektoreigener oder -fremder Spezialinstitute bzw. werden Leistungen von externen Anbie-
tern bezogen, dennoch ist die Abhängigkeit der Genossenschaftsbanken von subsidiären 
Dienstleistern auf Verbundebene sehr groß und letztlich nur mit der Situation im Sparkas-




2.5.2. Unterscheidung hinsichtlich des rechtlichen Rahmens 
Genossenschaften werden unter die juristischen Personen bzw. Körperschaften mit eigener 
Rechtspersönlichkeit eingeordnet und sind damit eine anerkannte Gesellschaftsform. Im 
Gegensatz zu den Kapital- und Personengesellschaften haben Genossenschaften aber so-
wohl aus der Gründungshistorie heraus sowie auch per Gesetz eine besondere Zielsetzung, 
nämlich in erster Linie die wirtschaftliche Förderung ihrer Mitglieder. Die primären Wesens-
merkmale der Kreditgenossenschaften sind die Vereinsform, die offene Mitgliederzahl und 
eine förderwirtschaftliche Grundausrichtung (vgl. Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 13). Im 
Gegensatz zu Aktiengesellschaften kann der Vorstand seine Geschäfte nicht frei und unab-
hängig von Entscheidungen der Hauptversammlung führen, sondern es kann ihm die Gene-
ralversammlung bindende Weisungen erteilen (vgl. Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 47). 
Auf europäischer Ebene wird seit Jahren um eine gemeinsame Definition für die Genossen-
schaft gerungen, wobei es schwierig zu sein scheint, hier einen gemeinsamen Nenner zu fin-
den. Der in Österreich und Deutschland essentielle Förderzweck ist beispielsweise in Frank-
reich nicht vorgesehen, hier ist die Genossenschaft bzw. die Kooperative im Sinne einer 
gemeinnützigen Organisation zu verstehen (vgl. Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 15f.). Je-
denfalls sieht Hofinger (2007, S. 65) den hierzulande allgegenwärtigen Förderauftrag als ein 
umfassendes Strategiekonzept in wirtschafts-, gesellschafts- und demokratiepolitischer so-
wie moralisch-kultureller Hinsicht. Das österreichische Genossenschaftsgesetz definiert in 
der Folge auch bereits im ersten Absatz des ersten Paragrafen sehr genau den Auftrag dieser 
Unternehmensform, auch die Bereiche, in denen diese Förderung erfolgen kann, werden 
genannt: 
„(1) Dieses Gesetz gilt für Personenvereinigungen mit Rechtspersönlichkeit von nicht ge-
schlossener Mitgliederzahl, die im Wesentlichen der Förderung des Erwerbes oder der 
Wirtschaft ihrer Mitglieder dienen (Genossenschaften), wie für Kredit-, Einkaufs-, Ver-
kaufs-, Konsum-, Verwertungs-, Nutzungs-, Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossen-
schaften“ (§ 1 Abs. 1 GenG).  
In Absatz zwei des Genossenschaftsgesetzes wird schließlich explizit auch die Beteiligung an 
anderen Unternehmen ermöglicht, sofern diese aus förderwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
erfolgt.  
„(2) Mittel zur Förderung kann auch die Beteiligung der Genossenschaft an juristischen 
Personen des Unternehmens-, des Genossenschafts- und des Vereinsrechts sowie an un-
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ternehmerisch tätigen eingetragenen Personengesellschaften sein, wenn diese Beteili-
gung der Erfüllung des satzungsmäßigen Zweckes der Genossenschaft und nicht überwie-
gend der Erzielung von Erträgnissen der Einlage dient“ (§ 1 Abs. 2 GenG).  
Nun weisen Kreditgenossenschaften als juristische Personen mit offener Mitgliederzahl 
durchaus Ähnlichkeiten zu Aktiengesellschaften auf, wesentliche Abgrenzungspunkte sind 
erweiterte Mitspracherechte der Mitglieder und allem voran die förderwirtschaftliche 
Grundausrichtung, die, zumindest in der Theorie, die Gewinnbestrebungen der Kreditgenos-
senschaften abschwächen sollte. Ob diese nach wie vor verankerte Abgrenzung in der Praxis 
noch Bedeutung hat, wurde schon in Abschnitt 2.4 zur Kritik am Genossenschaftswesen hin-
terfragt. In der Theorie sowie auch im Gesetz ist dieses Unterscheidungskriterium zu ande-
ren Publikumsgesellschaften nach wie vor vorhanden. 
2.5.3. Unterscheidung hinsichtlich der Kundenschicht 
Wie in Abschnitt 2.1.4 zur Geschichte des Bankwesens dargestellt, gab es historisch 
durchaus eine Abgrenzung der einzelnen Banksektoren hinsichtlich der bevorzugten 
Kundengruppen. Die Genossenschaftsbanken betreuten Kleingewerbetreibende und 
Bauern, die Sparkassen vorwiegend Private, die BAWAG in erster Linie der Sozialdemo-
kratie zuzuordnende Arbeiter und Angestellte, die staatlichen Großbanken nahmen sich 
der Industrie und sonstiger Großunternehmen an und Oberbank, BKS und BTV begleite-
ten diejenigen Kommerzkunden, die zu groß für eine Genossenschaftsbank und zu klein 
für die Zentralsparkasse, die Länderbank oder die Creditanstalt waren. Diese stark abge-
kürzt und vereinfacht dargestellte Situation veränderte sich spätestens Mitte der 1960er 
Jahre, als alle Banken versuchten, zu anderen als ihren traditionellen Kundenschichten 
durchzudringen. Bereits 2007 erkannte Haiden (vgl. S. 473) einen zunehmenden Konkur-
renzkampf um die vermögenden Privaten sowie um die Klein- und Mittelbetriebe, im 
Dienstleistungsbereich erwartete er eine Bedeutungszunahme des Cross-selling. Schon in 
den 1990er Jahren zeigte ein Megatrend klar in Richtung der Schaffung größerer Einhei-
ten durch Fusionen und dadurch die Ermöglichung von Globalisierung. Dennoch kon-
zentrierten sich die Kreditgenossenschaften gemäß der Struktur mittelständischer Ban-
ken darauf, Kredite bei Klein- und Mittelbetrieben unterzubringen und hielten sich aus 
Industrie- und Auslandsfinanzierungen sowie Großengagements weitgehend heraus (vgl. 
Hofinger, 1998, S. 283f.). Auch dem Bemühen um als besonders attraktiv angesehene 
Kundengruppen wie etwa die vermögenden Privatkunden und im Firmenkundengeschäft 
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die innovativen Exporteure verschlossen sich insbesondere die Volksbanken weitgehend, 
da aus ihrer Sicht aufgrund der großen Anzahl von Konkurrenten mit diesen Gruppen 
über kurz oder lang wohl wenig zu verdienen gewesen wäre. Die Kernzielgruppen der 
dezentralen Banksektoren waren deutlich weniger umkämpft, was den Volksbanken trotz 
hoher Fixkosten durch das dichte Filialnetz in den Jahren 1987 bis 1996 eine deutlich hö-
here Ertragskraft einbrachte, als der Marktschnitt vorweisen konnte (vgl. Hofinger, 1998, 
S. 283ff.). Traditionell wollte der Volksbankensektor nah am Markt sein, denn durch die 
Beschränkung der Tätigkeit auf das jeweilige Einzugsgebiet der Volksbank und die eigen-
tümerschaftliche Verankerung in der Bevölkerung einer Region entstand ein Zusammen-
gehörigkeitsgefühl, das sich mit dem Begriff „meine Volksbank“ ausdrücken ließ und 
auch eine klare Abgrenzung zu eigentümerlosen oder Dritten gehörenden Banken ermög-
lichte (vgl. Hofinger, 1998, S. 309). In Abschnitt 2.1.2 zur Geschichte der Raiffeisenban-
ken konnte für diesen Sektor eine ähnliche Grundhaltung und damit auch eine Abgren-
zung zu anderen Formen des Bankbetriebs festgestellt werden. Demgemäß darf dem 
Raiffeisensektor durch die überwiegende Kleinheit der Hauptanstalten ein noch größerer 
regionaler Bezug attestiert werden. Grundsätzlich sieht Bankenexperte Franz Hahn (zit. 
in Griessmair, 2016b, S. 7) in Österreich aber nach wie vor ein Defizit an mittelgroßen 
Banken, weshalb er den geplanten Umbau des Volksbankensektors in diese Richtung als 
effizientesten und sinnvollsten Weg erachtet. Er sieht hier die richtige Größe, um Effizi-
enz durch Synergien zu heben, und gleichzeitig klein genug zu bleiben, um nah am Markt 
und flexibel zu sein. Der Volksbankensektor nimmt hier eine Vorreiterrolle in Österreich 
ein, insbesondere für Raiffeisen, wo Hahn ein massives Strukturproblem sieht. Es sei an 
dieser Stelle allerdings angemerkt, dass die von Hahn nicht nur für den Volksbanken- 
sondern auch für den Raiffeisensektor propagierte Entwicklung zu einer Erosion der Ban-
ken mit kleinräumigem Betätigungsfeld führen würde und somit sogar eine Marktlücke 
entstehen könnte. Dieses Abgrenzungskriterium wäre dann nicht mehr vorhanden, da 
auch die Landeshypothekenbanken sowie manche Sparkassen, VKB, Oberbank, BTV so-
wie BKS auf Bundesländerebene agieren. 
2.5.4. Beantwortung der Forschungsfrage 
Dieser Abschnitt über die Abgrenzungspunkte zwischen den Genossenschaftsbanken und 
anderen Banksektoren hat gezeigt, dass sich im Zeitverlauf nach sozialen Schichten bzw. 
nach Interessensgruppen getrennte Banksektoren etabliert haben, die im Grunde bis heute 
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bestehen. In dieses Bild passt demzufolge auch der von Masopust (2007, S. 399) erkannte 
Trend, dass kleine Unternehmen eher Kunden bei kleineren Instituten sind, mittlere Unter-
nehmen bei mittelgroßen Banken und Großunternehmen bei Großbanken, woraus auch eine 
Existenzberechtigung für jede Größenklasse abgeleitet werden kann. Fast alle Banken haben 
die Gemeinsamkeit, dass sie ursprünglich für ein bestimmtes Klientel oder direkt von diesem 
Klientel gegründet wurden, woraus sich im Zeitverlauf die heute bekannten Banksektoren 
entwickelt haben. Haiden/Taus (2007, S. 447) prognostizieren, dass diese Sektoren weit weg 
von ihren Gründungsideen weiter bestehen bleiben werden und die Annäherung in ihrer 
Tätigkeit in den letzten Jahren schon so weit fortgeschritten ist, dass ohnehin schon alle das 
Gleiche tun. Tatsächlich lässt sich seit Mitte der 1960er Jahre feststellen, dass sich hinsicht-
lich der angebotenen Leistungen und der betreuten Kundenschichten immer weniger Unter-
schiede ausmachen lassen, und sich Genossenschaftsbanken auch in diesem Punkt kaum 
noch vom Leistungsumfang der Aktienbanken unterscheiden. Nach wie vor vorhandene Un-
terscheidungskriterien sind das Gründungsmotiv der Selbsthilfe, die Orientierung an Traditi-
onen und Werten, die Eigentümerschaft durch die Kunden, die weitgehende Freiheit von 
staatlicher Einflussnahme, die dezentrale Struktur mit zahlreichen rechtlich selbstständigen 
Banken auch im ländlichen Raum sowie die förderwirtschaftliche Grundausrichtung. Es gibt 
aber durchaus auch Unterscheidungsmerkmale zwischen den genossenschaftlichen Banksek-
toren selbst. Nicht nur die traditionelle Zielgruppe der Landwirte bei den Raiffeisenbanken 
bzw. der Kleingewerbetreibenden bei den Volksbanken, auch das Verhältnis zur Politik un-
terscheidet die Systeme Raiffeisen und Schulze-Delitzsch. Pflegen die Raiffeisenbanken 
schon seit ihrer Gründungswelle in Österreich ein sehr gutes Verhältnis zu den staatlichen 
Stellen, so lässt sich die heute noch vorhandene mangelnde politische Vernetzung der 
Volksbanken bis zu den Lebzeiten Schulze-Delitzschs zurückverfolgen. Hier muss allerdings 
erwähnt werden, dass zwar nahezu bei allen Banken durch Fusionierungen und Privatisie-
rungen ein Rückgang der direkten Einflussnahme des Staates zu beobachten ist, bei den 
Volksbanken durch die massive Krise ab 2008 und die darauffolgende Staatsbeteiligung aber 
die Mitsprache der Republik Österreich deutlich zunahm, was dieses Abgrenzungskriterium 
relativiert oder teilweise sogar umkehrt (siehe dazu Abschnitt 4.2.1). In Tabelle 1 findet sich 
ein Überblick über die Gemeinsamkeiten der meisten Banken sowie über die Abgrenzungs-





Gemeinsamkeiten aller (vieler) Banken 
 Historisch von einer bzw. für eine bestimmte Kundenschicht gegründet (Volksbanken, VKB, 
Raiffeisenbanken, BAWAG, Sparkassen, 3 Banken Gruppe). 
 Angebot aller Bankdienstleistungen für alle Kundengruppen nach dem Allfinanz- bzw. Uni-
versalbankkonzept ab den 1960er Jahren. 
Unterscheidungskriterien der Genossenschaftsbanken 
 Selbsthilfe als Gründungsmotiv (Volksbanken, Raiffeisenbanken, Volkskreditbank). 
 Unveränderte Orientierung an traditionellen Werten (vorwiegend im Genossenschaftsbe-
reich). 
 Keine direkte staatliche Einflussnahme (im Gegensatz zu PSK, Sparkassen, Länderbank bzw. 
Bank Austria, Creditanstalt, Hypothekenbanken). 
 Mitglieder bzw. Eigentümer sind gleichzeitig die Kunden. 
 Dezentrale Struktur (gilt auch für Sparkassen). 
 Förderung der Mitglieder steht über dem Ziel der Gewinnmaximierung (Volksbanken, Raif-
feisenbanken). 
 Vorwiegend Rechtsform der Genossenschaft (Volksbanken, Raiffeisenbanken) im Vergleich 
zur Aktiengesellschaft (alle anderen). 
 Zusammenarbeit zahlreicher rechtlich eigenständiger Banken über Spitzeninstitute (zwei- 
bzw. dreistufig im Volksbanken- bzw. im Raiffeisensektor, vergleichbarer Aufbau nur im 
Sparkassensektor). 
 Traditionell starke Präsenz in ländlichen Regionen durch Hauptanstalten und Zweigstellen 
(gilt eingeschränkt auch für Sparkassen). 
Besonderheiten einzelner Banken 
 Jedes Mitglied der 3 Banken Gruppe konzentriert sich auf 2 Bundesländer als Regionalbank, 
jede Bank hat aber eine zentrale Struktur. 
 Die VKB konzentriert sich als genossenschaftliche Bankaktiengesellschaft im Wesentlichen 
auf Oberösterreich, unterhält dort aber eine zentrale Struktur. 
 Die Volksbanken gelten traditionell als politisch wenig vernetzt, die Raiffeisenbanken dage-
gen als sehr gut vernetzt. 
 Durch Privatisierung ist der Einfluss des Staates bei allen Instituten massiv zurückgegangen 
(Hypothekenbanken) bzw. kaum noch vorhanden (alle anderen), bei den Volksbanken durch 
die Rettung der ÖVAG allerdings erstmals erkennbar. 
Tabelle 1: Differenzierungsmerkmale zwischen den Banksektoren (eigene Darstellung) 
Abschließend ist festzuhalten, dass es nach wie vor zahlreiche Abgrenzungspunkte der Ge-
nossenschaftsbanken zu anderen Formen des Bankbetriebs gibt, die meisten davon scheinen 
allerdings heute nur mehr theoretischer Natur und für den modernen Bankkunden eher von 
untergeordneter Bedeutung zu sein. Wesentliche Unterschiede zu Geschäftsbanken sind, 
dass Gewinne nicht primär für die Investoren gedacht sind, sondern um die auferlegten Ziele 
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über eine lange Zeitspanne erfüllen zu können. Außerdem kann Eigenkapital traditionell 
kaum über den Kapitalmarkt beschafft werden, es muss aus einbehaltenen Gewinnen ent-
stehen (vgl. Anguren Martín/Marqués Sevillano, 2011, S. 122f.). Hervorzuheben ist wohl 
noch die Präsenz in ländlichen Regionen und die besondere Kundenkenntnis durch die Klein-
heit der Institute und eben die Beschränkung auf ein oft sehr stark eingegrenztes Gebiet. Die 
Eigenständigkeit solcher Kleinbanken und die damit verbundene Letztentscheidung in der 
Kreditvergabe kann in Verbindung mit der Kenntnis des Kunden sowie der Region durchaus 
auch einen Vorteil für die Kunden darstellen und wäre damit ein lebendiges Unterschei-
dungskriterium. Diese Sichtweise teilen auch Blome-Drees/Schmale (2004, S. 29) und erin-
nern an die Besonderheiten bzw. die Abgrenzung von Kreditgenossenschaften zu herkömm-
lichen Banken, etwa hinsichtlich der Begrenzung auf einen lokalen Markt, die damit 
einhergehende besondere Kundennähe und/oder den unbürokratischen Ablauf der Geschäf-
te. Diese Banken haben den institutionellen Sinn, ihre Mitglieder bedarfswirtschaftlich zu 
fördern, wobei sich in den genossenschaftlichen Bankengruppen intensive Ökonomisierungs- 
und Konzentrationsprozesse abzeichnen, welche zu Angleichungs- und Strukturtransforma-
tionstendenzen führen (vgl. Blome-Drees/Schmale, 2004, S. 28). Wie bereits in Abschnitt 2.4 
zur Kritik an den Genossenschaften erwähnt, ist auch die Anpassung des Förderauftrages an 
heutige Bedürfnisse zumindest nicht deutlich erkennbar, obwohl es gerade in der Grün-
derszene entsprechenden Bedarf geben sollte. 
Die Abgrenzungskriterien sind also vorhanden, deren Bedeutung nimmt aber zusehends ab, 
weshalb sich Genossenschaftsbanken umgehend die Frage nach der zukünftigen Strategie 
stellen müssen, und was für bzw. gegen eine zunehmende Verschränkung der zahlreichen 
eigenständigen Institute durch Fusionen spricht. Penzel/Pietig (2000, S. 1f.) halten fest, dass 
es aus Kundensicht kaum austauschbarere und leichter zu kopierende Produkte gibt, als die 
von Finanzdienstleistern, und dass somit enorme Betriebsgrößenvorteile für Banken und 
Versicherungen gegeben wären. Reicherter (2000, S. 251) stellt grundsätzlich die Sinnfrage 
für das Genossenschaftswesen im Bankenbereich in der heutigen Zeit und konstatiert ein 
abnehmendes Partizipationsinteresse der Eigentümer bzw. Mitglieder am Willensbildungs-
prozess in den Kreditgenossenschaften, ein Umstand, der die Tür für Zusammenschlüsse zu 
größeren Einheiten grundsätzlich öffnet. Welche Synergien sich aus einer Fusion aber tat-
sächlich ergeben können und was bei der Entwicklung und Umsetzung einer strategischen 
Veränderung zu beachten ist, wird das nächste Kapitel zeigen. 
 57 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
2.6. Zusammenfassung des Kapitels 
Genossenschaften wurden ursprünglich aus einem Selbsthilfegedanken heraus gegründet, es 
gibt sie nahezu auf der ganzen Welt. Kreditgenossenschaften nach den Systemen Schulze-
Delitzsch und Raiffeisen sollten ab dem 19. Jahrhundert vor allem Handwerkern und Bauern 
zu leistbaren Finanzierungen verhelfen (vgl. 2.1.1; vgl. 2.1.2; vgl. 2.1.3). Ihre Existenzberech-
tigung wird heute wegen des Wegfalls des Förderbedarfs in den westlichen Industrienatio-
nen häufig in Frage gestellt, allerdings wären die Vergabe von Mikrokrediten, Start-up Finan-
zierungen sowie die Betreuung der von anderen Banken als wenig profitabel eingestuften 
Kundengruppen neue Betätigungsfelder. Das Begleiten der Kunden in Krisenzeiten spricht 
wiederum für die Genossenschaftsidee (vgl. 2.2.2). Zwar hat sich das Kundenverhalten im 
Zeitverlauf durch vermehrte Online-Nutzung und weniger Schaltertransaktionen geändert, 
dennoch werden in standardisierten Online-Verfahren zahlreiche Kreditansuchen abgelehnt, 
für die bei einer Genossenschaftsbank durch umfassendere Prüfung und persönliche Kennt-
nis des Kreditwerbers Chancen bestehen (vgl. 2.2.3). Der Auftrag zur Förderung der Mitglie-
der ist der Grundpfeiler des Genossenschaftsgedankens, Selbsthilfe, Selbstverwaltung und 
Selbstverantwortung sind weitere traditionelle Werte. In genossenschaftlichen Verbänden 
werden Leistungen subsidiär erbracht, die für die Einzelgenossenschaft zu komplex oder zu 
kostspielig wären. Kritisiert wird heute an den Genossenschaften häufig, dass sie in ihrer 
Größe und Geschäftsgebarung zum Teil Ähnlichkeiten zu Kapitalgesellschaften entwickelt 
hätten und dass der Förderauftrag weitgehend inhaltsleer sowie schwer mess- und kontrol-
lierbar sei, da es keinen operativen Zielauftrag gebe. Dem wird wiederum entgegengehalten, 
dass der stetige Wandel die Beschreibung der Förderung erschwert und der Fördergedanke 
eben ständig weiterentwickelt werden müsse (vgl. 2.4.1). Grundsätzlich lassen sich Genos-
senschaftsbanken durch ihre Organisationsstruktur mit vielen selbstständigen Hauptanstal-
ten (vgl. 2.5.1), durch den rechtlichen Rahmen mit einem im Gesetz festgeschriebenen För-
derauftrag (vgl. 2.5.2) sowie durch ihre traditionelle Kundenschicht mit 
Kleingewerbetreibenden und Bauern (vgl. 2.5.3) zu anderen Banken abgrenzen. Gerade bei 
den tatsächlich betreuten Kundenschichten und den angebotenen Produkten werden sich 
die Banken aber immer ähnlicher. Die Bedeutung der Unterscheidungsmerkmale nimmt ge-
nerell ab, was die Frage nach einer Strategieanpassung in den Raum stellt (vgl. 2.5.4). 
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3. Synergiepotenzial der strategischen Handlungsalternative Fu-
sion 
3.1. Theoretische Grundlagen zur Veränderung in Organisationen 
Jeder Veränderungsprozess bedingt im Vorfeld die Erkenntnis, was die Ursache bzw. der 
Grund für die Veränderung ist, was verändert werden soll und wie diese Veränderung zu 
erfolgen hat (vgl. Dessler, 2004, S. 155). Der Zusammenschluss mit einem anderen Unter-
nehmen kann jedenfalls als umfassende Veränderung für eine Organisation gesehen werden. 
Umso wichtiger erscheint im Vorfeld einer Fusion die Frage, aus welchen Gründen ein sol-
cher Schritt in Erwägung gezogen wird. So können wettbewerbsstrategische Motive ebenso 
im Vordergrund stehen wie die Nutzung von Synergieeffekten und damit die Schaffung einer 
komfortablen Ausgangssituation für die Bewältigung der Herausforderungen in einem sich 
immer schneller verändernden Wirtschaftsumfeld. Aus den genannten Gründen erscheint 
eine Fusion zwar möglicherweise opportun, der Druck zur konkreten Umsetzung kann aller-
dings als gering angesehen werden, was auch Zeit für die entsprechende Sorgfalt bei der 
Auswahl und Prüfung eines Fusionspartners bringt. Anders ist es, wenn sich ein Unterneh-
men in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befindet oder einflussreiche Stakeholder die Fusion 
mit einem anderen Unternehmen forcieren bzw. erzwingen. Insbesondere beim Kampf um 
das wirtschaftliche Überleben bleibt wenig Zeit und oft auch wenig Verhandlungsspielraum, 
ein für das eigene Unternehmen optimales Szenario zu erkennen und letztlich durchzuset-
zen. Dennoch kann aber das Bewusstmachen bzw. Analysieren der eigenen Situation als un-
erlässlich erachtet werden, den notwendigen Zeithorizont und die eigene Verhandlungsposi-
tion in einem Fusionsprojekt zu erkennen. Die in Abbildung 2 gezeigte Change-Landkarte 





Abbildung 2: Change-Landkarte (vgl. Heitger/Doujak, 2002, S. 28) 
Die Change-Landkarte wurde zwar nicht im Speziellen für die Bewertung der Notwendigkeit 
einer Fusion bzw. für das Erkennen der Stärke oder Schwäche der eigenen Position entwor-
fen, sie eignet sich aber dennoch sehr gut dafür. Sind das Veränderungsvermögen der Orga-
nisation aber auch die Notwendigkeit zur Veränderung niedrig, so kann in Ruhe an der Ent-
wicklung der Organisation gearbeitet werden. Ist das Veränderungsvermögen allerdings 
hoch, kann dies deutlich effektiver erfolgen, auch bei einem Anstieg der Veränderungsnot-
wendigkeit ist bei hohem Veränderungsvermögen noch ohne großen Druck ein Erneue-
rungsprozess aus eigener Kraft möglich, in all den genannten Fällen obliegt es dem Unter-
nehmen selbst, zu entscheiden, ob, wann und mit wem eine Fusion sinnvoll erscheint. Im 
Bereich der hohen Veränderungsnotwendigkeit sinkt dann meist aber auch das Verände-
rungsvermögen, was den Handlungsspielraum einengt und im Hinblick auf eine zur Überle-
benssicherung vielleicht notwendige Fusion die Verhandlungsposition erheblich schwächt. 
Slatter et al. (2006, S. 20) nennen sieben konkrete Schritte, wie ein Gesundungsprozess er-
folgreich vorangetrieben werden kann, welche in Tabelle 2 zu sehen sind. So werden in die-
ser Aufstellung neben einer schnellen finanziellen Stabilisierung durch kurzfristige Finanzie-
rungen, Verkauf von Anlagevermögen und Kostensenkungen auch ein Austausch des 
bisherigen Managements, Veränderungen in der Organisationsstruktur, Effizienzsteigerun-

















































7 Bestandteile eines erfolgrei-
chen Sanierungskonzeptes 
Mögliche generische Turnaround Strategien 
 Stabilisierung der Situation  Rückgewinnung der Kontrolle 
 Cash Management 
 Reduktion von Anlagevermögen 
 Kurzfristige Finanzmittelbeschaffung 
 Erste Kostenreduzierungen 
 Neue Führung  Austausch des CEO 
 Wechsel in der zweiten Führungsebene 
 Fokus auf die Stakeholder  Kommunikation 
 Fokus auf die Strategie  Neudefinition des Kerngeschäfts 
 Veräußerung von Vermögensgegenständen 




 Organizational Change  Veränderung der Organisationsstruktur 
 Wechsel bei den Schlüsselpositionen 
 Verbesserte Kommunikation 
 Aufbau von Engagement und Fähigkeiten 
 Neue Bedingungen für die Beschäftigten 
 Verbesserung kritischer Pro-
zesse 
 Verbesserungen bei Verkauf und Marketing 
 Kostenreduktion 
 Verbesserungen bei der Qualität 
 Verbesserte Reaktionsgeschwindigkeit 
 Verbesserte Informations- und Kontrollsysteme 
 Finanzielle Restrukturierung  Refinanzierung 
 Reduktion des Anlagevermögens 
Tabelle 2: Generische Turnaround Strategien (vgl. Slatter et al., 2006, S. 22) 
In diesem kurzen Leitfaden wird zwar die strategische Handlungsalternative einer Fusion als 
Sanierungsweg nicht explizit angeführt, dennoch erscheinen für diese Arbeit zwei Punkte 
besonders interessant. Zum einen ist dies die von den Autoren genannte Kommunikation mit 
Stakeholdern wie Kapitalgebern, Lieferanten, Abnehmern, Belegschaft, Aufsichtsbehörden 
etc. und die Unterteilung dieser Stakeholder in die für das Veränderungsvorhaben kritischen 
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und die weniger bedeutenden. Ebenso entscheidend erscheinen die Veränderung bzw. in 
vielen Fällen oft erst auch die Formulierung eines strategischen Fokus anhand eines strategi-
schen Prozesses. Ein Ergebnis des Überdenkens bzw. Neudefinierens der Unternehmensstra-
tegie kann gerade im Krisenfall auch die Fusion mit einem anderen Unternehmen sein. Das 
Ziel des strategischen Planungsprozesses ist die Niederschrift und organisationsweite Kom-
munikation einer attraktiven und Ertrag bringenden Strategie auf Basis einer Leistung oder 
eines Produktes, für welches eine entsprechende Nachfrage zu erwarten ist. Der gewünschte 
Endzustand bzw. die Vision muss innerhalb der gesamten Organisation klar verstanden wer-
den (vgl. Slatter et al., 2006, S. 26f.). 
Um dieses organisationsweite Verständnis zu erzeugen erfordert jeder größere Verände-
rungsprozess Maßnahmen des Managements, die diesen Prozess begleiten und dabei die 
gesamte Organisation einbinden, was gerade bei unter erhöhtem Druck stattfindenden Fusi-
onen als besonders wichtig erscheint. Um die Sicherstellung dieses organisationsweiten Ver-
ständnisses geht es auch in den Change-Management-Konzepten mehrerer Autoren. Schließ-
lich kommt es laut der einschlägigen Literatur auf die Umsetzung einer gewählten Strategie 
und die dabei oft nötigen Veränderungen hinsichtlich Organisationsstruktur und -kultur an. 
Kotter (1995, S. 59ff.) verwendet ein achtstufiges Modell, um den Wandel in Organisationen 
einzuleiten und letztlich als Status quo zu manifestieren, wobei hier unter anderem die Er-
zeugung eines Gefühls der Dringlichkeit, die Etablierung einer starken Führungskoalition, die 
Entwicklung und Verbreitung einer gemeinsamen Vision sowie die Sicherung kurzfristiger 
Erfolge zu nennen sind. Johnson (1992, S. 30f.) legt in seinem Cultural-Web-Konzept den 
Fokus klar auf die Unternehmenskultur und streicht die Bedeutung von wenig in die Unter-
nehmenskultur involvierten unternehmensexternen Personen für den Change-Prozess her-
aus (vgl. Johnson, 1992, S. 35). Zudem hebt er auch die Bedeutung der Kenntnis der Unter-
nehmenskultur hervor, und das Bewusstsein darüber, wie sie die vom Management 
verfolgte Strategie beeinflusst und mit welchen Schwierigkeiten die kulturellen Veränderun-
gen verbunden sind (vgl. Johnson, 1992, S. 30). Dessler (2004, S. 206f.) nennt ähnliche Schrit-
te im Change-Prozess, unter anderem die Erzeugung eines Gefühls der Dringlichkeit, die 
Etablierung einer starken Führungskoalition, die Entwicklung und Verbreitung einer gemein-
samen Vision sowie die Sicherung kurzfristiger Erfolge. 
Nach diesem kurzen Abriss über die Theoriekonzepte zur Umsetzung organisationalen Wan-
dels muss aber festgehalten werden, dass diese erst nachgelagert erfolgen kann und deshalb 
an dieser Stelle nicht weiter diskutiert wird. Von vorrangigem Interesse erscheint die Be-
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wusstseinsbildung über die Situation des eigenen Unternehmens sowie über den Verände-
rungsdruck, im nächsten Schritt müssen, auch dem Ansatz von Slatter et al. (2006, S. 20ff.) 
folgend, strategische Handlungsalternativen erarbeitet und eine konkrete Strategie festge-
legt werden. Gerade im Hinblick auf die strategische Option einer Fusion ist zu bedenken, 
welche Synergien erzielt werden können und, wieder in Anlehnung an den Ansatz von Slatter 
et al. (2006, S. 22), welche negativen Synergien sich durch mangelnde Kommunikation bzw. 
mangelnde Berücksichtigung der Stakeholder innerhalb der Strategie ergeben könnten. Wie 
ein strategischer Planungsprozess in der Theorie verläuft, welche positiven wie auch negati-
ven Synergien eine Fusion erzeugen kann, und wie die Stakeholder innerhalb des strategi-
schen Prozesses zu behandeln sind, wird in den folgenden Abschnitten erläutert. 
3.2. Entwicklung, Auswahl und Implementierung einer Strategie 
3.2.1. Begriffsabgrenzung 
Bevor in der später folgenden Fallstudie Quellen für Synergien und Synergieverluste syste-
matisch gesucht werden können, empfiehlt sich eine eingehende theoretische Auseinander-
setzung mit dem Thema Unternehmensstrategie. Grant (2002, S. 4) sieht die Strategie als das 
Bindeglied zwischen dem Unternehmen und seinem Umfeld, ihm zufolge sind die wichtigs-
ten Themen bei der Formulierung einer Unternehmensstrategie die externe Analyse, also 
des Umfelds, und die interne Analyse, also der individuellen Ressourcen und Fähigkeiten des 
Unternehmens. Am Ende muss eine gewählte Strategie zu den Zielen und Werten, dem ex-
ternen Umfeld, den Ressourcen und Fähigkeiten sowie zur Organisationsstruktur eines Un-
ternehmens passen, um ein Scheitern der Strategie zu verhindern, was Grant (2002, S. 16) in 
der Gesamtheit als Strategic Fit bezeichnet. Johnson et al. (2008, S. 3) beschreiben die Stra-
tegie als die langfristige Zielrichtung bzw. den Tätigkeitsbereich eines Unternehmens, in dem 
es durch Einsatz seiner Ressourcen und Fähigkeiten in einem sich verändernden Umfeld ei-
nen Wettbewerbsvorteil erreicht und die Erwartungen seiner Stakeholder erfüllt. In weiterer 
Folge beschreibt Grant (2002, S. 38f.) die Strategie als die Suche nach einem Mehrwert durch 
die unternehmerische Leistungserstellung, den er vereinfacht als die Differenz zwischen dem 
Umsatz eines Unternehmens und den dafür anfallenden Kosten beschreibt. Im nächsten 
Schritt stellt er die Frage, wem der Mehrwert der unternehmerischen Leistungserstellung 
eigentlich zu Gute kommt. Hier werden unter anderem die Mitarbeiter (Löhne und Gehäl-
ter), Fremdkapitalgeber (Zinsen), die Regierung (Steuern) sowie die Eigentümer (Gewinn) 
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genannt. Gemäß Grant (2002, S. 39) ist die Versuchung groß, in einem Stakeholder-Ansatz 
die Unternehmung als ein Zusammentreffen verschiedener Gruppen mit verschiedenen Inte-
ressen zu sehen, mit der Hauptaufgabe für das Top-Management, diese divergierenden Inte-
ressen untereinander auszubalancieren. In Europa und Japan ist dies ein durchaus gängiger 
Ansatz, im Gegensatz zum angloamerikanischen Raum, wo der Profit der Anteilseigner, also 
der Shareholder Value, an vorderster Stelle aller strategischen Überlegungen steht. Grant 
rechtfertigt letzteren Ansatz damit, dass gerade in einem Umfeld des zunehmenden Wett-
bewerbs kein Weg an der Gewinnmaximierung als oberstem Ziel vorbeiführt, zudem das 
Management bei der Verfolgung anderer Ziele als der Gewinnmaximierung nach kurzer Zeit 
von den Eigentümern ausgetauscht würde. Grant beschreibt auch, dass zum langfristigen 
Erreichen hoher Gewinne es ohnehin unerlässlich sei, auch die Interessen der Stakeholder zu 
berücksichtigen, also Mitarbeiter, Kunden, Lieferanten sowie das weitere Umfeld fair zu be-
handeln. Zuletzt wird noch die Reduktion der Komplexität als dafür Grund genannt, sich vor 
allem am Gewinnstreben zu orientieren, da so strategische Überlegungen und Entscheidun-
gen klar auf dieses Ziel ausgerichtet sind und auf rationaler Basis erfolgen können. Ansons-
ten müsste ständig zwischen den verschiedenen Zielen unterschiedlicher Stakeholder abge-
wogen werden und es müssten entsprechende Kompromisse eingegangen werden, was 
letztendlich die Komplexität erhöhen würde (vgl. Grant, 2002, S. 40f.). Diese Problematik 
räumt auch Rothaermel (2015, S. 11f.) ein, ergänzt aber, dass das Verhältnis zwischen dem 
Unternehmen und seinen Stakeholdern auf einem dauernden Leistungsaustausch basiert, 
und dass es schwerwiegende Folgen haben kann, wenn dieser Leistungsaustausch etwa 
durch mangelnde Berücksichtigung der Stakeholderinteressen beeinträchtigt wird. Er nennt 
diesbezüglich die Stakeholder-Strategie als Methode, die verschiedenen Interessen der Sta-
keholder so zu managen, dass letztlich ein Wettbewerbsvorteil generiert und auch gehalten 
werden kann, was in Abschnitt 3.5.4 noch näher behandelt wird. Die Folgen der beschriebe-
nen Nichtberücksichtigung der Stakeholderinteressen bei der Strategiefindung im Hinblick 
auf Fusionen sind ein zentraler Punkt dieser Arbeit, was sowohl in diesem Kapitel als auch im 
empirischen Teil noch ausführlich besprochen wird.  
Zunächst stellt sich aber die Frage nach der Vorgehensweise bei der Entwicklung bzw. For-
mulierung einer Strategie. An dieser Stelle seien die beiden wesentlichen Denkrichtungen 
innerhalb des Strategischen Managements erwähnt, nämlich die Design School und die Pro-
cess School. Dabei sieht die Design School das Treffen strategischer Entscheidungen als ei-
nen Prozess, in dem eine Strategie auf Basis einer rationalen Analyse des Unternehmens, 
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seiner Leistungsfähigkeit sowie des externen Umfelds formuliert wird. Anschließend wird die 
Strategie innerhalb des Unternehmens kommuniziert und in den einzelnen Hierarchieebe-
nen umgesetzt. Die Process School betrachtet dieses geordnete Szenario als fern der Realität 
und geht davon aus, dass die Entwicklung und Umsetzung einer Strategie deutlich weniger 
strukturiert stattfindet, und große Unterschiede zwischen der ursprünglich beabsichtigten 
und letztlich umgesetzten Strategie entstehen, auch weil einzelne Linienmanager ihre Ent-
scheidungen an sich ändernde Umstände anpassen bzw. bei ihren Entscheidungen die beab-
sichtigte Strategie auf ihre eigene Weise interpretieren (vgl. Grant, 2002, S. 25f.).  
3.2.2. Strategisches Management als Prozess 
Im weiteren Verlauf dieser Arbeit werden die Konzepte der Design-School verwendet, nicht 
zuletzt weil sie eine rationale und systematische Annäherung an die Themen Situationsana-
lyse, Strategieformulierung sowie Strategieauswahl ermöglichen. Verschiedene Autoren ha-
ben im Laufe der Zeit Konzepte entwickelt, die den Prozess des Strategischen Managements 
in unterschiedlicher Granularität abbilden. Zwar lassen sich verschiedene Sichtweisen, Be-
grifflichkeiten und Werkzeuge erkennen, dennoch kommen die drei genannten Hauptstufen 
des Strategischen Management Prozesses, nämlich Analyse, Formulierung und Auswahl bei 
den meisten Autoren vor (vgl. Rothaermel, 2015, S. 18; vgl. Thompson/Martin, 2010, S. 36; 
vgl. David, 2011, S. 45; vgl. Johnson et al., 2008, S. 12). In Abbildung 3 ist exemplarisch Rot-
haermels (2015, S. 18) Analysis-Formulation-Implementation-Konzept (AFI) zu sehen. 
 














Gemäß Rothaermel (2015, S. 18f.) beinhaltet die erste Stufe des Strategischen Management 
Prozesses unter anderem die Auseinandersetzung mit der Mission bzw. Vision eines Unter-
nehmens. Die externe Analyse befasst sich mit dem Umfeld des Unternehmens und seinen 
Auswirkungen auf das Erlangen und Halten eines Wettbewerbsvorteils, während sich die 
interne Analyse mit den Ressourcen, Fähigkeiten und Kernkompetenzen auseinandersetzt, 
die ihrerseits wiederum zu einem nachhaltigen Wettbewerbsvorteil verhelfen sollen. Beide 
genannten Stufen gehören zur Analysephase. Im Bereich der Strategieformulierung wird 
zunächst die Geschäftsstrategie (business strategy) abgehandelt, und zwar mit der Frage, 
wie sich ein Unternehmen entweder durch Kosten- oder Leistungsführerschaft in der eige-
nen Branche positionieren soll. Die Formulierung der Unternehmensstrategie (corporate 
strategy) beinhaltet, in welchen Geschäftszweigen, auf welchen Märkten und in welchen 
Regionen das Unternehmen tätig sein soll. Die Implementierungsphase befasst sich mit der 
Umsetzung einer Strategie durch verschiedene Maßnahmen, wie etwa der Anpassung der 
Organisationsstruktur, ebenso wie mit ethischen Belangen. 
Die Abweichungen in den Ansätzen verschiedener Autoren (vgl. Rothaermel, 2015, S. 18; vgl. 
Thompson/Martin, 2010, S. 36; vgl. David, 2011, S. 45; vgl. Johnson et al., 2008, S. 12) zeigen, 
dass es kein allgemein gültiges Modell zum Strategischen Management Prozess gibt, aber 
dennoch große Ähnlichkeiten bei der Definition der Phasen und deren einzelner Schritte 
bestehen. Da es im empirischen Teil dieser Arbeit im Rahmen einer Fallstudie unter anderem 
auch um die systematische Untersuchung einer Strategie hinsichtlich der Berücksichtigung 
der Stakeholderinteressen und möglicher Folgen geht, werden in den nächsten Abschnitten 
die für dieses systematische Vorgehen hilfreichen Instrumente beschrieben. Vor allem die 
Themen Analyse und Formulierung sowie gängige dazugehörige Konzepte können dazu bei-
tragen, eine bereits vorhandene Strategie auf Quellen für Synergieverluste durch mangelnde 
Berücksichtigung der Stakeholder zu untersuchen. Es werden dazu vor allem die Ansätze von 
Rothaermel und Johnson et al. als geeignet erachtet, in denen diesen Bereichen auch ent-
sprechende Bedeutung beigemessen wird. Es erscheint ratsam, eben schon bei der Situati-
onsanalyse und der Strategieformulierung mögliche Synergieverluste durch die Benachteili-
gung von Stakeholdern miteinzubeziehen, um spätere Umsetzungsprobleme bereits im 
Vorfeld zu minimieren. Die Implementierungsphase sowie die bei David vorkommende Eva-
luierungsphase erscheinen, diesem Gedankengang folgend, für diese Arbeit auch entspre-




3.2.3.1. Grundlagen der Strategieanalyse 
Organisationen bzw. Unternehmen definieren sich über Werte, die Antwort darauf geben, 
wer sie sind, wofür sie stehen, was sie erreichen wollen und wie sie es erreichen können. 
Entwicklungsmöglichkeiten für Mitarbeiter, das Ziel hoher Produktqualität, Sicherheit am 
Arbeitsplatz oder Umweltschutz sind Werte, die zwar einerseits die Profitabilität einschrän-
ken können, die andererseits aber auch eine wichtige Rolle bei der Erzeugung von Konsens 
und Engagement innerhalb einer Organisation spielen können (vgl. Grant, 2002, S. 59). In 
weiter Folge gibt ein Mission Statement Auskunft über den Zweck einer Unternehmung. Da-
rin wird beschrieben, was das Unternehmen zu erreichen versucht und in welchem Ge-
schäftsfeld es sich bewegt, es bildet so das Fundament für die Strategie einer Organisation. 
Die Mission legt also dar, was das Unternehmen aktuell zu erreichen versucht, die Vision gibt 
ein wünschenswertes Bild des Unternehmens in der Zukunft wieder (vgl. Grant, 2002, S. 60). 
Auch Senge (2001, S. 273) definiert die Vision als ein wünschenswertes Bild der Zukunft und 
die Mission als den übergeordneten Zweck einer Organisation. Ergänzend dazu wird im Ash-
ridge-Modell von Campbell/Yeung (1998, S. 284ff.) beschrieben, dass zur Erfüllung des über-
geordneten Zwecks einer Unternehmung eine Strategie, Werte sowie Verhaltensstandards 
vorhanden sein müssen. Das Modell ist in Abbildung 4 ersichtlich und kann als Hilfe bei der 
Erstellung von Leitbildern sowie bei der Analyse vorhandener Leitbilder verwendet werden. 
 







Nachdem die Initialanalyse der Vision sowie der Mission erfolgt ist, kann im nächsten Schritt 
mit der externen Analyse begonnen werden. Johnson et al. (2008, S. 54) teilen das externe 
Umfeld eines Unternehmens in mehrere Schichten ein, wie in Abbildung 5 zu sehen ist.  
 
Abbildung 5: Schichten des Unternehmensumfelds (vgl. Johnson et al., 2008, S. 54) 
Das Makro-Umfeld befasst sich dabei mit weitgefassten Einflüssen, die nahezu alle Unter-
nehmen betreffen, die Analyse erfolgt häufig mittels des PEST-Frameworks und seinen Ab-
wandlungen. Der Bereich Industrie bzw. Sektor umfasst Unternehmen, die die gleichen Pro-
dukte od. Dienstleistungen erzeugen wie das eigene Unternehmen, beispielsweise alle 
Banken im Bankensektor. Mit dem Five-Forces Konzept kann hier die Attraktivität des Mark-
tes untersucht werden. Der Bereich Wettbewerber und Märkte befasst sich noch näher mit 
den direkten Konkurrenten und ihren spezifischen Eigenschaften, das Analysetool der Stra-
tegic Groups kann dazu angewendet werden (vgl. Johnson et al., 2008, S. 54f.). Auch Rot-
haermel (2015, S. 58) nennt im Wesentlichen diese drei Schichten des externen Umfelds und 
nimmt auch Stellung zur Beeinflussbarkeit durch das Unternehmen, welche später noch be-
sprochen wird. In den folgenden Unterpunkten wird kurz auf die wesentlichsten Analyseme-
thoden des externen sowie auch des internen Umfelds eingegangen. 
3.2.3.2. PESTEL-Konzept 
Das PESTEL-Konzept beinhaltet eine Analyse der Veränderung makroökonomischer Einfluss-
faktoren und steht für Political, Economic, Social, Technological, Environmental und Legal, in 
der oben zu sehenden Abbildung 5 befinden diese sich auf der äußersten Ebene, also im 
Makro-Umwelt 





Makro-Umfeld. Die Entwicklungen in den verschiedenen Bereichen sind vom Management 
eines einzelnen Unternehmens schwer oder gar nicht beeinflussbar (vgl. Rothaermel, 2015, 
S. 58).  
Der politische Bereich befasst sich mit dem Einfluss von Regierungen, der ökonomische setzt 
sich mit Wechselkursen, Wirtschaftszyklen oder mit dem Zinsniveau auseinander, im sozia-
len Bereich geht es um kulturellen und demografischen Wandel, wie etwa eine zunehmend 
überalterte Bevölkerung in den westlichen Industrienationen. Der technische Einflussfaktor 
beschreibt Themen wie Innovation sowie die zunehmende Technologisierung der Wirtschaft, 
Ökologie befasst sich mit Umweltthemen und der rechtliche Bereich behandelt gesetzliche 
Regelungen und Einschränkungen. Bei der Analyse all dieser Einflussfaktoren ist zu beachten, 
wie sich die Gegebenheiten im Zeitverlauf verändern und wie das in einer Strategie berück-
sichtigt werden kann. Zwar gibt es zahlreiche Interdependenzen zwischen den einzelnen 
Bereichen, um eine zu hohe Komplexität in der Analyse zu vermeiden, sollte die Konzentrati-
on aber auf einigen für das eigene Unternehmen wesentlichen Schlüsselgebieten liegen (vgl. 
Johnson et al., 2008, S. 55f.; vgl. Rothaermel, 2015, S. 58ff.). Auch Grant (2002, S. 66) weist 
auf die Gefahr hin, zu viel Zeit für die Analyse von wenig beeinflussbaren makroökonomi-
schen Faktoren zu verwenden, die das eigene Unternehmen kaum betreffen, in vielen Fällen 
nicht einmal die eigene Branche. Interessanter erscheint dagegen die Frage, wie sich be-
stimmte Faktoren auf das eigene Geschäftsumfeld auswirken, was zur nächsten Ebene, der 
Branchenanalyse führt. 
3.2.3.3. Five-Forces-Modell 
Branchenspezifische externe Faktoren wie etwa die Marktmacht von Kunden oder Lieferan-
ten, die Gefahr des Eintritts neuer Marktteilnehmer, die Gefahr durch Ersatzprodukte sowie 
der Grad der Rivalität zwischen den Marktteilnehmern können nach dem Five-Forces-Modell 




Abbildung 6: Five-Forces-Modell (vgl. Porter, 2008, S. 80) 
Sowohl Grant (2002, S. 71f.), Rothaermel (2015, S. 64f.) als auch Johnson et al. (2008, S. 59f.) 
sehen dieses Modell als probates Mittel, um das Ertragspotential einer Branche zu erkennen 
bzw. Indikatoren für die eigene strategische Position innerhalb dieser Branche abzuleiten. 
Die Gefahr des Eintritts neuer Marktteilnehmer hängt dabei wesentlich von vorhandenen 
Eintrittsbarrieren wie Kapitalanforderungen, Größenvorteilen, Kosten eines Anbieterwech-
sels für die Kunden, dem Zugang zu Distributionskanälen oder von einer restriktiven Regie-
rungspolitik ab (vgl. Porter, 2008, S. 80f.). Die Marktmacht der Lieferanten, welche hohe 
Preise für Vorleistungen verlangen und so die Profitabilität in einer Branche senken können, 
ist ein weiterer wesentlicher Punkt. Ihre Verhandlungsmacht ist groß, wenn sie über eine 
monopolähnliche Stellung verfügen, nicht von einer einzelnen Branche abhängig sind, hohe 
Kosten bei einem Lieferantenwechsel entstehen, es keine Ersatzprodukte oder -leistungen 
gibt oder bei hohen Margen in einer Branche die Gefahr des Selbsteintritts der Lieferanten in 
den Markt besteht. Nicht zu vergessen ist auch, dass beispielsweise die Arbeitnehmer bzw. 
Arbeitnehmerorganisationen als Lieferanten der Arbeitsleistung auftreten und entsprechen-
de Verhandlungsmacht erlangen können (vgl. Porter, 2008, S. 82f.). 
Ebenso eine wichtige Einflussgröße ist die Marktmacht der Abnehmer. Gibt es in einer Bran-
che nur eine kleine Gruppe von Käufern, sind die Produkte od. Leistungen weitgehend stan-
dardisiert, existieren nur geringe Kosten des Lieferantenwechsels oder könnten Käufer als 
Produzenten in den Markt einsteigen und damit niedrigere Preise, bessere Qualität oder 
Verhandlungs-
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bessere Serviceleistungen verlangen und durchsetzen, so ist das von dieser Gruppe ausge-
hende Gefahrenpotenzial entsprechend hoch (vgl. Porter, 2008, S. 83f.). 
Ein weiterer Punkt ist die Gefahr durch Ersatzprodukte. Auch hier ist das Risiko besonders 
hoch, wenn die Kosten eines Wechsels zum Ersatzprodukt niedrig sind und es ein Unterneh-
men nicht schafft, sein Produkt durch dessen Einzigartigkeit, durch Marketing oder durch 
andere Mittel von Ersatzprodukten abzugrenzen (vgl. Porter, 2008, S. 84f.). 
Die fünfte Kraft ist die Intensität des Wettbewerbs in einer Branche. Viele Akteure von ähnli-
cher Größe, wenig Wachstumspotenzial und folglich der Kampf um Marktanteile, hohes En-
gagement der Marktteilnehmer im eigenen Geschäftsfeld sowie geringe Einsicht in die Ziele 
und Pläne der Konkurrenten sind die Hauptgründe für intensiven Wettbewerb (vgl. Porter, 
2008, S. 85f.). 
Nach der Analyse der Branche sowie ihrer Chancen und Risiken und des Ertragspotentials 
werden im nächsten Schritt die Akteure innerhalb einer Branche zum Analyseobjekt. 
3.2.3.4. Strategic Groups 
Das Konzept der Strategic Groups entstammt ursprünglich empirischen Untersuchungen der 
amerikanischen Haushaltsgeräteindustrie sowie der Brauereiindustrie in den 1970er und 
1980er Jahren (vgl. Grant, 2002, S. 127). 
Im Wesentlichen geht es hier um die Zuordnung des Unternehmens zu einer Gruppe von 
Marktteilnehmern innerhalb einer Branche, welche eine ähnliche Strategie verfolgen. Diese 
Gruppen unterscheiden sich durch Merkmale wie Technologie, Produktdifferenzierung, Pro-
dukt- und Leistungsangebot, Preispolitik, Marktsegmentierung, Vertriebskanäle, Serviceleis-
tungen oder die Höhe der Ausgaben für Forschung und Entwicklung. Der Unternehmenser-
folg der verschiedenen Gruppen in einer Branche ist unterschiedlich (vgl. Rothaermel, 2015, 
S. 83; vgl. Johnson et al., 2008, S. 73). Rothaermel (2015, S. 83) sieht die Mitglieder einer 
strategischen Gruppe als direkte Konkurrenten und damit eine höhere Rivalität innerhalb 
einer Gruppe als zwischen verschiedenen Gruppen, während Grant (2002, S. 129) diese Riva-
lität innerhalb der Gruppe zwar als möglich aber nicht als zwangsläufig gegeben ansieht. 
Grafisch können strategische Gruppen durch die Eintragung eines zentralen Branchenmerk-
mals auf der horizontalen Achse und eines anderen zentralen Faktors auf der vertikalen Ach-
se einer Matrix dargestellt werden. Wichtig ist es, hier zwei Schlüsselfaktoren zu identifizie-
ren, die wesentliche Unterschiede zwischen den Konkurrenzunternehmen innerhalb einer 
Branche darstellen. Beim Eintragen der relevanten Unternehmen in die Matrix kann auch 
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der Marktanteil dieser Unternehmen durch die Einzeichnungsgröße berücksichtigt werden. 
Nach der Darstellung der Strategic Groups können, basierend auf den vorigen Schritten, die 
makroökonomischen Einflüsse aus dem PESTEL-Ansatz sowie die branchenspezifischen Ein-
flüsse nach dem Five-Forces-Modell untersucht werden. Da vor allem die Profitabilität in-
nerhalb einer strategischen Gruppe eine Rolle spielt, wird wohl letztlich auch die Frage nach 
einem Strategiewechsel und damit auch einem Wechsel der Gruppe von Bedeutung sein. 
Hier müssen aber vorher die möglicherweise vorhandenen Mobilitätsbarrieren berücksich-
tigt werden (vgl. Rothaermel, 2015, S. 84ff.). Ein konkretes Anwendungsbeispiel zu diesem 
Thema findet sich in der Fallstudie im empirischen Teil dieser Arbeit unter Abschnitt 4.2.3.1. 
3.2.3.5. Resource-based View 
Um die strategischen Optionen eines Unternehmens bestimmen zu können, müssen die Er-
kenntnisse der Umfeldanalyse mit den unternehmensinternen Ressourcen, Fähigkeiten und 
Kernkompetenzen in Verbindung gebracht werden (vgl. Rothaermel, 2015, S. 99). Laut 
Barney (1995, S. 50) hängt die Gewinnung eines nachhaltigen Wettbewerbsvorteils von den 
Stärken und Schwächen eines Unternehmens ab, er spricht in diesem Zusammenhang von 
Ressourcen und Fähigkeiten. Aufgabe des Managements ist es dabei, werthaltige, seltene 
und schwierig nachzuahmende Ressourcen ausfindig zu machen und entsprechend zu nut-
zen. Ressourcen können dabei finanzieller, physischer, menschlicher oder organisationaler 
Natur sein, Rothaermel (2015, S. 103) unterteilt sie zudem in tangibel und intangibel, wie 






(Sichtbare, physische Attribute) 
Intangibel 
(Unsichtbare, nicht physische Attribute) 
 Arbeitskräfte  Unternehmenskultur 
 Kapital  Wissen 
 Grund und Boden  Marken 
 Gebäude  Reputation 




 Geschäftsausstattung  Geschäftsgeheimnisse 
 Vorräte  
Tabelle 3: Tangible und intangible Ressourcen (vgl. Rothaermel, 2015, S. 103) 
Wichtig ist zudem, dass die Ressourcen heterogen und immobil sind. Heterogen heißt dabei, 
dass nicht alle Unternehmen in einer Branche über die gleichen Ressourcen verfügen, im-
mobil meint, dass die Ressourcen nicht leicht zu einem Konkurrenten transferierbar sind. 
Nur unter diesen Annahmen ist ein Wettbewerbsvorteil durch spezifische Ressourcen gege-
ben (vgl. Barney, 1995, S. 52). Ob eine Ressource tatsächlich zu einem Wettbewerbsvorteil 
führen kann, zeigt das auf Barney (1995, S. 50ff.) zurückgehende VRIO-Framework (valuable, 
rare, costly to imitate, organized to capture value). Die Kernaussage Barneys (1995, S. 60) ist 
dabei, dass nicht allein das Analysieren der Umweltbedingungen und die ausschließliche Be-
tätigung in Geschäftsfeldern mit hohen Chancen und geringen Risiken zu nachhaltigen Wett-
bewerbsvorteilen führen, sondern das Erkennen und Nutzen wertvoller, seltener und nur 
unter hohen Kosten zu imitierender Ressourcen und Fähigkeiten. 
Im Zusammenhang mit den Ressourcen und Fähigkeiten seien auch die Kernkompetenzen 
nach dem Ansatz von Prahalad/Hamel (1990, S. 79ff.) genannt. Diese beschreiben, inwieweit 
ein Unternehmen in der Lage ist, seine Ressourcen und Fähigkeiten so auf seine Aktivitäten 
und Arbeitsprozesse zu verteilen, dass letztlich Kernkompetenzen entstehen, die zu einem 
Wettbewerbsvorteil führen, der von anderen nicht imitiert bzw. generiert werden kann. Es 
geht dabei auch um die Koordination der Wissensbildung in einer Organisation, insbesonde-
re besonderer Kenntnisse im Produktionsprozess sowie verschiedener innerhalb der Organi-
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sation angewandter Technologien. Immer wieder wird dabei aber über stark diversifizierte 
Großkonzerne gesprochen, die durch diese organisationsweite Bündelung von Ressourcen 
und Fähigkeiten Kernkompetenzen vor allem im Produktionsprozess erzeugen, die den Ein-
stieg in verwandte Märkte erleichtern (vgl. Prahalad/Hamel, 1990, S. 81ff.). Rothaermel be-
zeichnet die Kernkompetenzen als die einzigartigen Stärken, die tief in ein Unternehmen 
eingebettet sind und die es erlauben, die eigenen Produkte oder Leistungen von denen der 
Mitbewerber abzugrenzen, höheren Kundennutzen zu generieren und ein vergleichbares 
Produkt zu niedrigeren Preisen anzubieten. Gemäß Rothaermel können diese Kernkompe-
tenzen aber nur durch ein Zusammenspiel von Ressourcen und Fähigkeiten des Unterneh-
mens erzeugt werden. So werden die Aktivitäten, Prozesse und Inputs in Waren und Dienst-
leistungen verwandelt, durch das Arrangement und die geschickte Verteilung der 
Ressourcen verbessert, um so einen Wettbewerbsvorteil zu generieren (vgl. Rothaermel, 
2015, S. 100ff.). 
Gerade bei Fusionen wird sich die Frage stellen, welche Synergien sich durch die Zusammen-
legung von Ressourcen und Fähigkeiten mehrerer Unternehmen ergeben, und ob dadurch 
neue Kernkompetenzen entstehen bzw. die Kernkompetenzen der vorher selbstständigen 
Unternehmen erhalten bzw. verschmolzen werden können. 
3.2.3.6. Value Chain 
Die Wertschöpfungskette eines Unternehmens beschreibt die nötigen Aktivitäten, um Inputs 
in Waren oder Dienstleistungen zu verwandeln. Jede Stufe in der Wertschöpfungskette fügt 
dem Produkt oder der Leistung Wert hinzu, verursacht aber auch Kosten. Die Wertschöp-
fungskette ist einer der wesentlichsten internen Faktoren, die für die Unterschiede in der 
Profitabilität von Unternehmen verantwortlich sind. Die in Abbildung 7 gezeigten Primärak-
tivitäten steigern direkt den Wert eines Produktes oder einer Leistung, die unterstützenden 
Aktivitäten fügen indirekt Wert hinzu, in dem sie jeder der Primäraktivitäten dienen. Eine 
Analyse dieser Wertschöpfungskette ist hilfreich, um den Beitrag zur Erlangung eines Wett-
bewerbsvorteils auf die einzelnen Aktivitäten des Unternehmens herunterbrechen zu kön-
nen (vgl. Rothaermel, 2015, S. 117). Grant (2002, S. 140f.) verwendet die Wertschöpfungs-
kette dazu, die Aktivitäten eines Unternehmens einer Einzelbetrachtung zuzuführen und so 




Abbildung 7: Wertschöpfungskette nach Porter (1989, S. 62) 
Im weiteren Verlauf dieser Arbeit wird die oben gezeigte Wertschöpfungskette nach Porter 
dazu verwendet, erwartete Synergien und mögliche Dyssynergien den einzelnen Bereichen 
der betrieblichen Wertschöpfung systematisch zuzuordnen und den Einfluss verschiedener 
Stakeholder auf die Synergiesituation getrennt nach Wertschöpfungsbereichen zu erfor-
schen. Nähere Ausführungen zur Wertschöpfungskette in Verbindung mit Synergien finden 
sich in Abschnitt 3.4.1.3. 
3.2.3.7. Verbindung externer und interner Analysen 
Ursprünglich wurde die SWOT-Analyse in den 1960er Jahren an der Harvard Business School 
entwickelt (vgl. Kotler et al., 2010, S. 30), den wesentlichen Beitrag für die Etablierung des 
Konzepts in der Betriebswirtschaft lieferte wohl Weihrich im Jahr 1982 mit seinem Artikel 
„The TOWS Matrix: A Tool for Situational Analysis“, wobei sich später das Acronym SWOT 
durchgesetzt hat. Die SWOT-Analyse ist dazu geeignet, innerhalb einer Matrix die Stärken 
und Schwächen eines Unternehmens (interne Analyse) sowie die Chancen und Gefahren für 
eine Branche bzw. für das Unternehmen selbst (externe Analyse) darzustellen und darauf 
aufbauend strategische Handlungsoptionen zu entwickeln (vgl. Rothaermel, 2015, S. 117f.). 
Der schematische Aufbau einer SWOT-Matrix ist in Tabelle 4 dargestellt. Die Matrix zeigt vier 
verschiedene Strategien, die erste davon nennt sich SO-Strategie (Strengths und Opportuni-

































Strategien (Weaknesses und Opportunities) befassen sich damit, interne Schwächen zu be-
seitigen, um externe Chancen nutzen zu können. Bei ST-Strategien (Strenghts und Threats) 
sollen interne Stärken zur Abwehr externer Gefahren genutzt werden, während es bei WT-
Strategien (Weaknesses und Threats) oft bereits um das Überleben eines Unternehmens 
geht. Interne Schwächen müssen dazu beseitigt werden, um die oft vielfachen externen Ge-
fahren zu überstehen (vgl. Weihrich, 1982, S. 61). 
Strategische  
Fragen 
Chancen (Opportunities) Gefahren (Threats) 
Stärken 
(Strengths) 
Wie können Manager Stärken 
nutzen, um Vorteile aus Chancen 
zu ziehen? 
Wie können Manager Stärken 
nutzen, um die Wahrscheinlichkeit 
des Eintritts und die Auswirkun-
gen von Gefahren zu reduzieren? 
Schwächen 
(Weaknesses) 
Wie können Manager Schwä-
chen überwinden, die das Un-
ternehmen an der Nutzung von 
Chancen hindern? 
Wie können Manager Schwächen 
beseitigen, die Gefahren zur Reali-
tät werden lassen? 
Tabelle 4: SWOT-Matrix (vgl. Rothaermel, 2015, S. 118) 
Obwohl das SWOT-Konzept ein weit verbreitetes Managementwerkzeug ist, bleibt zu be-
denken, dass es oft schwierig ist, Stärken von Schwächen und Chancen von Gefahren zu un-
terscheiden (vgl. Rothaermel, 2015, S. 119). Beispielsweise könnte der zunehmende Trend 
zum Online-Banking als Gefahr für das Filialkonzept etablierter Banken gesehen werden, 
gleichzeitig aber auch als Chance für einen zusätzlichen Vertriebskanal. Weitere Schwächen 
des Analysewerkzeuges werden von Dess et al. (2006, S. 72) genannt. So zeigt die SWOT-
Analyse nicht, wie ein Wettbewerbsvorteil erreicht werden kann, sie ist lediglich der Aus-
gangspunkt für strategische Entscheidungen. Außerdem stellt die SWOT-Analyse nur eine 
Momentaufnahme in einem sich ständig verändernden Umfeld dar und führt zudem oft zur 
Überbewertung eines einzelnen internen oder externen Faktors und befasst sich dabei nicht 
mit den Wechselwirkungen zwischen wichtigen internen und externen Faktoren. 
Auch diese Möglichkeit der Zusammenführung externer und interner strategischer Einfluss-
faktoren wird im Rahmen der Fallstudie in Kapitel 4 angewendet. 
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3.2.4. Strategieformulierung und -auswahl 
3.2.4.1. Geschäftsstrategie 
Basierend auf den Erkenntnissen der internen und externen Analyse können in dieser Phase 
der Strategieformulierung und -auswahl etwa nach dem Ansatz von Porter und seinen gene-
rischen Strategien mögliche Wege für das Unternehmen erarbeitet und ausgewählt werden. 
Nach Porter (1985, S. 11ff.) ist der Wettbewerbsvorteil davon abhängig, ob ein Unterneh-
men Kosten- oder Leistungsführerschaft am Gesamtmarkt oder in einem Nischenmarkt er-
reichen kann. Er warnt gleichzeitig davor, als Unternehmen sowohl Kosten- als auch Leis-
tungsführerschaft in Form einer integrierten Strategie anzustreben, und damit letztlich nur 
Mittelmaß (stuck in the middle) zu werden (vgl. Porter, 1985, S. 16f.). Die generischen Stra-
tegien sind in Abbildung 8 zu sehen. 
 
Abbildung 8: Wettbewerbsstrategien nach Porter (1989, S. 32) 
In einer Differenzierungsstrategie muss das Unternehmen ein Produkt mit einzigartigen 
Merkmalen anbieten, das den wahrgenommenen Wert beim Kunden erhöht, wodurch er 
auch bereit ist, einen höheren Preis zu bezahlen. Wichtig ist auch, dass Konkurrenten das 
Produkt nicht leicht imitieren können, es geht demnach um ein einzigartiges Produkt, Ser-
viceleistungen, regelmäßige Neuproduktstarts sowie um Marketing, weniger um den Preis 
(vgl. Porter, 1989, S. 66ff.). Im Gegensatz dazu geht es in einer Strategie der Kostenführer-
schaft darum, die Kosten in allen Bereichen der Wertschöpfungskette so weit zu minimieren, 
dass letzten Endes aber noch ein Produkt von akzeptabler Qualität entsteht. Ausschlagge-


































haermel, 2015, S. 172ff.). Es ist auch die Frage zu stellen, ob der gesamte Markt oder nur ein 
kleiner Teil des Marktes bedient werden soll bzw. kann, ob also ein Fokus auf ein bestimmtes 
Marktsegment gelegt wird, was Porter als die Konzentration auf Schwerpunkte bezeichnet 
(vgl. Porter, 1989, S. 31). 
3.2.4.2. Unternehmensstrategie 
Die Unternehmensstrategie befasst sich mit der Frage, in welchen Stationen der Wertschöp-
fungskette einer Branche, vom Rohmaterial bis hin zum fertigen Produkt bzw. zur fertigen 
Leistung, ein Unternehmen tätig sein will. Sie beschreibt demnach das Ausmaß der vertika-
len Integration. Ebenso behandelt die Unternehmensstrategie die Frage der Diversifikation, 
also welche Bandbreite an verschiedenen Produkten und Leistungen in welchen Branchen 
angeboten werden soll. Außerdem wird noch der geographische Wirkungsbereich eines Un-
ternehmens abgesteckt (vgl. Rothaermel, 2015, S. 242). 
Ob es eine Ausweitung des Wirkungsbereichs in eine der genannten Richtungen geben soll, 
hängt von den Kernkompetenzen, den Economies of Scale, den Economies of Scope sowie 
den Transaktionskosten ab. Die Kernkompetenzen wurden bereits besprochen, Economies of 
Scale entstehen, wenn die Kosten pro Einheit mit jeder zusätzlich produzierten Einheit sin-
ken, Economies of Scope ergeben sich, wenn die Produktion zweier verschiedener Güter 
billiger ist, als würden sie einzeln produziert, da die gleichen Ressourcen oder Technologien 
zur Anwendung kommen. Transaktionskosten entstehen bzw. fallen weg, weil beispielsweise 
die Eigenproduktion auf mehreren Produktionsstufen der vertikalen Wertschöpfungskette 
weniger Kosten verursacht, als die Leistungen zuzukaufen (vgl. Rothaermel, 2015, S. 243). 
Wesentliche Maßnahmen, die neben strategischen Allianzen zu horizontaler oder vertikaler 
Integration beitragen können, sind Mergers und Acquisitions (vgl. Rothaermel, 2015, S. 278). 
Da dieser Bereich ein zentrales Thema dieser Arbeit ist, wird ihm später in diesem Kapitel ein 
eigener Abschnitt gewidmet. 
3.2.5. Implementierung einer veränderten Strategie 
In der letzten Station des strategischen Prozesses geht es laut der erwähnten einschlägigen 
Literatur zum Strategischen Management um die Umsetzungsphase einer gewählten Strate-
gie und um die dabei oft nötigen Veränderungen hinsichtlich Organisationsstruktur und -
kultur. Kotter (1995, S. 59ff.) verwendet ein achtstufiges Modell, um den Wandel in Organi-
sationen einzuleiten und letztlich als Status quo zu manifestieren, während Johnson (1992, S. 
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30f.) in seinem Cultural-Web-Konzept den Fokus klar auf die Unternehmenskultur legt und 
die Bedeutung von wenig in die Unternehmenskultur involvierten unternehmensexternen 
Personen für den Change-Prozess hervorhebt (vgl. Johnson, 1992, S. 35). Hammer/Champy 
(2004, S. 35) sprechen in ihrer Theorie des Business Process Reengineering vom fundamen-
talen Überdenken und radikalen Redesign von Geschäftsprozessen, um dramatische Verbes-
serungen in Bezug auf wichtige Faktoren wie Kosten, Qualität, Service und Geschwindigkeit 
zu erreichen. Schließlich sei noch der Ansatz der Balanced Scorecard als Controllingsystem 
erwähnt, das mit aus der Vision und der Strategie abgeleiteten Kennzahlen zu den vier rele-
vanten Perspektiven, nämlich der finanziellen Perspektive, der Kundenperspektive, der Per-
spektive der internen Geschäftsprozesse sowie der Lern- und Entwicklungsperspektive arbei-
tet (vgl. Kaplan/Norton, 1997, S. 8). Kaplan/Norton (1997, S. 124) halten hierbei fest, dass 
zufriedene Mitarbeiter eine Bedingung für Produktivitätssteigerung sowie Qualität und Kun-
denservice, letztlich also auch für Kundenzufriedenheit sind. Von besonderer Bedeutung 
erscheint die Feststellung, wonach Ideen zur Verbesserung von Prozessen und Leistungen für 
den Kunden von Mitarbeitern an der Basis kommen müssen, da diese direkt mit den inter-
nen Prozessen und gleichzeitig den Kunden zu tun haben (vgl. Kaplan/Norton, 1997, S. 122). 
Somit gibt dieses Konzept jedenfalls einen weiteren Hinweis auf relevante Interessensgrup-
pen, nämlich Eigentümer, Kunden und Mitarbeiter. 
Das primäre Ziel dieser Arbeit liegt auf der Erkennung potenzieller Gefahren für Synergien, 
und zwar schon im Vorfeld strategischer Überlegungen, weshalb an dieser Stelle weitere 
Informationen zur konkreten Umsetzung einer Strategie in der Post-Merger-Phase als nicht 
zweckdienlich erscheinen. Anhand der Zielsetzung der Arbeit befassen sich die nachfolgen-
den Abschnitte intensiv mit der strategischen Handlungsalternative einer Fusion, den 
dadurch erwarteten Synergien sowie den von ihr betroffenen Interessensgruppen. 
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3.3. Theoretische Grundlagen zu Fusionen 
3.3.1. Begriff und Arten von Zusammenschlüssen 
In den letzten Jahren und Jahrzehnten haben sich ganze Unternehmen und nicht mehr nur 
die von ihnen hergestellten Produkte und Leistungen zu einer Ware entwickelt, die auf loka-
len und globalen Märkten gehandelt wird (vgl. Jansen, 2008, S. 45). Jensen/Ruback (1983, S. 
5) benennen den Fusionsmarkt als Market for corporate control, auf dem Rechte zur Unter-
nehmenskontrolle und -gestaltung gehandelt werden. 
Fusionen werden im angloamerikanischen Sprachgebiet als Merger bezeichnet (vgl. Jansen, 
2008, S. 92) und beschreiben die Verschmelzung von zwei oder mehr Unternehmen zu einer 
rechtlichen und wirtschaftlichen Einheit. Dabei erfolgt bei einer Fusion durch Aufnahme die 
Einbringung eines Unternehmens in ein bereits bestehendes, es können aber auch die bei-
den fusionierenden Unternehmungen eine neue Gesellschaft gründen (vgl. Eckhoff, 2006, S. 
9). In Verbindung mit dem Begriff Fusion bzw. Merger steht oft auch der Begriff Acquisition, 
der allerdings nicht einen Zusammenschluss sondern lediglich den Erwerb der Verfügungs-
macht über ein auch in weiterer Folge rechtlich selbstständiges Unternehmen oder einen 
Unternehmensteil beschreibt (vgl. Scharlemann, 1996, S. 7). Laut Butz (2002, S. 19) lässt sich 
der Begriff Mergers & Acquisitions (M&A) als Dachbegriff für alle Aktivitäten bezeichnen, die 
mit Fusionen, Beteiligungen sowie ganzen oder teilweisen Unternehmensaufkäufen zusam-
menhängen. Jansen (2008, S. 94) geht hier noch einen Schritt weiter und nennt unter dem 
Begriff Mergers & Acquisitions beinahe den gesamten Lebenszyklus eines Unternehmens, 
von der Neu- und Umgründung über Kooperationen, Übernahmen und Fusionen, Restruktu-
rierung und Sicherung bis hin zu Verkäufen oder Liquidationen. In diesem Kapitel sowie im 
gesamten weiteren Verlauf dieser Arbeit wird dem eigentlichen Thema entsprechend vor-
wiegend auf die Thematik Übernahmen und Fusionen eingegangen. Dabei interessieren in 
besonderer Weise die in diesem Zusammenhang von Jansen (2008, S. 94) genannten einver-
nehmlichen echten Fusionen durch Aufnahme oder durch Neugründung, wie sie auch bei 
den Fusionen im Volksbankensektor vorkommen. Feindliche Übernahmen definieren sich 
dadurch, dass Übernahmeangebote ohne die Zustimmung des Managements des Zielunter-
nehmens erfolgen. Der Begriff beinhaltet noch keine Wertung darüber, ob die Fusion öko-
nomisch sinnvoll ist und ob Mitarbeiter und Kunden davon profitieren oder nicht (vgl. Jan-
sen, 2008, S. 116f.). Ergänzend nennt Jansen (2004, S. 46) zehn verschiedene Merkmale von 
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Unternehmenszusammenschlüssen sowie ihre möglichen Ausprägungen, wie in Tabelle 5 
ersichtlich ist. 
Merkmale Ausprägungen von Unternehmenszusammenschlüssen 
1. Typus des Zusam-
menschlusses 
 Akquisition (Erhalt der rechtlichen Selbstständigkeit) 
 Verschmelzung (Bildung einer rechtlichen Einheit) 
2. Partnersymmetrie 
aus Sicht des Verkäu-
fers 
 Unterordnung (Akquisition) 
 Überordnung (Reverse Merger) 
 Gleichordnung (Merger of Equals) 
3. Finanzierung 
 Barzahlung (Cash Offer) 
 Fremdfinanzierung (Leveraged Buy Out) 
 Aktientausch (Share Offer) 
4. Vortragsweise beim 
Ziel-Management 
 Freundlich (Friendly Takeover) 
 Unfreundlich (Unfriendly/Hostile Takeover) 
5. Vortragsform 
 Auktion/Bietungsverfahren 
 Direktangebot an Verkäufer 
 Indirektes Angebot über Makler 
6. Erwerbertyp 
 Finanzinvestor 
 Private Equity 
 Strategischer Investor 
7. Wertschöpfungs-
richtung 
 Wettbewerber (horizontal) 
 Vor-/nachgelagerte Prozesse (vertikal = Up-/Downstream) 
 Komplementäre Geschäftsbereiche (konvergent) 
 Unverwandte Geschäftsbereiche (lateral/konglomeral) 
8. Zielstellung/Motive 
 Operative Ziele (Kosten-/Wachstumssynergie = Econo-
mies of scale and scope) 
 Strategische Ziele (Zugang zu HR, Technologie, Wissen, 
Markt, Standardisierung) 
 Spekulative Ziele (Gewinn bei Desinvestition bzw. Exit) 
 Management-Motive (Jobsicherung, Gehalt, Erhöhung 
von Macht und Einfluss) 
 Zeit-Motive (Zeitgewinn gegenüber Eigenentwicklung = 
Economies of speed) 
9. Nationalität 
 Grenzüberschreitender Zusammenschluss (Cross Border 
Transaction) 
 Nationaler Zusammenschluss 
10. Exit 
 Verkauf an Dritte (Trade Sale) 
 Börsengang/Teilplatzierung (IPO bzw. Equity Carve Out) 
 Kein Exit 
Tabelle 5: Merkmalsausprägungen von Unternehmenszusammenschlüssen (Jansen, 2004, S. 46) 
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An dieser Stelle darf bereits auf die in Kapitel 4 folgende Fallstudie zu den Zusammenschlüs-
sen im Volksbankensektor vorgegriffen werden. In der nachfolgenden Abbildung 9 fasst Bö-
cker (2011, S. 5) in Anlehnung an Butz (2002, S. 23) und Scharlemann (1996, S. 9ff.) zwar nur 
drei der möglichen Ausprägungsarten von Mergers & Acquisitions zusammen, welche aller-
dings angesichts der in Kapitel 4 näher erläuterten Pläne im Volksbankensektor als die für 




















































Akquisiteur kauft Akquisitionsobjekt, wel-




Unternehmen glauben, durch Zusammen-
schluss gestärkt am Markt aufzutreten. 
 
Feindlich: 
Versuch der Übernahme entgegen dem 




Grad der Integration 
Grad der Feindlichkeit 
Horizontaler Merger: 
Zusammenschluss auf derselben Produktionsstufe 
mit identischen Produkten und Märkten. 
 
Vertikaler Merger: 




Funktionale Beziehungen zwischen den Unter-
nehmen in Produktion und/oder Distribution, aber 
keine direkte Konkurrenz der Produkte. 
 
Marktportfolioausweitung: 
Fusionsunternehmen agieren geografisch ge-




Weder vertikaler noch horizontaler Zusammen-
schluss, bei dem keine Konkurrenzsituation be-
steht. Es entsteht ein Mischkonzern. 
 83 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
Im Rahmen der Definition des M&A-Begriffs verweist Jansen (2008, S. 91) auf eine wirt-
schaftswissenschaftliche Fragestellung mit Schwerpunkten im Strategischen Management, 
der Organisations-, der Kapitalmarkttheorie sowie der Volkswirtschaftslehre, außerdem lie-
gen juristische, soziologische und psychologische Aspekte vor. Als Grundmotiv für Fusionen 
kann unternehmensexternes Wachstum aus unternehmensinternen Wachstumsbestrebun-
gen heraus bezeichnet werden (vgl. Scharlemann, 1996, S. 7). Unternehmenszusammen-
schlüsse sind aber nicht nur ein Phänomen der Gegenwart. Studien zu Fusionsmotiven und 
zu Häufungen im Auftreten von Mergers & Acquisitions gibt es über einen längeren Zeitraum 
zurückreichend nur aus den USA, sie umfassen jeweils meist nur eine historische Phase und 
müssen erst zu einem Gesamtbild zusammengefügt werden (vgl. Jansen, 2008, S. 60). Ein 
kurzer Überblick dazu findet sich in Anlage III. 
3.3.2. Phasen im Fusionsprozess 
3.3.2.1. Grundlegende Einteilung 
Grundsätzlich kann der idealtypische Fusionsprozess in drei Phasen unterteilt werden, diese 
werden häufig als Pre-Merger-Phase, Merger-Phase und Post-Merger-Phase bezeichnet. Jan-




Abbildung 10: Phasen des Fusionsprozesses (Jansen, 2008, S. 249) 
In der Vorfeldphase sollte demnach auf Basis einer umfassenden Analyse des eigenen Un-
ternehmens sowie dessen Umfeldes eine entsprechende Strategie entwickelt werden, was 
sich mit den vorhergehenden Ausführungen zum Strategischen Management Prozess weit-
gehend deckt. Erst danach tritt das Unternehmen in eine Verhandlungsphase mit Absichts-
erklärungen, umfassender Prüfung des Fusionspartners und letztlich der Besiegelung der 
Fusion ein. In der dritten Phase beginnen schließlich die Integrationsmaßnahmen (vgl. Jan-
sen, 2008, S. 249). 
3.3.2.2. Vorfeldphase 
Im Rahmen der Analyse des eigenen Unternehmens sollten insbesondere bei der Verfolgung 
einer Wachstumsstrategie die Unternehmensziele und -potenziale sehr genau betrachtet 
werden. Dies kann durch Stärken/Schwächen-Analysen, Erfolgsfaktorenanalysen, Diversifika-
tionstests, Kernkompetenzdefinitionen sowie die sogenannten Economies-of-Tests erfolgen 
(vgl. Jansen, 2008, S. 250). In weiterer Folge muss eine Analyse des eigenen Umfelds statt-
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Gesellschaft und Politik abzielt. Diese externen und internen Untersuchungen münden in 
eine Analyse der Lücken (Gap-Analyse) zwischen der festgestellten Ist-Situation und den ei-
genen strategischen Zielsetzungen (vgl. Jansen, 2008, S. 253f.), was in Abbildung 11 zu sehen 
ist.  
 
Abbildung 11: M&A aus Sicht der Strategischen Unternehmensplanung (Jansen, 2008, S. 263) 
STRATEGISCHE UNTERNEHMENSPLANUNG 
Unternehmensanalyse 
Analyse der Stärken, 




Analyse der Triebkräfte 
des Branchenwettbe-
werbs sowie der Ein- und 
Austrittsbarrieren. 
Umweltanalyse 
und -prognose der Chan-
cen und Risiken für das 
Unternehmen. 
Gap-Analyse 























- Economies of 
scale 
- Economies of 
scope 
- Economies of 
agglomeration 
- Economies of 
bureaucracy 





Externes Wachstum  




























































Diese Ausführungen lassen die im vorigen Abschnitt dargestellten Konzepte der Strategie-
analyse erkennen, die eben auch im Vorfeld einer Fusionsentscheidung zum Einsatz kom-
men. Da es in dieser Arbeit um das Synergiepotenzial im Zusammenhang mit der Berücksich-
tigung von Stakeholderinteressen geht, erscheint gerade die Vorfeldphase des 
Integrationsprozesses als besonders interessant. Werden bereits in dieser Phase vor der Fu-
sionsentscheidung die möglichen Folgen für interne oder externe Stakeholder miteinbezo-
gen, kann die Gefahr eines Misserfolgs der Fusion durch spätere Integrationsprobleme und 
daraus resultierende Synergieverluste mutmaßlich verringert werden. Besondere Aufmerk-
samkeit muss daher auf die Entdeckung möglicher positiver wie auch negativer Fusionsaus-
wirkungen auf die Stakeholder gelegt werden. 
3.3.2.3. Transaktionsphase 
Nach der Analyse liegt das Hauptaugenmerk darauf, in das Profil passende Übernahme- bzw. 
Fusionskandidaten zu finden. Bei einem angebotsorientierten Zugang können dem Interes-
senten bereits Verkaufsangebote vorliegen, es können aber auch informelle Kontakte zu 
anderen Unternehmen, Kunden oder Lieferanten bestehen bzw. kann auf Makler, Wirt-
schaftsprüfer sowie Unternehmensberater zurückgegriffen werden. Zu beachten ist jeden-
falls, dass der M&A-Markt ein intransparenter Markt ist, der entsprechende Diskretionsan-
forderungen mit sich bringt. Bei einem nachfrageorientierten Zugang muss versucht werden, 
Informationen über potentielle Kandidaten ohne direkte Ansprache zu erhalten, da dies 
preistreibend wirken könnte. Auch ist es zu vermeiden, dass Konkurrenzunternehmen von 
den eigenen Übernahmeabsichten erfahren und so gegebenenfalls in einen Bieterwettstreit 
treten. Unterstützend bei der Suche sind neben externen Datenbanken oft auch spezialisier-
te Finanz- und Beratungsdienstleister (vgl. Jansen, 2008, S. 265f.)  
In weiterer Folge beginnt die Verhandlungsphase, die meist durch strenge und explizite Ver-
traulichkeitsregelungen gekennzeichnet ist. In einem sogenannten Letter of Intent werden 
die Zwischenergebnisse der Verhandlungen in verschiedenen Teilbereichen festgehalten, der 
in der Literatur oft synonym verwendete Begriff Memorandum of Understanding kommt 
dann bereits einer Art Vorvertrag gleich und soll alle wesentlichen finanziellen, konzeptionel-
len, rechtlichen und steuerlichen Punkte aufnehmen. Die nächste und oft als die zentralste 
bezeichnete Phase im Fusionsprozess ist die gründliche Prüfung des Akquisitionsobjektes im 
Rahmen einer Due Diligence Prüfung. Ziele sind die Beschaffung und Bewertung wichtiger 
Informationen über den Fusionspartner, welche als Basis für die Unternehmensbewertung 
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dienen, die Einschätzung der erforderlichen Garantien und Gewährleistungen sowie die ent-
sprechende Dokumentation für spätere Beweiszwecke. In der Praxis werden zu Prüfzwecken 
oft für einen kurzen Zeitraum innerhalb eines eigens geschaffenen Datenraumes dem Fusi-
onspartner alle Informationen zur Verfügung gestellt, die Due Diligence kann sich dabei auf 
wirtschaftliche, bilanzielle, steuerliche, personelle oder auf Umweltbereiche erstrecken. 
Letztlich stehen noch diverse Formen der Unternehmensbewertung zur Verfügung, bis es 
schlussendlich zum endgültigen Vertragsabschluss kommt (vgl. Jansen, 2008, S. 268ff.). Da 
bei den Fusionen der genossenschaftlichen Volksbanken kein Kaufpreis fließt und folglich 
zwar eine Due Diligence Prüfung, aber keine Unternehmensbewertung durchgeführt wird, 
wird das Thema Unternehmensbewertung hier auch nicht weiter behandelt. 
3.3.2.4. Integrationsphase 
Gemäß Jansen (2008, S. 320) sollten die Integrationsprozesse bereits in der Vorfeldphase, 
also bei der Festlegung der Akquisitionsstrategie bzw. der Partnerprofilbildung eine Rolle 
spielen, da das spätere Gelingen der Integration wesentlichen Einfluss auf die Synergieer-
schließung und die Integrationskosten und damit auch auf die Kaufpreisbildung hat. Die Un-
ternehmenskultur wird oft als Grund für das Scheitern von Fusionen vermutet, weshalb Jung 
(1993, S. 202) die Cultural Due Diligence entwickelt hat, welche die Kulturprofile zweier Un-
ternehmen übereinander legt und so Unterschiede aufzeigt. Jansen (2008, S. 324) hält dazu 
fest, dass so möglicherweise zwar Unterschiede zwischen den Kulturen herausgearbeitet 
werden können, aber nicht gesagt werden kann, ob letztlich harmonische oder nicht harmo-
nische Kulturen zu einem Scheitern führen. Marks/Mirvis (1998, S. 72) dagegen befassen sich 
damit, welche Integrationsmöglichkeiten es hinsichtlich der Anpassung von Unternehmens-
kulturen gibt, wie die Matrix in Abbildung 12 zeigt. DiGeorgio (2003, S. 262) bezeichnet dabei 
die Übernahme von Best Practices aus beiden Unternehmen, die Transformation bzw. die 
Entstehung einer völlig neuen Unternehmenskultur sowie die kulturelle Anpassung des 
übernehmenden Unternehmens an das übernommene in Form einer Reverse-Strategie als 




Abbildung 12: Integrationserfordernis bei Fusionen (vgl. Marks/Mirvis, 1998, S. 72f.) 
In weiterer Folge ist auch die Integrationstiefe entlang der Wertschöpfungskette festzulegen. 
Jansen (2008, S. 329) unterscheidet hier zwischen einem Back-end Merger mit Fokus auf die 
unterstützenden Aktivitäten wie EDV, HR oder Finanzmanagement, einem Operational Mer-
ger mit dem Ziel der Integration der Produktionsprozesse sowie einem Front-end Merger, 
bei dem vor allem die Bereiche Marketing und Vertrieb integriert werden sollen. Jansen 
(2008, S. 330) fasst insgesamt sechs Zielebenen der Integration zusammen, und zwar die 
strategische Integration, die organisatorische und administrative Integration, die personelle, 
die kulturelle, die operative sowie letztlich die externe Integration. Jansen gehört dabei zu 
den Autoren, die Personen bzw. Stakeholder als eigenen Zusammenführungsbereich nen-
nen. Zudem erwähnt auch Schwarz (2004, S. 101) die Notwendigkeit der Berücksichtigung 
der Stakeholderinteressen in der Integrationsstrategie, bei Bucerius/Schulze-Wehninck 
(2004, S. 519) soll die Fusion jedenfalls für den Stakeholder Kunde einen zusätzlichen Nutzen 
schaffen. Diesbezüglich halten es Davidson/Neumann (1997, S. 3ff.) für eine Illusion, eine 
Fusion für den Kunden unsichtbar machen zu wollen, viel mehr sollte ihm klar der Nutzen 
kommuniziert werden. 
Nach diesem Überblick über die Phasen des Integrationsprozesses sei nochmals festgehal-
ten, dass sich wohl schon in der Vorfeldphase bei der Entwicklung der Strategie und der da-











Anpassung des übernommenen 
Unternehmens an den Käufer. 
Transformation 
Finden eines gemeinsamen, neuen 
Weges. 
Best of Both 
Die besten Eigenschaften beider 
Unternehmen werden übernommen. 
Preservation 
Akquiriertes Unternehmen bleibt 
selbstständig. 
Reverse Merger 
Käufer passt sich an das aufge-
nommene Unternehmen an. 
niedrig hoch 
























Gelegenheit bietet, mögliche spätere Probleme bei der Integration der Fusionsunternehmen 
zu erkennen und die Partnerprofilbildung oder die Entscheidung, ob eine Fusion überhaupt 
zielführend ist, darauf abzustellen. Wie bereits gesagt wurde, können spätere Probleme bei 
der Integration zu Synergieverlusten führen. Auf dieser Basis scheint es zweckdienlich, be-
reits in der Vorfeldphase zu überlegen, welche Synergien eine strategische Handlungsoption 
generieren soll und welche Reaktionen von den Stakeholdern zu erwarten sind. 
3.4. Synergien als Leitmotiv für Fusionen 
3.4.1. Grundlagen der Synergieforschung 
3.4.1.1. Begriffsabgrenzung 
Der Begriff Synergien stammt ursprünglich aus dem Griechischen und setzt sich zusammen 
aus der Vorsilbe syn für zusammen, gemeinsam oder gleichartig und dem Wort ergon für 
wirken bzw. arbeiten (vgl. Rodermann, 1999, S. 37). Jansen (2008, S. 167) verweist ebenso 
auf die griechische Bedeutung des Wortes im Sinne eines Zusammenwirkens von Substanzen 
mit überadditivem Ergebnis. Daraus kann die heute geläufige Bedeutung im Sinne eines vor-
teilhaften Zusammenwirkens gleichartiger Faktoren abgeleitet werden. In diese Richtung 
geht auch die nachfolgende Beschreibung von Albrecht (1971, S. 65), der Synergien auch in 
einen entsprechenden Zusammenhang mit Fusionen setzt: „Synergism ist das Schlagwort 
und das Bewertungskriterium für den strategischen Wert einer Fusion. Eine Fusion muss 
synergetisch wirken, sie muss jedem der Beteiligten Vorteile bieten, die jeder für sich nicht 
hätte schaffen können, und zwar im Sinne der Gleichung 2+2=5“. Tatsächlich ist dem Thema 
Synergien bei Fusionen eine entsprechende Bedeutung beizumessen, denn in der Regel wer-
den sie die Rechtfertigung für den Kaufpreis darstellen, den das übernehmende Unterneh-
men zu zahlen bereit ist. Wöginger (2004, S. 112) weist darauf hin, dass eine Abgrenzung 
zwischen Synergien und Restrukturierungspotenzialen vorgenommen werden kann, wobei 
Restrukturierungspotenziale auch im zu übernehmenden Unternehmen ohne eine Fusion 
bewerkstelligt werden könnten. Er verweist dabei auf das Restructuring hexagon von Cope-
land et al. (2000, S. 21), die interne kosten- und/oder umsatzseitige Verbesserungen, den 
Verkauf von nicht betriebsnotwendigem Vermögen, die Hebung stiller Reserven im Anlage-
vermögen oder im Bereich der Rückstellungen sowie die Nutzung bestehender Wachstums-
potenziale als solche Restrukturierungsmaßnahmen sehen. Oft wird aber erst durch eine 
 90 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
Fusion die erforderliche Dynamik erzeugt, eine derartige Restrukturierung auch in einem 
effizienten Ausmaß in Angriff zu nehmen, hilfreich kann hier auch das Know-How des Fusi-
onspartners sein. Durch diese Dynamik entsteht dann eine Wertsteigerung, die wiederum als 
Synergie bezeichnet werden kann (vgl. Wöginger, 2004, S. 112). Im Zusammenhang mit Fusi-
onen sehen Jensen/Ruback (1983, S. 25) jedenfalls die Vorteile in der Kombination unabhän-
giger Organisationen, die sich im Wesentlichen auf eine Senkung der Produktions- und Ab-
satzkosten erstrecken. Diese Sichtweise spiegelt sich auch in den Theorien der Economies of 
scale und scope wider, wo es ebenso um eine mengenmäßige Degression der Produktions- 
und Vertriebskosten geht (vgl. Jansen, 2008, S. 167). In diesem Abschnitt soll der Begriff der 
Synergien allerdings tiefergehend betrachtet werden, auch die Möglichkeit der negativen 
Synergien wird dabei zur Sprache kommen. 
3.4.1.2. Synergieverständnis nach Ansoff 
Ansoff gilt heute als jener Autor, der den Begriff der Synergien als Verbundwirkung durch 
das Zusammenwirken einzelner Geschäftsbereiche in die Wirtschaftswissenschaften einge-
führt hat (vgl. Jansen, 2008, S. 167). Er stellte in seinem Buch „Corporate Strategy“ die Sy-
nergiemetapher 2+2=5 (vgl. Ansoff, 1965, S. 75) auf und verhalf damit dem Begriff Synergie 
Mitte der 1960er Jahre zu mehr und mehr Bekanntheit. Ansoff verwendete allerdings auch 
den Begriff der negativen Synergien als Folge von Problemen bei der Umsetzung von Zu-
sammenschlüssen, was letztlich den Unternehmenswert vermindert (vgl. Ansoff, 1965, S. 
84). Zwar verfolgt Ansoff die Untersuchung dieser negativen Synergien nicht weiter, den-
noch weist er bereits darauf hin, dass es im Zuge von Fusionen nicht ausschließlich zu positi-
ven Verbundwirkungen kommen kann. Ansoff (1965, S. 80) nennt insgesamt vier verschie-
dene Formen von Synergien. Zuerst seien hier die Verkaufssynergien (sales synergies) 
genannt, welche entstehen, wenn verschiedene Produkte über dieselben Verkaufskanäle 
vertrieben werden können, sie dieselbe Vertriebsadministration nutzen können oder wenn 
eine gemeinsame Lagerhaltung möglich ist. Als zweite Synergieform werden die operativen 
Synergien (operating synergies) genannt, die durch höhere Auslastung der Produktionskapa-
zitäten bzw. des Personals, breitere Verteilung der Overhead-Kosten, gemeinsame Lernkur-
ven und die Möglichkeit des Einkaufs größerer Mengen gekennzeichnet sind. Als Investiti-
onssynergien (investment synergies) gelten beispielsweise die gemeinsame Nutzung von 
Produktionsstätten, Rohstoffvorräten, Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen sowie 
von Werkzeugen und Maschinen. Die vierte und letzte Erscheinungsform von Synergien um-
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fasst die Management-Synergien (management-synergies). Wenn ein neuer Geschäftsbe-
reich mit strategischen, organisatorischen oder operativen Problemen befasst ist, mit denen 
das Management in der Vergangenheit bereits einmal zu tun hatte, ergeben sich hier syner-
getische Vorteile. Der Ansatz geht davon aus, dass das Management auch Probleme auf 
neuen Absatzmärkten besser lösen kann, da es mit ähnlichen Problemen im ursprünglichen 
Absatzmarkt in der Vergangenheit bereits erfolgreich umgegangen ist (vgl. Ansoff, 1965, S. 
80). Generell geht Ansoffs Konzept im Wesentlichen davon aus, dass Synergien dann zum 
Tragen kommen, wenn durch einen Unternehmenszusammenschluss neue Absatzmärkte 
erschlossen werden oder neue Produkte hinzukommen (vgl. Ansoff, 1965, S. 76). Die in Ab-
bildung 13 gezeigte Produkt-Markt-Matrix nach Ansoff veranschaulicht sein Synergiekon-
zept. 
 
Abbildung 13: Produkt-Markt-Matrix (vgl. Ansoff, 1965, S. 76) 
Soll der Absatz bereits vorhandener Produkte auf bereits vorhandenen Märkten verbessert 
werden, so spricht Ansoff von einer Marktdurchdringungsstrategie. Bei einer Produktent-
wicklungsstrategie sollen bestehende Märkte mit neuen Produkten versorgt werden, wobei 
das Hauptaugenmerk hier auf Forschung und Entwicklung und damit auf Innovationen gelegt 
wird. Im Rahmen einer Marktentwicklungsstrategie werden bestehende Produkte auf neuen 
Märkten eingeführt, was den Fokus deutlich auf den Vertrieb und auf das Marketing legt. Im 
Rahmen einer Diversifikationsstrategie werden neue Produkte auf neuen Märkten platziert, 
was eine entsprechende Bedeutung von Forschung und Entwicklung, Produktinnovation so-
wie Marketing und Vertrieb bedeutet (vgl. Ansoff, 1965, S. 108f.). Nachdem die strategische 
















winnung weitgehend von der Portfolioanalyse verdrängt, diese wird in Anlage IV näher er-
läutert. 
Bewertet werden die Synergien bei Ansoff anhand der Rendite auf die eingesetzten Ressour-
cen, also des Return on Investment (ROI). Gemäß Ansoff sollte diese Rendite nach einer Fu-
sion höher sein, als würde man die Renditen der bisher eigenständigen Unternehmen ein-
fach zusammenzählen (vgl. Ansoff, 1965, S. 79), was wiederum der Formel 2+2=5 entspricht. 
Ansoff unterscheidet zudem einmalige (startup economies) und kontinuierlich auftretende 
(operating economies) Synergien. Einmalige Synergien sind etwa Verbesserungen durch ei-
nen Austausch des Managements, kontinuierliche Synergien entstehen durch die Zusam-
menlegung betrieblicher Funktionen (vgl. Ansoff, 1965, S. 78). Ansoff sieht eine höhere 
Wahrscheinlichkeit für positive Synergien, je ähnlicher sich die fusionierenden Unternehmen 
sind, was mit dem Begriff Relatedness beschrieben wird (vgl. Rodermann, 1999, S. 42f.). Ro-
dermann (1999, S. 43f.) hält fest, dass Ansoff gemäß seiner Produkt-Markt-Matrix Synergie-
potenziale im Wesentlichen nur in den Bereichen Produktentwicklung und Diversifikation 
sieht. Gemäß Klopfer (2008, S. 20) ist aber nicht erklärbar, warum nicht auch fusionierende 
Unternehmen aus denselben Märkten und mit gleichen Produkten Synergien etwa aus der 
Nutzung von Größenvorteilen erzielen könnten. Kritisiert wird an Ansoff auch, dass er weder 
die Ursachen noch die strukturellen Voraussetzungen für Synergien erläutert und auch nicht 
ersichtlich macht, wie sich negative Synergien vermeiden lassen (vgl. Hofmann, 2004, S. 
242).  
3.4.1.3. Synergieverständnis nach Porter 
Im Zentrum von Porters Synergiekonzept steht die in Abbildung 14 ersichtliche Wertkette 
oder Wertschöpfungskette, anhand derer die Tätigkeiten im Unternehmen analysiert wer-




Abbildung 14: Wertkette und materielle Verflechtungen nach Porter (1999, S. 434) 
Die Arbeit Porters bezieht sich vorwiegend auf die Hebung von Synergien, die sich kostenre-
duzierend quantifizieren lassen (vgl. Rodermann, 1999, S. 47f.). Porters Konzept stellt dabei 
auf Verflechtungen im Rahmen einer Horizontalstrategie eines diversifizierten Unterneh-
mens ab, welche sowohl durch interne Entwicklung als auch durch Zukauf bzw. Zusammen-
schluss mit anderen Unternehmen entstehen können (vgl. Porter, 1999, S. 410f.). Als erste 
Quelle für Synergien nennt Porter materielle Verflechtungen, die dadurch entstehen, dass 
verwandte Unternehmensbereiche Aktivitäten entlang der Wertschöpfungskette gemeinsam 
durchführen und so entweder Kosten einsparen oder Differenzierung erreichen (vgl. Porter, 
419ff.). Als Gefahren für Synergien nennt Porter Koordinationskosten, welche sich auf stei-
gende Komplexität beziehen, Kompromisskosten, die sich aus einer unterschiedlichen lang-
fristigen Strategie für die nunmehr gemeinsam durchgeführten Wertschöpfungsaktivitäten 
ergeben und Inflexibilitätskosten, weil nicht mehr so schnell auf die Aktivitäten der Konkur-
renz reagiert werden kann (vgl. Porter, 1999, S. 426ff.). Materielle Verflechtungen gibt es in 
den Bereichen Produktion, Markt, Einkauf, Technologie, Personal und Infrastruktur. Porters 
zweite Verflechtungsart benennt immaterielle Verflechtungen und befasst sich mit dem 
Know-How-Transfer zwischen bislang unterschiedlichen Wertschöpfungsketten. Porter ver-
weist hier allerdings auf hohe Kosten des Transfers sowie der Anpassung und rät zu einer 
sorgsamen Auswahl möglicher Verflechtungen, ihre Herstellung ist mit großen Anstrengun-





































tenverflechtungen. Wenn Unternehmen in verschiedenen Wirtschaftszweigen miteinander 
konkurrieren hat dies zur Folge, dass sich Aktivitäten gegen den Konkurrenten in einer Bran-
che auch in anderen Branchen negativ auswirken können (vgl. Porter, 1999, S. 452ff.) 
3.4.1.4. Weitere Ansätze der Synergieforschung 
Etwas weiter gefasst wird der Synergiebegriff bei Reissner (1992, 108ff.). Er nennt als einen 
wesentlichen Punkt die Integrationseffekte, wobei hier die Kombination und Integration 
ähnlicher Bereiche der Wertschöpfungskette des übernommenen Unternehmens gemeint 
ist. Auch ein effizienteres Management sowie die Hinterfragung der Notwendigkeit einzelner 
Prozesse werden dabei angesprochen, im Vordergrund stehen Kostensenkung und in Einzel-
fällen auch Leistungsdifferenzierung. Als weiterer Punkt werden Zentralisierungssynergien 
angeführt, bei denen identische Bereiche der Wertschöpfungskette zusammengefasst und 
an zentraler Stelle ausgeführt werden. Erzielbar sind Kostenvorteile sowie auch Lernkurven-
effekte. Transfersynergieeffekte entstehen aus der Übertragung von Kompetenzen und Fä-
higkeiten, so dass neue Erfolgspotenziale aufgebaut werden können. Es können hier wiede-
rum sowohl Kosten- als auch Differenzierungsvorteile entstehen, wobei in der Regel die 
Differenzierungsvorteile überwiegen. Ergänzungs- bzw. Zugangssynergieeffekte bieten die 
Möglichkeit, aufgrund ergänzender Produkte neue Kundensegmente für das Gesamtsorti-
ment zu erschließen und konzentrieren sich daher auf die Bereiche Marketing und Vertrieb. 
Der letzte Punkt bezieht sich auf die Ausgleichssynergieeffekte, bei denen ein geringeres 
Risiko durch unterschiedliche Wertschöpfungsketten, Synergien durch eine gleichmäßige 
Kapazitätsauslastung durch das entstehen antizyklischer Geschäftsbereiche sowie Vorteile 
durch steuerliche Ausgleichsmöglichkeiten im Vordergrund stehen (vgl. Reissner, 1992, S. 
108ff.). Insbesondere der Risikoausgleich sowie die antizyklischen Geschäftsfelder schließen 
an den vorhin erwähnten Ansatz von Ansoff an und erscheinen im Wesentlichen in einer 
Diversifikationsstrategie erreichbar, wobei die zuerst genannten Verschränkungen von Wert-
schöpfungsketten an das Konzept von Porter erinnern. 
Grundsätzlich sei an dieser Stelle erwähnt, dass zahlreiche Autoren sich mit dem Thema Sy-
nergien beschäftigt haben, die Ansätze im Wesentlichen aber auf den Grundideen von An-
soff und Porter aufbauen. Eine Übersicht über weiterführende Werke zur Systematisierung 
von Synergien bietet Wöginger (2004, S. 81f.), wobei auch die dort gelisteten Autoren sehr 
oft auf den Kosten- bzw. den Leistungsbegriff abstellen. In Anlage IV wird ergänzend auf die 
Konzepte der ökonomischen Theorien wie etwa Economies of scale und scope eingegangen, 
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die hinter den Erläuterungen zur Synergiethematik von Ansoff, Porter und anderer Autoren 
stehen, im nächsten Abschnitt werden unterschiedliche Systematisierungsversuche des Sy-
nergiebegriffs besprochen. 
3.4.2. Arten und Dimensionen von Synergien 
3.4.2.1. Arten von Synergien 
Riedel (2007, S. 26) nennt in der in Abbildung 15 gezeigten Grafik Kosten- und Umsatzsyner-
gien als die wesentlichsten Treiber zur Beeinflussung des Unternehmenswertes, merkt aber 
bereits an, dass es sowohl positive als auch negative Synergien gibt. Diese beiden entgegen-
gesetzten Wirkungsrichtungen des Synergiebegriffs werden später in Abschnitt 3.4.3 näher 
behandelt. 
 
Abbildung 15: Synergiearten nach Riedel (2007, S. 26) 
Wöginger (2004, S. 119) wird diesbezüglich bereits konkreter und gliedert, wie in Abbildung 
16 zu sehen ist, in güterwirtschaftliche, finanzwirtschaftliche sowie steuerliche Synergien mit 
ihren jeweiligen Ausprägungen. 




























Abbildung 16: Synergiearten nach Wöginger (2004, S. 119) 
Die höchsten Kostensynergien sind gemäß Lucks/Meckl (2002, S. 90) in den Bereichen Pro-
duktion, Vertrieb und Verwaltung zu erreichen. Wöginger (2004, S. 120f.) nennt dazu noch 
die Eliminierung von Redundanzen, die Standardisierung betrieblicher Prozesse sowie als 
theoretische Konzepte die Economies of scale und scope sowie den Transaktionskostenan-
satz, auch der Know-How-Transfer wird angesprochen. 
Für den Bereich der Wachstumssynergien bleibt festzuhalten, dass im Rahmen von Fusionen 
oft der Realisation von Kostensynergien deutlich mehr Beachtung geschenkt wird als poten-
ziellen Wachstumssynergien, diese werden wohl im Rahmen der enormen Integrationsan-
strengungen häufig übersehen. Zudem können bei horizontalen Zusammenschlüssen negati-
ve Wachstumssynergien durch gestiegene Marktmacht oder mangelnde 
Produktdifferenzierung von der Kundenseite her auftreten, bei vertikalen Fusionen besteht 
dagegen die Gefahr, dass aus Kunden und Lieferanten plötzlich Konkurrenten werden (vgl. 
Wöginger, 2004, S. 125f.). Grundsätzlich wäre die Möglichkeit zur Hebung von Wachstums-
synergien etwa durch die Komplettierung der Produktpalette, neue Absatzkanäle, den Ein-
tritt in neue Märkte bzw. neue Länder oder die Nutzung erweiterter Spielräume bei der 
Preisfestsetzung durch größere Marktmacht aber gegeben (vgl. Wöginger, 2004, S. 128). 
Erfolgt also die theoriegestützte Erklärung der Kostensynergien oft anhand der Produktions-



















kurven (vgl. Biberacher, 2003, S. 20ff.), so spielt bei den Umsatzsynergien die Monopoltheo-
rie eine Rolle (vgl. Lugert, 2005, S. 59ff.). Eine genauere Erklärung zu diesen Ansätzen findet 
sich in Anlage IV. 
Strategische Synergien entstehen durch die Erweiterung der Handlungsflexibilität des Ver-
bundunternehmens, etwa durch eine stabilere Wettbewerbsposition im bisherigen Ge-
schäftsfeld oder eine erleichterte Eintrittsmöglichkeit in neue Geschäftsfelder (vgl. Sautter, 
1989, S. 342ff.). Es ergeben sich dabei zusätzliche Investitions- aber auch Desinvestitionsop-
tionen (vgl. Wöginger, 2004, S. 131f.). 
Ebenso eröffnen sich Synergien aus der Risikoveränderung, hier geht es vor allem um die 
Verringerung der Abhängigkeit von der Konjunktur oder der Saison durch das Entstehen 
diversifizierter Unternehmen. Kapitalmarktsynergien befassen sich mit den Vorteilen eines 
durch die Fusion vergrößerten internen Kapitalmarktes, der durch zentrale Verwaltung der 
flüssigen Mittel die Höhe der Liquiditätsreserve verringern kann und auch Transaktionsvor-
teile im Vergleich zur Nutzung des externen Kapitalmarktes bringen soll. Auch kann eine Fu-
sion Synergien auf dem externen Kapitalmarkt bringen, da dadurch erst die notwendige 
Größe zur Begebung von Unternehmensanleihen erreicht wird (vgl. Wöginger, 2004, S. 135). 
Zur Nutzung von steuerlichen Synergien nennt Wöginger (2004, S. 136ff.) unter anderem 
brach liegende steuerliche Verlustvorträge eines Unternehmens, die nun vom Verbundun-
ternehmen genutzt werden können, Abschreibungen der Finanzierungskosten der Transakti-
on, die Übertragung stiller Reserven oder die nach der Transaktion mögliche Nutzung des 
internationalen Steuergefälles bei länderübergreifenden Fusionen. 
3.4.2.2. Dimensionen des Synergiebegriffs 
Hinsichtlich der Dimensionierung von Synergien gibt es in der Literatur keine einheitliche 
Vorgehensweise. Rodermann (1999, S. 127) oder auch Sandler (1991, S. 218) nennen etwa 
den Beginn des Anfalls der Synergien, ihre zeitliche Dauer, die Häufigkeit ihres Auftretens, 
ihre Realisierbarkeit, ihre Wirkungsart hinsichtlich Kosten-, Umsatz- oder Risikovorteilen, 
ihre Zurechnung zum Käufer oder zum Verkäufer und nicht zuletzt ihre Wirkungsrichtung 
hinsichtlich positiver oder negativer Synergien als mögliche Dimensionen. Zur besseren 
Übersicht verwendet Riedel (2007, S. 35) in Anlehnung an Kerler (2000, S. 23ff.) die in Abbil-
dung 17 ersichtliche Grafik zur Einteilung von Synergieeffekten, die teilweise wiederum an-




Abbildung 17: Synergiedimensionen (vgl. Riedel, 2007, S. 35) 
Nach der Erreichbarkeit lassen sich Synergien in universelle bzw. von jedem Käufer nutzbare 
Synergien einteilen, diese treten vor allem im Verwaltungsbereich auf. Endemische Syner-
gien sind von einem Teil potentieller Partner nutzbar, und zwar dann, wenn Doppelaktivitä-
ten bestehen, die zusammengeführt werden können. Die spezifischen oder einzigartigen 
Synergien sind solche, die nur ein spezieller Käufer aufgrund seiner spezifischen Fähigkeiten 
generieren kann (vgl. Pursche, 1989, S. 94). Beim Faktor Zeit wird in sofort nach dem Zu-
sammenschluss sowie erst später eintretende Synergien unterschieden (vgl. Kerler, 2000, S. 
26). Daneben gibt es einmalig auftretende Synergien, wie etwa das Ansteigen der Macht am 
Beschaffungsmarkt nach der Fusion, sowie mehrfach auftretende Synergien, etwa die besse-
ren Einkaufskonditionen, die bei jeder Bestellung genutzt werden können (vgl. Sandler, 
1991, S. 135). Nach Biberacher (2003, S. 61) ist auch eine Unterscheidung nach der Dauer 
möglich, weil Synergien eben meist nur über einen bestimmten Zeitraum genutzt werden 
können. 
Synergien müssen jedoch nicht zwangsläufig durch Unternehmenszusammenschlüsse ent-
































damit einhergehende Kostendegression der erzeugten Leistungseinheit können auch durch 
internes Wachstum zustande kommen. Weston et al. (1990, S. 74) nennen mehrere Argu-
mente für externes Wachstum, halten aber auch fest, dass bei nur schwacher Ausprägung 
dieser Merkmale auf internes Wachstum gesetzt werden sollte. So kann oft durch den Auf-
kauf eines anderen Unternehmens ein Ziel schneller erreicht werden, die Kosten des Auf-
baus einer eigenen Organisation können höher sein, die Gewinnung von Marktanteilen kann 
mit weniger Risiko, geringeren Kosten und in kürzerer Zeit umgesetzt werden, das eigene 
Management kann die Nutzung der Assets des Übernahmekandidaten effizienter gestalten, 
es kann zudem Steuervorteile geben. Außerdem können sich die Fähigkeiten der potenziel-
len Partnerfirmen sinnvoll ergänzen. Jansen (2008, S. 171) nennt zudem den Faktor Zeit, die 
Überwindung von Markteintrittsbarrieren, das Nutzen von Technologievorsprüngen, Wett-
bewerbsberuhigung etc. als potenzielle Gründe für externes Wachstum. Interne Entwicklung 
hat dagegen den Vorteil der Passgenauigkeit des Standorts, des Personals, der Produktstruk-
tur sowie der Organisation, zudem die Verminderung von Vertragsrisiken sowie von Integra-
tionsproblemen und -kosten und in Folge dessen Fehlakquisitionen. Wie bereits von Ansoff 
sowie auch von Porter mit den Wertschöpfungsketten angedeutet, kann allerdings unter 
dem Entstehungsort auch der betriebliche Teilbereich gemeint sein, in dem Synergieeffekte 
auftreten. Jansen (2008, S. 169) nennt diesbezüglich die betrieblichen Funktionen Administ-
ration, Beschaffung, Marketing/Vertrieb, Produktion, Technologie, Management, Personal-
wirtschaft, Rechnungswesen Logistik, EDV etc. als Quellen für Synergien. 
Unter die Art der Synergien fallen zum einen Synergien durch die Gewinnung von Wettbe-
werbsvorteilen bzw. die Erlangung von Marktmacht. Daneben sind auch güterwirtschaftliche 
Synergien bzw. Kostensynergien im Sinne des Economies of scale und scope Ansatzes in den 
Bereichen Beschaffung, Lagerhaltung, Produktion und Vertrieb zu nennen, auch der Bereich 
Forschung und Entwicklung wird dazu gezählt (vgl. Kerler, 2000, S. 72). Die finanzwirtschaft-
lichen Synergien entstehen unter anderem aus der Nutzung eines unternehmensinternen 
Kapitalmarktes sowie aus der Nutzung von Steuervorteilen (vgl. Kerler, 2000, S. 74f.). Ma-
nagement-Synergien wurden bereits in Abschnitt 3.4.1.2 besprochen, Anslinger/Copeland 
(1996, S. 126f.) nennen zudem die Möglichkeit sinnvoller Unternehmensübernahmen ohne 
dem Ziel der Synergiegewinnung. Dies kann dann der Fall sein, wenn gezielt Übernahmekan-
didaten mit schwacher Performance und einem ineffizienten Management gesucht werden, 
die dann durch das Management des Akquisiteurs profitabel gemacht werden. In Frage zu 
stellen ist, warum dieser Fall nicht unter die synergetischen Übernahmen bzw. unter die 
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Management-Synergien eingeordnet wird, da gerade hier eben eine sinnvolle Aktivierung 
der übernommenen Assets durch das aufnehmende Unternehmen stattfindet, also letztlich 
doch ein Zusammenwirken entsteht. 
Wie sich in diesem Abschnitt gezeigt hat, ist die Abgrenzung zwischen den Arten und den 
Dimensionen von Synergien sowie den dahinterliegenden ökonomischen Theorien nicht im-
mer genau möglich. Aufgrund verschiedener Zugänge innerhalb der Literatur zum Thema 
Synergien scheint eine erschöpfende Aufzählung möglicher Synergien nicht als zielführend. 
Sinnvoll erscheint der Einteilungsversuch in Abbildung 17 sowie die Herangehensweise an 
die Thematik gemäß den betrieblichen Funktionen bzw. Teilbereichen, wie dies auch bei 
zahlreichen Autoren zu finden ist. 
3.4.3. Wirkungsrichtung von Synergien 
Bisher wurde der Begriff Synergie vorwiegend in einem positiven Zusammenhang verwen-
det, allerdings wurde auch schon mehrfach angedeutet, dass dies nicht die einzig mögliche 
Wirkungsrichtung ist. Gemäß Reissner (1992, S. 107) müssen Synergien nicht zwangsläufig 
positiv sein und können damit auch zu einer Verschlechterung der wirtschaftlichen Position 
für die beteiligten Unternehmen führen. Er bezeichnet sie als Möglichkeiten oder Ansätze 
zur Veränderung strategischer Erfolgspotenziale. Reissner (1992, S. 108) nennt als Voraus-
setzung zur Erzielung synergetischer Effekte Veränderungen in der Ressourcennutzung, die 
entweder durch Leistungszentralisierung, Leistungserweiterung und/oder durch Fähigkeiten-
transfer erfolgen können, zugrunde liegen dabei die schon erwähnten ökonomischen Ansät-
ze der Economies of scale, Economies of scope sowie der Economies of learning. Bei Ossad-
nik (1996, S. 735) findet sich der Begriff der Verbundnachteile oder Dyssynergien, wobei hier 
das Zusammenwirken einzelner Teile keinen positiven Effekt nach dem Prinzip 2+2=5 son-
dern einen negativen nach der Formel 2+2=3 ergibt. Auslöser können neben den Integrati-
onsaufwendungen auch Effekte aus der Demotivation von Mitarbeitern, Absatzverluste auf-
grund verärgerter oder zumindest verunsicherter Kunden sowie eine geringere Flexibilität 
des neu entstandenen Unternehmens sein. Die Differenz zwischen den positiven Synergien 
und den Dyssynergien wird als Nettosynergie bezeichnet (vgl. Hofmann, 2004, S. 484). Beck 
(2003, S. 680f.) nennt einige Ursachen dafür, warum sich Synergiepotenziale nach einer Fu-
sion dann doch nicht oder nicht in der gewünschten Zeit realisieren lassen. Zum einen wird 
im Vorfeld einer Transaktion vom Management oft eine Rechtfertigung für deren Durchfüh-
rung gesucht und hierbei das Synergiepotenzial überschätzt, Integrationskosten wie etwa 
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Umzugskosten, Kosten für die Freisetzung, Übersiedlung oder Integration von Mitarbeitern 
oder Beratungskosten werden schlicht unterschätzt. Ein weiteres Problem ist, dass im Vor-
feld an sich richtig eingeschätzte Synergiepotenziale gar nicht oder mit Verspätung eintre-
ten, weil sich nach der Transaktion für deren Umsetzung entweder niemand mehr verant-
wortlich fühlt oder die verantwortlichen Mitarbeiter aus einer Überforderung heraus einfach 
keine Zeit mehr dazu finden. Nicht zu unterschätzen sind auch die transaktionsbegleitenden 
Berater, deren Honorar letztlich vom Abschluss der Transaktion abhängt, wodurch im Vor-
feld das Synergiepotenzial oft übertrieben dargestellt wird. 
Funk/Sigle (1993) befassen sich zwar insbesondere mit Unternehmenszusammenschlüssen 
am Beispiel der Gründung von Gemeinschaftsunternehmen, geben aber dennoch einen sehr 
guten Einblick in das Thema negative Synergien und beschreiben, in welchen Unterneh-
mensbereichen sie auftreten können und in welchen Phasen eines Fusionsprozesses sie eine 
Rolle spielen bzw. am effektivsten verhindert werden können. 
Gemäß Funk/Sigle (1993, S. 147) lassen sich negative Synergien nicht eindeutig einteilen, 
dennoch wird hier eine Gruppierung vorgenommen. Unterschieden wird in nicht eingetrete-
ne positive Synergien, verspätet eingetretene positive Synergien, vor der Integration er-
kennbare und vermeidbare negative Synergien, vor der Integration nicht erkannte negative 
Synergien sowie erst bei der Integration auftretende und vorher auch nicht erkennbare ne-
gative Synergien. Demgemäß wären bei gründlicher Durchführung der Strategie- sowie der 
Partnerentscheidungsphase ein Großteil der negativen Synergien vermeidbar, lediglich un-
erwartet auftretende negative Synergien sind auch bei sorgfältiger Durchführung der Vor-
phasen nicht zu vermeiden. Auch Funk/Sigle bedienen sich bei der Auflistung möglicher ne-
gativer Synergien der Unternehmensfunktionen, womit eine Ähnlichkeit zum 
Wertschöpfungskettenansatz von Porter gegeben ist. Im Bereich der Entwicklung etwa kann 
die Zusammenlegung von Entwicklungsabteilungen zwar einerseits Kostenvorteile, anderer-
seits aber auch eine geringere Effizienz zur Folge haben. Gerade wenn vor der Fusion unter-
schiedliche Technologien zum Einsatz kamen, kann die Einigung auf einen einheitlichen 
Standard zu Problemen führen, die die Motivation der Mitarbeiter negativ beeinflussen. Ge-
nerell ist die Vielfalt von Meinungen und Ansätzen gefährdet, die in zwei getrennten Abtei-
lungen naturgemäß größer ist als in einer zusammengeschlossenen (vgl. Funk/Sigle, 1993, S. 
147). Neben der Verwaltung nennen Funk/Sigle (1993, S. 148) die Beschaffung als jenen Be-
reich, in dem Synergieeffekte am schnellsten zu realisieren sind. Durch den Einkauf größerer 
Mengen kann die eigene Nachfrageposition gestärkt werden, wobei oft auch zuerst das Pro-
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duktprogramm bereinigt werden muss. Es besteht auch die Gefahr, dass aufgrund bisher 
unterschiedlicher Beschaffungsstrategien und Verhältnisse zu den Lieferanten diese in jedem 
der fusionierten Unternehmen über einen langen Zeitraum aufgebauten Lieferantenbezie-
hungen verlorengehen, Lieferanten sich in der Folge wegen der größeren Beschaffungs-
macht zurückziehen und so Mengensynergien nicht eintreten. Auch kann die neue Beschaf-
fungsmenge für einzelne Lieferanten zu groß bzw. das Klumpenrisiko und die Abhängigkeit 
von einem Abnehmer zu riskant sein, was die Möglichkeit des Großeinkaufs bei einem Liefe-
ranten erschwert (vgl. Funk/Sigle, 1993, S. 148). Im Produktionsbereich geht es um die Op-
timierung von Abläufen sowie um die Zusammenlegung von Standorten, wobei hier auch 
nach der Fusion oft aus historischen Gründen bzw. aus Kompromissgründen Standorte auf-
recht erhalten werden, die aus der Sicht von Kostenvergleichen nicht mehr benötigt würden. 
In den Kostenvergleichen sind zudem oft Komplexitäts- und Logistikkosten zu wenig berück-
sichtigt. Zudem führen verschiedene Rahmenbedingungen, Produktionsmethoden oder Qua-
litätsstandards oft zu Streitigkeiten. Die Entscheidung für ein Verfahren hat häufig Wider-
stand zur Folge, wodurch erwartete Synergien an dem Standort, an dem es zu 
Veränderungen kommen soll, nicht oder verspätet eintreten. Eine weitere Synergie im Pro-
duktionsbereich basiert auf Lernkurveneffekten, weil eine Tätigkeit im Produktionsprozess 
von einer Person häufiger und dadurch effizienter ausgeführt wird. Werden allerdings die 
Ähnlichkeiten von Produkten oder Verfahren überschätzt, kann dieser Effekt nicht im ge-
planten Ausmaß eintreten (vgl. Funk/Sigle, 1993, S. 148f.). Die Zusammenführung von zuvor 
möglicherweise sogar gegeneinander operierenden Vertriebsabteilungen schafft an sich 
schon Probleme, Unklarheiten über eine neue Produktstrategie oder neue Steuerungssys-
teme kommen erschwerend hinzu. Gerade kurz nach einem Zusammenschluss kommt es 
häufig zu Umsatzeinbrüchen, da der gemeinsame Vertrieb noch nicht funktioniert. Besonde-
re Probleme bereitet dies, wenn die Konkurrenz diese Schwäche erkennt und entsprechend 
nutzt. Auch ist es möglich, dass sich vergleichbare Produkte der bisherigen Konkurrenten 
nach dem Zusammenschluss nicht mehr in dem Umfang wie vorher verkaufen lassen, da 
Kunden wegen der größeren Anbietermacht zu Wettbewerbern ausweichen (vgl. Funk/Sigle, 
1993, S. 149). Die Zusammenlegung von Verwaltungsbereichen bringt überwiegend positive 
Synergieeffekte mit sich und ist oft auch der einzige wirkliche Fusionserfolg. Hinsichtlich des 
Bereichs Führung kann es in allen Unternehmensbereichen vorkommen, dass wichtiges Füh-
rungspersonal bzw. generell qualifiziertes Personal ausscheidet. Entscheidungen bei Doppel-
besetzungen führen vor allem in den ersten Monaten einer Fusion oft zu Motivationsprob-
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lemen bzw. zu einer schwierigen innerbetrieblichen Atmosphäre, gleichzeitig auch zu Verzö-
gerungen in der Entscheidungsfindung bei Investitionen, Projekten etc. Generell können sich 
Entscheidungswege verlängern, insbesondere bei einer von den Partnern paritätisch besetz-
ten Geschäftsführung, die sich intern blockiert. Als wichtig werden psychologische Aspekte 
genannt, und zwar gegenseitiges Vertrauen, die Berücksichtigung unternehmenskultureller 
Unterschiede sowie die Bereitschaft voneinander zu lernen. Als Vorteil einer größeren Un-
ternehmung wird genannt, dass sie eher in der Lage ist, über einen längeren Zeitraum quali-
fiziertes Personal einzustellen und auszubilden (vgl. Funk/Sigle, 1993, S. 150f.). 
Daraus resultierend bleibt festzuhalten, dass es bei Unternehmenszusammenschlüssen ne-
ben positiven durchaus auch negative synergetische Wirkungen geben kann. Es stellt sich 
nun noch die Frage, wann diese auftreten bzw. wann sie erkannt werden können. In Bezug 
auf die Erfassung potenzieller Synergien und Dyssynergien nennen Funk/Sigle (1993, S. 152) 
die in Abbildung 18 gezeigten Phasen von Unternehmenszusammenschlüssen, welche in 
modifizierter Darstellung bereits aus Abschnitt 3.3.2 bekannt sind.  
 
Abbildung 18: Phasen von Unternehmenszusammenschlüssen (vgl. Funk/Sigle, 1993, S. 152) 
Im Rahmen der Prüfung der strategischen Notwendigkeit spielt es eine Rolle, ob es auf ei-
nem bestimmten Markt sinnvoller ist, mit einem oder mehreren Partnern zusammenzuar-
beiten, als alleine vorzugehen. Der Gedanke an eventuelle negative Synergien ist hier noch 
wenig ausgeprägt. Die Konfiguration des Zusammenschlusses beschreibt die Tiefe der In-
tegration, also ob man nur in Form einer Allianz unter Wahrung der rechtlichen und wirt-
schaftlichen Selbstständigkeit aller Partner zusammenarbeitet, oder in Form einer Fusion ein 
neues Unternehmen entsteht bzw. ein Unternehmen in ein anderes integriert wird. Unter 
dem Aspekt der Synergien werden hier oft Formen der Zusammenarbeit gewählt, die poten-
zielle unternehmenskulturelle Konflikte von vorn herein vermeiden. Die Phase der Partner-
entscheidung beinhaltet zum einen die Suche nach gemäß den eigenen strategischen Zielen 
passenden Partnern, zum anderen deren Beurteilung zum Zweck der Auswahl, entsprechen-
















Faktoren, zum anderen auf Daten und Zahlen, die mit Hilfe von Verfahren der Unterneh-
mensbewertung gewonnen werden, abgestellt. Die bloße Anerkennung sowie die Quantifi-
zierung negativer Synergien werden in denjenigen Fällen schwierig sein, bei denen eine sehr 
hohe Bereitschaft zur Fusion besteht und negative Punkte verdrängt werden. In der Integra-
tionsphase werden dann negative Synergien oft erst sichtbar, sie resultieren häufig aus einer 
Fehleinschätzung der Fähigkeiten und Stärken des Partners. Gravierende Probleme gibt es 
auch im Bereich der Führung, insbesondere bei Entscheidungen bei Doppelbesetzungen, 
besonders im Vertrieb schlagen diese Probleme schnell auf die Ergebnisse durch. Auch un-
ternehmenskulturelle Unterschiede, die in den Vorphasen zu wenig berücksichtigt wurden, 
kommen hier zum Vorschein (vgl. Funk/Sigle, 1993, S. 152ff.). 
Die effektivste Vermeidung negativer Synergien liegt gemäß Funk/Sigle (1993, S. 157f.) in 
einer detaillierten Untersuchung und Planung in der Vorfeldphase eines Zusammenschlus-
ses, die hier aufgewendete Energie rechnet sich langfristig durch reduziertes Risiko und hö-
here Erträge.  
3.4.4. Qualifizierung und Quantifizierung von Synergien 
Hinsichtlich der Erzielung von Synergieeffekten sollte bei horizontalen Fusionen primär die 
Stärkung der strategischen Position und nicht nur die Realisation von Kosteneinsparungen 
das Ziel sein, wobei bei Partnern von sehr unterschiedlicher Größe die Economies of scale 
gerade beim kleineren Partner durchaus eine Rolle spielen (vgl. Wöginger, 2004, S. 159). Es 
sind aber auch Economies of scope durch die gemeinsame Nutzung von Fähigkeiten und 
Ressourcen sowie Marktausweitungs- und Marktmachteffekte erreichbar, wobei es hier zu 
Problemen auf der Kundenseite durch nicht mehr gegebene Produktdifferenzierung und die 
gestiegene Marktmacht kommen kann (vgl. Weber, 1991, S. 112). Das aufgenommene Un-
ternehmen profitiert dazu oft auch von der Managementerfahrung des Partners sowie von 
dessen Finanzressourcen (vgl. Capron, 2000, S. 11). Vertikale Transaktionen rentieren sich 
meist durch eine Sicherung der Beschaffungs- und Absatzquellen, höhere Margen in anderen 
Teilen der Wertschöpfungskette sowie eingesparte Transaktionskosten. Negative Synergien 
können durch die Einschränkung der Flexibilität in Beschaffung und Absatz sowie eine sich 
herausbildende Konkurrenzsituation zu bisherigen Kunden oder Lieferanten, je nachdem ob 
es sich um eine Vorwärts- oder eine Rückwärtsintegration handelt, entstehen (vgl. Roder-
mann, 1999, S. 210). Bei konzentrischen Transaktionen werden oft Synergien in den Berei-
chen Technologie, Absatzwege oder Marketing im Rahmen von Economies of scope erwar-
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tet. Konglomerate Transaktionen haben güterwirtschaftliche als auch finanzwirtschaftliche 
Vorteile zum Ziel, es sollen durch die Branchendiversifikation Cash Flows verstetigt und der 
interne Kapitalmarkt genutzt werden (vgl. Wöginger, 2004, S. 161). Für die Bewertung und 
die Erzielung von Synergien ist letztlich auch der spätere Grad der Integration von Bedeu-
tung. Bei horizontalen Fusionen kommt es oft zur Eingliederung in eine Holding oder zur 
Vollintegration, bei vertikalen wird nur eine teilweise Integration vorgenommen, die einen 
Wissenstransfer ermöglicht (vgl. Wöginger, 2004, S. 167). 
Auch in der Unternehmensbewertung spielen Synergieeffekte laut Coenenberg et al. (2002, 
S. 200) eine Rolle, wie die folgende Abbildung 19 zeigt.  
 
Abbildung 19: Stufenmodell der Unternehmensbewertung nach Coenenberg et al. (2002, S. 200) 
Der Synergiewert ergibt sich demnach aus der isolierten Berechnung der Synergien und de-
ren Diskontierung gemäß ihrem zeitlichen Eintritt (vgl. Lechner/Meyer, 2003, S. 369). Dazu 
werden der eigentliche Wert des Unternehmens sowie das Restrukturierungspotenzial durch 
ein effizienteres Management addiert und letztlich die Integrationskosten abgezogen (vgl. 
Coenenberg et al., 2002, S. 200). Grundsätzlich ist festzuhalten, dass Wettbewerbsvorteile 
im Zeitverlauf geringer werden, da sich Kundenbedürfnisse, Technologien, Produkte sowie 
Märkte entsprechend der Lebenszyklustheorie ständig ändern. Je dynamischer das Umfeld 
eines Unternehmens ist, umso kürzer wird die Lebensdauer von Synergien sein (vgl. Köppen, 
2004, S. 132f.). Eine etwas ausführlichere Darstellung der Qualifizierungs- und Quantifizie-
rungsmöglichkeiten findet sich in Anlage V, abgestellt auf das eigentliche Ziel dieser Arbeit 
































liegt nicht auf der nochmaligen Berechnung von Synergiepotenzialen im Bankbereich, son-
dern auf der Benennung von Gründen, warum solche Synergien häufig nicht eintreten. Dazu 
werden im empirischen Teil die positiven wie negativen Einflüsse von Fusionen auf die ver-
schiedenen Stakeholder von Regionalbanken auf breiter Basis qualitativ untersucht. Zu-
nächst wird jedoch den Stakeholdern und ihrer Bedeutung für die unternehmerische Praxis 
ein eigener Abschnitt gewidmet. 
3.5. Rolle der Stakeholder im Fusionsprozess 
3.5.1. Begriffsdefinition 
Das Stakeholder-Konzept fand ursprünglich in den 1960er Jahren am Standford Research 
Institute Eingang in die Managementliteratur und umfasst den Gedanken, dass Aktionäre 
nicht die einzige Gruppe sind, der das Management eines Unternehmens verantwortlich ist. 
Stakeholder werden zudem als diejenige Gruppe beschrieben, ohne deren Unterstützung 
das Unternehmen aufhören würde zu existieren (vgl. Freeman et al., 2010, S. 30f.). Das Sta-
keholder-Konzept befasst sich zum einen mit der Frage, wie ein Unternehmen Wert generie-
ren kann, zum anderen mit der Verbindung zwischen Ethik und Kapitalismus und zum wiede-
rum anderen mit dem Problem der Denkrichtung im Management, also wie Wert geschaffen 
und eine Verbindung zwischen Ethik und diesem unternehmerischen Ziel hergestellt werden 
kann (vgl. Freeman et al., 2010, S. 29). Freeman et al. (2010, S. 95ff.) nennen eine Vielzahl an 
Autoren bzw. Studien, welche die Meinung unterstützen, dass Unternehmen die Interessen 
ihrer Stakeholder beachten sollten und dass dies die Profitabilität steigert sowie das Image 
verbessert, ebenso dass ein gutes Verhältnis zu den Stakeholdern auch die Erholung schwa-
cher Unternehmen beschleunigt.  
Bei Post et al. (2002, S. 19) werden die Stakeholder als Individuen oder Organisationen defi-
niert, die entweder freiwillig oder unfreiwillig dazu beitragen, dass in einem Unternehmen 
Wert bzw. Wohlstand geschaffen werden kann. Sie sind demnach potenzielle Nutznießer der 
Unternehmensaktivitäten und/oder Risikoträger. Stakeholder können dem Unternehmen 
durch die Bereitstellung von Arbeitskraft, Finanzmitteln Technologie etc. Vorteile verschaf-
fen, genauso aber auch durch den Entzug von Ressourcen oder durch eine negative Einstel-
lung ein Risikofaktor sein. Zudem gibt es freiwillige Stakeholder wie etwa Investoren, Mitar-
beiter, Kunden oder Lieferanten, genauso wie mehr oder minder gezwungenermaßen von 
den Unternehmensaktivitäten beeinflusste Personen und Gruppen wie Gemeinden, Staat 
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oder Anwohner. Außerdem lassen sich Stakeholder gemäß Post et al. (2002, S. 54f.) nach 
ihrer Ursprungsebene unterscheiden. Dabei zählen Investoren, Kunden und Mitarbeiter zu 
den Ressourcenlieferanten, Lieferanten, Partnerunternehmen sowie Gewerkschaften zu den 
Stakeholdern im selben Branchenumfeld, und der Staat sowie die Gemeinden stellen das 
sozialpolitische Umfeld dar, was in Abbildung 20 ersichtlich ist. 
 
Abbildung 20: Ursprungsebenen von Stakeholdern (vgl. Post et al., 2002, S. 55) 
Rothaermel (2015, S. 11) unterscheidet in interne Stakeholder wie Eigentümer bzw. Aktionä-
re, Mitarbeiter inklusive Management-Team sowie Aufsichtsräte, und in eine Vielzahl exter-
ner Stakeholder wie Kunden, Lieferanten, Partnerunternehmen, Kreditgeber, Gewerkschaf-
ten, Gemeinden, Medien sowie die Regierung. Die Beziehung zu den Stakeholdern ist durch 
einen Leistungsaustausch gekennzeichnet. Mitarbeiter bringen ihre Zeit und ihre Fähigkeiten 
ein und erhalten als Gegenleistung Löhne und Gehälter, Aktionäre bringen ihr Kapital ein 
und erhalten Dividenden oder eine Wertsteigerung des Kapitals, Gemeinden stellen Infra-
struktur zur Verfügung und erwarten dafür Steuerzahlungen, Einstellung von Mitarbeitern 
sowie Rücksichtnahme auf die Umwelt. 
Zur Identifizierung der Stakeholder sei auch das in Abbildung 21 gezeigte Stakeholder-
Konzept von Donaldson/Preston (1995, S. 61ff.) erwähnt, in dem die wesentlichen Stakehol-
der aufgezählt werden und auf die verschiedenen Bedürfnisse der am Unternehmen interes-
sierten Gruppen und die Konsequenzen der Nichtbeachtung eingegangen wird. Diese Be-


























Abbildung 21: Stakeholder-Modell (vgl. Donaldson/Preston, 1995, S. 69) 
Stakeholder sind also Personen oder Gruppen, die ein berechtigtes Interesse an den Aktivitä-
ten des Unternehmens haben. Allerdings müssen nicht alle Stakeholder gleichermaßen in 
alle Prozesse und Entscheidungen des Unternehmens involviert sein (vgl. Donald-
son/Preston, 1995, S. 67). Es werden zudem diverse Studien genannt, welche nahelegen, 
dass Unternehmen, die nach dem Stakeholder-Konzept agieren, bessere Ergebnisse erwirt-
schaften als andere (vgl. Donaldson/Preston, 1995, S. 71). Evan/Freeman (1993, S. 102f.) 
sehen die Wohlfahrt des Unternehmens nur durch ein Ausbalancieren der oft divergieren-
den Interessen verschiedener Stakeholder gewährleistet bzw. sehen sie sogar den Zweck des 
Unternehmens darin, die Stakeholderinteressen zu koordinieren. Gemäß Donaldson/Preston 
(1995, S. 85f.) können Stakeholder danach identifiziert werden, ob sie einen tatsächlichen 
oder erwarteten Schaden bzw. Nutzen aus der Unternehmensaktivität ziehen, wobei es Auf-
gabe des Managements ist, die Rechtmäßigkeit der Erwartungen an das Unternehmen zu 
bewerten. 
3.5.2. Stakeholder und der Faktor Mensch 
Da es in der vorliegenden Arbeit auch um die Erkennung möglicher Synergieverluste durch 
mangelnde Berücksichtigung des Faktors Mensch geht, stellt sich die Frage, ob in der Stake-
holderauflistung genannte Körperschaften und Organisationen als Menschen gewertet wer-
den können und damit für diese Untersuchung überhaupt relevant sind. Dazu seien zunächst 










So groß die Rolle des Individualismus in der Gesellschaft auch sein mag und so sehr der Stel-
lenwert individueller Leistungen dem Menschen zunächst von den Eltern und später genau-
so im Berufsleben ins Bewusstsein gerufen wird (vgl. Katzenbach/Smith, 2003, S. 31), noch 
wichtiger erscheint heute sowohl in der Praxis wie auch in der facheinschlägigen Literatur 
die Zusammenarbeit von Menschen bzw. von Organisationen zur effizienteren Erreichung 
von Zielen. Hofstätter (1990, S. 30) wählt als Synonym für die Zusammenarbeit den Begriff 
„Mensch im Plural“ und nennt sechs verschiedene Formen seines Auftretens, und zwar als 
Familie, Menge, Masse, Gruppe, Klasse und als Verband. Einziges Ziel der Familie ist laut 
Hofstätter (1990, S. 30), die Nachkommenschaft zu erhalten. Eine Klasse bilden Menschen, 
die ein gemeinsames Merkmal haben (z.B. alle Fahrer einer bestimmten Automarke oder alle 
Bankdirektoren eines bestimmten Sektors), diese müssen sich dabei aber gar nicht persön-
lich kennen. Sobald das gemeinsame Merkmal in Diskussion gerät, entsteht ein Verband 
bzw. eine aktivierte Klasse. Diese versucht ein Ziel, das aus dem gemeinsamen Merkmal ent-
stand, durchzusetzen (vgl. Hofstätter, 1990, S. 30ff.), was wie beschrieben auch auf die ge-
nossenschaftlichen Verbände zutrifft. Mehrere Banken mit einem gemeinsamen Merkmal 
versuchen hier gemeinsame Ziele zu erreichen. 
Laut Borns/Eiselin (1996, S. 14) kann eine Mehrzahl von Personen, die über einen längeren 
Zeitraum unmittelbar miteinander interagiert, als Gruppe bezeichnet werden, es entstehen 
bei dieser Zusammenarbeit eine Rollendifferenzierung, geteilte Normen und Standards, ein 
Zusammengehörigkeitsgefühl sowie kollektive Handlungsmuster. Ähnliche Definitionen fin-
den sich bei Hofstätter (1990, S. 30ff.), Homans (1972, S. 29) sowie Schneider (1985, S. 18ff.). 
Letztendlich bestehen somit vereinfacht gesagt alle Organisationen aus Menschen und wer-
den von menschlichen Interessen geprägt, wodurch auch alle im Stakeholder-Modell von 
Donaldson/Preston sowie in anderen Modellen genannten Organisationen auch für diese 
Arbeit als relevant erscheinen. Jedenfalls ist naheliegend, dass gerade im traditionell beson-
ders stakeholderorientierten Genossenschaftswesen bei der operativen Umsetzung einer 
Fusionsstrategie der Faktor Mensch eine entscheidende Rolle spielt. Ergänzende Informatio-
nen dazu finden sich in Anlage VI. 
3.5.3. Zielkonflikte zwischen Stakeholdern 
Auch wenn in den Vorkapiteln bereits deutlich gemacht wurde, dass die wohl größte Bedeu-
tung den ursprünglichen Gründern, also den Mitgliedern zukommt, so wurde gezeigt, dass 
sich die Ziele einer Genossenschaft aus den Interessen aller Stakeholder ergeben müssen. 
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Nun müssen die Ziele der unterschiedlichen Stakeholdergruppen nicht immer dieselben sein, 
wie folgende Beispiele zeigen. Gemäß Barazon (2015, S. 11) versucht etwa die Politik ver-
zweifelt, Zahler für die Rettung des Bankspitzeninstitutes ÖVAG zu finden, um in der Öffent-
lichkeit den Eindruck zu erwecken, nur den Steuerzahler schonen zu wollen. Dabei entstehen 
allerdings Schäden, die die Bürger und somit die Steuerzahler treffen. Das Kapital der Regio-
nalbanken ist zu schonen, um deren Leistung für die mittelständische Wirtschaft zu sichern, 
welche unter Basel III mehr Kapital braucht als jemals zuvor (vgl. Barazon, 2015, S. 11). Im 
Gegenzug zu den Wünschen der Bundespolitik nach Verschlankung im Bankbereich treten 
aber eben schnell auch Beschwerden von Stakeholdern wie Kunden, Mitgliedern sowie der 
lokalen Politik auf, wenn kleinere Filialen geschlossen oder mit anderen zusammengelegt 
werden, wie das bereits nach den ersten Volksbankfusionen in Ober- und Niederösterreich 
im Jahr 2016 der Fall war (vgl. Knapp, 2016, S. 22; vgl. Fellhofer, 2016, S. 25; vgl. Holzinger, 
2016, S. 35). Lokalpolitiker sehen darin sowohl eine Verschlechterung für wenig mobile und 
wenig technikaffine vorwiegend ältere Menschen (vgl. Knapp, 2016, S. 22), außerdem tragen 
auch kleine Bankfilialen zum Erhalt sozialer Kontakte in den Ortschaften bei (vgl. Holzinger, 
2016, S. 35). Faktisch ist es aber so, dass einige Regionen mit einem besonders niedrigen 
Bruttoregionalprodukt, also der Summe aller in einer Region produzierten Güter und Dienst-
leistungen, wie etwa das Mühlviertel, das Waldviertel oder das Südburgenland (vgl. 
Hametner, 2015b, online), über besonders viele Bankstellen pro Einwohner verfügen (vgl. 
Hametner, 2015a, online). Es ist anzunehmen, dass dies wohl nicht im Interesse aller Kapi-
talgeber der Genossenschaftsbanken liegt. Es wird nach diesen Aussagen deutlich, dass es 
jedenfalls auch Zielkonflikte zwischen Bundespolitik und Lokal- bzw. Gemeindepolitik geben 
kann, ebenso zwischen Kapitalgebern und einzelnen Kundengruppen. Das Stakeholder-
Modell von Donaldson/Preston (1995, S. 69) bildet verschiedenste Stakeholder ab und eig-
net sich demnach sehr gut für eine strukturierte Aufarbeitung der Berücksichtigung von Sta-
keholderinteressen in einer Fusionsstrategie. Laut Rothaermel (2015, S. 12) ist es für das 
Management wesentlich, die angesprochenen komplexen Verflechtungen in den Austausch-
beziehungen zwischen den einzelnen Stakeholdern zu kennen. Grundsätzlich sagt die Stake-
holder-Orientierung eines Unternehmens aus, inwieweit es sich der Interessen seiner rele-
vanten Stakeholder annimmt (vgl. Greenley et al., 2004, S. 165; vgl. Luk et al., 2005, S. 90). 
Die Erhebung ebensolcher Informationen über die Stakeholder der Volksbanken wird auch 
im empirischen Teil dieser Arbeit im Vordergrund stehen. 
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3.5.4. Stakeholder-Management als Prozess 
Wie in diesem Kapitel bereits erwähnt sieht Rothaermel (2015, S. 13) Gefahren für den Un-
ternehmenserfolg, wenn der Leistungsaustausch zwischen dem Unternehmen und einzelnen 
Stakeholdern beeinträchtigt ist. Um dem entgegenzuwirken, zeigt er die Stakeholder-
Auswirkungsanalyse als einen fünfstufigen Prozess im Stakeholder-Management, welcher in 
Abbildung 22 zu sehen ist.  
 
Abbildung 22: Stakeholder-Auswirkungsanalyse (vgl. Rothaermel, 2015, S. 13) 
Beim Durchlaufen dieses Prozesses ist es dem Management möglich, die Interessen der ver-
schiedenen Stakeholder zu identifizieren und zu priorisieren. Zu beachten sind hier auch 
immer die Fragen, ob ein Stakeholder in der Lage ist, Handlungen des Unternehmens zu er-
zwingen, die es sonst nicht Ausführen würde (Macht), ob er einen rechtlichen Anspruch auf 
die Umsetzung eines Themas bzw. eines Interesses hat oder ob er ein dringendes Anliegen 
vorweisen kann, mit dem sich das Unternehmen umgehend auseinanderzusetzen hat. Zu-
nächst müssen die Stakeholder aber identifiziert und nach ihrem potenziellen Einfluss auf 
das Unternehmen gereiht werden, im zweiten Schritt werden ihre Interessen und Ansprüche 
erhoben, wobei sich in der Berücksichtigung dieser auch Unterschiede innerhalb einer Sta-
keholdergruppe ergeben können. Dies ist beispielsweise zwischen Großaktionären und dem 
Streubesitz der Fall. Im dritten Schritt werden die von Stakeholdern ausgehenden Chancen 
und Gefahren identifiziert, auf Stufe vier werden die ökonomischen, rechtlichen, ethisch-
Schritt 1 Wer sind unsere Stakeholder? 
Schritt 2 Was sind die Interessen und Ansprüche unserer Stakeholder? 
Schritt 3 




Welche ökonomische, rechtliche, ethische und phi-
lanthropische Verantwortung haben wir gegenüber 
unseren Stakeholdern? 
Was sollten wir tun, um die Interessen unse-
rer Stakeholder effektiv zu berücksichtigen? 
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moralischen sowie philanthropischen Verpflichtungen erhoben, wobei unter letzterem zu 
verstehen ist, was freiwillig an die Gesellschaft durch Wohltätigkeitsmaßnahmen zurückge-
geben werden soll. Der fünfte Schritt umfasst die Entscheidung über den konkreten Umgang 
mit den Interessen verschiedener Stakeholder (vgl. Rothaermel, 2015, S. 13ff.). 
Laut Schäfer (2008, S. 41) bezieht sich die aktuelle Akquisitionsforschung fast ausschließlich 
auf die beteiligten Unternehmen und nur selten auf die Stakeholder. Diese werden oft nur in 
dem Zusammenhang erwähnt, dass ihnen gegenüber aufgrund gestiegener Marktmacht bes-
sere Konditionen durchsetzbar sind oder dass durch ein kombiniertes Produkt- und Dienst-
leistungsprogramm eine Umsatzsteigerung getragen durch den Stakeholder Kunde erzielt 
werden kann. Die im Verlauf dieses Kapitels gewonnenen Erkenntnisse legen aber die Ver-
mutung nahe, dass die bei Fusionen oft nicht erreichten Synergieziele auch auf die mangeln-
de Berücksichtigung der Interessen wesentlicher Stakeholder zurückzuführen sind. Gemäß 
Schäfer (2008, S. 39) müssen die Stakeholderbeziehungen der am Fusionsprozess beteiligten 
Unternehmen schon in der Vorfeldphase analysiert und bei den Überlegungen zur zukünfti-
gen Gestaltung berücksichtigt werden. Dies verhindert, dass Konzepte beschlossen werden, 
die mögliche stakeholderbezogene Wertsteigerungspotenziale und die Interessen strategisch 
relevanter Stakeholder nicht ausreichend berücksichtigen. Schäfer (2008, S. 40) erkennt eine 
Bedeutung der Stakeholder während des gesamten Zusammenschlussprozesses, allerdings 
keine entsprechende Würdigung dieser Bedeutung in der bestehenden Akquisitionsfor-
schung. Ein solcher Beitrag soll im empirischen Teil dieser Arbeit geleistet werden. Zunächst 
wird aber im nächsten Abschnitt eine Übersicht über den Stand der Synergieforschung gege-
ben. 
3.6. Überblicksartige Bewertung des Forschungsstandes 
3.6.1. Literaturübersicht 
Vorausblickend auf die folgenden Unterabschnitte sei festgehalten, dass das Thema Unter-
nehmensfusion und insbesondere die Schritte zu deren Durchführung in der Literatur durch-
aus umfassend behandelt wird. Ebenso sind Studien zum Erfolg oder Misserfolg von Fusio-
nen in großer Zahl vorhanden. Völlig anders verhält es sich aber im Bereich der 
Ursachenforschung. Wurde im bisherigen Verlauf dieser Arbeit die Hebung von Synergien als 
treibende Kraft hinter dem Fusionsgedanken ausgemacht, so konnten in der Literaturrecher-
che erstaunlich wenig Forschungsergebnisse zu diesem Synergiegedanken gefunden werden, 
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insbesondere im Bereich der Kreditgenossenschaften sowie zum Spezialaspekt der Einflüsse 
der Stakeholder auf die Hebung von Synergien. 
Zu Beginn des Überblicks sei auf eine große Zahl an Ratgebern verwiesen, stellvertretend 
werden etwa die Werke von Dreher/Ernst (2014), Krusche (2010) sowie Sandker/Frerker 
(2002) genannt, auf die an dieser Stelle aber nicht weiter eingegangen wird. Über die Ratge-
berliteratur hinausgehend gibt es Studien von Beratungsfirmen wie AT Kearney (1998), CSC 
(1998), Bain & Company (1999) oder McKinsey (1999), die sich quantitativ mit dem be-
triebswirtschaftlichen Erfolg von Fusionen befassen. Einige wenige Arbeiten finden sich auch 
zum betriebswirtschaftlichen Erfolg der Fusion von Kreditgenossenschaften, wie etwa von 
Bauer et al. (2009), Byrne et al. (2012), Cabo/Rebelo (2005) oder Sant/Carter (2015). Dage-
gen befassen sich Toll (2011) sowie Reicherter (2000) mit dem Thema Unternehmensbewer-
tung in der Vorfusionsphase. 
In Tabelle 6 findet sich eine Übersicht von Werken mit verschiedenen Herangehensweisen 




Autor/Jahr Titel Vorgangsweise 








tions. A fresh Look. 
Die durchschnittliche Rendite von Le-
veraged-Buyout basierten Akquisitionen 
wurde mit der bei herkömmlichen Un-
ternehmensakquisitionen verglichen. 
Bei der Suche nach Übernahmekandidaten 
sollte auf ein ineffizientes Management 
geachtet werden, es sind dann keine Sy-
nergieeffekte nötig, um die Akquisition 
erfolgreich zu machen. Demzufolge ist 
auch die durchschnittliche Rendite bei LBO-
basierten Akquisitionen um 17 Prozent 
höher als bei anderen Akquisitionen. 
Harvard Business 





institute. Erfolg und Er-
folgsfaktoren am Beispiel 
von Sparkassen und Kredit-
genossenschaften. 
Erhebung von Bilanzkennzahlen sowie 
strukturellen und prozessualen Erfolgs-
faktoren. 
Kreditgenossenschaften profitieren bei 
Fusionen von Kostensynergien, Sparkassen 







mance of horizontal acqui-
sitions. 
Umfrage bei Managern von 253 auf-
nehmenden europäischen und ameri-
kanischen Produktionsunternehmen 
hinsichtlich Kosteneffizienz und Res-
sourcenverteilung. 
Der Verkauf von Anlagegütern sowie eine 
veränderte Ressourcenaufteilung tragen 
positiv zum Erfolg einer Fusion bei. Es gibt 
aber signifikante Risiken für die Synergien-
hebung, wenn nur die Ressourcen des Ziel-
unternehmens veräußert oder umverteilt 
werden. 
Strategic Manage-
ment Journal 20(11), 
S. 987 - 1018 
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land − eine empirische 
Studie. 
Vorstands- und Mitarbeiterbefragung 
bei Mitgliedsbanken des Genossen-
schaftsverbandes Norddeutschland, die 
zwischen 1995 und 2002 fusioniert ha-
ben. 
Sowohl die Vorstands- als auch die Mitar-
beiterbefragung lassen die Fusionen als 
erfolgreich erscheinen. Als Hauptgründe 
für die Fusion werden von den Vorständen 
Synergieeffekte genannt. Zweitwichtigster 
negativer Einflussfaktor war die mangelnde 
Realisierung potenzieller Synergien, an 
vierter Stelle lag die Überschätzung des 
Synergiepotenzials. Die Realisierung von 
Synergien ist möglich, muss aber von den 
Verantwortlichen konsequent vorangetrie-
ben werden. 








sen, Tests und Tools. 
Untersuchung von 103 Großtransaktio-
nen mit deutscher Beteiligung. 
Negative Auswirkungen auf den Fusionser-
folg haben u.a. eine unzureichende Einbin-
dung der Mitarbeiter, eine schlechte Pla-
nung des Integrationsprozesses und 
unzureichende Kommunikation. 
Es besteht aber kein signifikanter Zusam-
menhang zwischen Integrationstiefe und 
Börsenkurs- bzw. Umsatzentwicklung. 
Stuttgart: Klett-Cotta 
Rothenbuecher, 
J., Schrottke, J. 
(2008). 
To get Value from a Mer-
ger, grow Sales. 
Untersuchung von 270 Fusionen welt-
weit. 
Synergien sind nicht der wesentliche Faktor 
für den Erfolg von Fusionen, sondern 
Wachstum. Auch wenn Synergien erreicht 
wurden, fand keine Wertsteigerung statt, 
da das Umsatzwachstum relativ zur Kon-
kurrenz zurückfiel. Manager und Mitarbei-
ter kümmern sich zu sehr um die Syner-
gienhebung als um ihre Kunden und 
Geschäftspartner. 
Harvard Business 
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Cultural Conflict and Mer-
ger Failure. An Experi-
mental Approach. 
Experiment mit Probanden am Califor-
nia Institute of Technology. 
Probleme, die durch unterschiedliche Or-
ganisationskulturen entstehen, können 
nicht vorhergesehen werden. Synergien 
kommen nicht zustande, wenn interne 
Konflikte vom Management unterschätzt 
werden. 
Management Sci-





Global Post Merger Inte-
gration Survey. 
Quantitative Untersuchung bei 
230 Unternehmen. 
29% der Fusionen sind erfolgreich, bei 14% 
gab es keine Profitabilitätsveränderung, die 
erfolgreichen Unternehmen liegen aber 






Quantitative Untersuchung bei 23 Fi-
nanzdienstleistern. Untersuchung der 
relativen Aktienperformance sowie der 
absoluten Entwicklung von Erträgen 
und des Cost/Income-Ratios (CIR). 





The effect of mergers on 
credit union performance. 
Ereignisstudien Vorteile ergeben sich für das übernomme-
ne Institut, nicht für das aufnehmende. 
Journal of Banking & 
Finance 33(12), S. 




zusammenschlüssen in der 
Bundesrepublik Deutsch-
land. 
Eigen- und Gesamtkapitalrendite drei 
Jahre vor und sechs Jahre nach einer 
Fusion bei 110 deutschen M&A-
Transaktionen. 
Durchschnittlich wurde keine den Zielen 







Credit Union Restructuring. 
Don’t forget the member! 
Befragung von 1.400 Mitgliedern von 
sieben irischen Kreditgenossenschaften, 
ob sie Fusionen oder Kooperationen 
bevorzugen.  
88% sind für Kooperationen, nur 12% für 
Fusionen. Der Erhalt der lokalen Struktur 
ist wichtiger als die Verbesserung von Leis-




ment October 2012, 
S. 33 - 41 
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lo, J. (2005). 
Why do agricultural credit 
cooperatives merge? The 
Portuguese experience. 
Versand von Fragebögen an zwischen 
1995 und 2001 fusionierte landwirt-
schaftliche Genossenschaftsbanken, 
1046 Beobachtungen, 102 mit Fusions-
kontext, 944 ohne Fusion als Ver-
gleichsgruppe. 
Bereits größere Institute treten als über-
nehmende Banken auf, kleinere oft prob-
lembehaftete Banken als übernommene. 
Erwartete Effekte aus der Nutzung von 
Größenvorteilen treten nicht ein.  
Annals of Public and 
Cooperative Eco-
nomics 76(3), S. 491 
- 516 
CSC (1998). CSC Index Research Report. k.A. Nur etwa 20 bis 25% aller Fusionen sind 





The Market for Corporate 
Control. The Scientific Evi-
dence. 
 
Ereignisstudien. Abnormale prozentuelle Aktienkursverän-
derung im 2-Tages und 1-Monats Zeitraum, 
wobei durchschnittlich keine Steigerung 
beim Käufer und 20 Prozent beim Verkäu-
fer beobachtet wurden. 
Journal of Financial 




Winning and losing with 
European Acquisitions. 
Managementinterviews bezüglich 95 
Akquisitionen in den USA und Europa. 
53 Prozent der Transaktionen wurden als 
erfolgreich klassifiziert. 
Harvard Business 




Tripe, D. (2010). 
NewZealand credit union 
mergers. 
Untersuchung der Bilanzen der Jahre 
1995 bis 2001 von 14 übernehmenden 
Banken in Neuseeland, als Vergleichs-
gruppe dienten 42 nicht fusionierende 
Banken. 
Es konnten Effizienzsteigerungen bei den 
fusionierten Banken nachgewiesen wer-
den, insbesondere im technologischen 
Bereich. 
Annals of Public and 
Cooperative Eco-





Creating Value through 
M&A. 
Untersuchung mehrerer 100 Fusionen 
und Allianzen. Reaktion der Börse fünf 
Tage vor und nach der Bekanntgabe. 
Jede zweite Fusion schafft Börsenwert. Bei 
Fusionen zwischen verschiedenen Bran-









Untersuchung von 100 deutschen Ak-
quisitionen. 
Je stärker die Integration des akquirierten 
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Acquired Credit Unions. 
Drivers of Takeover. 
Untersuchung der Quartalszahlen von 
785 US-amerikanischen Kreditgenos-
senschaften von 2008 bis 2014, um 
Rückschlüsse auf die Gründe für eine 
Fusion ziehen zu können. 
Gründe waren ein abnehmender Auslei-
hungsgrad, höhere Forderungsausfälle und 
ein Anstieg der Betriebskosten, was vor 
allem sehr kleine Kreditgenossenschaften 
betraf und etwa 2 Jahre vor der Fusion in 
den Bilanzen deutlich zu erkennen war. 
International Journal 
of Business and So-
cial Research 5(8), S. 




Der Erfolg von Mergers & 
Acquisitions. Unterneh-
menszusammenschlüsse 
aus der Sicht des ressour-
cenbasierten Ansatzes. 
Theoretisch-argumentativer Ansatz 
unter Beiziehung von Fallstudien. 
Es wird unter Einbeziehung verschiedener 
Branchen erklärt, warum M&A überhaupt 
entstehen, was sie erfolgreich macht, wa-
rum auch die Aktionäre der Kaufunter-






nen von öffentlichen Thea-
tern. 
Fallstudie, Fragebögen und Expertenin-
terviews. 
Kooperationen und Fusionen können bei 
professioneller Umsetzung die Position der 
Theater bei komplexer werdenden Um-
weltbedingungen stärken, können aber 
auch materielle und immaterielle Werte 
zerstören, wenn die Partner strukturell, 








Fallstudie. Es wird das theoretische Konzept der Ni-
schenstrategie auf den Bankbereich proji-







bei Fusionen und Akquisiti-
onen. 
Zwei Fallstudien und fünf Interviews mit 
Fusionsexperten. 
Stakeholderorientierte Gestaltungsaktivitä-
ten in der Pre-Closing- und in der Post-
Closing-Phase einer Fusion beeinflussen 
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le von Bankmergern. Eine 
geschäftsfeldspezifische 
Untersuchung anhand des 
Resource-based View. 
Fallstudie. Ressourcenorientierte Analyse der Ge-
schäftsbereiche Retail Banking, Private 










Eine empirische Studie. 
Schriftliche Befragung mittels standar-
disierter Fragebögen. 
Erfassung der Unternehmenskultur von 
Genossenschaftsbanken auf der Ebene der 







Interne Kommunikation bei 
Mergers & Acquisitions. 
Interview von Mitarbeitern verschiede-
ner Unternehmen zur internen Kom-
munikation im Fusionsprozess. 
Die interne Kommunikation steuert we-
sentlich zur Akzeptanz der Fusion und zum 
Gelingen des Integrationsprozesses bei. Die 
strategische Planung der internen Kommu-
nikation und der Umgang der Menschen 










kation aus der Perspektive 
von Führungskräften wäh-
rend einer Bankenfusion. 
Befragung von Führungskräften zweier 
Fusionspartner. 
Untersuchung verschiedener Kommunika-
tionsinstrumente, die im Fusionsprozess 
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Die Post-Merger-Phase und die Integration 






bility als Erfolgsfaktor bei 
M&A-Transaktionen. 
Quantitative Herangehensweise bei der 
Gegenüberstellung der CSR-Intensität 
und des monetären M&A-Erfolgs auf 
Basis von Sekundärdaten. Die Stichpro-
bengröße umfasste 54 globale Unter-
nehmen. 
Es ist empirisch kaum ein signifikanter Zu-
sammenhang zwischen dem Grad der 
Wahrnehmung sozialer oder ökologischer 
Verantwortung des Käuferunternehmens 
und dem M&A-Erfolg nachweisbar, obwohl 









Quantitative Erhebung mittels Fragebö-
gen. 
Entwicklung eines Messinstruments für die 
Unternehmenskultur zur Verwendung ins-
besondere bei Fusionen. Die Erkenntnis ist, 
dass die Unternehmenskultur auch quanti-
tativ messbar ist. 
Wiesbaden: Gabler 




3.6.2. Aktueller Stand der Synergieforschung 
In Summe sehen die in Tabelle 6 genannten Studien durchwegs einen größeren Anteil er-
tragsmäßig nicht erfolgreicher Zusammenschlüsse als erfolgreicher. Grundsätzlich lässt sich 
jedenfalls festhalten, dass der ertragsmäßige Erfolg von Fusionen schon hinlänglich unter-
sucht wurde, und zwar mit oft negativen Ergebnissen, eine weitere Untersuchung zu diesem 
Thema scheint daher nicht zwingend von Nöten zu sein. Allerdings wird angemerkt, dass 
Strategiedefizite und operative Schwachpunkte wie etwa die Mitarbeiterqualifikation gene-
rell den Erfolg schmälern, was eine gewisse Bedeutung der Strategieauswahl und der Be-
rücksichtigung des Faktors Mensch im Hinblick auf Fusionen und deren Erfolgspotenzial im-
pliziert und eine nähere Betrachtung dieser Themen interessant erscheinen lässt. Die 
Erklärungsansätze für die hohe Misserfolgsquote sind gemäß Jansen (2008, S. 338) dürftig 
und auf stereotype Erklärungsmuster wie Kulturdifferenzen, schwache zentrale Manage-
mentführung oder fehlende Prozessgeschwindigkeit beschränkt, was auf die mangelnde For-
schung auf diesem wichtigen Gebiet zurückzuführen ist. Zwar explizit auf Banken bezogen 
aber ebenso allgemein und wenig konkret nennt Paul (2006, S. 93) einige Barrieren für Sy-
nergieeffekte durch externes Wachstum durch Fusionen. Diese sind zum einen Diseconomies 
of bureaucracy, worunter steigende Komplexitätskosten für die Koordinationsprozesse in 
einem vergrößerten Kreditinstitut zu verstehen sind, zum anderen Diseconomies of cultural 
clash, welche als Integrationskosten bedingt durch unterschiedliche Unternehmenskulturen 
beschrieben werden, konkreter gesprochen die Summe der im Unternehmen vorhandenen 
sichtbaren und unsichtbaren Werte, Normen, Denkhaltungen und Meinungen, die sinnstif-
tend wirken. Als drittes Synergiehemmnis werden Diseconomies of market distance genannt, 
was sich als das Verlieren der lokalen Informationsvorteile verstehen lässt, welche in weiten 
Teilen des mittelständischen Firmenkundengeschäfts von größter Bedeutung sind. Konkreter 
zum Thema Synergien wird eine Studie der Unternehmensberatung AT Kearney, wonach 
gesundes Wachstum die Grundvoraussetzung für eine Unternehmenswertsteigerung nach 
einer Fusion ist (vgl. Rothenbuecher/Schrottke, 2008, S. 24f.). Erst in einem zweiten Schritt 
sollte die Realisierung von Kostensynergien beginnen, wozu allerdings ein tiefes Verständnis 
der Branche sowie der Wertschöpfung des eigenen Unternehmens vorausgesetzt wird (vgl. 
Rothenbuecher et al., 2012, S. 6). Jedenfalls sind gemäß dieser Studie die erzielten Kosten-
synergien bei Banken und Versicherungen mit 14 Prozent der Gesamtkosten im Industrie-
vergleich am höchsten. Über alle untersuchten Industrien hinweg gilt der Administrationsbe-
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reich mit einem Einsparungspotenzial von 15 Prozent als die beste Quelle für Synergien (vgl. 
Rothenbuecher et al., 2012, S. 9), weshalb administrationslastige Branchen wie Banken hier 
größere Vorteile erzielen können. 
Auch Jansen (2008, S. 337) befasst sich zumindest in Teilen seiner Forschung mit dem Thema 
Synergien. Er nennt dabei drei übergeordnete Felder der Akquisitionsprobleme, und zwar 
eine überoptimistische Einschätzung der Situation, unter anderem auch der Synergiepoten-
ziale, einen unzureichenden Planungsprozess sowie personelle, kulturelle und organisatori-
sche Integrationsprobleme. Jansen (2004, S. 206) nennt zudem folgende, auf quantitativer 
Basis erhobene Faktoren mit signifikant positivem Einfluss auf den Fusionserfolg: 
 Harmonisierung der Gehalts- und Incentivestrukturen. 
 Konsolidierung des betrieblichen Berichtswesens. 
 Ableitung einer Integrationsplanung im Vorfeld. 
 Proaktives Fluktuationsmanagement. 
 Entwicklung von Instrumenten zum Wissenstransfer. 
 Einsatz von Integrations- und Projektteams. 
 Aufsetzung neuer Strategien der Kundenzusammenarbeit. 
 Wissenschaftliche Dokumentation des Post Merger Managements. 
Jansen (2004, S. 212) kommt in seiner eigenen Forschung aber auch zum Schluss, dass unzu-
reichende Einbindung der Mitarbeiter, unzureichende Kommunikation, schlechte Planung 
des Integrationsprozesses und zu starke Zentralisierung des Entscheidungsprozesses und in 
der Folge eine Überlastung der Entscheidungsmannschaft zu den größten Fehlern zählen, 
weiters nennt er folgende Problembereiche: 
 Nur Top-down Kommunikation. 
 Keine neuen Konzepte der Kundenkooperation. 
 Fehlende Absprache der Vertriebsaktivitäten (kein Abgleich von Kundenstämmen). 
Die Punkte können durchaus als Hindernisse für die Hebung von Synergien bezeichnet wer-
den, es fehlt aber auch bei Jansen ein konkreter und systemischer Ansatz zur Identifikation 
potenzieller negativer Synergien bei einem Fusionsprojekt. Einen interessanten Beitrag dazu 
liefert Schäfer (2008), der in einem qualitativen Ansatz stakeholderorientierte Gestaltungs-
aktivitäten der Fusionsmanager in der Pre- und der Post-Closing-Phase als positiv für den 
Fusionserfolg herausstreicht. 
Im erweiterten Umfeld der Synergieforschung anzusiedeln erscheint auch ein Laborexperi-
ment von Weber/Camerer (2003) mit dem Ergebnis, dass Fusionen fehlschlagen, wenn in-
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terne Konflikte vom Management unterschätzt werden, und dass solche durch unterschied-
liche Unternehmenskulturen entstehenden Probleme im Vorfeld vom Management auch 
nicht erkannt werden. Anslinger/Copeland (1996) stellen zudem fest, dass eine Fusion auch 
ohne die Hebung von Synergien erfolgreich sein kann, wenn ein Unternehmen mit ineffizien-
tem Management übernommen wird. Möller (1983) erkennt in seiner Untersuchung von 100 
deutschen Fusionen, dass der Erfolg der Fusion zunimmt, je stärker die fusionierten Unter-
nehmen ineinander integriert werden, Jansen (2004) erkennt allerdings keinen signifikanten 
Zusammenhang zwischen Erfolg und Integrationstiefe. Ein ebenso erwähnenswerter Ansatz 
stammt von Eekhoff (2004), dessen Befragung von Vorständen und Mitarbeitern im Rahmen 
von Genossenschaftsbankfusionen in Norddeutschland nicht nur auf den Erfolg im Allgemei-
nen sondern konkret auf die Hebung von Synergien in verschiedenen Funktionsbereichen 
abstellt, welche er letztlich als grundsätzlich möglich, aber nur unter besonderer Anstren-
gung als realisierbar beschreibt (vgl. Eekhoff, 2004, S. 37). Keinen Eingang in die Arbeit Eek-
hoffs finden allerdings die Einflüsse von Stakeholdern. 
Letztlich bleibt festzuhalten, dass die bisherige Forschung insbesondere zum Thema Syner-
gien als äußerst dürftig bezeichnet werden kann. Dies gilt nicht nur für die innerhalb dieser 
Arbeit fokussierten Kreditgenossenschaften, sondern für den M&A-Bereich im Allgemeinen. 
Generell fehlt in vielen Untersuchungen die strategische Gesamtsicht. Es fehlt die Frage nach 
dem Sinn einer Fusion im Hinblick auf das strategische Gesamtkonzept und die Auswirkun-
gen auf die Stakeholder. Gerade für die Realisierung von Kostensynergien wurden ein tiefes 
Branchenverständnis sowie umfassende Kenntnis der Wertschöpfung des eigenen Unter-
nehmens für notwendig befunden (vgl. Rothenbuecher et al., 2012, S. 6). Die Untersuchung 
der aktuellen Situation der österreichischen Volksbanken im Rahmen einer Fallstudie scheint 
nach den Erkenntnissen dieses Kapitels naheliegend, da hier ausgehend von einem vorlie-
genden Strategiekonzept dieses mit den bekannten Werkzeugen des Strategischen Mana-
gements analysiert werden kann und potenzielle Auswirkungen von Maßnahmen auf we-
sentliche Interessensgruppen identifiziert werden können, die am Ende des 
Forschungsprozesses Aussagen über die Gefahr von Synergieverlusten durch den Faktor 
Mensch ergeben sollen. Eine umfassendere Beschreibung der in diesem Abschnitt gezeigten 
Forschungsansätze findet sich unter Anlage VII. 
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3.7. Zusammenfassung des Kapitels 
Die diesem Kapitel zugrundeliegende Subforschungsfrage hatte das Ziel, die für die Analyse 
des Synergiepotenzials einer Fusion relevanten bzw. notwendigen theoretischen Konzepte 
und Methoden des Strategischen Managements zu benennen. Zunächst muss sich ein Un-
ternehmen darüber im Klaren sein, ob tiefgreifende Veränderungen wie eine Fusion über-
haupt notwendig sind, und wenn ja, welcher Zeithorizont dafür zur Verfügung steht (vgl. 
Abschnitt 3.1). Grundsätzlich sollte aber vor der Entscheidung über Veränderungsmaßnah-
men ein strategischer Prozess einsetzen, bei dem vereinfacht gesagt die langfristigen Ziele 
bzw. das unternehmerische Betätigungsfeld festgelegt werden. Es muss dabei eine externe 
und interne Analyse des Unternehmens sowie die Formulierung und schließlich die Imple-
mentierung einer Strategie erfolgen, die durch den Einsatz unternehmensspezifischer Res-
sourcen und Fähigkeiten einen Wettbewerbsvorteil gegenüber den Marktbegleitern entste-
hen lässt (vgl. Abschnitt 3.2). Zum für diese Arbeit wesentlichen Thema Fusion kennt die 
Literatur zunächst verschiedenste Arten der Zusammenarbeit bzw. der Zusammenschüsse 
von Unternehmen, von feindlichen oder freundlichen Übernahmen mit oder ohne Beibehal-
tung der rechtlichen Selbstständigkeit des Unternehmens bis hin zum Entstehen einer neuen 
Organisation durch Verschmelzung. Idealtypisch umfasst der Fusionsprozess eine Vorfeld-, 
eine Transaktions- und eine Integrationsphase. Besonders interessant für diese Arbeit ist 
dabei die Vorfeldphase, in der mit Hilfe der oben genannten Werkzeuge aus den Manage-
mentwissenschaften das eigene Unternehmen und sein Umfeld analysiert und eine Strategie 
festgelegt werden sollen (vgl. Abschnitt 3.3). 
Hauptgrund für eine Fusion sind oft Synergieeffekte, die für das fusionierte Unternehmen 
eine stärkere Wettbewerbsposition ergeben sollen, als die beteiligten Unternehmen in einer 
Stand-alone-Lösung kumuliert erreichen könnten, also ein 2+2=5 Effekt. Grundsätzlich gibt 
es verschiedenste Ansätze in der Literatur, die Synergiethematik zu kategorisieren, wobei im 
Wesentlichen Kostensenkungen und Umsatzsteigerungen als synergetische Wirkungen üb-
rigbleiben. Nicht zu vergessen ist allerdings der Begriff der negativen Synergien, der bereits 
bei Ansoff genannt wird und mit der Formel 2+2=3 umschrieben werden kann. Sie können in 
verschiedenen Teilen der Wertschöpfungskette auftreten und sind oft durch Stakeholder 
verursacht (vgl. Abschnitt 3.4). Dass nicht mehr zwangsläufig nur die Interessen der Eigen-
tümer sondern vieler unterschiedlicher Stakeholder vom Management berücksichtigt wer-
den sollten, wurde in diesem Kapitel mehrfach erwähnt. Verschiedene Autoren in der Ma-
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nagementtheorie benennen eine Vielzahl von Stakeholdern und ebenso eine Vielzahl unter-
schiedlicher Interessen. Dabei kann aber auch eine Wertung nach der Bedeutung der ver-
schiedenen Stakeholder für den Unternehmenserfolg bzw. nach den Einflussmöglichkeiten 
auf die Handlungen des Unternehmens vorgenommen werden (vgl. Abschnitt 3.5). 
Zur Beantwortung der Subforschungsfrage ist abschließend zu sagen, dass in diesem Kapitel 
mehrere theoretische Konzepte zur Analyse der Situation des eigenen Unternehmens sowie 
zur Entwicklung einer veränderten Unternehmensstrategie genannt wurden. Auch wurde 
aufgezeigt, in welchen Bereichen Synergieeffekte möglich sind und dass unter Einbeziehung 
des Stakeholderansatzes potenzielle Quellen für Synergieverluste sinnvollerweise schon in 
der Vorfeldphase einer Fusion erkannt werden können. Die Kenntnis der Vor- und Nachteile 
einer Fusion für die verschiedenen Interessensgruppen erscheint für besonders stakeholder-
orientierte Unternehmen wie Genossenschaftsbanken demnach als sehr wesentlich. Es ste-
hen nun jedenfalls die notwendigen Werkzeuge zur Verfügung, um in Kapitel 4 anhand eines 
konkreten Fallbeispiels aus dem Bankbereich diese Vor- und Nachteile für die Stakeholder zu 
finden und letztlich Aussagen über das tatsächliche Synergiepotenzial und damit den Sinn 
von Fusionen genossenschaftlicher Regionalbanken zu treffen. 
3.8. Zwischenfazit 
Schon in der Einleitung wurde auf die Thematik der umfassenden Veränderung der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen im Bankbereich und des damit einhergehenden zuneh-
menden Kostendrucks hingewiesen. Vermehrt davon betroffen sind auch kleinere Regional-
banken sowie die genossenschaftlichen Banksektoren, bei denen durch ihre Dezentralität 
entsprechendes Synergiepotenzial durch Fusionen angenommen wird, die historisch bedingt 
aber auch eine besondere Verbundenheit zu ihren Stakeholdern bzw. dem Faktor Mensch 
aufweisen. Die erste theoretische Subforschungsfrage sollte Antwort darauf geben, ob es 
heute überhaupt noch relevante Abgrenzungspunkte zwischen klassischen privatwirtschaft-
lichen Banken und den Kreditgenossenschaften gibt. Zur Beantwortung dieser Frage wurden 
in Kapitel 2 zunächst die Grundidee des Genossenschaftswesens, die Entwicklung der genos-
senschaftlichen Banksektoren nach den Modellen Raiffeisen und Schulze-Delitzsch sowie in 
weiterer Folge aller weiteren in Österreich relevanten Banksektoren bis in die Gegenwart 
dargestellt, auch auf das genossenschaftliche Bankwesen in anderen Teilen der Welt wurde 
eingegangen. In weiteren Abschnitten wurde beschrieben, dass gemäß aktueller Studien 
Genossenschaften als alternative Wirtschaftsform in der Bevölkerung durchaus als positiv 
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wahrgenommen werden und es insbesondere im Bereich der Klein- und Mittelbetriebe so-
wie der Start-ups durchaus Bedarf für Finanzierungen im Rahmen des klassischen Selbsthil-
fegedankens gäbe, dieser Bedarf im Allgemeinen aber abnimmt bzw. von den Banken aus 
risikopolitischen Gründen oft nicht mehr gedeckt wird. Auch ist trotz massiver Veränderung 
des Kundenverhaltens nach wie vor ein nicht zu unterschätzender Bedarf nach Beratung er-
kennbar, allerdings auf qualitativ höherwertiger Basis, was die Erhaltung von Kleinstfilialen 
erschwert. Die Einflussnahme seitens höherer Instanzen auf die Einzelgenossenschaften, die 
unterstellte Abkehr vom Förderauftrag sowie der ebenfalls unterstellte Wegfall des Förder-
bedarfs konnten als die Hauptkritikpunkte am Genossenschaftswesen ausgemacht werden 
und liefern auch die Hauptargumente dafür, dass die Abgrenzung zu anderen Formen des 
Bankbetriebs nicht mehr gegeben ist. Diese Verallgemeinerung ist allerdings schon deshalb 
zu verneinen, da sich der Förderbedarf und die förderbedürftigen Gruppen im Zeitverlauf 
verändern, und es die Aufgabe der Einzelgenossenschaft sein muss, sich an die veränderten 
Bedürfnisse ihrer Stakeholder anzupassen. Dass dies in der Praxis noch nicht in jeder der 
immer noch zahlreichen Genossenschaften adäquat umgesetzt wird, darf allerdings ange-
nommen werden. Zur Beantwortung der Forschungsfrage sind jedenfalls organisationsstruk-
turelle Unterschiede zu nennen, da die Markt- und Kundennähe der Genossenschaftsbanken 
nach wie vor als höher einzustufen ist als beim Großteil des Mitbewerbs. Ebenso bewegen 
sich die Genossenschaftsbanken in einem völlig anderen rechtlichen Rahmen, da schon von 
Gesetzes wegen die Förderung der Mitglieder als oberstes Ziel vorgegeben ist, auch die Kun-
denschichten sind traditionell unterschiedlich. Der Grundgedanke der Selbsthilfe, die Erman-
gelung an direkter Einflussnahme durch den Staat, das Prinzip der Mitgliederförderung, die 
Identität von Eigentümern und Kunden, die Zusammenarbeit eigenständiger Institute in Ver-
bänden zur kostengünstigeren Leistungserstellung sowie die traditionell starke Präsenz in 
ländlichen Regionen durch eigenständige Hauptanstalten und deren Zweigstellen können 
nach wie vor als Abgrenzungskriterien dienen. Die Bedeutung dieser Abgrenzung nimmt aber 
ab. 
An dieser Stelle erfolgt der Übergang zur zweiten theoretischen Subforschungsfrage nach 
der Analyse des Synergiepotenzials von Fusionen und den Werkzeugen dazu, von welchen in 
der Theorie des Strategischen Managements eine Vielzahl zur Auswahl stehen. Kapitel 3 
nennt zu Beginn des Überlegungsprozesses die Selbsteinschätzung, inwieweit ein Unter-
nehmen aufgrund aktueller und prognostizierter Gegebenheiten zur Veränderung gezwun-
gen ist und welcher Zeithorizont für den Veränderungsprozess zur Verfügung steht. Darauf-
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folgend empfiehlt die Managementliteratur einen Prozess beginnend mit der Analyse des 
externen Umfelds sowie der unternehmensinternen Ressourcen und Fähigkeiten, um darauf 
aufbauend eine Strategie der Veränderung zu formulieren und letztlich umzusetzen. Das 
PESTEL-Framework, das Five-Forces-Modell von Porter sowie der Strategic-Groups Ansatz im 
Bereich der Unternehmensumwelt können über die in der Managementliteratur häufig ver-
wendete SWOT-Analyse mit unternehmensinternen Faktoren wie Ressourcen, Fähigkeiten, 
Kernkompetenzen sowie Porters Wertkettenanalyse in Verbindung gebracht werden, wo-
raus letztlich eine Strategie bzw. eine strategische Veränderung zur Erhaltung oder Erlan-
gung eines Wettbewerbsvorteils entstehen soll. Im Wesentlichen geht es bei Strategieanpas-
sungen jedenfalls um eine Verbesserung der Kostenstruktur und/oder eine Verbesserung der 
angebotenen Leistungen, gegebenenfalls noch zusätzlich um eine Erweiterung des Marktge-
bietes und/oder der Wertschöpfungsbandbreite. Diese Anpassungen müssen nicht zwangs-
läufig innerhalb des eigenen Unternehmens erreicht werden, es besteht die Möglichkeit des 
Aufkaufs anderer Unternehmen, loser Kooperationen oder der Verschmelzung zu einem 
neuen Unternehmen. Primäres Ziel dabei ist eine Leistung des fusionierten Unternehmens, 
die über die Leistungsmöglichkeit der fusionierten Unternehmen in einer Stand-alone-
Betrachtung hinausgeht, also die Erzielung von Synergieeffekten. Porter orientiert sich in 
seinem Synergieverständnis an der Wertschöpfungskette und befasst sich vor allem mit kos-
tenreduzierenden Synergien, die durch das nunmehr gemeinsame Durchführen von Aktivitä-
ten entlang der Wertschöpfungskette entstehen. Da dieser Wertkettenansatz durchaus auch 
mit der Thematik einer horizontalen Fusion unter Kreditgenossenschaften vereinbar ist, er-
scheint das Konzept von Porter für den weiteren Verlauf dieser Arbeit als sehr gut geeignet. 
Fast allen Theorien zur Synergiethematik ist gemein, dass die Synergien entweder im Bereich 
sinkender Kosten oder einer Leistungsdifferenzierung mit folglich steigenden Umsätzen ge-
neriert werden. Schon Ansoff und später auch Porter sowie andere Autoren bringen die 
Möglichkeit der negativen Synergien mit ein, also dass die Leistungen des fusionierten Un-
ternehmens unterhalb der Leistungsmöglichkeit der Unternehmen auf Stand-alone-Basis 
liegen. Die facheinschlägige Literatur kennt eine Vielzahl von Arbeiten, die sich mit dem 
Thema Unternehmensfusion und ihrem zahlenmäßigen Erfolg befassen, wobei hier durchaus 
eine Mehrzahl an Misserfolgen im Vergleich zu Erfolgen erkennbar ist. Was weitgehend fehlt 
ist die Analyse der Gründe für den Misserfolg. An dieser Stelle sei auf die vielfältigen Stake-
holder eines Unternehmens und die Berücksichtigung ihrer Interessen im Fusionsfall verwie-
sen, denen in der Managementliteratur zunehmende Bedeutung zu Teil wird, da wechselsei-
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tige Leistungsbeiträge von Unternehmen und Stakeholdern für den Unternehmenserfolg 
essentiell sind und ein Vorenthalten der Leistungsbeiträge durch Stakeholder zu Problemen 
führt.  
Am Ende wird die Subforschungsfrage dahingehend beantwortet, dass die Synergienhebung 
durch eine Fusionsstrategie nur bei Vorliegen entsprechender unternehmensexterner und -
interner Voraussetzungen möglich ist, was im Vorfeld auf Basis der genannten Konzepte des 
Strategischen Managements analysiert werden muss. Der nächste Schritt besteht aus der 
Formulierung einer generischen Strategie und der Identifikation der mit einem bestimmten 
Partner zu hebenden Synergien. In weiterer Folge ist die Identifikation und Klassifizierung 
der Stakeholder unerlässlich, vor allem aber die Identifikation potenzieller positiver sowie 
auch negativer Synergien, die durch im Zuge einer Fusion von Stakeholdern vorenthaltenen 
Leistungsbeiträgen wegen mangelnder Berücksichtigung ihrer Interessen entstehen können. 
Dieser Prozess sollte bereits in der Vorfeldphase einer Fusion stattfinden. Generell schwierig 
erscheint eine Quantifizierung des Synergiepotenzials und insbesondere potenzieller negati-
ver Synergien. Diese Arbeit befasst sich jedenfalls mit der Identifikation des Synergiepotenzi-
als sowie negativer Synergien durch mangelnde Stakeholderberücksichtigung, nicht jedoch 
mit deren finanzieller Bewertung. 
Auf Basis der Erkenntnisse aus den theoretischen Subforschungsfragen kann nun untersucht 
werden, wie die Stakeholderinteressen das Synergiepotenzial von Fusionen im genossen-
schaftlichen Bankbereich beeinflussen können. Die Untersuchung des positiven wie negati-
ven Synergiepotenzials bei Fusionen von Genossenschaftsbanken erscheint jedenfalls durch 
den allgemeinen Mangel an Forschung im Synergiebereich sowie durch die nach wie vor ge-
gebenen Besonderheiten der Genossenschaftsbanken im nationalen wie auch im internatio-
nalen Umfeld gerechtfertigt, die notwendigen Werkzeuge zur Durchführung der Untersu-
chung bietet die Theorie des Strategischen Managements.  
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4. Fallstudie: Evaluierung des Synergiepotenzials von Regional-
bankfusionen am Beispiel des Volksbankensektors 
4.1. Methodik und empirische Basis 
4.1.1. Fallstudie als Forschungsansatz 
Da sich, wie in dieser Arbeit mehrfach erwähnt, das Bankenumfeld im Zeitverlauf massiv 
verändert hat, bietet sich für die Untersuchung eine explorative Herangehensweise an, die 
dazu dient, die Thematik zunächst genau zu verstehen und zu strukturieren, ohne dabei Hy-
pothesen über Zusammenhänge zwischen einzelnen Variablen aufzustellen (vgl. Hom-
burg/Krohmer, 2009, S. 250). In der empirischen Fusionsforschung kommen unterschiedliche 
Methoden wie Performancestudien, Effizienzstudien, Ereignisstudien, Befragungsstudien 
sowie auch Fallstudien in Frage. Dabei wird die Quantifizierung des Fusionserfolgs meist 
über Performance-, Effizienz- sowie Ereignisstudien betrieben (vgl. Theobald, 2016, S. 79ff.). 
Fallstudien zielen dagegen nicht darauf ab, eine große Anzahl von Transaktionen auf ihren 
Erfolg hin zu beleuchten, sie sollen die Komplexität einer einzigen oder zumindest einer ge-
ringen Zahl an Fusionen untersuchen, werden aber im Bereich der Fusionsforschung eher 
selten angewendet. Dennoch ermöglicht die Fallstudie eine gründlichere Untersuchung und 
detailliertere Beobachtungen, ihr Aufbau besteht einerseits aus öffentlich zugänglichen In-
formationen, andererseits aus Informationen aus Beobachtungen und Befragungen (vgl. 
Theobald, 2016, S. 82). Die bisher nur in geringer Anzahl vorhandenen Forschungsarbeiten 
zum Einfluss der Stakeholder auf die Synergienhebung im Allgemeinen sowie im Regional-
bankbereich im Besonderen legen für den empirischen Teil dieser Arbeit eine explorative 
Fallstudie nahe. 
Grundsätzlich gewinnt speziell in der Managementforschung die Analyse von Fallbeispielen 
immer mehr an Bedeutung, sie begegnet dem Mainstream der großzahligen quantitativen 
Untersuchungen mit dem Prinzip der „case study research“ (vgl. Wrona, 2005, S. 1). Gemäß 
Lamnek (2005, S. 301) ist die Einzelfallstudie offen für die Anwendung aller Erhebungsme-
thoden der empirischen Sozialforschung. Für Yin (2003, S. 13) ist sie eine empirische Erhe-
bung zur Analyse eines Phänomens in einem bestimmten Umfeld, die Grenzen zwischen dem 
Phänomen und seinem Umfeld sind dabei aber oft fließend. Ein Kritikpunkt an der qualitati-
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ven Forschung und damit auch an der Fallstudienforschung ist die kleine Stichprobengröße 
und die dadurch mangelhafte Verallgemeinerbarkeit der Ergebnisse. Die Fallzahlen sind zu 
klein, als dass sie übertragbare Ergebnisse erwarten lassen. Qualitative Forschung kann da-
mit keine Repräsentativität für sich beanspruchen, dies ist allerdings auch nicht ihre Aufga-
be, es kann dennoch Gültigkeit auch über den analysierten Fall hinaus beansprucht werden, 
es kann also auf weitere ähnliche Fälle geschlossen werden (vgl. Wrona, 2005, S. 12). Yin 
(2003, S. 39f.) unterscheidet das Einzel- sowie das Multi-Fallstudiendesign, wobei bei erste-
rem die Details des Einzelfalls und beim zweiten die Robustheit der Ergebnisse im Vorder-
grund stehen. Der Fallstudienansatz ist gegenüber anderen Strategien dann vorteilhaft, 
wenn als Forschungsfrage eine Wie- oder Warum-Frage gestellt wird, ein aktuelles Phäno-
men betroffen ist, und der Forscher geringe oder gar keine Kontrolle über das Verhalten be-
teiligter Personen oder Institutionen hat (vgl. Yin, 2003, S. 5ff.)  
Laut Numagami (1998, S. 3) sind die im Rahmen einer Fallstudie gewonnenen Daten solchen 
aus quantitativen Erhebungen weit überlegen, weil sie bessere Möglichkeiten des Verständ-
nisses der beobachteten Ereignisse bieten. Eine explorative Fallstudie ist dazu geeignet, ein 
neues Untersuchungsfeld zu eröffnen und Ideen für weitere Studien zu geben. Deskriptiv 
angelegte Fallstudien helfen, komplexe Zusammenhänge zu verstehen, indem sie das unter-
suchte Material systematisieren und geordnet für die weitere Forschung zur Verfügung stel-
len. Explikative Fallstudien liefern Interpretationen zu den Hintergründen der erhobenen 
Ereignisse. Die Durchführung einer Fallstudie ist aber auch an Regeln bzw. einen geordneten 
Ablauf gebunden, wozu Yin (2003) bereits im Vorwort seiner Arbeit fünf Prozessschritte de-
finiert. Diese sind Theoriebildung, Design, Datenerhebung, Datenanalyse sowie ein Report. 
In den folgenden Unterabschnitten wird auf diese Prozessschritte noch näher eingegangen. 
Der Report als die zielgruppengerechte Aufarbeitung der Forschungserkenntnisse wird im 
Rahmen der Diskussion und Interpretation der Ergebnisse in Kapitel 5 stattfinden und damit 
in den folgenden Ausführungen nicht mehr eigens besprochen. Jedenfalls wird durch den 
Fallstudienansatz der Komplexität der grundlegenden strategischen Neuausrichtung eines 
Bankensektors Rechnung getragen. Es können zudem durchaus auch auf andere, ähnlich 
strukturierte Sektoren im nationalen und internationalen Umfeld übertragbare Erkenntnisse 
über potenzielle Gefahren für den Eintritt erwarteter Synergien sowie über mögliche negati-
ve Synergien gewonnen werden. 
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4.1.2. Theoretischer Bezugsrahmen 
Yin (2003, S. 29) nennt als ersten Prozessschritt der Fallstudienforschung die Theoriebildung, 
wobei hier keine große sozialwissenschaftliche Theorie sondern lediglich eine Beschreibung 
der Zusammenhänge innerhalb der eigenen Untersuchung gemeint ist. Die theoretischen 
Ausführungen in Kapitel 2 zur Relevanz der Genossenschaftsbanken haben ergeben, dass es 
sich dabei um eine stakeholderorientierte Unternehmensform handelt. Auch die Ausführun-
gen in Kapitel 3 zur strategischen Handlungsalternative Fusion kommen zu dem Schluss, dass 
die Stakeholderinteressen bei der Formulierung einer Strategie Berücksichtigung finden soll-
ten. Besonders die strategische Gesamtsicht auf Fusionsprojekte und ihr Synergiepotenzial 
fehlt in den vorhandenen Forschungsergebnissen, genauso wie die Herstellung einer Verbin-
dung zwischen Synergiegewinnung und der Berücksichtigung der Bedürfnisse der Stakehol-
der in der formulierten Strategie. Dabei hat diese Berücksichtigung des Faktors Mensch im 
Genossenschaftswesen einen noch höheren Stellenwert als in anderen Unternehmensfor-
men. Am Ende lassen die theoretischen Ausführungen die Annahme zu, dass die mangelnde 
Berücksichtigung von Stakeholderinteressen die Synergienhebung aus einer Fusion negativ 
beeinflussen kann. 
Einen Teil des theoretischen Bezugsrahmens bildet dabei das Synergieverständnis nach Por-
ter. Als wesentliche Quelle für Synergien nennt dieser die Verflechtung einzelner Teile der 
bisher getrennten Wertschöpfungsketten der nunmehr fusionierten Unternehmen. Auf diese 
Weise können entweder Kosten eingespart oder Differenzierung erreicht werden (vgl. Por-
ter, 1999, S. 419ff.). Gemäß der bereits in Abbildung 14 in Abschnitt 3.4.1.3 gezeigten Wert-
schöpfungskette können in den Bereichen Leistungserstellung/Produktion, Markt, Beschaf-
fung, Technologie sowie Infrastruktur Verflechtungen und daraus Synergien entstehen, 
wobei unter Infrastruktur noch weitere unterstützende Tätigkeiten wie Rechnungswesen 
und Controlling fallen (vgl. Porter, 1999, S. 434). 
Einen weiteren Teil des theoretischen Bezugsrahmens stellt das in Abbildung 21 in Abschnitt 
3.5.1 ersichtliche Stakeholder-Modell von Donaldson/Preston (1995, S. 61ff.) dar, das die 
Stakeholder eines Unternehmens aufzählt. Allerdings müssen nicht alle Stakeholder gleich-
ermaßen in alle Prozesse und Entscheidungen des Unternehmens involviert sein (vgl. Donal-
dson/Preston, 1995, S. 67). Durch die Verknüpfung des Wertkettenansatzes von Porter so-
wie des Stakeholder-Ansatzes kann, eingebettet in die theoretischen Ausführungen zum 
österreichischen Bankensystem sowie zum Genossenschaftswesen eine Struktur geschaffen 
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werden, in der positive wie negative Reaktionen der verschiedenen Stakeholder den in den 
diversen Unternehmensbereichen möglichen oder erwarteten Synergien geordnet gegen-
übergestellt werden. Die genannten Verflechtungsbereiche und Stakeholder dienen im em-
pirischen Teil der strukturierten Einordnung von Synergien und Synergieverlusten (vgl. Ab-
schnitt 4.1.5, Tabelle 7). Der theoretische Bezugsrahmen wird in Abbildung 23 grafisch 
dargestellt. 
 
Abbildung 23: Theoretischer Bezugsrahmen (eigene Darstellung) 
Genossenschaftsbanken 
 
 Stark stakeholderorientierte Unternehmensform. 
 Aufgrund der Kleinheit der Institute besonders von strengeren Regeln für Banken und in der Fol-
ge erhöhtem Verwaltungsaufwand betroffen. 
 Strategische Handlungsalternativen sind zu prüfen. 
Fusion 
 
 Vielversprechende strategische Handlungsalternative für kleine Regionalbanken. 
 Synergien durch Bündelung von Verwaltungstätigkeiten sowie auch am Markt werden erwartet. 
 Synergien können auch negativ sein. 
 Fusionen können Vor- und Nachteile für die verschiedenen Stakeholder mit sich bringen. 
Untersuchungsgegenstand 
 




Positive und negative Synergien können in 
verschiedenen Bereichen der Wertschöpfungs-
kette anfallen: 
 









Stakeholder können durch ihre Leistungsbeiträ-













Bei einer Fallstudie kommt es unter dem Prozessschritt Design zunächst zur Formulierung 
der Forschungsfrage sowie zu Behauptungen und Annahmen, die die Richtung zur weiteren 
Untersuchung bzw. zur Beantwortung der Forschungsfrage vorgeben (vgl. Yin, 2003, S. 109). 
Ebenso müssen die Untersuchungseinheit bzw. der Fall oder die Fälle beschrieben werden, 
wobei hier nochmals auf die bereits erwähnte Unterteilung in Einzelfallstudien und Multifall-
studien verwiesen wird. Yin (2003, S. 40ff.) nennt dazu mehrere Ausprägungen von Fällen, 
die sich für eine Einzelfallstudie eignen. Die Untersuchung eines einzigartigen Falles dient 
dabei vorwiegend zum Testen einer bereits ausformulierten Theorie. Eine weitere Möglich-
keit stellt ein extremer Fall dar, zudem gibt es repräsentative Fälle, aufdeckende Fälle sowie 
Fälle, die sich über einen gewissen Zeitverlauf erstrecken. Eine weitere Unterscheidung in 
der Fallstudienforschung stellen die einfachen- oder die multiplen Untersuchungseinheiten 
dar. Bei Fallstudien mit einfachen Untersuchungseinheiten sind Fall und Untersuchungsein-
heit praktisch ident, es gibt keine logischen Subuntersuchungseinheiten (vgl. Yin, 2003, S. 42; 





Abbildung 24: Arten von Fallstudien (vgl. Yin, 2003, S. 40) 
Nachdem die Forschung gerade im Bereich der fusionsbedingten Synergien und Dyssyner-
gien im Gegensatz zur Erforschung des zahlenmäßigen Erfolgs von Fusionen große Lücken 
enthält, erscheint eine hypothesengenerierende und -prüfende Vorgangsweise für diese 
Arbeit als nicht zweckmäßig. Es rückt daher der Entdeckungszusammenhang mit dem Ziel 
der Entwicklung neuer Erkenntnisse in einem noch unzureichend erforschten Umfeld in den 
Fokus. Als Methode wurde demgemäß die explorative Fallstudie in Form eines Einzelfalles 
gewählt, um hier eine Strukturierung des breiten Themenfeldes der Synergien unter Einbe-
ziehung der Stakeholder vornehmen zu können. Aufgrund der bereits im Rahmen der Prob-
lemstellung aufgezeigten Aktualität, Konkretheit der Umsetzungspläne sowie der Medien-
präsenz eignet sich der österreichische Volksbankensektor hervorragend als Fallbeispiel und 
damit als Untersuchungsgegenstand für die Analyse einer Strategie der vergrößerten Genos-
senschaften hinsichtlich der Berücksichtigung von Stakeholderinteressen und deren Auswir-












































































sektor in Österreich, der großflächige Fusionen unter der Prämisse der Synergienhebung 
durchführt, weshalb er als Hauptuntersuchungsgegenstand ausgewählt wurde. Die Vor-
gangsweise könnte möglicherweise sogar Vorbildcharakter für das gesamte von der Europäi-
schen Zentralbank beaufsichtigte Finanzwesen haben (vgl. Hahn zit. in Griessmair, 2016b, S. 
7). Dieser Status als einzigartiger oder sogar als extremer Fall beweist jedenfalls die Eignung 
für eine Einzelfallstudie nach Yin. Als Subuntersuchungseinheiten bieten sich theoriegestützt 
zum einen die Stakeholder an, welche Einfluss auf die Synergienhebung haben, zum anderen 
die verschiedenen Wertschöpfungsbereiche, in denen sich Synergien ergeben sollen. Den 
Kontext stellt das im Umbruch befindliche Bankenumfeld dar, in welches der Volksbanken-
sektor eingebettet ist. Bezüglich des Innovationsgehalts des Forschungsprojektes ist zu-
nächst festzuhalten, dass es sich bei Innovation um kreative Ideen und deren Umsetzung 
handelt (vgl. Cisik, 1997, S. 1182f.). Die Untersuchung der strategischen Veränderung des 
genossenschaftlichen Kreditwesens bzw. auch die darin enthaltenen Hinweise auf mögliche 
Fehlentwicklungen und damit Synergieverluste bezieht sich auf Neuerungen in diesem Be-
reich, und dies unter genauer Betrachtung und Einbeziehung der aktuellen volks- und be-
triebswirtschaftlichen Gegebenheiten. Das ist in Anbetracht der gesamtwirtschaftlichen Be-
deutung des Bankensektors ein Gebot der Stunde. Bereits bei der Formulierung der 
Problemstellung wurde gezeigt, dass sich der gesamte Bankbereich im Umbruch befindet 
und in dieser angespannten Situation strategische Fehler und damit Synergieverluste unbe-
dingt zu vermeiden sind. Die adäquate Berücksichtigung der Stakeholderinteressen in einem 
Fusionsprojekt förderwirtschaftlicher Banken kann helfen, Synergien optimal zu heben und 
negative Synergien zu vermeiden, was eine dahingehende Analyse des zugrundeliegenden 
Konzepts interessant erscheinen lässt. Zudem ist auch das Forschungsprojekt als solches 
neu, denn in der Literaturrecherche konnte keine hinlängliche Bearbeitung dieser Thematik 
sowohl international als auch in Bezug auf österreichische förderwirtschaftliche Banken ge-
funden werden. Hinzu kommt, dass die Entstehung positiver wie negativer Synergien gene-
rell zahlreiche Forschungslücken aufweist. Die Untersuchung liefert damit neben Handlungs-
alternativen bei Managemententscheidungen auch einen wesentlichen Beitrag zur ohnehin 
spärlichen Synergieforschung. Im Rahmen der Fallstudie erfolgt auch eine ausführliche Be-




4.1.4. Dokumentenanalyse als Erhebungsmethode 
Im Zuge der Datenerhebung stellt sich die Frage, inwieweit auf Sekundärdaten zurückgegrif-
fen werden kann bzw. ob und wie Primärdaten erhoben werden müssen. Sekundärdaten 
werden aus bereits vorhandenen Informationsquellen gewonnen, sie werden allerdings den 
speziellen Informationsanforderungen einer Studie nicht immer vollständig gerecht (vgl. 
Homburg/Krohmer, 2009, S. 253). Yin (2003, S. 83f.) nennt als für Fallstudien geeignete Da-
tenquellen Dokumente, Archivaufnahmen, Interviews, Beobachtungen und Artefakte. Hin-
sichtlich der Strategieanalyse zum neuen Verbundmodell waren die Volksbanken und ihr 
Konzept für die Zukunft stark in den Medien vertreten. Eine konkrete Strategie ist außerdem 
vorgegeben und öffentlich kommuniziert, Details konnten im Rahmen einer Mitgliederver-
sammlung gewonnen werden. Für die Erhebung der Bedenken genossenschaftlicher Stake-
holder steht umfangreiche Literatur zur Verfügung, aus der heraus eine systematische Aus-
wertung von Dokumenten wie unten angeführt erfolgt. So kann auf möglichst breiter Basis 
nach Vor- und Nachteilen für die Stakeholder im Rahmen einer Fusion gesucht werden, im 
gleichen Zug können potenzielle Gefahren für die Synergienhebung aufgezeigt werden.  
Konkret werden die für die Durchführung der Fallstudie notwendigen Daten zu den Details 
des geplanten Fusionsprojektes, den erwarteten Synergien sowie den Einflüssen auf die Sta-
keholder zunächst im Rahmen von Dokumentenanalysen erhoben. Es ist nun aber die Frage 
zu stellen, wie viele bzw. welche Dokumente ausgewertet werden sollen, wie also die Stich-
probe definiert wird, und wie diese Dokumente beschafft werden können. Laut Diamantop-
oulos/Schlegelmilch (2002, S. 16) kann bei unvollständigen Informationen über die tatsächli-
che Größe der Grundgesamtheit und sofern eine Untersuchung vorrangig einen ersten 
Überblick über ein Forschungsfeld geben soll, eine willkürliche Auswahl der Untersuchungs-
objekte nach bestimmten Kriterien zielführend sein. Als Kriterien für die Auswahl des Mate-
rials wurden daher festgelegt, dass dieses jedenfalls zu einem bestimmten Zeitpunkt einer 
breiteren Öffentlichkeit zugänglich gewesen sein muss und dass es ein hohes Potenzial für 
die Auffindung stakeholderrelevanter Informationen im Zusammenhang mit Volksbankfusio-
nen zu enthalten hat. Unter Berücksichtigung dieser Grundkriterien wurde folgendes Mate-
rial gesammelt und ausgewertet:  
 Es wurde die Mitgliederversammlung der Volksbank Straßwalchen-Vöcklamarkt-
Mondsee hinsichtlich der Fusion mit der größeren Volksbank Salzburg beobachtet. 
Dabei wurde nicht nur die neue Strategie inkl. erwarteter Synergien erläutert, es 
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wurden auch zahlreiche Fragen und Bedenken von Stakeholdern (insbesondere Mit-
glieder und Kunden) behandelt. Gleichzeitig wurden die Akteure beobachtet bzw. die 
Stimmung wahrgenommen. Da solche Veranstaltungen mit ähnlichem Informations-
gehalt in allen Volksbanken Österreichs stattfanden, können diese als einer breiteren 
Öffentlichkeit zugänglich angesehen werden, die Relevanz für die Stakeholder im 
Volksbankenbereich steht ohnehin außer Frage. 
 Es steht eine Suchmaschine inklusive Volltextabfrage zur Verfügung, in der sämtliche 
Artikel mit Bankenbezug aller namhaften österreichischen Printmedien (Tagespresse, 
Magazine) abgefragt werden können. Unter Eingabe der Schlagwörter „Volksbank“ 
und „Fusion“ (beide Wörter müssen im Artikel vorkommen) steht eine Vielzahl an 
Dokumenten zur Verfügung, die hinsichtlich erwarteter Synergien, Einflüsse der Stra-
tegie auf die Stakeholder und Reaktionen von Stakeholdern untersucht werden kön-
nen. Das Kriterium der Relevanz für die Stakeholder im Volksbankenbereich ist durch 
die Wahl der Schlagwörter gegeben, das Kriterium der öffentlichen Zugänglichkeit 
steht bei Printmedien außer Frage. Eine zeitliche Einschränkung wird dadurch er-
reicht, dass nur Dokumente mit einem Erscheinungsdatum ab dem 27.06.2013 unter-
sucht werden, da an diesem Datum von den Volksbanken die Schladminger Resoluti-
on beschlossen wurde, die eine deutliche Reduktion der selbstständigen Volksbanken 
durch Fusionen vorsah (vgl. Hofinger/Spohn, 2013, S. 37ff.). Das Ende des Auswer-
tungszeitraumes wird mit 14.04.2017 festgesetzt, da zu diesem Datum mit der Do-
kumentenanalyse begonnen wurde und die Trefferanzahl ohnehin bereits 2015 ihren 
Höhepunkt erreicht hatte. So können auf breiter Basis positive und negative Einflüsse 
der Fusionsstrategie auf die Stakeholder erhoben werden.  
 Als dritte Analysequelle steht die quartalsweise erscheinende Verbandszeitschrift des 
Österreichischen Genossenschaftsverbandes zur Verfügung, die ebenso ab dem zwei-
ten Quartal 2013 bis zum zweiten Quartal 2017 nach den oben genannten Informati-
onen durchleuchtet wurde. Auch bei diesen Dokumenten werden die bereits ange-
sprochenen Auswahlkriterien eingehalten. 
Es sind damit wesentliche von Mayring (2003, S. 47) beschriebene Grundvoraussetzungen 
für die Datenanalyse gegeben, das heißt das Datenmaterial wurde festgelegt und die forma-
len Charakteristika des Materials wurden bestimmt. Die Datenbeschaffung aus der Literatur 
sowie ergänzend aus einer Beobachtungssituation heraus war jedenfalls möglich und liefert 
die für das Forschungsvorhaben relevanten Informationen. An dieser Stelle könnten die Fra-
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gen gestellt werden, ob die mediale Berichterstattung alle benötigten Informationen enthält, 
inwieweit diese objektiv stattfindet und ob dadurch Gefahren für die Validität der Ergebnisse 
entstehen. Dem ist zunächst entgegenzuhalten, dass durch die Auswertung von letztlich 
rund 750 Artikeln wohl eine deutlich breitere Informationsbasis entsteht, als dies durch die 
Befragung einiger weniger Stakeholder aus den einzelnen Stakeholdergruppen geschehen 
könnte. Die eingenommene Sichtweise in den einzelnen Artikeln ist im Zuge der Auswertung 
und jedenfalls bei der Interpretation der Ergebnisse zu hinterfragen und zu kommentieren, 
allerdings müsste auch im Zuge einer Befragung einzelner Stakeholder eine kritische Reflexi-
on vorgenommen werden. In den Presseartikeln eventuell fehlende Information bzw. Reak-
tionen können aus der Mitgliederversammlung entnommen werden. Außerdem werden die 
gewonnenen Erkenntnisse im Sinne der Triangulation mit insgesamt sechs Branchenexper-
ten im Rahmen von Experteninterviews diskutiert, um die Plausibilität der Ergebnisse ent-
sprechend evaluieren zu können. Nähere Informationen zu dieser Vorgansweise finden sich 
in Abschnitt 4.4.1. 
Zur Konkretisierung der empirischen Forschungsfrage sei zudem noch erwähnt, dass es nicht 
Ziel der Arbeit ist, Synergien selbst zu berechnen oder bereits vorberechnete Synergien aus-
findig zu machen, also eine monetäre Bewertung vorzunehmen. Zum einen liegen dazu nicht 
genügend Daten vor, zum anderen wäre auch die Berechnung des dazugehörigen negativen 
Synergiepotenzials noch kaum möglich. Im Sinne eines breiteren Ansatzes geht es also nicht 
um konkrete Zahlen sondern um das Ersichtlichmachen von Potenzialen im positiven wie 
auch im negativen Sinn, und so die Idee der Fusion von Kreditgenossenschaften qualitativ zu 
hinterfragen. Eine entsprechende Kategorisierung der erhobenen Potenziale nach Stakehol-
dern sowie nach betrieblichen Teilbereichen soll einen besseren Überblick über das Themen-
feld verschaffen, den Einsatz in der Praxis erleichtern und Implikationen für die weitere For-
schung liefern. Wesentlich ist dabei, wie die gesammelten Dokumente strukturiert 
verarbeitet werden können, um die potenziellen positiven und negativen Synergien durch 
die Stakeholder aufzeigen zu können und so das Forschungsziel zu erreichen. 
4.1.5. Qualitative Inhaltsanalyse als Auswertungsmethode 
Das Material einer Verhaltensbeobachtung ist nach Neuberger (2002, S. 392) kaum ver-
wendbar, sofern es nicht geordnet bzw. auf allgemeine Kategorien zurückgeführt wird. Für 
eine zielgerichtete Sammlung von Informationen im Sinne der Fallstudie scheint demnach 
die Verwendung geeigneter Werkzeuge bzw. deren Kombination vorteilhaft zu sein, welche 
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eine Verbindung der fusionsbedingten Veränderungen in einzelnen Unternehmensbereichen 
mit den Interessen der für diese Bereiche relevanten Stakeholder zulassen. Nachdem die 
Fallstudie auf ein ganzheitliches Bild der Fusionsstrategie der Volksbanken und deren Wir-
kung auf die Stakeholder abzielt, soll zunächst gemäß den theoretischen Ausführungen in 
Kapitel 3 eine Beschreibung der Veränderungsnotwendigkeit für die Volksbanken anhand 
des Umfeldes erfolgen. In der Folge wird zum besseren Verständnis der Thematik sowie als 
Basis für eine darauffolgende zielgerichtete Suche nach Vor- und Nachteilen für die Stake-
holder und durch diese ausgelöste Synergien und Synergieverluste das Fusionskonzept der 
Volksbanken auf Basis der im Theorieteil gezeigten Konzepte zur Strategieanalyse dargelegt. 
Für die Beschreibung fusionsbedingter Veränderungen in einzelnen Unternehmensbereichen 
dient Porters Wertschöpfungskette (vgl. Abschnitt 3.4.1.3), die Verbindung zu durch Stake-
holder ausgelöste potenzielle Synergieverluste in den einzelnen Bereichen erfolgt wiederum 
über das Stakeholder-Modell von Donaldson/Preston (vgl. Abschnitt 3.5.1). 
Konkret werden in einer qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring die gesammelten Doku-
mente danach durchsucht, welche Stakeholder in welchen Funktionsbereichen durch welche 
Maßnahmen betroffen sind, und wie sich dies auf die Synergienhebung auswirken kann. Das 
Augenmerk bei der Sichtung der Dokumente liegt demnach auf folgenden Fragen: 
 Wer ist davon betroffen (Stakeholder)? 
 Welche Funktionsbereiche sind betroffen (Wertschöpfungskette)? 
 Wie ist jemand betroffen (positiv oder negativ)? 
Auf die Frage, wie vorhandene Dokumente untersucht werden können, nennt Mayring 
(2003, S. 59) die zusammenfassende, die explizierende und die strukturierende Inhaltsanaly-
se. Die zusammenfassende Inhaltsanalyse zielt dabei auf die Extraktion wesentlicher Text-
stellen ab, bei der Explikation werden Textstellen erläutert und erklärt, die strukturierende 
Inhaltsanalyse filtert anhand einer bestimmten Struktur Textbestandteile heraus. Hier wird 
wiederum in eine formale, eine inhaltliche, eine typisierende sowie eine skalierende Struktu-
rierung unterschieden. Bei der formalen Strukturierung wird das Material untergliedert und 
schematisiert, die typisierende Strukturierung zieht besonders markante Punkte heraus und 
beschreibt sie genauer, die skalierende Typisierung will bestimmte Materialteile auf einer 
Skala einschätzen. Die inhaltliche Strukturierung möchte bestimmte Inhalte aus dem Materi-
al herausfiltern und zusammenfassen, wobei bei der Extraktion nach zuvor theoriegeleitet 
entwickelten Kategorien vorgegangen wird und diese Kategorienentwicklung vor der Be-
handlung des Ausgangsmaterial stattfinden muss. Während der Bearbeitung des Materials 
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ist auf die Festlegung von Ankerbeispielen und Kodierregeln für die einzelnen Kategorien zu 
achten, es sind die Fundstellen zu kennzeichnen, aus dem Text herauszuschreiben und es hat 
gegebenenfalls ein Überdenken des Kategoriensystems stattzufinden. Am Ende steht die 
Paraphrasierung und die Zusammenfassung innerhalb des Kategoriensystems (vgl. Mayring, 
2003, S. 83ff.). Das entsprechende Modell von Mayring (2003, S. 54) ist in Abbildung 25 er-
sichtlich.  
 
Abbildung 25: Ablaufmodell der Inhaltsanalyse (vgl. Mayring, 2003, S. 54) 
Festlegung des Materials 
Analyse der Entstehungssituation 
Formale Charakteristika des Materials 
Richtung der Analyse 
Theoretische Differenzierung der Fragestellung 
Bestimmung der Analysetechnik(en) und Festlegung des 
konkreten Ablaufmodells 
Definition der Analyseeinheiten 
Analyseschritte mittels Kategoriensystems 
Zusammenfassung  Explikation  Strukturierung 
Rücküberprüfung des Kategoriensystems  
an Theorie und Material 
Interpretation der Ergebnisse in  
Richtung der Hauptfragestellung 
Anwendung der inhaltsanalytischen Gütekriterien 
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Es handelt sich dabei um ein konkretes inhaltsanalytisches Ablaufmodell, das die Ergebnisse 
nachvollziehbar und auf andere Gegenstände übertragbar macht und das an die jeweilige 
Fragstellung angepasst werden muss. Ergänzende Informationen dazu finden sich in Anlage 
VIII. Nach eben diesem Modell soll auch in der vorliegenden Arbeit vorgegangen werden. Die 
Fragen zum Material wurden bereits im vorhergehenden Abschnitt beantwortet, auch die 
Fragestellung sowie die Analysetechnik wurden bereits besprochen.  
Als Analyseeinheiten dienen für diese Arbeit die verschiedenen Stakeholder, die sich für sie 
ergebenden Vor- oder Nachteile werden aus dem Text extrahiert und schließlich für eine 
spätere strukturierte Beschreibung der Thematik einem betrieblichen Wertschöpfungsbe-
reich zugeordnet. Die Extraktion erfolgt nach dem in Tabelle 7 ersichtlichen und aus dem 
Theorieteil abgeleiteten Kategoriensystem, es erfolgt dabei auch eine Zusammenfassung 
und Ausscheidung von Mehrfachnennungen, um die Interpretation zu erleichtern sowie ei-
nen Überblick über potenzielle Synergien und Dyssynergien gegliedert nach Stakeholdern 
und Wertschöpfungsbereichen zu geben. Der erste teilweise Materialdurchlauf hat gezeigt, 
dass von den in Abbildung 21 ersichtlichen Stakeholdern die politischen Gruppierungen eine 
untergeordnete Rolle spielen, sollten dazu dennoch Aussagen auftreten, werden sie bei den 
Stakeholdern Regierung oder Gemeinden eingeordnet. Auch Handelsvereinigungen erschei-
nen in diesem Zusammenhang als kaum relevant, sie werden gegebenenfalls den Lieferanten 
zugeordnet. Außerdem erscheint es als sinnvoll, bei den Funktionsbereichen nach Porter 
(vgl. Abbildung 14) die Bereiche Leistungserstellung und Beschaffung gemeinsam zu betrach-
ten, da es sich bei Banken um kein klassisches Produktionsunternehmen mit umfangreichem 
Wareneinkauf handelt, weshalb diese Themen auch seltener angesprochen werden. Auch 
die Technologieentwicklung ist besonders in Regionalbanken kaum relevant, Technikthemen 
werden im Bereich Infrastruktur mitbehandelt. Unter der Kategorie Bereichsübergreifende 
Themen sollen die vorteilhaften bzw. die negativen Auswirkungen für Stakeholder bespro-
chen werden, die nicht einzelnen Teilbereichen zuordenbar sondern an der Gesamtentwick-
lung des Unternehmens interessiert sind, wie etwa die Kapitalgeber bzw. im Fall von Genos-
senschaften die Mitglieder. Nach anschließender Interpretation können diese Informationen 
schon im Vorfeld einer Fusion dazu verwendet werden, das Erfolgspotenzial des Fusionsvor-
habens kritisch zu hinterfragen sowie entsprechende Maßnahmen zur Vermeidung von ne-











    
Markt 
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Tabelle 7: Kategorisierungsschema der empirischen Untersuchung (eigene Darstellung) 
Der Kodierleitfaden für die einzelnen Strukturierungsdimensionen ist unter Anlage IX abge-
bildet.  
4.1.6. Ablauf der Untersuchung 
Die vorigen Unterabschnitte zusammenfassend ist die Basis für die Untersuchung der Aus-
wirkungen von Fusionsprozessen im genossenschaftlich organisierten Bankwesen auf den 
Faktor Mensch als Stakeholder ein modernes Sektorkonzept der österreichischen Volksban-
ken. So kann im Rahmen der Fallstudie der Einfluss des Faktors Mensch auf das Synergiepo-
tenzial einer neuen Strategie erhoben werden. Im Sinne einer qualitativen Vorgehensweise 
können aus dem durchgeführten Abgleich einer zeitgenössischen Fusionsstrategie mit den 
Interessen der Stakeholder Aussagen über die Adäquatheit der neuen Unternehmensaus-
richtung und deren Synergiepotenzial getroffen werden. Auf Basis dieser auf den Faktor 
Mensch fokussierten Strategieanalyse können jedenfalls Aussagen über den Sinn der Strate-
 143 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
gie und das Erfolgspotenzial im untersuchten Fall sowie in verwandten Fällen formuliert 
werden. 
Der Volksbankensektor bietet sich diesbezüglich für eine Fallstudie an, da es eine vorgege-
bene Fusionsstrategie für alle bisher selbstständigen Volksbanken gibt, deren Grundkonzept 
sowohl in den Medien kommuniziert wurde als auch durch die Erhebungsformen der Befra-
gung und der Beobachtung zugänglich ist. Der zusammengefasste Aufbau der Fallstudie fin-
det sich in Abbildung 26 wieder.  
 
Abbildung 26: Aufbau der Fallstudie (eigene Darstellung) 
Situationsbeschreibung der österreichischen Volksbanken und Entstehungshisto-
rie der konkreten Veränderungsnotwendigkeit. 
Beschreibung der von den Volksbanken formulierten und ausgewählten Strategie 
unter Einbeziehung entsprechender managementwissenschaftlicher Modelle. 
Beschreibung der Stärken und Schwächen der Volksbanken unter Bezugnahme 
auf ihr externes Umfeld und ihre internen Ressourcen und Fähigkeiten. 
Erhebung möglicher positiver wie negativer Auswirkungen der Fusionsstrategie 
auf die einzelnen Stakeholder in den verschiedenen Wertschöpfungsbereichen 
der Bank.  
Aufbau der Fallstudie 
Aussagen darüber, welche positiven und negativen Synergien aufgrund der Be-
rücksichtigung bzw. Nichtberücksichtigung von Stakeholderinteressen in einem 
Fusionskonzept eintreten können. 
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Konkret sollen zur systematischen Erfassung potenzieller Synergien und Synergieverluste 
jedem Stakeholder nach dem Modell von Donaldson/Preston die positiven und die negativen 
Auswirkungen einer Fusion zugeordnet und dabei auch der betroffene Bereich der Wert-
schöpfungskette nach Porter genannt werden, dies durch Dokumentenanalyse und Beobach-
tung. Am Ende des Prozesses steht eine nach Stakeholdern und Funktionsbereichen geglie-
derte sowie im Rahmen von Experteninterviews evaluierte Einschätzung des 
Synergiepotenzials von Regionalbankfusionen. Das Kategoriensystem für die zielgerichtete 
Auswertung des Datenmaterials wurde bereits in Tabelle 7 gezeigt.  
4.2. Fusionsstrategie der österreichischen Volksbanken 
4.2.1. Grundverständnis des vorliegenden Falles 
4.2.1.1. Ausgangslage 
Wie in Abschnitt 4.2.2.1 noch näher erläutert wird, hat sich das wirtschaftliche Umfeld für 
Banken stark verändert, was bei manchen Vorständen ein Überdenken traditioneller Ge-
schäftsprozesse auslöst. Allerdings ist Wandel nicht neu und schon seit Jahrzehnten ein 
Thema, unter anderem wird die Bildung von Kooperationen als ein Mittel gesehen, um ihm 
zu begegnen (vgl. Scott-Morgan/Maira, 1997, S. 13; vgl. Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 5; 
vgl. Aiginger et al., 2006, S. 3). 
Das bereits angesprochene Basel-III-Regelwerk zu den Eigenkapitalerfordernissen für Finan-
zinstitute hat zwar das Ziel, das Finanzsystem belastbarer und stabiler zu machen, es führt 
allerdings auch zu einer entsprechenden Steigerung der Verwaltungstätigkeiten und dadurch 
zu höheren Kosten. Zudem enthält Basel III einige Veränderungen, die sich mittelfristig 
durchaus negativ auf den Kreditvergabeprozess auswirken könnten. Es ist hierbei zu beach-
ten, dass ein zusätzlicher Kapitalbedarf bei den Banken entsteht, was insbesondere im Hin-
blick auf ein gleichzeitig verschärftes Risikomanagement durchaus dazu führen könnte, dass 
Institute schlicht ihr Kreditengagement zurückfahren, um mit dem aktuellen Eigenkapital das 
Auslangen zu finden. Jedenfalls müssen einhergehend mit Basel III interne Prozesse ange-
passt werden, etwa in den Bereichen Controlling, Risikomanagement, Kapitalplanung, sowie 
Compliance. Auch in der IT sowie im Berichts- und Meldewesen sind Änderungen notwendig 
(vgl. Zirkler et al., 2015, S. 29f.). Hahn/Hölzl (2011, S. 22) empfehlen grundsätzlich eine Struk-
turbereinigung durch Fusionen von Kleininstituten zu größeren regionalen Banken, Haupt-
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grund für diese Empfehlung ist die durch Basel III-Risikogesichtspunkte verstärkte mengen-
mäßige Kreditbeschränkung an Einzelkreditnehmer und damit eine eingeschränkte Finan-
zierbarkeit der Wirtschaft durch die vielen Kleinbanken, die von dieser Vergabebeschrän-
kung betroffen sind. Der Ruf nach einer Strukturbereinigung bei den Banken ist allerdings 
kein Novum der heutigen Zeit, sondern schon seit Jahrzehnten auch bei traditionell kleinen 
regionalen Genossenschaften und ihren Verbänden ein Thema. Im Zuge der angesprochenen 
laufenden Veränderung waren im Volksbankensektor bereits in den 1980er Jahren Konzent-
rationstendenzen auf der Tagesordnung. Laut Hofinger (1998, S. 241f.) entspricht das Struk-
turkonzept der Volksbanken aus dem Jahr 1985 den genossenschaftlichen Grundsätzen Sub-
sidiarität und Föderalismus, ist aber auch betriebsgrößenorientiert. Die Betriebsgröße ist 
demnach von der Marktstrategie und der Unternehmensphilosophie abhängig, stellt aber 
auf eine Richtgröße von 60 - 90 Mitarbeitern ab. Dieses Konzept führte zwischen den Jahren 
1979 und 1995 zu einer horizontalen Strukturbereinigung von 162 Volksbanken im Jahr 1979 
auf 79 im Jahr 1995. Trotz mancher Fusionsbestrebungen war der Konzentrationsgrad in 
Österreichs Bankenlandschaft (Bilanzsumme der fünf größten Institute verglichen zur aggre-
gierten Bilanzsumme aller Banken) 2010 mit 35,4 Prozent nach wie vor ein niedriger, die 
Anzahl der Einwohner, die 2008 im Durchschnitt auf eine der 872 selbstständigen Banken 
kam, war mit 9.499 neben Luxemburg eine der geringsten weltweit. Das Verhältnis von Auf-
wendungen zu Erträgen (Cost/Income-Ratio) dagegen war mit 61 Prozent im Jahr 2008 hoch, 
wobei Banken in Deutschland, Frankreich oder etwa in den Niederlanden mit Werten von 
über 70 Prozent noch schlechter lagen (vgl. Hahn/Hölzl, 2011, S. 9f.). Es gibt demnach einige 
Gründe, um auf eine allem Anschein nach bevorstehende Strukturbereinigung in Österreichs 
Bankenszene vertiefend einzugehen. 
4.2.1.2. Vom Strukturwandel betroffene Institute 
Ein kurzer Blick auf die österreichische Kreditwirtschaft macht deutlich, wer die Hauptbe-
troffenen eines Strukturwandels hin zu weniger und dafür größeren Instituten sein können. 
So werden die UniCredit Bank Austria sowie die BAWAG-PSK. als reine Konzern- bzw. Filial-
banken (vgl. Maier, 2014, S. 84) diesbezüglich wohl wenig Handlungsbedarf haben. Hier ist 
allerdings einschränkend festzuhalten, dass der Bank Austria zwar keine Fusion bevorsteht, 
allerdings wurde ab 2015 mit zahlreichen Filialschließungen und einem Personalabbau be-
gonnen (vgl. Leban, 2015, S. 11). Die 46 lokalen Sparkassen, die damals noch 48 Volksbanken 
sowie die 490 Raiffeisenbanken hingegen sind eigenständige Klein- und Kleinstbanken, wel-
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che im Fall der Volks- und Raiffeisenbanken im direkten Eigentum ihrer Kunden stehen, die 
durch die Zeichnung von Genossenschaftsanteilen zu Miteigentümern werden (vgl. Maier, 
2014, S. 82ff.). Durch ihre Eigenständigkeit müssen sie allerdings auch alle regulatorischen 
Vorgaben, zwar unterstützt durch ihre jeweiligen Spitzeninstitute und Verbände, aber letzt-
lich doch eigenverantwortlich erfüllen, was einen entsprechenden Verwaltungsaufwand er-
warten lässt. In der Praxis werden damit neben Anforderungen an Kapital oder Liquidität vor 
allem die zunehmenden regulatorischen Anforderungen, das niedrige Zinsniveau und damit 
der Kostendruck durch gleichbleibende Fixkosten sowie die Stärkung der Marktbearbeitung 
als Gründe dafür genannt, warum mehr und mehr Kleinbanken zu größeren Einheiten fusio-
nieren, wie etwa beim Zusammenschluss einiger Tiroler Raiffeisenbanken (vgl. Strozzi, 2013, 
S. 15). Der erhöhte Aufwand für Verwaltungstätigkeiten behindert kleinere Banken und bin-
det Personal (vgl. Pfabigan, 2014, S. 10). Auch auf internationaler Ebene sind Kreditgenos-
senschaften mit diesen Themen konfrontiert (vgl. Abschnitt 2.1.6). 
4.2.1.3. Strukturbereinigung bei den Volksbanken 
Barazon (2015, S. 10) stellt fest, dass die kleinen Regionalbanken einen unverzichtbaren Bei-
trag zum Erfolg der österreichischen Wirtschaft leisten und kritisiert, dass gerade diese Insti-
tute von Regierung und Finanzmarktaufsicht unter Druck gesetzt werden, um sie in größere 
Einheiten zu zwingen. Gerade wenn kleinere Banken in Schwierigkeiten kämen, wäre das ein 
überschaubares Problem. Größere Einheiten, die dann „too big to fail“ sind, Finanzkrisen 
verursachen und den Staat gefährden können, sollen auf staatliche Anordnung hin entstehen 
(vgl. Barazon, 2015, S. 10). Grundsätzlich sind erhöhte Verwaltungsaufwendungen oder eine 
größenmäßige Kreditbeschränkung für die Ertragsentwicklung einer Bank in der Regel zwar 
hinderlich, aber dennoch kein Zwang, mit anderen Kleininstituten zu fusionieren. Das Szena-
rio der zwangsweisen Konzentration zu größeren Einheiten stand dem Volksbankensektor 
2015 aber trotzdem bevor. Das Spitzeninstitut Österreichische Volksbanken AG, kurz ÖVAG, 
hat 2005 die Investkredit Bank und im Paket mit dieser auch die Kommunalkredit Bank um 
etwa 840 Millionen Euro übernommen (vgl. o.V., 2008c, S. 5). Das Geschäftsmodell der 
Kommunalkredit wurde aber während der Finanzkrise 2008 hart getroffen, woraufhin die 
Bank notverstaatlicht werden musste (vgl. o.V., 2008a, S. 9). Durch die Abschreibung von 
Wertpapieren der Lehman Brothers, isländischen Anleihen und strukturierten Produkten 
sowie eben die Abschreibung der Kommunalkredit musste die ÖVAG letztlich Staatshilfe in 
Form von Partizipationskapital in Höhe von einer Milliarde Euro aufnehmen, um die damals 
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gültigen Eigenkapitalvorschriften noch zu erfüllen (vgl. o.V., 2008b, S. 15). Im Jahr 2012 gab 
es erneuten Handlungsbedarf, die ÖVAG hatte mit weiteren Abschreibungen auf notleiden-
de Kredite sowie griechische Staatsanleihen zu kämpfen und häufte 2011 einen Verlust von 
1,2 Milliarden Euro an, was eine Staatsbeteiligung von mehr als 40 Prozent und einen Nach-
schuss der regionalen Volksbanken von 230 Millionen Euro notwendig machte (vgl. Höller, 
2012, S. 15). Im Jahr 2013 wurde im Rahmen einer Strukturreform von den Volksbanken 
selbst beschlossen, dass nach Fusionen nur etwa die Hälfte der bestehenden selbstständigen 
Institute übrigbleiben und damit Synergien gehoben sowie Kosten eingespart werden sollen 
(vgl. Höller, 2013, S. 17).  
4.2.1.4. EZB Bankenstresstest 
Mit einer Voruntersuchung bedeutender europäischer Kreditinstitute, dem sogenannten 
Comprehensive Assessment, untersuchte die EZB im Jahr 2014 schließlich 124 Kreditinstitute 
aus dem Euroraum hinsichtlich ihrer Kapitalisierung unter Berücksichtigung der ab 2019 gel-
tenden Regelungen betreffend der Eigenkapitalpuffer. Ziel war es, die vorliegenden Risiken 
und Lasten zu erheben sowie die Möglichkeit für Korrekturmaßnahmen zu geben, außerdem 
diente die Maßnahme der EZB als Vorbereitung und Bestandsaufnahme für den von ihr von 
den nationalen Notenbanken im November 2014 übernommenen Prüfauftrag für die ent-
sprechenden Institute. Der Prüfungszeitraum war auf ein Jahr angelegt, als Basis dienten die 
Bankbilanzen zum Stichtag 31.12.2013. Der Teil Risk Assessment beinhaltete die Überprü-
fung von Risiken des Instituts in den Bereichen kurzfristige Liquidität, Refinanzierung und 
Verschuldungsgrad. Das Balance Sheet Assessment, also die Bilanzprüfung, enthielt einen 
Asset Quality Review (AQR), der sich vorwiegend mit der Werthaltigkeit der Aktiva, der Beur-
teilung der Kreditsicherheiten sowie der Angemessenheit der Risikovorsorgen befasste. Ein 
etwa 300 Seiten starkes Handbuch zur Bilanzprüfung mit detaillierten Leitlinien zur Datenva-
lidierung sowie Bewertung von Forderungen und Sicherheiten lässt auf eine entsprechende 
Genauigkeit und damit Relevanz des Comprehensive Reviews schließen. Als letzter Teil die-
ser Überprüfung erfolgte ein Stresstest unter Simulation verschiedener Risikoszenarien, der 
die Überlebensfähigkeit der Bank in definierten Krisenfällen aufzeigen sollte. Banken, die 
aufgrund der untersuchten Stressszenarien Kapitallücken aufwiesen, waren verpflichtet, 
detaillierte Pläne zur Schließung dieser Lücken vorzulegen und die Lücken innerhalb von ma-
ximal neun Monaten zu beseitigen (vgl. Zirkler et al., 2015, S. 26ff.). 
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4.2.1.5. Strategische Neuausrichtung des Volksbankensektors 
Das jüngste Problem bei den Volksbanken trat im Jahr 2014 auf, als nach dem Nichtbestehen 
des vorhin genannten Bankenstresstests hinsichtlich ausreichender Eigenkapitalausstattung 
in kurzer Zeit Pläne zur Schließung der Kapitallücken vorgelegt werden mussten. Es wurde, 
nicht ohne Druck der Aufsicht, beschlossen, die ÖVAG in eine Abbaubank umzuwandeln und 
abzuwickeln, im gleichen Zug aber auch die nach einigen erfolgten Fusionen noch verbliebe-
nen 41 Volksbanken zu acht Bundesländervolksbanken zu vereinigen (vgl. Leban, 2014, S. 
12). An dieser Stelle soll nun das zwischen den Volksbanken und den Aufsichtsbehörden ver-
einbarte Sanierungskonzept für den Volksbankensektor vorgestellt werden. Die in der Folge 
gezeigten Informationen wurden zum Großteil eigens für die Mitgliederversammlungen der 
einzelnen Volksbanken zusammengestellt und entstammen auch aus der Beobachtung einer 
solchen, sie sind demnach auch etwas konkreter als die medial kommunizierten Informatio-
nen zum neuen Sektorkonzept. Den Generalversammlungen der Genossenschaftsbanken 
wurden sinngemäß die nachfolgenden Informationen mitgeteilt:  
Nach einem Jahr 2013 ohne nennenswerten Gewinn stand der von Staatshilfen getragene 
Volksbankenverbund im Jahr 2014 unter massivem Druck. Bereits 2009 erhielt das Spitzen-
institut ÖVAG eine Milliarde Euro Staatskapital, wovon die Republik im Jahr 2012 rund 700 
Millionen Euro abschrieb und fast im gleichen Zug erneut 250 Millionen Euro zuschoss, was 
mit 234 Millionen Euro auch die regionalen Volksbanken als Eigentümer taten. Bedingung für 
die erneute Staatshilfe war damals ein engeres Zusammenrücken der Volksbanken mit weit-
gehenden Weisungsrechten des zur Zentralorganisation umfunktionierten Spitzeninstitutes 
ÖVAG, allerdings noch keine verpflichtenden Fusionen der regionalen Volksbanken. Jeden-
falls wurde Anfang 2014 das Rating der ÖVAG von den Agenturen auf „Non Investment Gra-
de“ mit negativem Ausblick gesenkt und die Tragfähigkeit des Geschäftsmodells der ÖVAG 
bzw. der Volksbanken in Frage gestellt. Gegen Ende des Jahres 2014 spitzte sich die Situation 
weiter zu. Im Rahmen neuer Eigenmittelvorschriften wurde durch die Finanzmarktaufsicht 
eine erhöhte Eigenmittelquote von 13,6 Prozent festgelegt, dazu kamen Risiken aus dem 
Abbau der Rumänientochter, geringer als erwartet ausgefallene Anstiege im allgemeinen 
Zinsniveau und erhöhte Risikovorsorgen, was zusammengenommen beim EZB-
Bankenstresstest zu einem erhöhten aggregierten Kapitalbedarf des Volksbankenverbundes 
in Höhe von rund 865 Millionen Euro führte. Als Lösungsansatz erfolgte letztlich die Rückbe-
sinnung auf ein bereits 2013 von den Volksbankgremien erarbeitetes Struktur- und Strate-
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giekonzept sowie dessen Erweiterung. Es wurden schließlich Maßnahmen zur Ertragssteige-
rung im Privat- und Kommerzkundengeschäft erarbeitet, von denen rund 40 bis 70 Millionen 
Euro an zusätzlichen jährlichen Erträgen erwartet wurden, ebenso rund 10 Millionen Euro 
aus der Optimierung des Eigengeschäfts. Der größte Teil sollte mit rund 90 Millionen Euro 
aber mittels Einsparungen durch Fusionen auf der Primärstufe erreicht werden, ergänzt um 
eine reduzierte und den Bedürfnissen des Verbundes angepasste Zentralorganisation (vgl. 
Volksbank, 2014, S. 7ff.). Konkret erreicht werden sollte dies durch ein Verschmelzen der 
noch bestehenden eigenständigen Lokalbanken zu acht Bundesländervolksbanken mit Zent-
ralen in den Landeshauptstädten bzw. größeren Städten in den Bundesländern. Für die Fusi-
onen wurde ein Zeithorizont bis 2017 ausgegeben (vgl. Volksbank, 2014, S. 12). Die ur-
sprüngliche Zusammenstellung der Fusionsgruppen ist in Anlage X ersichtlich. Ziel war am 
Ende eine schlankere Aufstellung unter Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips mit stan-
dardisierten und effizienten Prozessen bei Erhalt der Schlagkraft im Vertrieb durch regionale 
und persönliche Nähe mit Entscheidungskompetenz vor Ort und dadurch auch entsprechen-
der Entscheidungsgeschwindigkeit, all dies unter Einhaltung der aufsichtsrechtlichen Anfor-
derungen. Themen wie Vertriebsmanagement, Marktfolge, Betrieb, Stab oder Finan-
zen/Risiko können entweder dezentral in jeder Bundesländervolksbank oder zentral in einer 
themenführenden Bank für den gesamten Verbund behandelt werden (vgl. Volksbank, 2014, 
S. 14). Diese Grundsätze werden in einem Zusammenarbeitsvertrag zwischen den Volksban-
ken fixiert (vgl. Volksbank, 2014, S. 16). Da die genannte Kapitallücke von rund 865 Millionen 
Euro augenscheinlich nicht nur durch Ertragssteigerung sowie Kostensenkungen geschlossen 
werden konnte, da schlicht noch zu viele für das Kerngeschäft nicht benötigte Anlagen und 
Beteiligungen sowie auch notleidende Kredite in den Büchern der ÖVAG vorhanden waren, 
sollte in Abstimmung mit den Aufsichtsbehörden die ÖVAG in eine neue Zentralorganisation 
sowie eine Abbaugesellschaft aufgespalten werden, von welchen letztere den Auftrag hatte, 
bis Ende 2017 die nicht zum Kerngeschäft gehörenden Vermögensteile zu veräußern. Außer-
dem sah der Plan den Verkauf verschiedenster Töchter bzw. Beteiligungen wie etwa der Ka-
pitalanlagegesellschaft, der Leasinggesellschaft oder der Bausparkasse vor, um die Eigenka-
pitalquote zu verbessern (vgl. Volksbank, 2014, S. 17). 
In diesem Gesamtkonzept inklusive der Fusionen zu Bundesländervolksbanken wurden nach-





Kunden und Genossenschafter 
 Sicherung der Leistungsfähigkeit der Institute als 
Basis für starke regionale Förderung. 
 Wahrung stabiler Kreditversorgung und langfristi-
ger Kundenbegleitung. 
 Professionalisierung von Beratung und Betreu-
ung. 
 Erhalt der genossenschaftlichen Vermögensposi-
tion. 
Management und Mitarbeiter der 
Volksbanken 
 Konzentration auf regionale Kundenpartner-
schaft. 
 Zukunftsfähiges Geschäftsmodell (neue Kunden-
zugänge durch Institutsgröße). 
 Verlässlicher Arbeitgeber und nachhaltige Ar-
beitsplatzsicherheit mit interessanten Karriere-
perspektiven. 
Zentralorganisation und Verbund 
 Effizienter, leistungsstarker Dienstleister für gro-
ße, schlagkräftige Volksbanken. 
 Verlässlicher Arbeitgeber und nachhaltige Ar-
beitsplatzsicherheit. 
 Befriedigung des Ertragsanspruchs des Kapital-
markts. 
 „Raus aus den Schlagzeilen.“ 
 Zukunftsfähiger, eigenbestimmter Verbund. 
Aufsicht und Politik 
 Einziger rein national agierender Player zur Ver-
sorgung der österreichischen Wirtschaft. 
 Regionale „Schwergewichte“ im Volksbanken-
Sektor. 
 Bedienung der Zinsansprüche der Kapitalgeber. 
 Perspektivisch: Kein zusätzliches Steuergeld er-
forderlich. 
Tabelle 8: Zielgruppenorientierte Vorteile der Verbundstrategie (vgl. Volksbank, 2014, S. 18) 
Die Planung des Volksbankensektors für die Jahre 2014 bis 2019 zeigt, wie sich die vorhin 
beschriebenen Maßnahmen letztlich in Kostenreduktionen auswirken und die gesetzten Zie-
le erreicht werden können. Ein wesentlicher Teil dabei ist die Aufspaltung des bisherigen 
Spitzeninstitutes ÖVAG und die Eingliederung von für den Sektor notwendigen Leistungen 
sowie notwendigen Vermögensteilen in die Volksbank Wien-Baden als neue Zentralorganisa-
tion. Die Planung lässt unter Berücksichtigung von Synergien aus Fusionen auf der Primärstu-
fe sowie durch Maßnahmen wie der Teilung der ÖVAG durchaus Einsparungen im Personal- 
und Sachaufwand erkennen, ebenso wie Verbesserungen in der Kapitalstruktur, was das 
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Erreichen der geforderten Eigenkapitalquoten ermöglicht (vgl. Volksbank, 2014, S. 32ff.). Im 
Jahr 2020 werden auf der Primärstufe Personalkostenersparnisse durch Synergien in Höhe 
von rund 39 Mio. Euro erwartet und eine Sachkostenersparnis in Höhe von rund 11 Mio. 
Euro, dies bei einer geplanten Bilanzsumme im Jahr 2020 von rund 34 Mrd. Euro. Gerade in 
den ersten Jahren bis 2016 erwartete die Planung insgesamt nur rund 9 Mio. Euro Ersparnis, 
dagegen aber Transaktionskosten in der Höhe von über 20 Mio. Euro in den Jahren 2016 und 
2017. Grundsätzlich wurden in der Planung 75 Prozent der erwarteten Synergien und 100 
Prozent der erwarteten Kosten berücksichtigt. Nicht zu vernachlässigen sind auch Aufwen-
dungen, die im Zuge des Abbaus bzw. der Optimierung risikogewichteter Aktiva (RWA) ent-
stehen, welche aber am Ende das Bilanzbild bzw. die Eigenkapitalquote verbessern sollten 
(vgl. Volksbank, 2014, S. 42). Festzuhalten ist, dass die geplanten Fusionen auf der Primärstu-
fe vorwiegend kostenmäßige Synergien zum Ziel haben, die wenigen konkreten Aussagen 
darüber, wie diese Synergien erreicht werden können, lassen schlicht auf eine Zusammenle-
gung von Verwaltungsbereichen schließen (vgl. Volksbank, 2014, S. 28f.). Da diese Arbeit 
nicht auf die zahlenmäßige Untersuchung des Fusionserfolgs bzw. der Synergiegewinnung 
sondern auf das Erkennen potenzieller Quellen für die Erreichung bzw. Nichterreichung von 
Synergien im Bereich der Stakeholder abstellt, wird auf die Planzahlen und deren Entstehung 
an dieser Stelle nicht weiter eingegangen. 
Mehr oder minder als Bedingung für die Genehmigung zur Spaltung der ÖVAG wurde der 
Verbundvertrag 2014 in einer im Vergleich zum bestehenden Vertrag aus dem Jahr 2012 
abgeänderten Fassung nach Beschluss der Gremien in den einzelnen Volksbanken unter-
zeichnet. Der Vertrag sieht eine Mindestlaufzeit von zehn Jahren vor, nach denen ein Institut 
unter Wahrung einer zweijährigen Kündigungsfrist aus dem Volksbankenverbund austreten 
kann. Neben der Auflistung einer großen Zahl an Pflichten, Rechten, Regelungen sowie von 
Haftungsvereinbarungen steht wie schon im Verbundvertrag 2012 das umfangreiche Wei-
sungsrecht der Zentralorganisation im Mittelpunkt. So darf der Vorstand der Zentralorgani-
sation im Rahmen seiner Aufgaben aus dem Verbundvertrag heraus Weisungen erlassen, 
muss dabei allerdings den Förderzweck der zugeordneten Kreditinstitute sowie deren sachli-
che Gleichbehandlung wahren. Ein Recht zur Stellungnahme zu Weisungsentwürfen hat nur 
die von den Primärbanken getragene Haftungsgesellschaft, wobei bei Gefahr im Verzug auch 
dieses Recht erlischt. Exemplarisch können solche Weisungen folgende Themen betreffen: 
 Organisatorischer Aufbau 




 Organisation der Rechnungslegung 
 Zentrale Liquiditätssteuerung 
 Prüfungsordnung für Geschäftsleiter 
 Einheitliches Meldewesen 
 Interne Kontrollmechanismen 
 Risikobewertung und Risikomessung 
 Richtlinien für Kreditvergabe/Kreditprüfung 
 Filialgründungen 
Bei Verstoß gegen die Weisungen drohen Sanktionen bis zum Hinwirken auf die Abberufung 
des Vorstandes oder sogar des Ausschlusses aus dem Verbund (vgl. Volksbank, 2014, S. 
60ff.). Im unabhängig zum Verbundvertrag abgeschlossenen Zusammenarbeitsvertrag wurde 
die Herstellung einer Zielstruktur durch Fusionen sowie die Übertragung von Kompetenzen 
in zentralen Verwaltungsbereichen wie Vertrieb/Marketing, Marktfolge, Betrieb, Stabsfunk-
tionen sowie Verbund-Benchmarking an die Haftungsgesellschaft festgelegt (vgl. Volksbank, 
2014, S. 88ff.). 
Zur Umsetzung der ambitionierten Pläne wurde Gerald Fleischmann aus dem Sparkassensek-
tor abgeworben und steht seit Juni 2015 an der Spitze der Zentralorganisation. Er will mit 
Filialschließungen, Personalabbau und einer kleineren Produktpalette den Volksbankensek-
tor gemäß den Vorgaben sanieren (vgl. Sankholkar, 2015, S. 25). Als Wohnbau-, Anlage- und 
Unternehmerbank wollen sich die Volksbanken um gehobene Privatkunden sowie kleine 
und mittelständische Unternehmer kümmern, allerdings nicht um Großkonzerne (vgl. 
Fleischmann zit. in Griessmair, 2016a, S. 10). Die Volksbanken wollen in Zukunft zwar als 
regional verankerte Bank wahrgenommen werden, sollen aber mit Raiffeisenbanken, 
Sparkassen oder anderen Regionalbanken nicht über Service, Beratung und Produkte 
konkurrieren, sondern durch Kosteneffizienz. Gemäß Fleischmann sollen die neuen Volks-
banken vor allem einfach sein, sie sollen also nur klassische Kredite vergeben, Einlagen an-
nehmen und für den Zahlungsverkehr zur Verfügung stehen und alle anderen Produkte zu-
kaufen. Da ein derart simpel aufgestelltes österreichisches Institut Probleme beim 
Geldverdienen bekommen könnte, will Fleischmann umso mehr Effizienz schaffen (vgl. Gra-
ber, 2015, S. 18). Im Gegensatz zu den genannten Konkurrenzbanken gibt es im neuen 
Verbundmodell eine zentrale Steuerung und Vorgabe durch die Volksbank Wien, bei-
spielsweise bei den IT-Systemen. Die übrigen regionalen Volksbanken können nur noch 
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im Vertrieb frei entscheiden. Das gesamte Bankgeschäft nimmt immer mehr Züge eines 
Produktionsbetriebes an, in welchem die Effizienz durch Fließbandarbeit gesteigert wer-
den soll, wofür die Volksbanken mit ihrem neuen Modell gut gerüstet wären. In Fragen 
des Kreditwachstums wollen sich die Volksbanken wieder ihres Kernklientels besinnen 
und wieder vermehrt Kredite an Kleingewerbetreibende bzw. KMU bis zu 50 Millionen 
Euro Umsatz vergeben (vgl. Fleischmann zit. in Lampl, 2016, S. 29). 
Einige Volksbanken wie etwa Osttirol-Westkärnten, Marchfeld oder Almtal sahen die geplan-
ten und mittlerweile zu großen Teilen bereits umgesetzten strategischen Veränderungen 
mehr als Widersprüche zur genossenschaftlichen Tradition und weniger als eine notwendige 
Anpassung an aktuelle Bedürfnisse und widersetzen sich daher, mit unterschiedlichem Er-
folg, der vorgegebenen Strategie, der Widerstand richtete sich vor allem gegen die Fusion zu 
größeren Einheiten (vgl. Dolomitenbank, 2015, online; vgl. Mauritsch, 2016, S. 6; vgl. Zens, 
2016, S. 15).  
4.2.2. Kontext des vorliegenden Falles 
4.2.2.1. Veränderungsdynamik im Bankwesen 
Gemäß Haiden (2007, S. 472) lautet ein Grundsatz des Bankwesens, dass die Bank die Wün-
sche der Kunden erfüllen muss und nicht umgekehrt. Österreichs Banken haben bei der 
digitalen Revolution und der Stärkung ihrer eigenen Wettbewerbsposition zeitverzögert 
reagiert. Das Bankgeschäft war lange Zeit ein geschützter Sektor, weshalb Rentabilität 
und schlanke Kostenstrukturen auch dementsprechend vernachlässigt wurden. Die schon 
in den 1980er Jahren sichtbare Rentabilitätsschwäche im Inland wurde später durch Er-
träge im Osten relativiert, zu Gute kam den Banken auch die Treue und damit Immobili-
tät ihrer Kunden und der damit einhergehende mangelnde Wettbewerb. Hoher Perso-
nalaufwand, ein überbesetzter Markt und viele kleine Banken, die nicht über die 
Expertise verfügen, ihren Kunden komplexe Bankprodukte anbieten zu können, führen 
aber immer mehr zu Problemen, denn zum einen kam es durch die Finanzkrise ab 2007 
zu einem Ertragseinbruch in Osteuropa, zum anderen wurden strengere Regularien ein-
geführt, deren Einhaltung hohe Kosten verursacht. Auch die expansive Geldpolitik und 
das dadurch niedrige Zinsniveau sind für die Erträge aus der Fristentransformation nicht 
förderlich und haben auch auf das Kerngeschäft mit der Zinsspanne äußerst negative 
Einflüsse. Die Ertragskraft würde aber dringend benötigt, um das von den Regulierungs-
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behörden geforderte Eigenkapital aufbauen zu können (vgl. Hahn zit. in Griessmair, 
2016b, S. 4f.). Bankenexperte Franz Hahn (zit. in Griessmair, 2016b, S. 5f.) rechnet vor, 
dass in den nächsten Jahren ca. 25.000 der rund 75.000 Arbeitsplätze im Bankwesen ab-
gebaut und ca. 1.000 der 4.000 Filialen geschlossen werden, da das Kosten/Ertrags-
Verhältnis oder Cost/Income-Ratio von 65 bis 70 Prozent im internationalen Vergleich 
sehr hoch ist und auf 50 Prozent oder darunter sinken müsse, der größte Kostenfaktor im 
Dienstleistungsbereich wären eben die Mitarbeiter. Durch neue Vertriebswege verlieren 
die Vor-Ort-Präsenz und die persönliche Beziehung zum Kunden im Retailbereich an Be-
deutung. Moderne Beratungs- und Verkaufskonzepte können etwa durch standardisierte 
Kredite, automatisierte Beratung durch sogenannte Robo-Advisors sowie mit Hilfe der 
auf moderne Informationstechnologie setzenden Finanzdienstleister, der sogenannten 
Fintechs, realisiert werden. Beim Robo-Advisory wird dem Kunden online ein Fragenkatalog 
vorgelegt, mit Hilfe der Antworten werden dann individuelle Veranlagungsvorschläge zu-
sammengestellt und so die Beratungsleistung durch Mitarbeiter ersetzt. Dieses Service wird 
von mehreren Start-ups bereits angeboten, auch Großbanken wie die Deutsche Bank, die 
Bank of America oder die ING Diba waren 2016 bereits Vorreiter auf diesem Gebiet und bie-
ten eine automatisierte Vermögensverwaltung an (vgl. Müller, 2016, S. 94). 
Allerdings sind die wesentlichen Bankfunktionen immer noch der Zahlungsverkehr, das Er-
öffnen von Finanzierungsmöglichkeiten wie beispielsweise die Kreditvergabe sowie die Her-
einnahme von Geldern in großem Umfang auf eigene Rechnung. Zusammengefasst handeln 
Banken mit Risiken, egal ob diese Risiken nun in Form von Krediten, Beteiligungen oder Ga-
rantien in das eigene Portfolio übernommen werden oder durch die Bank nur an Anleger 
vermittelt werden, denn auch hierbei entsteht für das Geldinstitut das Risiko, aus Mangel an 
Sorgfalt haftbar gemacht zu werden (vgl. Haiden/Taus, 2007, S. 438f.). 
Fest steht jedenfalls, dass seitens mehrerer Banken bzw. ihrer Vorstände Veränderungsbe-
strebungen vor allem in Richtung Straffung der Filialstruktur zu erkennen sind (vgl. Hell, 
2016, S. 67; vgl. Leban, 2015, S. 11; vgl. Fercher, 2016, S. 30f.; vgl. Sankholkar, 2015, S. 24f.; 
vgl. Martinek, 2015, S. 144), andere aber auch am traditionellen Geschäftsmodell und an 
traditionellen Werten festhalten wollen (vgl. Egger, 2015, S. 30f.; vgl. Müller, 2015, S. 50; vgl. 
Kretzl, 2015, S. 13). Bei allen Neuerungen gilt es aber zu beachten, dass sich nach wie vor nur 
jeder achte Bankkunde vorstellen kann, eine Direktbank als alleinige Bankverbindung zu ha-
ben. Bankkunden sind grundsätzlich treu, Bankverbindungen werden oft über Generationen 
zum selben Institut unterhalten (vgl. Martinek, 2015, S. 146). Es ist in jedem Fall die Frage 
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nach der wirtschaftlichen Tragfähigkeit dieser beiden strategischen Ansätze zu stellen. Letzt-
endlich geht es wie schon zu Beginn gesagt darum, was der Kunde braucht. Im Genossen-
schaftswesen ist diese Feststellung noch dahingehend zu ergänzen, dass nicht nur der Kun-
de, sondern alle bisher erwähnten Stakeholder berücksichtigt werden sollten. 
4.2.2.2. Wirtschaftliches Umfeld der Banken 
Seit dem Ausbruch der Finanz- und Wirtschaftskrise im Jahr 2008 gehen sowohl die Zinssätze 
für Veranlagungen als auch für Finanzierungen kontinuierlich zurück. Der Hauptrefinanzie-
rungszinssatz der Europäischen Zentralbank (EZB) ist seit diesem Jahr auf mittlerweile null 
Prozent gesunken, wie in Abbildung 27 gezeigt wird. Zu diesem Hauptrefinanzierungszinssatz 
können sich Banken bei ihren jeweiligen Zentralbanken gegen Hinterlegung von Sicherheiten 
Geld leihen (vgl. Ruge, 2012, S. 217). 
 
Abbildung 27: Entwicklung des EZB Leitzinssatzes (vgl. OeNB, 2017b, online) 
Dass es den österreichischen Banken aber sehr gut gelungen ist, eine entsprechende Zins-
spanne zwischen Ausleihungen und Einlagen aufrecht zu erhalten, beweisen nachstehende 




Abbildung 28: Aufwände und Erträge der österreichischen Banken (vgl. OeNB, 2017a, online) 
Abbildung 28 zeigt deutlich, dass die allgemeinen Verwaltungsaufwendungen, welche insbe-
sondere Personalkosten, EDV-Kosten und Kosten für sonstige Verwaltungstätigkeiten umfas-
sen, kontinuierlich anstiegen und 2014 einen Höhepunkt erreichten, während der Nettozins-
ertrag bei leichten Schwankungen konstant verläuft. Im Zuge dessen sinken auch die 
Betriebsergebnisse, wobei hier eben versucht wird, durch Zusatzerträge im Provisions- und 
Dienstleistungsbereich einen Teil der Kostensteigerungen zu kompensieren (vgl. OeNB, 
2017a, online). Von größerem Interesse erscheinen allerdings die Gründe, warum bei stag-
nierenden Nettozinserträgen die Verwaltungsaufwendungen stetig ansteigen. Ein großer Teil 
dieser Kosten entsteht durch gesetzliche Prüftätigkeiten und Meldeerfordernisse an Auf-
sichtsbehörden, welche sich aus verbindlichen Regelungen des Baseler Ausschusses für Ban-
kenaufsicht ergeben. Ein Überblick über die von diesem Ausschuss erarbeiteten Regelwerke 
Basel I, II und III ist in Anlage XI zu sehen. Das derzeit gültige Regelwerk Basel III stellt die 
Kreditinstitute in mehreren Punkten vor ein Kostenproblem. Zum einen führen die strenge-
ren Vorschriften zur Qualität und Quantität des Eigenkapitals zu einem Anstieg der Eigenka-
pitalunterlegungskosten, die später auch in die Kalkulation der Kreditkosten für die Kunden 
einfließen müssen und mit sich verschlechterndem Rating zu einem Ansteigen derselben 
führen. Zum anderen bilden die gestiegenen Aufwendungen für den laufenden Geschäftsbe-
trieb sowie Refinanzierungskosten einen vom Rating unabhängigen Kostenblock und müss-
ten grundsätzlich dem Kunden über die Kreditkondition weiterverrechnet werden. Aufgrund 
des bestehenden Wettbewerbs können aber in der Regel nicht alle Kosten an den Kunden 
weitergegeben werden, was die Margen und damit die Profitabilität des Kreditgeschäfts zu-
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rückgehen lässt und das Erzielen von höheren Erträgen aus Cross-Selling-Geschäften immer 
wichtiger macht, um nach wie vor positive Deckungsbeiträge aus dem Kundengeschäft zu 
erzielen. Dazu kommen noch erhöhte Anforderungen an die Liquiditätsreserven, da hier ein 
Kapitalblock von Gesetzes wegen gebunden wird und dadurch weniger ertragreich veranlagt 
werden kann (vgl. Zirkler et al., 2015, S. 32). Die zusätzlichen Personal- und Sachkosten zur 
Einhaltung des Regelwerks Basel III schlagen sich, wie in Abbildung 28 ersichtlich, bereits 
deutlich negativ in den allgemeinen Verwaltungsaufwendungen der Banken nieder. Dass 
diese Kosten tatsächlich nur zum Teil an die Kunden weitergegeben werden können, zeigen 
die großteils rückläufigen Betriebsergebnisse. Der Wille zu grundlegenden Veränderungen 
bei manchem Bankmanager (vgl. Abschnitt 4.2.2.1) bzw. deren Notwendigkeit sind anhand 
der vorliegenden Fakten also durchaus nachvollziehbar. 
4.2.3. Strategieanalyse der Volksbanken 
4.2.3.1. Bisherige strategische Position 
Im Sinne einer umfassenden Fallstudie soll in diesem Abschnitt eine den theoretischen Aus-
führungen in Abschnitt 3.2 folgende Kurzanalyse der bisherigen strategischen Position des 
österreichischen Volksbankensektors erfolgen. In Abschnitt 4.2.3.2 werden dann die wesent-
lichsten Veränderungen in der Strategie herausgearbeitet, bevor in Abschnitt 4.2.4 die po-
tenziellen Auswirkungen auf die Stakeholder untersucht werden. 
Ausgangspunkte der strategischen Analyse sind gemäß Abschnitt 3.2.3 die Vision als wün-
schenswertes Bild der Zukunft sowie die Mission als übergeordneter Zweck des Unterneh-
mens. Diesbezüglich zeigte der ehemalige Verbandsanwalt des Volksbankensektors Hans 
Hofinger (1998, S. 191) vor dem Hintergrund von Globalisierungstendenzen und Personalab-
bau von 15 bis 25 Prozent im Bankbereich durch technologische Veränderungen noch 1998 
für die Volksbanken einen anderen Weg, nämlich den Fokus auf Kundenberatung und Kun-
dennähe und nicht primär Kosten- oder Produktführerschaft. Der Auftrag zur Kundennähe 
ergab sich demnach sowohl aus der Mission, also dem Gründungsauftrag, als auch aus der 
Vision der Volksbanken, sie wurden vom Mittelstand gegründet, getragen und geleitet, 
kannten dessen Probleme und waren aus diesem Selbstverständnis heraus Teil des Mittel-
standes (vgl. Hofinger, 1998, S. 191). Bereits Mitte der 1980er Jahre haben die Volksbanken 
als Antwort auf die damalige Sinnkrise des Sektors ein Leitbild formuliert und darin wesentli-
che Punkte hinsichtlich Strategie, Werten und Verhaltensstandards festgelegt, die im Sinne 
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des in Abschnitt 3.2.3 gezeigten Ashridge-Modells den übergeordneten Zweck herausbilde-
ten. So wurden etwa Prinzipien wie Förderung von Erwerb und Wirtschaft der Mitglieder im 
Rahmen dezentraler, sachlich, räumlich und personell überschaubarer Einheiten sowie die 
Doppelnatur der Genossenschaft formuliert, in der die Nutznießer auch gleichzeitig die Trä-
ger der Genossenschaft sind, in deren Eigentum sie steht. Zudem wurde die Mitwirkung und 
die Mitentscheidung der Mitglieder genannt, ebenso wie die Selbstverwaltung und Selbst-
verantwortung durch die gesetzlichen Organe Vorstand, Aufsichtsrat und Generalversamm-
lung, außerdem die Begrenzung der Stimmenanzahl pro Mitglied unabhängig von der Anzahl 
der gezeichneten Geschäftsanteile (vgl. Gmeiner et al., 1986, S. 18f.). Das Leitbild diente zum 
einen als gesamthafte Richtungsbestimmung des unternehmerischen Handelns, zum ande-
ren der Formung des Erscheinungsbildes nach außen. Es befasst sich zunächst mit dem wich-
tigsten Grundprinzip, dem genossenschaftlichen Förderauftrag im Sinne der Liquiditätsver-
sorgung der Mitglieder und schließlich mit der Förderung des Wirtschaftsraums derselben im 
Geschäftsbereich der Volksbank, also der Region. Darauf folgen die Selbsthilfe bzw. die Ver-
ringerung wirtschaftlicher Abhängigkeiten der Mitglieder, außerdem die Demokratie im Sin-
ne eines Mitgestaltens und Mitverantwortens der Genossenschafter, welche mit ihrem Ge-
schäftsanteil oder einem Mehrfachen davon für die Genossenschaft haften. Außerdem 
werden Selbstkontrolle und die Zusammenarbeit im genossenschaftlichen Verbund genannt 
(vgl. Gmeiner et al., 1986, S. 29ff.). Historisch gesehen könnte wohl das ausreichende Vor-
handensein von Liquidität im Mittelstand als wünschenswertes Bild der Zukunft, also als Vi-
sion angesehen werden, als übergeordneter Unternehmenszweck oder Mission die Strategie 
der Förderung des Mittelstandes im Rahmen von Werten wie Selbsthilfe und Mitbestim-
mung. 
Der nächste Teil der Strategieanalyse befasst sich mit dem externen Umfeld der Volksban-





Abbildung 29: Externes Umfeld des Unternehmens (vgl. Rothaermel, 2015, S. 59) 
Am Anfang steht das Makro-Umfeld des Unternehmens, welches mittels des PESTEL-
Konzepts beschrieben wird (vgl. Abschnitt 3.2.3.2). Der politische Wunsch zu einer Umwand-
lung von Genossenschaftsbanken zu Aktiengesellschaften war bereits in den 1980er Jahren 
präsent (vgl. Abschnitt 2.4.1) und hat sich mittlerweile zu einem Wunsch nach generell grö-
ßeren Einheiten im Bankbereich gewandelt (vgl. Abschnitt 2.4.2). Im ökonomischen Bereich 
kam den Banken über Jahrzehnte ein hohes Zinsniveau mit entsprechenden Gewinnspannen 
zu Gute, was sich seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 massiv gewandelt hat und den 
Blickpunkt immer mehr auf Rationalisierung und Kosteneffizienz lenkt (vgl. Abschnitt 
4.2.2.2). Auch der Wandel im sozialen und gesellschaftlichen Umfeld darf nicht übersehen 
werden und wurde bereits in den Abschnitten 2.2.2 sowie 2.2.3 beschrieben. So verliert der 
klassische Förderauftrag gerade für den Mittelstand zusehends an Relevanz, da sich dieser 
heute auch bei anderen Banken finanzieren kann. In anderen Bereichen täten sich allerdings 
neue Bedarfssituationen für Genossenschaftsbanken auf, gerade beim Thema Start-up Fi-
nanzierungen. An diesem Punkt lässt sich eine gute Verbindung zum Themenkreis Technolo-
gie herstellen, denn Onlinebanking und Automatisierung auch im Beratungsbereich stellen 
die großflächige Filialpräsenz der Volksbanken zunehmend in Frage. Das Gebiet Umwelt 
spielt im Bankenbereich eine eher untergeordnete Rolle, wohl aber dagegen die rechtlichen 










ordnungen vor hohe Kosten stellen (vgl. Anlage XI). Nachdem schon in Abschnitt 3.2.3.2 auf 
die oft geringe Beeinflussbarkeit der PESTEL-Faktoren durch das Unternehmen und damit 
auch durch die Volksbanken eingegangen wurde, erfolgen an dieser Stelle auch keine weite-
ren Ausführungen dazu und wird auf die Branchenebene weitergegangen. Die Analyse er-
folgt hier nach dem in Abschnitt 3.2.3.3 beschriebenen Five-Forces-Modell von Porter. 
Nachdem es sich bei Bankdienstleistungen um sehr homogene und leicht zu imitierende 
Leistungen handelt, ist die Rivalität innerhalb der Branche als hoch einzuschätzen, dazu 
kommt, dass Österreich eine sehr hohe Bankendichte aufweist (vgl. Abschnitt 2.2.3), was 
sich auch an der Anzahl der in Abschnitt 2.1.4 aufgelisteten größeren Marktteilnehmer er-
kennen lässt. Die Gefahr des Neueintritts von Marktteilnehmern ist allerdings aufgrund der 
restriktiven rechtlichen Regelungen relativ gering. Sowohl die Marktmacht der Abnehmer in 
Form von Kreditwerbern sowie auch die Marktmacht von Lieferanten im Sinne von Einlegern 
sind wegen der großen Anzahl an Banken, der hohen Standardisierung der Bankprodukte 
und der relativ einfachen Transferierbarkeit von Bar- und Buchgeld entsprechend groß. Auch 
die Gefahr von Substitutsleistungen ist in den letzten Jahren durch den Eintritt von Fintechs 
in den Markt größer geworden (vgl. Abschnitt 2.2.3), was die Branche begleitend zur um-
fangreichen Regulierung als zunehmend unattraktiv erscheinen lässt.  
Als letzter Punkt in der Analyse des externen Umfelds werden die Volksbanken in eine Stra-
tegic-Groups-Matrix eingetragen (vgl. Abschnitt 3.2.3.4). Es ist dies die Zuordnung zu einer 
Gruppe von Unternehmen innerhalb einer Branche, die eine ähnliche Strategie verfolgen. 
Dazu werden die wesentlichen Unternehmen unter Verwendung zweier Schlüsselfaktoren in 
eine Matrix eingetragen, wodurch sich Gruppen herausbilden. Als Schlüsselfaktoren für die 
Bankbranche wurden die Größe des pro eigenständiger Bank bearbeiteten Gebiets sowie die 
vorwiegend betreuten Kundensegmente gewählt. Auf Basis der in den Abschnitten 2.1.2, 
2.1.3 und 2.1.4 dargelegten Informationen zum österreichischen Bankwesen zeigt Abbildung 
30, dass sich die Volksbanken gemeinsam mit den Raiffeisenbanken und den Sparkassen im 
Wesentlichen zwar noch als Lokalbank definieren, die Raiffeisenbanken aber noch über 
deutlich kleinere Einheiten verfügen. Weiters gibt es eine Gruppe mit Banken, die zwar noch 
regional aber vorwiegend auf Bundesländerebene agieren sowie die großen Filialbanken, die 
das gesamte Bundesgebiet und Kundenschichten aller Größenordnungen abdecken. Grund-
sätzlich ist zu bemerken, dass mit größerem regionalen Fokus auch eine Betreuung von Kun-




Abbildung 30: Strategische Gruppen im Bankbereich (eigene Darstellung) 
Einschränkend ist jedenfalls festzuhalten, dass die Grafik die Verhältnisse in der österreichi-
schen Bankenlandschaft nur näherungsweise abbilden kann und sich alle Banken im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten auch fast um alle Kundenschichten bemühen. So tritt etwa die zentral 
gesteuerte BAWAG-PSK gerade über die Postämter in den Gemeinden durchaus mit den de-
zentral organisierten Banken in den Wettbewerb um Klein- und Mittelbetriebe. Genauso 
servicieren auch Raiffeisenbanken, Sparkassen und Volksbanken über ihre Spitzeninstitute 
RBI, Erste Bank und die seinerzeitige ÖVAG einige Großunternehmen. 
Nach der Analyse externer Faktoren soll nun kurz auf die internen Ressourcen und Fähigkei-
ten der Volksbanken eingegangen werden, von ihnen ist die Erlangung eines nachhaltigen 
Wettbewerbsvorteils abhängig. Ob es sich nun um physische oder nicht physische Attribute 
handelt, die Ressourcen und Fähigkeiten sollten heterogen zu denen anderer Banken sein 
und auch nicht leicht zu anderen transferiert werden können. Werthaltigkeit, Seltenheit, 
hohe Kosten der Imitation sowie eine zu Grunde liegende Organisationsstruktur, die aus den 
Ressourcen und Fähigkeiten auch Wert generiert, sind die Voraussetzungen für nachhaltigen 
Wettbewerbsvorteil (vgl. Abschnitt 3.2.3.5). Die regionalen Volksbanken haben laut Hofinger 
(1998, S. 196) ihre besondere Stärke in der persönlichen Kenntnis des Kunden und dadurch 
auch persönliche, individuelle und maßgeschneiderte Problemlösungskapazität. Dennoch 
müssen sie im Bereich von Preis und Innovation gewisse Mindeststandards erfüllen. Innova-
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boten zu werden, was dazu führt, dass die Volksbanken nicht Erstinnovationskosten und 
Explorationskosten tragen müssen. Aufgrund der Nähe wissen die Volksbanken, welche In-
novationen von den Bankkunden wirklich benötigt werden (vgl. Hofinger, 1998, S. 196). Die 
Volksbanken nutzen zudem die Vorteile flexibler Betriebsgrößen, weil gemäß Fachexperten 
auch in der Zukunft nicht der Größere über den Kleineren siegt, sondern der Schnellere über 
den Langsameren (vgl. Hofinger, 1998, S. 221). Die Stärken der Volksbanken sind die eigen-
verantwortlichen Manager, die im Gegensatz zu weisungsgebundenen Filialleitern hierarchi-
scher Organisationen die Entscheidungskompetenz an dem Ort haben, wo die Geschäfte 
gemacht und die Probleme der Kunden gelöst werden (vgl. Hofinger, 1998, S. 245). Noch 
1998 lobte also Verbandsanwalt Hofinger die zahlreichen Vorteile der dezentralen Organisa-
tion, von der Eigenständigkeit der Entscheidungen der Geschäftsleiter im Vergleich zu Filial-
leitern über die Identifikationsmöglichkeit der Kunden mit der überschaubaren Einheit bis 
hin zur flexiblen und anpassungsfähigen Organisationsform (vgl. Hofinger, 1998, S. 245f.). Als 
physische Ressourcen können jedenfalls die zahlreichen Hauptanstalten und Filialen sowie 
die Mitarbeiter und Geschäftsleiter angesehen werden. Mit Hilfe dieser physischen Ressour-
cen kann die individuelle und maßgeschneiderte Problemlösungsfähigkeit für den Kunden 
gewährleistet werden, außerdem die besondere Kenntnis des regionalen Marktes sowie 
schnelle Entscheidungen vor Ort durch lokale und weisungsfreie Geschäftsleiter. Diese Res-
sourcenkombination führte die regionalen Volksbanken in früheren Jahren auch zu entspre-
chender Ertragsstärke und Kundenzufriedenheit, wodurch sich Regionalität und Individuali-
tät in der Beratung als Kernkompetenzen in der ursprünglichen Volksbankenstrategie 
feststellen lassen. 
Eine Analysemöglichkeit der internen Prozesse stellt die in Abschnitt 3.2.3.6 beschriebene 
Wertschöpfungskette dar. Aus genossenschaftshistorischer Sicht ist es ohnehin so, dass hin-
sichtlich des Subsidiaritätsprinzips die Genossenschaft auch im vertikalen Verbund ihre Leis-
tungen nach Möglichkeit selbst erbringen soll und übergeordnete Organisationsstellen in 
Zentralbereichen nur subsidiär, also aushilfsweise und unterstützend tätig werden (vgl. 
Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 38). In gewissem Sinne kann der Volksbankensektor wie 
auch andere Banksektoren durchaus als vertikal integriert betrachtet werden, da bestimmte 
Leistungen wie Bausparen oder Versicherungen von sektoreigenen Spezialinstituten oder 
Spezialgesellschaften bereitgestellt werden. In der bankeigenen Wertschöpfungskette fällt 
vor allem auf, dass es neben zentral entwickelten Bankprodukten eine große Anzahl regiona-
ler Abwandlungen gab. Jede selbständige Volksbank hatte zumindest zwei weisungsfreie 
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Geschäftsleiter, außerdem wurden der Einkauf, die hausinterne IT, Rechnungswesen, Perso-
nalwesen, Controlling und andere unterstützende Aktivitäten in jeder Hauptanstalt separat 
durchgeführt, was Ineffizienzen und Synergiepotenzial vermuten lässt (vgl. Abschnitt 
4.2.1.5). 
Laut Treacy/Wiersema (1995, S. 38ff.) gibt es nur drei unterschiedliche Kernstrategien, näm-
lich permanente Produktinnovation, bester Preis oder intensive Kundenpartnerschaft. Ge-
mäß den in Abschnitt 3.2.4.1 beschriebenen Geschäftsstrategien nach Porter verfolgten die 
Volksbanken eine Strategie der Differenzierung über besonderes Kundenservice und indivi-
duelle Leistungsgestaltung mit besonderem Fokus auf Klein- und Mittelbetriebe sowie Pri-
vatkunden in einem regionalen Markt. Zur Unternehmensstrategie ist zu sagen, dass zwar im 
Rahmen des Volksbankensektors über Spezialinstitute eine weitere Stufe der Wertschöp-
fungskette genutzt wird, die einzelnen Volksbanken selbst aber nur Geldhereinnahme und 
dessen Weiterverleih sowie Vermittlungstätigkeiten betreiben. Auch eine Diversifikation in 
andere Branchen ist kaum ersichtlich.  
Eine kombinierte Analyse der unternehmensinternen und -externen Faktoren nach der 
SWOT-Logik erfolgt im nächsten Unterabschnitt unter Einbeziehung der bereits bekannten 
strategischen Veränderungen. 
4.2.3.2. Abweichungen zur bisherigen Strategie 
In Abschnitt 4.2.1.5 wurde dargelegt, dass im Volksbankensektor ein Strategiewechsel in 
Richtung Zentralisierung beschlossen wurde und unmittelbar bevorsteht. Gründe dafür sind 
zum einen eine fehlgeleitete Investitionspolitik des Spitzeninstituts und eine spätere Teilver-
staatlichung desselben, zum anderen aber auch allgemein strengere Vorschriften im Bank-
wesen mit entsprechenden Kosten und eine diesbezügliche Tendenz zu größeren Einheiten. 
Hahn (zit. in Griessmair, 2016b, S. 7) sieht die aktuelle Regulierungswut zwar kritisch weil zu 
komplex, zu kostenintensiv und nur bedingt wirkungsvoll, sinnvoller wäre etwa die Vor-
schreibung simpler Eigenmittelquoten unter Verzicht auf Risikogewichtungsaspekte, diese 
Feststellung kann aber nicht darüber hinweghelfen, dass kleinstrukturierte Banksektoren wie 
Volksbanken und Raiffeisenbanken von diesen von ihnen nicht beeinflussbaren Regulativen 
massiv betroffen sind. Der konkrete Blick auf die Regulierungsentwicklung von Basel I bis 
Basel III (siehe Anlage XI) verdeutlicht dies. Dass der Staat bei den Volksbanken nunmehr 
auch als Teilhaber am Spitzeninstitut auftritt und ihm dadurch mehr Gestaltungsspielraum 
als anderen Stakeholdern zukommt, und er diesen Spielraum durch massives Drängen auf 
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eine Strukturbereinigung bei den Volksbanken auch nutzte, wurde in Abschnitt 4.2.1.3 er-
wähnt. Die neue Strategie scheint diesen Ausführungen folgend hinsichtlich der PESTEL-
Faktoren vor allem dem politischen Druck hin zu größeren Einheiten, dem ökonomischen 
Druck zur Kostensenkung aufgrund des niedrigen Zinsniveaus und folglich geringerer Margen 
sowie den verschärften rechtlichen Rahmenbedingungen nachzugeben. Sozioökonomische 
Veränderungen werden kaum berücksichtigt, mit Mittelstandsbetrieben sowie vermögenden 
Privatkunden soll im Grunde weiterhin die traditionelle Kundenschicht bedient werden, über 
vermehrte Start-up Finanzierungen ist in der neuen Strategie nichts enthalten. In Frage ge-
stellt wird dagegen aber die großflächige Filialpräsenz, über vermehrten Ersatz durch techni-
sche Lösungen wie Online-Beratung werden allerdings keine Angaben gemacht. Umwelt-
themen spielen auch in der neuen Strategie kaum eine Rolle (vgl. Abschnitt 4.2.1.5).  
Das Branchenumfeld im Bankbereich hat sich im Gegensatz zu den weiter gefassten äußeren 
Einflüssen wenig verändert, es sind immer noch viele Akteure beteiligt, die Marktmacht von 
Sparern und Kreditnehmern ist entsprechend groß, ebenso wie die Gefahr durch von Fin-
techs angebotene Ersatzprodukte, nur die Gefahr des Eintritts neuer Marktteilnehmer im 
Sinne von klassischen Banken kann, nicht zuletzt aufgrund der Lizenzierungspflicht als gering 
erachtet werden. Insbesondere der Volksbankensektor versucht auf dieses neue Marktum-
feld sowie auf die eigene Situation mit Kostensenkungen zu reagieren. Dies geht mit Struk-
turbereinigungen bzw. Fusionsaktivitäten einher, im Volksbankensektor ist in diesem Zu-
sammenhang oft auch von einem Konzentrationskonzept die Rede. Zur Definition des 
Begriffes Konzentration unterscheidet Woeckener (2014, S. 86f.) zunächst die absolute Un-
ternehmenskonzentration, bei der der gesamte Umsatz in einem relevanten Markt auf we-
nige Unternehmen entfällt, und die relative Konzentration, bei der der gesamte Umsatz un-
gleich auf die Unternehmen des relevanten Marktes verteilt ist. Von einer Konzentration als 
Prozess wird dann gesprochen, wenn die Zahl der Unternehmen in einem relevanten Markt 
im Zeitverlauf abnimmt. Diese Konzentration als Prozess trifft auch auf den Volksbankensek-
tor zu, denn wie bereits in Abschnitt 4.2.1.3 beschrieben, wird die Anzahl der selbstständi-
gen Volksbanken kurzfristig durch Fusionen von über 40 auf neun oder weniger zurückge-
hen. 
Die Zuordnung zu einer strategischen Gruppe scheint sich jedenfalls für die Volksbanken zu 
verändern. Sie wandern von den lokal orientierten Banken, die kleine Gewerbetreibende 
sowie Privatkunden betreuen, zu den regional orientierten Instituten mit der 3 Banken 
Gruppe, den Landeshypothekenbanken sowie der Volkskreditbank, die auf Bundeslän-
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derebene agieren und auch mittlere bis größere Kommerzkunden als Zielgruppe haben. Ein 
Rückblick auf die Ressourcen, Fähigkeiten und traditionellen Kernkompetenzen der Volks-
banken zeigt, dass die neue Strategie auf die Entscheidungskompetenz weisungsfreier Ge-
schäftsleiter auf lokaler Ebene verzichtet und auch ein dünneres Filialnetz sowie eine deutli-
che Straffung des Produktportfolios unter Verzicht auf individuelle Kundenlösungen 
zugunsten einer erhöhten Kosteneffizienz vorsieht. Dass die neu entstehenden Bundeslän-
dervolksbanken auch über eine konsolidierte Ressource Eigenkapital verfügen und dadurch 
in der Lage sind, ähnlich wie die 3 Banken Gruppe, die Landeshypos oder die Volkskreditbank 
auch größere Betriebe anzusprechen, scheint durch das neue Konzept gewährleistet. Zu be-
achten ist allerdings, dass auch die Ressource Personal über die entsprechenden Kompeten-
zen verfügen muss und dass traditionelle Kundenschichten durch die neue Ausrichtung des 
Sektors abwandern könnten. Zu Bedenken gilt auch, dass die Betreuung größerer Unter-
nehmen auch bisher über Konsortialfinanzierungen mit anderen Volksbanken oder dem Spit-
zeninstitut möglich war, so wie es auch den Raiffeisenbanken über die Landesverbände mög-
lich ist. Im Sinne der generischen Strategien nach Porter ist jedenfalls von einer 
Verschiebung von der fokussierten Leistungsführerschaft in Richtung fokussierter Preisfüh-
rerschaft auszugehen, wie auch den Aussagen in Abschnitt 4.2.1.5 zu entnehmen ist.  
Im Rahmen einer SWOT-Analyse kann gesagt werden, dass die Volksbanken versuchen, 
durch eine Reduktion der Schwächen wie etwa hoher Kosten durch die dezentrale Struktur 
Gefahren durch politische, ökonomische und gesetzliche Einflüsse zu begegnen. Eine Reakti-
on durch interne Stärken ist zumindest in Ansätzen erkennbar, da die traditionellen Kernziel-
gruppen weitgehend beibehalten und nur leicht um die etwas größeren Betriebe des Mittel-
standes erweitert werden sollen. Eine Chance und gleichzeitig auch eine Gefahr bietet 
derzeit wohl der technologische Wandel. Hier sieht die neue Strategie aber keine Reaktion 
vor, um traditionelle Schwächen in der Bearbeitung des Online-Marktes zu beseitigen oder 
Stärken wie die besonders intensive Kundenbetreuung im Offline-Bereich auch auf den Onli-
ne-Bereich umzulegen. Auch die Chancen, die sich aus dem sozioökonomischen Wandel er-
geben, scheinen nicht wahrgenommen zu werden, auch hier könnten die traditionellen Stär-
ken und auch Aufgaben der Volksbanken in der Förderung des Mittelstandes auf Start-up 
Unternehmen transferiert werden. Diese kurze SWOT-Analyse zeigt auch die in Abschnitt 
3.2.3.7 erwähnten Schwächen der Methode auf, nämlich dass viele Chancen auch Gefahren 
sein können. Sie stellt, ebenso wie die gesamte Strategieanalyse in diesem Abschnitt auch 
nur Implikationen dar, die Hauptaufgabe dieser Arbeit liegt darin, diejenigen Chancen und 
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vor allem Gefahren für die erwarteten Synergien aus der neuen Strategie herauszuarbeiten, 
die von den Stakeholdern ausgehen. 
4.2.4. Einflüsse der Stakeholder auf das Synergiepotenzial in den verschiedenen Wert-
schöpfungsbereichen  
4.2.4.1. Einführung 
Die in Abschnitt 4.1.4 beschriebene Untersuchung von 712 Presseartikeln sowie 37 Artikeln 
im Fachmagazin Cooperativ hat eine Vielzahl an positiven wie negativen Auswirkungen einer 
Fusion auf die verschiedenen Stakeholder von Genossenschaftsbanken hervorgebracht, die 
das Synergiepotenzial entsprechend beeinflussen können. Insgesamt wurden dabei mehr als 
500 relevante Textstellen extrahiert. Die darin enthaltenen positiven wie negativen Auswir-
kungen auf die einzelnen Stakeholdergruppen sowie neutrale Punkte werden auf den fol-
genden Seiten in komprimierter Form und sortiert nach Stakeholdergruppe sowie betroffe-
nem betrieblichen Funktionsbereich dargestellt. Abgerundet wird diese Erhebung durch die 
Beobachtung einer Mitgliederversammlung einer Bankgenossenschaft, bei der die Sorgen 
und Ängste der Stakeholder sowie auch die Argumente der Bankvorstände und Aufsichtsräte 
für eine Fusion zur Sprache kamen. Die Parameter, nach welchen die Darstellung der Aus-
wirkungen auf die Stakeholder sowie die Zuordnung zu betrieblichen Funktionsbereichen 
erfolgt, wurden in Abschnitt 4.1.5 beschrieben. Zudem sollen unter der Kategorie Bereichs-
übergreifende Themen die vorteilhaften bzw. die negativen Auswirkungen für Stakeholder 
besprochen werden, die nicht einzelnen Teilbereichen der Wertschöpfungskette zuordenbar 
sind, aber für die Gesamtentwicklung des Unternehmens als relevant erscheinen. Außerdem 
ist festzuhalten, dass nicht jeder betriebliche Teilbereich bei jeder Stakeholdergruppe ange-
sprochen wird. Mit der in Abschnitt 2.1.1 zu den Grundlagen des Genossenschaftswesens 
dargestellten Besonderheit der oftmals durch die Mitgliedschaft bedingten Identität von 
Investoren und Kunden wird zum besseren Verständnis so umgegangen, dass beim Stake-
holder Investoren Einflüsse dargestellt werden, die sich auf das eingezahlte Kapital und das 
Mitspracherecht beziehen, im Bereich Kunden dagegen werden vorwiegend Auswirkungen 
von Fusionen auf die bankgeschäftliche Betreuung dieser Interessensgruppe beschrieben. 
Aufgrund der großen Zahl an ausgewerteten Presseartikeln, auf die im Folgenden auch lau-
fend Bezug genommen wird, werden diese aus Gründen der Übersichtlichkeit nicht im 
Hauptliteraturverzeichnis sondern in einem eigenen Abschnitt 7.2 des Literaturverzeichnis-
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ses angeführt und von eins aufsteigend nummeriert, der Verweis im Text erfolgt dann immer 
unter Angabe der jeweiligen Nummer des Artikels. Ebenfalls aus Gründen der besseren 
Übersicht werden bei jeder Stakeholdergruppe die erhobenen und zuvor beschriebenen po-
sitiven wie negativen Auswirkungen einer Fusion in Tabellenform dargestellt. 
4.2.4.2. Investoren 
Bereichsübergreifende Themen 
Positive synergetische Wirkungen und damit eine augenscheinlich auch für die Investoren 
positive Fusionsauswirkung sollen aus der Zusammenlegung der 2014 noch bestehenden 44 
Volksbanken und sieben Spezialinstituten zu Bundesländervolksbanken und Sonderinstituten 
entstehen, die jährlichen Kosteneinsparungen wurden mit 90 Millionen Euro und die Er-
tragspotenziale mit 50 Millionen Euro beziffert (vgl. 556). Von den am Ende größeren Regio-
nalbanken verspricht sich der Sektor jedenfalls auch eine wesentlich höhere Schlagkraft hin-
sichtlich Erträgen und Kapitalausstattung (vgl. 98). Die Verantwortlichen in Oberösterreich, 
Niederösterreich, Kärnten und Tirol sahen in den Fusionen eine Effizienzverbesserung hin-
sichtlich der Ertrags- und Kostenstruktur (vgl. 82; vgl. 135; vgl. 160; vgl. 201; vgl. 245). Die 
Fusion der Volksbank Wien mit der Volksbank Baden sollte ab 2014 eine kontinuierliche Ver-
besserung des kumulierten Ergebnisses im Vergleich zu den ursprünglichen Einzelplanungen 
der beiden Banken und bis 2018 eine jährliche Ertragssteigerung von rund fünf Millionen 
Euro bringen. Eine Ausweitung des Kundengeschäftsvolumens von ursprünglich rund sieben 
auf zehn Milliarden Euro wurde ebenso angepeilt (vgl. 682; vgl. 720). Aus dem Spitzeninstitut 
ÖVAG hieß es, es würden mit den Fusionen im Sektor Kostenstrukturen, Marktpräsenz und 
Ertragskraft gesteigert (vgl. 515), mehrfach hieß es auch, man würde durch Fusionen stärker 
und schlagkräftiger werden und Synergien heben (vgl. 369; vgl. 439). Positiv wurde auch er-
wähnt, dass bei Fusionen der Branchenmix bei den Kundenausleihungen diversifiziert wer-
den könne, was das Ausfallsrisiko verringere. Bei bisher ähnlicher Geschäftspolitik von fusio-
nierenden Banken könnten zudem Rationalisierungsmaßnahmen gesetzt werden, bei 
unterschiedlicher Geschäftspolitik könne die Expertise des jeweils anderen das Angebot in 
der neuen Bank bereichern, die einzelnen Häuser könnten voneinander lernen. Außerdem 
könne ein Ausgleich zwischen Aktiv- und Passivgeschäft stattfinden, was etwa bei der Fusion 
der einlagenstarken Volksbank Straßwalchen-Vöcklamarkt-Mondsee mit der ausleihungs-
starken Volksbank Salzburg als positives Argument genannt wurde (vgl. 714). Als Beispiel für 
das gegenseitige Lernen bei Fusionen sei die Übernahme des in der Volksbank Niederöster-
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reich-Süd etablierten Nachhaltigkeitsmanagements mit den Bereichen Umwelt und Soziales 
in die gesamte Volksbank Wien erwähnt (vgl. 737; vgl. 747). Auch bei der beobachteten Ge-
neralversammlung wurde den Mitgliedern vom Vorstandsvorsitzenden der aufnehmenden 
Volksbank versichert, dass die fusionierte Bank stärker sein werde als die einzelnen Volks-
banken vorher (vgl. 713). Nicht zuletzt wurde durch die Fusionen aber auch eine Verbesse-
rung des Ratings für den gesamten Volksbankenverbund und dadurch eine Wiederherstel-
lung der Kapitalmarktfähigkeit erwartet (vgl. 316; vgl. 581). Diese Ratingverbesserung ist 
letztlich auch eingetreten, die stärkere Zentralisierung habe laut Fitch-Ratings den Zusam-
menhalt unter den Volksbanken erhöht und das Risikomanagement verbessert. Die Ertrags-
lage habe sich stabilisiert und die Qualität der Aktiva sich verbessert, weshalb sowohl die 
Ratingagenturen Fitch als auch Moody's den Volksbankenverbund wieder auf Investment-
grade geratet haben (vgl. 749). 
Bei allen bisher genannten bereichsübergreifenden Vorteilen muss dennoch gesagt werden, 
dass die Fusionen im Volksbankensektor größtenteils nicht von den einzelnen Regionalban-
ken selbst angestoßen wurden, sondern von dritter Seite Druck ausgeübt wurde. „Freiwillig 
kriegt man das nie hin“ (Fleischmann zit. in 113), hieß es wörtlich, wobei Gerald Fleischmann 
als Chef der Volksbank Wien mit dieser Aussage auf den Druck der Bankenaufsicht zu den 
Fusionen verweist. Grundsätzlicher Auslöser der Thematik war das Einspringen des Staates 
bei der ÖVAG im Jahr 2012, seitdem ist dieser mit rund 42 Prozent beteiligt. Die regionalen 
Volksbanken als Aktionäre konnten damals das erforderliche Kapital nicht aufbringen, und 
ein Nachschuss der Volksbank-Genossenschafter sollte verhindert werden (vgl. 582). Gemäß 
Vorstandsdirektor Andreas Pirkelbauer von der damaligen Volksbank Linz-Wels-Mühlviertel 
war das vom ÖVAG-Vorstand präsentierte Fusionskonzept mit dem Vorteil versehen, dass 
die Genossenschafter nichts nachschießen mussten und keine Kunden zu Schaden kamen 
(vgl. 577), diese Gefahr schien zuvor lange Zeit als gegeben (vgl. 570). Die Fusionsnotwendig-
keit wurde auch damit begründet, dass einige kleine Volksbanken auf die ÖVAG-Dividende 
angewiesen gewesen wären und bereits in den Jahren zuvor unter den Schwierigkeiten des 
Spitzeninstitutes gelitten hätten, folglich ohne Fusion kaum überleben hätten können (vgl. 
575). Haben im Zuge der Zwangsfusionen größere bzw. aufnehmende Volksbanken wie etwa 
Niederösterreich-Mitte die Fusion teils ohne Gegenstimme und unter Verweis auf sich erge-
bende Chancen rasch beschlossen (vgl. 348; vgl. 496), ist bzw. war der Prozess bei kleineren 
Volksbanken deutlich schwieriger (vgl. 507), etwa wollten drei Volksbanken die verordneten 
Fusionen nicht umsetzen, sie wurden deswegen von der Aufsicht mit dem Entzug der Bankli-
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zenz bedroht (vgl. 305). „Wenn einzelne Volksbanken ausscheren, ist die Verbundlösung, die 
Grundlage der Staatshilfe ist, nicht zu machen. Das würde bedeuten, dass die Bilanzen aller 
Volksbanken einer Prüfung unterzogen würden, da manche Bilanzpositionen ohne Sektorlö-
sung risikoreicher werden“ (452), hieß es aus Aufsichtskreisen. „Solche Wertberichtigungen 
würden bis zu 15 Volksbanken in die Insolvenz treiben“ (452). Jedenfalls wurden zahlreiche 
Versuche unternommen, die Rebellen umzustimmen. Laut Expertenmeinung würde die Auf-
sicht immer etwas finden, wenn sie dies wolle, und festgestellte Mängel müssten dann bin-
nen sechs Monaten behoben sein, um die Bankkonzession zu behalten. Seitens der betroffe-
nen Banken wurde aber im Gegenzug auf Eigenkapitalquoten von 20 oder 30 Prozent 
verwiesen, und darauf, dass man das ÖVAG-Desaster ja nicht angerichtet sondern gut ge-
wirtschaftet hätte, und deshalb seine Eigenständigkeit nicht opfern wolle. In Wien wurde die 
Sachlage anders gesehen, da der Steuerzahler bereits 1,25 Milliarden Euro zur Rettung der 
ÖVAG aufgebracht und damit auch die kleinen Volksbanken gerettet habe, welche in einen 
Haftungsverbund eingebettet seien. Für die Aufsicht ging es sogar um eine moralische Frage, 
hatte es geheißen, denn auch die kleinen Volksbanken hätten ihre Vertreter in die ÖVAG 
entsendet und mitbestimmt. Die hohen Eigenkapitalquoten seien anders zu bewerten, wenn 
die Institute nicht mehr im Verbund eingebettet wären, da hier Begünstigungen bei der An-
rechnung interner Verbindlichkeiten wegfielen (vgl. 294). Die Frage eines Mitglieds nach den 
Konsequenzen im Falle eines negativen Fusionsbeschlusses wurde bei der beobachteten 
Generalversammlung seitens eines Vorstandsmitglieds dahingehend beantwortet, dass dann 
schlimmstenfalls die Abwicklung drohe und jedenfalls mit Problemen durch die Aufsichtsbe-
hörden zu rechnen sei. Um die Zustimmung vom Bund für die Abwicklung der ÖVAG zu be-
kommen, wurde von diesem auch die Bedingung gestellt, dass sich die Volksbanken zu grö-
ßeren Einheiten zusammenschließen, um wirtschaftlich leistungsfähiger zu werden. Der 
Aufsichtsratsvorsitzende ergänzte, dass die Bestrebungen einzelner Banken, sich den Rest-
rukturierungsmaßnahmen zu entziehen, mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
scheitern würden, da in diesem Fall die Zentralorganisation mit 30.06.2015 sämtliche Dienst-
leistungsverträge kündigen würde und nicht einmal eine große Bank in diesem Zeitrahmen 
für Ersatzleistungen sorgen könnte (vgl. 713). Im Angesicht des Drohszenarios einer Nach-
schusspflicht der Genossenschafter, des Verlustes der Bankkonzession und der Abwicklung 




An dieser Stelle sollen aber auch die bereichsübergreifenden Nachteile für die Investoren 
erörtert werden. Es erscheint nachvollziehbar, dass sich einzelne Institute gegen eine Ver-
schmelzung wehren, da sie schließlich ihre Eigenständigkeit und Selbstbestimmtheit verlie-
ren (vgl. 163). Genannt wurde in diesem Zusammenhang, dass großflächige Fusionen einer 
Enteignung des Bankvermögens gleichkämen (vgl. 188) und dass es einen Einflussverlust der 
kleineren Fusionspartner gäbe (vgl. 230). Beispielsweise bilden in Oberösterreich die bisheri-
gen Direktoren der großen Volksbanken Linz-Wels-Mühlviertel und Schärding-Altheim-
Braunau den Vorstand, die der kleineren Banken wurden zu Prokuristen und fungieren nur 
noch als Regionaldirektoren (vgl. 264). In der Volksbank Tullnerfeld wurde die mangelnde 
finanzielle Entschädigung der Genossenschafter für die Einbringung von rund 25 Millionen 
Euro Vermögen kritisiert, für die man nur ein Aktienpaket an der Volksbank Niederösterreich 
im Wert von rund einer Million Euro erhalte, ebenso die mangelnde Kontrollmöglichkeit 
durch den Wegfall von Vorstandsposten (vgl. 14), ein ähnliches Problem sah man in der 
Volksbank Süd- und Oststeiermark (vgl. 173). So wie in den meisten Volksbanken sind die 
Genossenschafter in der neuen Struktur nicht mehr direkt sondern nur noch über Verwal-
tungsgenossenschaften an der Volksbank beteiligt (vgl. 570), in jedem Fall haben die Mit-
glieder aber Anteile an einer größeren Volksbank als bisher (vgl. 571). Der Genossenschafts-
forscher Holger Blisse meint dazu, die Entwicklung der Volksbanken in Richtung 
Aktiengesellschaften drohe die Mitglieder von den Genossenschaften weiter zu entfernen 
und diese ihrer genossenschaftlichen Identität zu berauben. Die Unterstellung des Ziels der 
leichten Veräußerbarkeit liege nahe. Das Management werde durch die Größe und Rechts-
form in seinen Entscheidungen unabhängiger von den Eigentümern bzw. Mitgliedern (vgl. 
390). Die Volksbank Osttirol-Westkärnten wollte wohl auch deshalb nicht rund 40 Millionen 
Euro an Eigenkapital aus einer strukturschwachen Region nach Kärnten transferieren (vgl. 
Gomig zit. in 354), von der Volksbank Almtal wurden in größeren Einheiten mehr Fehlent-
scheidungen befürchtet (vgl. Drack zit. in 391). In den vergrößerten Banken würde sich auch 
die Komplexität erhöhen und es nicht mehr möglich sein, unter dem aufsichtsrechtlichen 
Radar zu fliegen, so Verbandsanwalt Christian Pomper (vgl. 724). Auch sei noch erwähnt, 
dass Fusionen zunächst auch Kosten verursachen, etwa für Abfertigungen und Gebühren. 
Diese machten in Oberösterreich im Jahr 2015 rund 3,5 Millionen Euro aus, insgesamt wurde 
ein Verlust von rund 14 Millionen Euro ausgewiesen (vgl. 168).  
Von zahlreichen Genossenschaftsmitgliedern sowie deren Entsandten in die Aufsichtsräte 
wurden vor allem der Zwang und damit die Alternativlosigkeit einer Fusion als Nachteil emp-
 171 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
funden. So wollte der ehemalige ÖVAG-Generaldirektor Stephan Koren denjenigen Volks-
banken, die die nötigen Beschlüsse in den Generalversammlungen nicht rechtzeitig herbei-
führten, Mitte 2015 die Servicefunktionen kündigen, und aus Sicht der Bankenaufsicht sind 
Bankgeschäfte etwa ohne den Zahlungsverkehr nicht möglich, was das Ende für die be-
troffene Bank bedeutet hätte (vgl. 483). So würde etwa laut FMA der Austritt aus dem Sek-
tor gravierende wirtschaftliche und rechtliche Probleme nach sich ziehen, angefangen bei 
Zahlungsverkehr und Rechnungswesen bis hin zu Liquiditätsmanagement und Haftungsfra-
gen (vgl. 457). Eine Folge wäre auch ein sprunghafter Anstieg des Eigenmittelerfordernisses, 
ein sorgfältiger Geschäftsleiter hätte laut FMA-Vorstand Helmut Ettl die Genossenschafter 
vor den unkalkulierbaren Risiken eines Austritts zu warnen (vgl. 467). Laut Josef Stampfer, 
dem Obmann des Fördervereins der Primärbanken, sei der Fusionsdruck aber eine unerlaub-
te Einschränkung der Satzungsautonomie, er verweist dabei auf höchstgerichtliche Urteile, 
die die Satzungsautonomie bestätigen (vgl. 294). Die Befragung in den Generalversammlun-
gen zu einem Punkt, der scheinbar von den Behörden schon festgesetzt worden war, erzürn-
te die Mitglieder. Ob man als Eigentümer keine Rechte habe oder was dahinter stecke, wenn 
so ein Unsinn vorgeschlagen wird, waren von Mitgliedern gestellte Fragen. Die FMA hätte 
jahrelang auf allen Linien versagt und wolle jetzt gesunde Banken entmachten (vgl. 376), so 
der Vorwurf. „Das ist in Wahrheit keine Rettung, sondern eine feindliche Übernahme von 
Genossenschaftsvermögen. Wenn ich als Unternehmer so etwas zulasse, lande ich wegen 
Untreue vor Gericht. Eine Zustimmung ist unmöglich. Wir als gut wirtschaftende Bank wären 
die Dummen. Wir haben Reserven geschaffen. Nach einer Fusion kann man unser Vermögen 
hernehmen, um die Löcher der übergeschnappten Expansion zu stopfen. Das ist Geld, das 
die Region braucht“ (557), sagte etwa der Almtaler Aufsichtsrat Siggi Neuschitzer (vgl. 557). 
Für Kurt Kreil, Vorstand der Volksbank Straßwalchen-Vöcklamarkt-Mondsee, könnten Fusio-
nen von eigenständigen Genossenschaften nur auf freiwilliger Basis funktionieren, insbeson-
dere dann, wenn zentral vorgegebene Ziele bereits erfüllt würden (vgl. 632). Dementspre-
chend wurde in einigen Generalversammlungen zumindest vorerst auch kein positiver 
Fusionsbeschluss gefasst. Für bundesweites Aufsehen sorgte etwa die mehrheitliche Ableh-
nung durch die rund 350 anwesenden Mitglieder der Volksbank Landeck (vgl. 442), nach In-
terventionen der Behörden wurde zwei Wochen später eine Mehrheit von 91,8 Prozent für 
die Aufnahme von Fusionsgesprächen mit Innsbruck und Kufstein gefunden (vgl. 416). Auch 
in der Volksbank Tullnerfeld wurde zunächst mit einer Mehrheit von 73 Prozent gegen eine 
Fusion gestimmt, 14 Tage später votierten dann 93 Prozent der anwesenden Mitglieder da-
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für. Man sei unter Druck gesetzt worden, da die Finanzmarktaufsicht FMA mit der Schließung 
der Bank drohte, wenn die Abstimmung nicht positiv sein sollte, hieß es aus Mitgliederkrei-
sen. Von der FMA gab es dazu keine Stellungnahme, die Direktion der Bank sagte dagegen, 
man hätte die Mitglieder von dem nun beschlossenen Weg überzeugen können (vgl. 366). 
Entgegen dem Rat von Vorstand und Aufsichtsrat ging auch die Abstimmung in der Volks-
bank Marchfeld gegen eine Fusion mit Wien aus (vgl. 359; vgl. 367). Nachdem sogar die drit-
te Abstimmung mit einer Mehrheit von 98 Prozent keine Zustimmung brachte, wurde letzt-
lich der Ausstieg der Bank aus dem Volksbankenverbund gegen eine Entflechtungszahlung 
von sieben Millionen Euro genehmigt, diese wäre aber bei Teilnahme am Verbundmodell im 
Rahmen der Volksbank Wien ebenso zu zahlen gewesen (vgl. 65). Auch die Volksbank Ostti-
rol-Westkärnten hat letztlich ihrerseits nur mit der deutlich kleineren Volksbank Gmünd fu-
sioniert und ist gegen eine Abschlagszahlung von rund acht Millionen Euro aus dem Volks-
bankensektor ausgeschieden (vgl. 116; vgl. 204). In Osttirol wurde bereits seit Herbst 2014 
an einem Konzept zur Erhaltung der Selbstständigkeit gearbeitet (vgl. 443). Auch in der 
Volksbank Almtal stimmten die 70 anwesenden Genossenschafter, insgesamt gab es rund 
2000, von Unternehmern, Steuerberatern, Landwirten bis hin zu Privatpersonen, zunächst 
mit 99 Prozent gegen eine Fusion mit der Volksbank Oberösterreich (vgl. 345; vgl. 346). 
Letztlich konnte in der Kleinstbank dem Druck der Aufsicht und des Sektors nicht standgehal-
ten werden, es wurde aber dennoch eine Sonderlösung umgesetzt. Der Bankbetrieb wurde 
um rund 8,6 Millionen Euro an die Volksbank Oberösterreich verkauft. Allerdings werde an 
die Genossenschafter nichts ausgeschüttet sondern das Geld für regionale und soziale Pro-
jekte genutzt. Für die Genossenschafter könnte es als Nachteil angesehen werden, dass sie 
somit keinen Anteil an einer Genossenschaftsbank mehr halten, was die ursprüngliche Inten-
tion des Geschäftsanteils war (vgl. 102; vgl. 744). Auch in der beobachteten Generalver-
sammlung brachten Mitglieder ihr Unverständnis zum Ausdruck, wie etwa in so kurzer Zeit 
und unter einer Flut von Informationen eine so weitreichende Entscheidung getroffen wer-
den solle, warum eine gut wirtschaftende Bank fusioniert werden müsse oder warum die 
Mitglieder nicht in die Suche nach Alternativen eingebunden gewesen waren. Auch wurde 
gesagt, dass die Zentralorganisation die Entscheidung im Grunde schon getroffen habe. Nach 
einer eindringlichen Empfehlung durch Vorstand und Aufsichtsrat und unter Verweis auf 
mögliche Konsequenzen bis hin zur Abwicklung wurde die Fusion hier aber im ersten Anlauf 
beschlossen (vgl. 713). Andere Fusionsbeschlüsse wurden nach anfänglicher Ablehnung wohl 
nicht ohne Ausübung von Druck ebenso beschlossen, wie etwa die Verschmelzung der Ärz-
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tebank mit der Apothekerbank (vgl. 395). Auch in der Volksbank Baden wurde zunächst auf 
Betreiben des ehemaligen Vorstandes und Mitglieds Gerald Wenzel ein negativer Fusionsbe-
schluss zur Volksbank Wien erwirkt, als Gründe wurden der Verlust der Kleinheit und Lokalo-
rientiertheit der Badener Bank genannt (vgl. 672). Das Interesse war bei einer Teilnahme von 
nur 135 der rund 27.000 Mitglieder überschaubar (vgl. 686). Zwei Wochen später wurde bei 
rund 830 teilnehmenden Genossenschaftern die nötige Dreiviertelmehrheit erreicht (vgl. 
685). Kurios dabei war allerdings, dass es in der Zwischenzeit rund 500 Neueintritte in die 
Badener Genossenschaft gegeben hatte (vgl. 686), Insidern zufolge waren rund 300 davon 
Mitarbeiter des designierten Fusionspartners Volksbank Wien, wobei der Badener Vorstand 
Erich Fuker diese Zahl mit nur 60 bezifferte (vgl. 684). 
 
Rein auf das Geschäftsergebnis bezogen kann zumindest bezüglich der Werte der Jahre 2015 
und 2016, also vor der Fusion zu Ländervolksbanken von einer neutralen Auswirkung der 
Fusionstätigkeit gesprochen werden. Zwar würden aus den Fusionen vor allem Kostensyner-
gien erwartet, die Betriebsergebnisse vieler Volksbanken waren aber zufriedenstellend, teil-
weise die besten seit dem Bestehen der Bank, wie etwa in der Volksbank Weinviertel (vgl. 
71) oder in der Volksbank Niederösterreich-Süd (vgl. 76), das Ergebnis wurde trotz hoher 
aufsichtsrechtlicher Kosten erreicht (vgl. 79). Insbesondere von den Vorständen wurde auch 
der von den Mitgliedern kritisierte Kontroll- bzw. Vermögensverlust neutral gesehen, denn 
zum einen würde nur der Bankbetrieb in eine Ländervolksbank eingebracht, die Genossen-
schaft und die entsprechenden Stimmrechte blieben in den meisten Fällen wie etwa auch 
bei den Volksbank-Genossenschaften in Niederösterreich bestehen (vgl. 105; vgl. 226), zum 
anderen bekämen die Mitglieder dafür über die Verwaltungsgenossenschaft Aktien der Län-
dervolksbank, etwa der Volksbank Wien AG (vgl. 226). Das neue Zielbild der Volksbanken 
entspreche somit den genossenschaftlichen Werten Selbsthilfe und Selbstverantwortung, 
hieß es auf Vorstandsebene (vgl. 368). In der beobachteten Generalversammlung erwähnte 
der Vorstandsvorsitzende der aufnehmenden Bank, die auch nach den Fusionen eine Genos-
senschaft bleiben sollte, dass die Eigenmittel in den letzten zehn Jahren kontinuierlich aufge-
stockt wurden und jährlich eine Dividende zur Ausschüttung kam (vgl. 713). Auch der Genos-
senschaftsforscher Holger Blisse sowie Heribert Donnerbauer vom Genossenschaftsverband 
sehen eine Chance in den Verwaltungsgenossenschaften, da die meisten Volksbanken als AG 
organisiert sein werden. Die Verwaltungsgenossenschaften könnten zum Erhalt des regiona-
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len Bezuges bzw. der Herstellung einer stabilen Mitgliederstruktur sowie zum Erhalt des Ge-
nossenschaftsgedankens förderlich sein (vgl. 732; vgl. 739). 
 
Funktionsbereich Leistungserstellung/Produktion/Beschaffung 
Hier wurde als Vorteil nur genannt, dass sich die Volksbanken in der neuen Struktur auf das 
Kerngeschäft konzentrieren wollen, und dort wo es sinnvoll ist, mit Produktpartnern, im 
Kleinkreditbereich etwa mit der Teambank, zusammenarbeiten werden, welche die Produk-
te dann österreichweit in allen Filialen vertreiben können (vgl. 745). Auch dieser Schritt soll-




Auch im Funktionsbereich Markt wurden einige Themen genannt, die im Zuge einer Fusion 
eine vorteilhafte Entwicklung für die Investoren bringen sollten. „Wir ernten nun schon die 
Früchte unserer Anstrengungen” (Ecker zit. in 29). Im Jahr 2016 sei das Geschäftsvolumen 
der Volksbank Oberösterreich um mehr als 100 Millionen Euro gewachsen, was laut dem 
Vorstandsvorsitzenden Richard Ecker die einzelnen Volksbanken zusammen nicht einmal in 
guten Jahren geschafft hätten. Seinen Aussagen zufolge wurden in eineinhalb Monaten so 
viele Fonds-Ansparpläne verkauft wie von den kleinen Instituten insgesamt in 15 Jahren (vgl. 
29). Im Volksbankensektor soll auch die Produktpalette verkleinert und vereinheitlicht wer-
den. Gab es bisher insgesamt rund 700 zum Teil maßgeschneiderte Bankprodukte, was mit-
unter auch als absurder Bauchladen bezeichnet wurde, sollten es laut Generaldirektor Ge-
rald Fleischmann in Zukunft nur noch etwa 50 sein, auch Filialschließungen sind geplant. 
Zielgruppe sind gehobene Privatkunden und der KMU-Bereich mit Bäckern, Tischlern, Kaf-
feehausbesitzern und reichen Gewerbetreibenden (vgl. 214). „Möglicherweise hat es den 
Banken Probleme bereitet, weil sie alles angeboten haben” (Ovesny-Straka zit. in 107), sagte 
etwa die Vorstandsvorsitzende der Volksbank Steiermark (vgl. 107). In Tirol sollen in der 
neuen Struktur finanzielle Impulse durch Erschließung zusätzlicher Marktgebiete gesetzt 
werden (vgl. 271). Der Amstettener Volksbank-Direktor Adolf Hammerl sah seine Bank vor 
den Fusionen als zu klein, um auch Großkunden anzusprechen (vgl. 496). Bei den Zusam-
menschlüssen ginge es darum, allen bisherigen Kunden das gleiche Service anzubieten und 
für Großkunden attraktiver zu werden (vgl. 501). Geschehen sollte dies vor allem durch mehr 
Know-How in größeren Einheiten und eine verbesserte Eigenmittelausstattung. Diese Vortei-
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le wurden auch bereits bei kleinräumigen und freiwilligen Fusionen genannt (vgl. 513; vgl. 
564; vgl. 603; vgl. 605; vgl. 642), die Verantwortlichen in Oberösterreich sahen zudem die 
Chance, mir der VKB und der Oberbank in den Wettbewerb um Industrie- und Gewerbefi-
nanzierungen zu treten (vgl. 605). Auch die aus der Volksbank Osttirol-Westkärnten und der 
Volksbank Gmünd hervorgegangene Dolomitenbank strebt eine Erweiterung des Marktge-
bietes mit zwei neuen Filialen an (vgl. 197). 
Ein Vorteil in der Veränderung des Geschäftsmodells wird auch in der rechtzeitigen Anpas-
sung an die veränderten Bedürfnisse des Marktes gesehen (vgl. 747). So wie Banken ihren 
Firmenkunden raten, sich aus verlustbringenden Geschäften zurückzuziehen, müsse auch die 
Bank selbst kalkulieren. Filialen hätten manchmal dasselbe Problem wie kleine Läden, die 
Kunden kommen zwar regelmäßig, erledigen aber nur Kleinigkeiten, die lukrativen Veranla-
gungsgeschäfte schließen sie woanders ab. Hans Bauer, Vorstandsdirektor der fusionierten 
Volksbank Niederösterreich sah die mit den Fusionen angedachte Überarbeitung der Filial-
struktur daher als positiven Effekt (vgl. 742).  
 
Über negative Auswirkungen auf die Investoren im Funktionsbereich Markt konnten in den 
untersuchten Artikeln sowie im Rahmen der Beobachtung kaum Anhaltspunkte gefunden 
werden. Lediglich die aus dem Volksbankensektor ausgetretene Dolomitenbank erhofft und 
erwartet den Wechsel von Kunden der fusionierten Volksbank Kärnten zur Dolomitenbank 
und möchte ihrerseits neue Filialen gründen (vgl. 188), was sich für die Bundesländervolks-
bank als Nachteil herausstellen könnte.  
 
In der beobachteten Generalversammlung nahm der Vorstand bezüglich des Themas Kun-
denabwanderung eine neutrale Position ein. Ihm zufolge hat man bei einer ein Jahr zuvor 
durchgeführten kleinräumigen und freiwilligen Fusion so gut wie keine Kunden verloren, dies 
werde auch für die Fusion zur Ländervolksbank erwartet, da die Ansprechpartner für die 
Kunden dieselben bleiben sollten (vgl. 713). 
 
Funktionsbereich Personalwirtschaft 
Der Funktionsbereich Personalwirtschaft lässt ebenso einige Vorteile für die Investoren er-
kennen. Externe Berater haben errechnet, dass durch die Hebung von Synergien allein in 
Oberösterreich rund 150 Stellen wegfallen könnten. Laut dem dortigen Vorstand sollte das 
über natürliche Abgänge erfolgen. Bei Banken mache das Personal rund 70 Prozent der Kos-
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ten aus (vgl. 646), eine entsprechende Reduktion erscheint jedenfalls positiv für die Investo-
ren. Außerdem wird die Zahl der Vorstände im Volksbankensektor von mehr als 130 vor den 
Fusionen auf etwa 30 nach den Strukturmaßnahmen zurückgehen (vgl. 213), was mutmaß-
lich ebenso ein erheblicher Einsparungsfaktor sein wird. Angesprochen wurde dieser Punkt 
auch bei der beobachteten Generalversammlung durch die Frage eines Mitglieds nach der 
künftigen Zusammensetzung des Direktoriums der Ländervolksbank. Der Vorstand antworte-
te, dass von 5 Banken mit jeweils 2 Direktoren in der Fusionsgruppe nur eine Bank mit den 
bisherigen zwei Vorstandsmitgliedern übrigbleiben werde (vgl. 713). Abseits der Kostenthe-
matik wurde genannt, dass ein größeres Unternehmen leichter qualifizierte Mitarbeiter an-
ziehe und es diese auch besser binden könne. Es steige die Kompetenz der Fachabteilungen 
(vgl. 714), was in Summe als vorteilhaft für das Unternehmen und seine Investoren gesehen 
werden kann. 
 
Nachteile oder neutrale Punkte wurden kaum genannt, lediglich der Abgang des langjährigen 
Amstettener Direktors und späteren Vorstands in der fusionierten Volksbank Niederöster-
reich Adolf Hammerl zur Sparkasse Amstetten wurde erwähnt (vgl. 127). Der Wechsel zur 
autarken Stadtsparkasse mit rund 400 Millionen Euro Bilanzsumme, die auch selbstständig 
bleiben will, kann für die Investoren der Volksbank als Nachteil gesehen werden. Sein künfti-
ger Vorstandskollege in der Sparkasse beschrieb Hammerl als Kenner des lokalen Marktes 
und der handelnden Personen in der Region. Hammerl sah die Förderung der Menschen in 
der Region durch ein kleines Institut besser repräsentiert, welches dieser Vorrang vor bedin-
gungsloser Gewinnmaximierung einräume, die Zielsetzung bei der Volksbank habe sich ver-
ändert (vgl. Hammerl zit. in 126). Erwähnenswert scheint in diesem Zusammenhang, dass 
Hammerl diesen Sachverhalt vor den Volksbank-Fusionen noch anders sah, und größeren 
Instituten bessere Chancen am Markt einräumte (vgl. dazu den Punkt Markt in diesem Ab-
schnitt). Laut ÖGV-Vorstand Bernd Spohn war die Stärke der Volksbanken immer die Regio-
nalität. Der Erfolg kam aus dem persönlichen Engagement der Geschäftsleiter, die mit ihrer 
persönlichen Note in der Region erfolgreich tätig waren (vgl. 722). Reaktionen von Seiten der 
Mitarbeiter auf eine Fusion wie etwa Verunsicherung, Angst, fehlendes Commitment, Wi-
derstand und Ohnmacht hätten ebenso Auswirkungen auf Unternehmen (vgl. Bruckner zit. in 






Wesentliche Einsparungen für die Investoren versprechen sich die Bankverantwortlichen 
auch in den Bereichen Informationstechnologie und Verwaltung. Gesprochen wurde von 
mehr Effizienz durch größere Einheiten (vgl. 33), Kostensenkung durch Vereinfachung der 
Struktur und der Prozesse mit nur mehr wenigen Instituten (vgl. 34; vgl. 538), außerdem 
würden deutlich weniger Produkte angeboten als zuvor, was den Aufwand in der IT reduzie-
ren sollte (vgl. 123; vgl. 540). Die Fusionskosten würden zwar vorerst die Kosten-Ertrags-
Relation der Volksbanken negativ beeinflussen, später sollen aber Synergien etwa durch IT-
Harmonisierung erzielt werden (vgl. 115), solche Synergien ergäben sich auch dadurch, dass 
logistische Abwicklungen nur noch über ein System erfolgen würden, was bei über 60 Ban-
ken schwieriger gewesen war (vgl. 114). Die Vorteile einer Fusion wären zudem, dass auch 
Bereiche wie Produktkreation und Aufsichtsrecht dann gemeinschaftlich abgewickelt werden 
könnten (vgl. 163), für eine größere Bank wäre es leichter möglich, die zukünftigen regulato-
rischen Anforderungen zu bewältigen (vgl. 603; vgl. 609; vgl. 623; vgl. 697; vgl. 715). Auch in 
der beobachteten Generalversammlung wurden die Mitglieder darauf hingewiesen, dass die 
ständig wachsenden regulatorischen Vorschriften in der größeren Einheit leichter ordnungs-
gemäß abgewickelt werden könnten (vgl. 713). Lokale Vorstände hätten jedenfalls notwen-
diges Cost-Cutting in den Bereichen Verwaltung, IT oder Topmanagement stets verzögert, 
was aufgrund der Fusionen und des Weisungsrechts zukünftig unterbunden werden solle, so 
Volksbank Generaldirektor Gerald Fleischmann (vgl. 214). Zahlreiche Verwaltungstätigkeiten 
wie Liquiditätssteuerung, Risikomanagement, Koordination des Markenauftritts und Positio-
nierung des Volksbanken-Verbundes, EDV, Zahlungsverkehr, Investor Relations und Kontakte 
zu FMA sowie EZB im Rahmen der gesetzlichen Verpflichtungen würden im neuen Verbund 
zentral und nicht mehr von den Einzelgenossenschaften erbracht, was zu mehr Effizienz und 
höheren Überschüssen führen soll. Dies sollte auch einen entscheidenden Beitrag dazu leis-
ten, den Überschuss des Verbundes auf rund 200 Millionen Euro pro Jahr zu erhöhen (vgl. 
274), die Synergien in der Verwaltung sollten dabei 90 Millionen Euro an Kosteneinsparun-
gen bringen. Bereits bei den freiwilligen Fusionsintentionen zur Volksbank Innviertel standen 
Gedanken wie die Nutzung von Kostensynergien und die Bewältigung aufsichtsrechtlicher 
Anforderungen im Vordergrund (vgl. 653). Allein für Oberösterreich hat der Unternehmens-
berater zeb ein Kosteneinsparungspotenzial von rund 10 Millionen Euro pro Jahr errechnet, 
zusammengelegt werden sollten Rechnungswesen, Marketing und Kreditverwaltung (vgl. 
647). Der Vorstand der Volksbank Altheim-Braunau, Gerhard Möstl sagte, die Fusionen bzw. 
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die Strukturveränderung würden von den Konsumenten wie auch von den Aufsichtsbehör-
den vorgegeben (vgl. 649). „Kleine Strukturen sind nicht mehr wirtschaftlich, die Kosten sind 
zu hoch, viele Auflagen einfach nicht zu erfüllen. Denken Sie nur ans Wirte-, Metzger- und 
Kramersterben. Die Bedingungen sind nur noch in großen Einheiten abzufedern. Es wird alles 
größer, größer und noch größer“ (Möstl zit. in 649). Auch die Bewältigung aufsichtsrechtli-
cher Anforderungen werde in Zukunft zentral an einer Stelle gebündelt, die diesbezüglichen 
Gesetze und Normierungen machten mittlerweile mehrere tausend Seiten aus (vgl. 515). 
Hier sah auch FMA-Vorstand Helmut Ettl Probleme für Banken, die aus dem Volksbanken-
verbund austreten wollten. Denn die Sicherstellung der Einhaltung der Bankenregulatorik 
sowie IT und Verwaltung wären mit Kosten verbunden, die kleine Institute dann tragen 
müssten. Anneliese Pokorny, langjähriges Vorstandsmitglied der Verwaltungsgenossenschaft 
der Volksbank Wien AG meinte dazu: „Zu größeren Betriebseinheiten stehe ich. Das bringt 
vor allem in der Verwaltung bedeutende Einsparungen. In den mehr als dreißig Jahren mei-
nes beruflichen Werdegangs, von der Kreditreferentin in der Volksbank Landstraße bis zur 
Direktorin der Volksbank Wien und Klosterneuburg, habe ich selbst einige Fusionen miter-
lebt. Die Synergieeffekte im Backoffice-Bereich brachten stets den gewünschten Erfolg“ (Po-
korny zit. in 727). Edwin Reiter von der fusionierten Volksbank Kärnten sah dies ähnlich, in 
der Verwaltung und Abwicklung wäre seine Bank etwa nach der Fusion viel besser aufge-
stellt. Dinge sollten nicht einzeln gemacht werden, wenn zusammen viel mehr erreicht wer-
den könne (vgl. 740).  
 
Nachteile oder neutrale Punkte für die Investoren im Bereich Infrastruktur/Technologie 
wurden sehr wenige genannt, lediglich dass Fusionierungen anfänglich hohe Kosten in die-
sem Bereich verursachen würden (vgl. 111).  
 
Zusammenfassung 
In Tabelle 9 werden die erhobenen potenziellen Vor- und Nachteile für die Stakeholdergrup-




Vorteile Stakeholder Investoren 
Bereichsübergreifende Themen 
 Nutzung von Synergien soll Kosteneinsparungen und zusätzliche Erträge bringen, Marktprä-
senz und Ertragskraft werden gesteigert.  
 Verbesserung des Branchenmix bei Krediten, Glättung von Aktiva- oder Passivaungleichge-
wichten möglich. 
 Einheitliches Risikomanagement und folglich Ratingverbesserung (Volksbanken-Spezifikum). 
 Fusionen kosten zwar kurzfristig Geld, bringen aber später positive Effekte. 
 Verhinderung einer Nachschussverpflichtung für Genossenschafter (Volksbanken-
Spezifikum). 
 Dienstleistungen des Zentralinstituts bleiben aufrecht, keine Gefahr des Konzessionsentzugs 
bzw. der Abwicklung (Volksbanken-Spezifikum). 
Leistungserstellung/Produktion/Beschaffung 
 Vermehrte Zusammenarbeit mit Produktpartnern und Konzentration auf das Kerngeschäft. 
Markt 
 Wachstum des Geschäftsvolumens ist deutlich größer als vorher bei kleinen Volksbanken. 
 Redimensionierung bei Produktangebot, Filialstandorten und Kundenzielgruppen. 
 Bessere Servicierbarkeit von Großkunden durch mehr Know-How an größeren Standorten 
und höhere Eigenmittelbasis für die Kreditvergabe. 
 Fusionen fördern die Anpassung der Filialstruktur an moderne Kundenbedürfnisse. 
Personalwirtschaft 
 Es werden weniger Mitarbeiter und auch weniger Vorstände benötigt. 
 Ein größeres Unternehmen zieht leichter qualifiziertes Personal an und kann dieses halten. 
 In einem größeren Unternehmen steigt die Kompetenz in den Fachabteilungen. 
Infrastruktur/Technologie 
 IT-Harmonisierung soll Kosten sparen. 
 Einsparungen in der Verwaltung durch gemeinsame Abwicklung etwa von Rechnungswesen, 
Marketing oder Kreditverwaltung. 




Nachteile Stakeholder Investoren 
Bereichsübergreifende Themen 
 Eigenständigkeit und Selbstbestimmtheit gehen verloren, Einflussverlust der kleineren Fusi-
onspartner gegenüber den größeren (Wegfall von Vorstandsposten). 
 Mangelnde finanzielle Entschädigung für die Einbringung von Genossenschaftsvermögen. 
 Beteiligung der Mitglieder oft nicht mehr direkt sondern über Verwaltungsgenossenschaf-
ten, durch Größe und Rechtsform wird das Management unabhängiger in seinen Entschei-
dungen, was die Gefahr von Fehlentscheidungen erhöht. 
 Zwang und Drohungen der Aufsichtsbehörden (Volksbanken-Spezifikum). 
 Verlust des Engagements der regional handelnden Geschäftsleiter. 
 Erhöhung der Komplexität in einem vergrößerten Kreditinstitut. 
Markt 
 Gefahr des Verlusts von Kunden an selbstständig bleibende Konkurrenten. 
Personalwirtschaft 
 Abgang qualifizierter Mitarbeiter oder Vorstände zur Konkurrenz. 
 Verunsicherung, fehlendes Engagement oder Widerstand der Mitarbeiter beeinflussen den 
Unternehmenserfolg. 
Infrastruktur/Technologie 
 Anfänglich hohe Kosten durch Harmonisierung in diesem Bereich. 
Neutrale Punkte Stakeholder Investoren 
Bereichsübergreifende Themen 
 Gute Geschäftsergebnisse auch in den noch nicht fusionierten Volksbanken. 
 Nur Einbringung des Bankbetriebes, Gegenleistung ist ein Anteil an der größeren Bank, 
Stimmrechte verbleiben in der Verwaltungsgenossenschaft. 
 Verwaltungsgenossenschaften könnten die Regionalität sowie den Erhalt des Genossen-
schaftsgedankens sichern. 
Markt 
 Die Erfahrung aus kleinräumigen Fusionen lässt nicht auf Abwanderung von Kunden zur 
Konkurrenz schließen. 
Tabelle 9: Auswirkungen auf die Stakeholdergruppe Investoren (eigene Darstellung) 
4.2.4.3. Kunden  
Bereichsübergreifende Themen 
In diesem Bereich wird als Vorteil für die Kunden erwähnt, dass kleine und mittlere Unter-
nehmen in der neuen Struktur wieder mit ausreichend Krediten versorgt werden können, 
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was für die Volksbanken durch Beschränkungen wegen einer sehr knappen Eigenkapitalbasis 
eine Zeit lang nicht möglich war (vgl. 1). Nach organisatorischen Änderungen und der Wie-
derherstellung der Kapitalmarktfähigkeit können wieder Neukredite an das Kernklientel ver-
geben werden (vgl. 27). Nach dem Verkauf der Bausparkasse samt Immo-Bank werde die 
Kapitalquote auf rund 12,7 Prozent steigen, was Kreditvergaben laut Generaldirektor Gerald 
Fleischmann eben wieder leichter möglich macht (vgl. 112). 
 
Funktionsbereich Leistungserstellung/Produktion/Beschaffung 
Hier wurden keine wesentlichen Vorteile genannt. Nachteile für die Kunden kann aber das 
geplante verringerte Produktangebot der Volksbanken bringen (vgl. 107), die Produktpalette 
soll ja von rund 700 Produkten auf rund 25 für Kommerzkunden und rund 25 für Private sin-
ken und keinen Raum mehr für regionale Exklusivität lassen (vgl. 123; vgl. 186), maßge-
schneiderte Lösungen im Eigenbau gebe es laut Generaldirektor Fleischmann nicht mehr 
(vgl. 214). Betroffen könnten hier beispielsweise solche spezifischen Produkte wie das Wert-
sparbuch der Volksbank Niederösterreich-Süd sein, bei dem die veranlagten Gelder nur in 
neun definierten Finanzierungsfeldern veranlagt werden und insbesondere nicht in Rüstung, 
Atom- und fossile Energie, Glücksspiel oder Prostitution fließen (vgl. 725). 
 
Funktionsbereich Markt 
Der anhaltende Trend am Bankenmarkt ist, dass Kunden das Tagesgeschäft wie etwa Über-
weisungen, Daueraufträge und Umbuchungen immer öfter zu Hause am Computer durch-
führen, in Finanzierungs- und Veranlagungsfragen aber hoch qualifizierte Spezialisten erwar-
ten, wie sie nur in größeren Einheiten zu finden wären. In kleineren Filialen gebe es oft 
universell ausgebildete Berater, die viele Bereiche abdecken müssen. Mit ihrem neuen Filial-
konzept wollen die Volksbanken dem Trend zur Spezialisierung folgen (vgl. 33), sie setzen bei 
den Filialen auf regionale Kompetenzzentren mit acht bis zehn Mitarbeitern, die die gesamte 
Produktpalette abbilden können (vgl. 748). In der Volksbank Oberösterreich sind zur Umset-
zung dieses Konzepts Filialschließungen im großen Stil geplant, von 51 Filialen sollen am En-
de noch 30 übrigbleiben, Kompetenzzentren mit mindestens fünf Mitarbeitern sollen Vortei-
le für Kommerzkunden durch eine breitere Leistungspalette bringen (vgl. 57; vgl. 64). Auch in 
der Volksbank Niederösterreich wird aufgrund des geänderten Kundenverhaltens über eine 
Änderung des Geschäftsmodells nachgedacht, im Hinblick auf Filialen, in denen die Kunden-
frequenz stark gesunken ist, werden neue Konzepte geprüft (vgl. 76). Das Kundenverhalten 
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habe sich drastisch verändert, es werden also mehrere Filialen zu Kompetenzzentren zu-
sammengelegt. Der Kunde soll in diesen Kompetenzzentren durch seine gewohnten Betreu-
er besser beraten werden als bisher, was laut Direktor Fuker von der Volksbank Wien die 
längeren Wege kompensiert, die Vorteile bei dieser Lösung sollten überwiegen (vgl. 155). In 
der Volksbank Oberösterreich sollten in jedem Kompetenzzentrum auch die Betreuungs-
schwerpunkte Wohnbau, das Wertpapiergeschäft und das Kommerzgeschäft für Klein- und 
Mittelbetriebe abgedeckt werden, das sei in der derzeitigen Struktur nur teilweise möglich. 
Es werde die Kompetenz der Filialen erhöht, Entscheidungen sollen schneller und näher am 
Kunden getroffen werden, so Vorstandsdirektor Pirkelbauer (vgl. 157). Auch Filialzusammen-
legungen in der Volksbank Niederösterreich werden ähnlich begründet, der erhöhte Verwal-
tungsaufwand mache die Schaffung größerer Filialen notwendig, was auch die qualitative 
Beratung durch geschulte Mitarbeiter verbessert (vgl. 161). Klein- und Kleinstfilialen werden 
also geschlossen, andere dafür zu Kompetenzzentren aufgewertet. Bei einem lokalen Ver-
such in der Volksbank Niederösterreich werden im Gegenzug in ihrer Mobilität einge-
schränkte Kunden einmal pro Monat per Shuttle in die nächstgelegene Filiale transportiert 
(vgl. 15). Ohnehin wird betont, die betroffene Volksbankfiliale in der Ortschaft Kottingbrunn 
schließe nicht wegen der Fusion mit der Volksbank Wien sondern aufgrund ihrer mangeln-
den Rentabilität (vgl. 132). Die Zusammenlegung der Filiale Kirchberg mit Fels am Wagram 
wird ähnlich begründet. Die Schaffung größerer Beratungseinheiten sichert laut Regionaldi-
rektor Christian Schilcher die Entscheidungen vor Ort, schafft Beratungskompetenz, Speziali-
sierung, längere Öffnungszeiten und somit größeren Kundennutzen (vgl. 193). Vorstandsdi-
rektor Hammerl von der Volksbank Alpenvorland sagte in einer frühen Phase der 
Fusionswelle, dass die Umsetzung der neuen Strategie es überhaupt erst ermöglichen wür-
de, dass die bisherige Struktur mit ihren Filialen erhalten bleiben kann, anders ließe sich das 
Problem ÖVAG nicht mittels Staatshilfe bzw. einer Abbaubank beheben (vgl. 569). Sein ur-
sprünglicher Plan sah vor, dass Filialen erhalten bleiben bzw. aufgewertet werden sollen, mit 
entsprechenden Spezialisten vor Ort und mit je einem anderen Fachgebiet pro Standort, 
geplant wurde dies für die Filialen in Steyr (vgl. 605), erkennbar war dabei aber auch schon 
die Erhöhung der Standortkompetenz. Auch in der Volksbank Weinviertel sprach man ur-
sprünglich von einem Erhalt der Filialen und einer Aufstockung des Beraterteams zum Vorteil 
der Kunden (vgl. 609), ähnlich wie bei einer Dreierfusion in der Obersteiermark (vgl. 717). 
Auch dort sah aber der Vorstand die Fusion bereits als Antwort auf gestiegene Kundenbe-
dürfnisse (vgl. 721). Über die Volksbank Baden hieß es, dass nötige Erträge im ersten Quartal 
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2013 in einer Stand-alone-Lösung nicht erwirtschaftet wurden, somit könne nur die Fusion 
zur Volksbank Wien einen Abbau von Filialen und Mitarbeitern verhindern (vgl. 672). In der 
zusammenwachsenden Region brauche es eine gemeinsame Filialstruktur für eine kompe-
tente Kundenbetreuung vor Ort (vgl. 683). Gerhard Möstl von der Volksbank Altheim-
Braunau meinte, wenn der Kunde eine kleine Filiale wirklich brauchen würde, würde sie 
boomen und man müsste nichts ändern. Der Kunde gebe im Grunde die Schließung vor, er 
bekomme dafür auch in größeren Strukturen bessere Preise (vgl. 649). 
Als wesentlicher Vorteil für die Kunden wird neben den Kompetenzzentren die Finanzierbar-
keit größerer Firmenkunden gesehen, also die Vergabe größerer Einzelkredite, was durch die 
kumulierte Eigenkapitalbasis der vielen fusionierten Kleinbanken möglich wird (vgl. 245). Die 
Abhängigkeit vom Konsortialgeschäft gehe damit zurück, das Leistungsangebot werde brei-
ter und der Einsatz von Spezialisten führe zu mehr Kompetenz, so Wolfgang Layr von der 
Volksbank Wien (vgl. 729). In der Volksbank Oberösterreich konzentriert man sich dadurch 
entsprechend auf die Kommerzkunden (vgl. 64) und verweist auf ein deutliches Kreditwachs-
tum (vgl. 57). Zudem würden Kunden vom durchgängigen Filialnetz in ganz Oberösterreich 
profitieren, ebenso von der Entscheidungskompetenz sowie der Entscheidungsgeschwindig-
keit einer größeren Bank. Es werde alles angeboten, was ein KMU braucht (vgl. 87). Mancher 
Regionalleiter wird in Oberösterreich nach der Fusion ein größeres Pouvoir haben als vorher 
in seiner kleinen Bank, heißt es von Vorstandsdirektor Pirkelbauer (vgl. 577). Auch für die 
Unternehmen im Mostviertel ist laut Peter Digruber von der Volksbank Niederösterreich 
etwa die Fusion der Volksbank Alpenvorland zur Volksbank Niederösterreich ein Vorteil, da 
durch erhöhte Entscheidungskompetenzen vor Ort Kreditansuchen schneller und unbürokra-
tischer entschieden werden können (vgl. 161). Ähnliche Aussagen zu neuen Möglichkeiten 
aufgrund der Größe und der Kapitalbasis kommen aus der Volksbank Steiermark (vgl. 139), 
auch in der vergrößerten Volksbank Kärnten könne die Beratungsqualität gehoben werden, 
es könnten mehr Spezialisten zum Einsatz kommen (vgl. 160), auch mehrere nunmehrige 
Regionaldirektoren sowie Vorstände in verschiedenen Bundesländern äußern sich ähnlich 
(vgl. 307; vgl. 397; vgl. 496; vgl. 501; vgl. 513; vgl. 564; vgl. 740). Für größere Kunden ent-
steht ein neuer Partner und damit auch der Vorteil von mehr Wettbewerb (vgl. 605). Bestä-
tigt werden die zuvor genannten Äußerungen auf Kundenseite durch den CFO der im Baube-
reich tätigen und rund 500 Mitarbeiter umfassenden Uhl Gruppe (vgl. 747), Herbert Narath: 
„Unsere dynamische Entwicklung ist nur durch entsprechende regionale Partnerschaften 
möglich. Die Fusion der Volksbank NÖ Süd mit der Volksbank Wien AG ist für ein derartiges 
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Unternehmen nicht nur auf Grund der unternehmerischen Tätigkeit im gesamten ostöster-
reichischen Raum von Vorteil, sondern vor allem auf Grund der neuen Größendimension des 
Bankpartners“ (Narath zit. in 79). Auch bei den ursprünglichen freiwilligen Fusionen wurden 
diese Aspekte bereits als Gründe angeführt (vgl. 642; vgl. 711). 
 
Losgelöst von allfälligen Kompensationen durch eine Verbesserung der Servicequalität in 
Kompetenzzentren darf die Schließung kleiner Filialen aber auch als Nachteil für die Kunden 
hinsichtlich deren Alltagsgeschäfte angeführt werden. Bei den österreichweit 470 Filialen 
etwa zu Beginn der Fusionswelle werde es nicht bleiben, hieß es von Gerald Fleischmann 
(vgl. 239). Beispielhaft sei dazu die Filiale Seitenstetten in Niederösterreich erwähnt, die mit 
einer anderen zu einem Kompetenzzentrum zusammengelegt wird, da 80 Prozent der Kun-
den ohnehin Internet-Banking nutzen würden (vgl. 8). Dennoch spricht der Bürgermeister 
von Kundenbeschwerden, die an ihn herangetragen wurden (vgl. 17) und wundert sich nicht, 
dass offenbar Kunden schon bei Konkurrenzbanken anfragen, weil eine Schließung der 
Volksbank-Filiale bevorsteht (vgl. 15). Im Zuge der Schließung der Filiale St. Veit in Niederös-
terreich zeigte sich die Bevölkerung besorgt und startete eine Unterschriftenaktion, um die-
se zu verhindern. Besonders betroffen sind Pensionisten, da diese oft nicht mobil sind (vgl. 
155). Von Filialschließungen bzw. von neuen Filialkonzepten gesprochen wird nahezu in allen 
Regionen, beispielsweise in Niederösterreich (vgl. 12; vgl. 89; vgl. 121; vgl. 285), Wien (vgl. 
306, vgl. 482), Oberösterreich (vgl. 29, vgl. 157; vgl. 603) oder der Steiermark (vgl. 25; vgl. 
106). Oft sollen die Kunden dann vom gewohnten Team an einem anderen Standort mitbe-
treut werden (vgl. 193), vereinzelt ist auch ein Shuttleservice für weniger mobile Kunden 
geplant (vgl. 482) oder es können individuell Termine am alten Standort vereinbart werden 
(vgl. 121). In Oberösterreich wurde im Vorfeld des Länderbankmodells angekündigt, dass 
sich an den 51 bestehenden Filialen in absehbarer Zeit nichts ändern soll (vgl. 266), wenig 
später war allerdings von einer Reduktion auf 30 Standorte die Rede (vgl. 57; vgl. 64). In Tirol 
werde mehr über eine andere Verteilung der Filialen als über eine Schließung nachgedacht, 
hieß es (vgl. 574). Gerade im Bereich der zahlreichen früher selbstständig agierenden Banken 
im östlichen Niederösterreich käme es zudem oft zu Gebietsüberschneidungen zwischen 
Filialen, die in der neuen Struktur hinterfragt werden (vgl. 306). Dabei sind Filialschließungen 
wohl kein exklusives Merkmal des Länderbankmodells der Volksbanken, auch bei vorherigen 
kleinräumigen Fusionen wie etwa zur Volksbank Innviertel waren Filialschließungen im Kon-
zept eingeplant (vgl. 653). Gerhard Möstl, ehemaliger Vorstand der Volksbank Altheim-
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Braunau sagte diesbezüglich, dass man auch künftig so nahe wie möglich am Kunden sein 
werde, es könne aber nicht mehr in jedem Ort eine Bank geben. Banken würden hier dassel-
be Schicksal erleiden wie Gerichte, Schulen oder Polizeiposten, die im Zuge von Strukturre-
formen ja auch zugesperrt worden seien (vgl. 649).  
Durch die Fusionen wird es wohl auch zu einer Einschränkung des Wettbewerbs kommen, 
nämlich des Wettbewerbs innerhalb der zahlreichen eigenständigen Volksbanken (vgl. 605). 
Die Fusionen wurden jedenfalls bei der Bundeswettbewerbsbehörde angemeldet und waren 
bewilligungspflichtig, wobei hier keine Einsprüche erwartet wurden (vgl. 367; vgl. 145; vgl. 
191). 
Die Befürchtung von Kundennachteilen kann sich auch in der Aussage von Generaldirektor 
Fleischmann begründen, dass die Volksbanken sich in Zukunft über Kostenvorteile zu ande-
ren Banken abgrenzen wollen, nicht vorrangig über den Markt (vgl. 88). Zum einen bleiben 
von 130 Bankvorständen nur noch rund 30 übrig (vgl. 213), was mutmaßlich die regionale 
Entscheidungskompetenz beeinflusst. Jedenfalls argumentierten diejenigen Banken, die sich 
dem Sektormodell verschließen wollten, mit Nachteilen für die Kunden aufgrund eines ver-
ringerten Regionalitätsbezugs im Falle einer Fusion. Aus Sicht der später ausgetretenen 
Volksbank Marchfeld würden Entscheidungen auf kurzem Wege sowie die Kompetenz vor 
Ort und die Unabhängigkeit von Konzernstrategien von Kunden positiv wahrgenommen (vgl. 
50). Nach der Abspaltung der Volksbank Osttirol-Westkärnten vom Volksbankensektor sind 
dort neue Filialen geplant, die es bei einer Teilnahme an der Sektorlösung wohl nicht geben 
würde (vgl. 198), zudem erfordere die geografische Lage die Eigenständigkeit des Institutes, 
dieses sei optimal auf die Region Osttirol und Westkärnten ausgerichtet (vgl. 537; vgl. 539). 
Die Volksbank Almtal sah im Falle einer Fusion die Betreuung und Beratung der Kunden in 
der Region gefährdet (vgl. 279), zudem würden nach der Fusion Kreditentscheidungen länger 
dauern (vgl. 391), die regionale Verbundenheit würde aufgegeben, ein weit entfernter Sach-
bearbeiter über Kredite entscheiden (vgl. 557). Von den kleinen Banken bzw. Fusionsgeg-
nern hieß es, die Bänker würden die Unternehmer kennen und anhand von Kenntnissen ent-
scheiden, die über nackte Zahlen hinausgehen (vgl. 558). 
 
Auf die Stakeholdergruppe Kunden schienen gerade in der Anfangsphase des Sektormodells 
keine nennenswerten Auswirkungen zuzukommen, dies deuten jedenfalls Aussagen an, wo-
nach die Filialen ohnehin bleiben würden (vgl. 25; vgl. 31; vgl. 286; vgl. 292; vgl. 298; vgl. 
310; vgl. 513; vgl. 543; vgl. 611; vgl. 707; vgl. 712; vgl. 740), und wonach diejenigen, die aus 
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Ertragsgründen zu schließen wären, auch ohne den Fusionskontext schon länger zur Diskus-
sion gestanden hätten (vgl. 41; vgl. 568). Auch würden Gebietsüberschneidungen zu Zu-
sammenlegungen führen, wodurch die Schließung kaum Auswirkungen habe (vgl. 34). Es 
wurde argumentiert, dass die früher selbstständigen Banken zu Regionaldirektionen umge-
wandelt (vgl. 93; vgl. 286; vgl. 307; vgl. 325; vgl. 356; vgl. 397) und die ehemaligen Vorstände 
zu Regionaldirektoren mit ähnlichen oder sogar erweiterten Kompetenzen und Einzugsge-
bieten würden (vgl. 86; vgl. 95; vgl. 105; vgl. 236; vgl. 306) und wie bisher rasch Entschei-
dungen treffen könnten (vgl. 167) bzw. Kreditentscheidungen innerhalb der Regionaldirekti-
on fallen würden (vgl. 307; vgl. 397; vgl. 400; vgl. 477; vgl. 514; vgl. 515; vgl. 568; vgl. 614; 
vgl. 740; vgl. 743). Auch die Mitarbeiter an den einzelnen Standorten blieben dieselben (vgl. 
81; vgl. 130; vgl. 232) oder würden in das nächste Kompetenzzentrum wechseln (vgl. 181). 
Wichtig sei bei Filialschließungen die Erhaltung einer guten räumlichen Erreichbarkeit, die 
sich im Westen anders definiert als in den Ballungszentren im Osten des Landes (vgl. 172). Zu 
den Kompetenzzentren bzw. Filialzusammenlegungen wurde sinngemäß gesagt, dass es hier 
eben gebündelte Kompetenz für alle Kunden gebe, dem allgemeinen Trend der Filialstruk-
turstraffung könne sich auch der Volksbankensektor nicht entziehen (vgl. 44). Im Zuge der 
Filialschließungen in der Steiermark, betroffen waren Kindberg, Maria Lankowitz, Neudau, 
Pichling sowie die Filiale in der Brockmanngasse in Graz, gebe es laut Auskunft der zuständi-
gen Beschwerdemanagerin nur einzelne Einwände, auch ältere Kunden würden das Inter-
netbanking annehmen (vgl. 33). Auch was die ehemaligen Bankvorstände angeht, hieß es 
etwa aus Oberösterreich, dass diese nun als Regionalleiter bzw. in den Regionen tätig seien, 
die Kompetenz gehe für den Kunden demnach nicht verloren (vgl. 86).  
Auch bei der beobachteten Generalversammlung wurden Fragen zum Erhalt der Filialen ge-
stellt. Diese wurden vom Aufsichtsratsvorsitzenden so beantwortet, dass wohl niemand eine 
Filiale schließen würde, die gut läuft. Auch wurde gefragt, was passieren würde, sollten viele 
Kunden im Zuge der Fusion die Bank wechseln. Darauf antworteten die Vorstände, dass zum 
einen der regionale Auftritt sowie die Geschäftsstellen nicht angetastet würden, und die 
Betreuung der Kunden durch dieselben Kundenberater erfolgen würde wie bisher. Anpas-
sungen würden nur intern erfolgen, wovon der Kunde nichts merken sollte. Es wurde auch 
darauf verwiesen, dass bei einer vorherigen Fusion, die noch auf freiwilliger Basis erfolgte, 
kaum Kunden die Bank wechselten (vgl. 713). 
Die regionale Eigenständigkeit der Volksbanken wurde zwar aufgegeben, sie sind nur noch 
für den Vertrieb zuständig und unterliegen einem Weisungsrecht durch die Zentralorganisa-
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tion (vgl. 123; vgl. 304), für die Kunden ändere sich nichts, da sich die Ansprechpartner in der 
Bank und die Filialstruktur nicht ändern. Wo die Chefs sitzen, sei den Kunden egal (vgl. 226). 
Fusioniert würden die Banken, die Filialen bleiben, sagte Vorstand Johann Bauer von der 
Volksbank St. Pölten-Krems-Zwettl (vgl. 543). 
Auch bei den Hauptzielgruppen soll sich wenig ändern (vgl. 214; vgl. 360). Es gehe um geho-
bene Privatkunden, kleine mittelständische Unternehmen sowie Landwirte, die Volksbanken 
sind Wohnbau-, Anlage- und Unternehmerbank, um die großen Konzerne sollen sich andere 
kümmern, sagte Generaldirektor Gerald Fleischmann (vgl. 736). Auch in der neuen Struktur 
könne man laut Heribert Donnerbauer vom Genossenschaftsverband finanzieller Nahversor-
ger der mittelständischen Wirtschaft bleiben (vgl. 538). Ziel der Neuordnung sei es also, in 
größeren Strukturen mit einem Höchstmaß an Effizienz den Bezug zu den Kunden in der Re-
gion zu bewahren und ein regionaler Nahversorger zu bleiben (vgl. 720; vgl. 731). 
 
Funktionsbereich Infrastruktur/Technologie 
In diesem Funktionsbereich können sich Vorteile für die Kunden ergeben, denn die Redukti-
on der Produktpalette geht einher mit einer Vereinfachung der Prozesse, was Mitarbeiter für 
die Beratung freischaufeln soll (vgl. 736). Auch die Bündelung der Verwaltung in den Landes-
zentralen soll die Marktmitarbeiter freispielen (vgl. 492), die in internen Bereichen gewon-
nenen Synergien sollen zudem für Wachstum am Markt sorgen (vgl. 660). 
Die heutigen Auflagen und Erfordernisse könnten kleine Kreditgenossenschaften ohnehin 
nicht mehr bewältigen, die Erfüllung aufsichtsrechtlicher Pflichten dürfe ja auch nicht zur 
Vernachlässigung des Kundengeschäftes führen, meint etwa Anneliese Pokorny von der 
Verwaltungsgenossenschaft der Volksbank Wien (vgl. 727). 
 
Als Nachteil wird häufig genannt, dass für die Kunden der aufgenommenen Banken eine 
neue Bankleitzahl und oft auch eine neue Kontonummer notwendig werden (vgl. 61; vgl. 66; 
vgl. 95; vgl. 97; vgl. 105; vgl. 139; vgl. 151; vgl. 167; vgl. 217; vgl. 286). 
 
Keine nennenswerten Auswirkungen auf die Kunden scheint dagegen das Fusionsprozedere 
selbst zu haben, die technischen Fusionen wurden meist an Wochenenden durchgeführt und 






In Tabelle 10 werden die erhobenen potenziellen Vor- und Nachteile für die Stakeholder-
gruppe Kunden in den verschiedenen Funktionsbereichen zusammengefasst. 
Vorteile Stakeholder Kunden 
Bereichsübergreifende Themen 
 Kreditvergabe ist nach Verbesserung der Eigenmittelstruktur im Sektor wieder möglich 
(Volksbanken-Spezifikum). 
Markt 
 Die Zusammenlegung von Filialen zu größeren Standorten wird durch die Fusionen be-
schleunigt und bringt umfassende Beratungskompetenz durch Spezialisten. 
 Bessere Preise durch größere Strukturen. 
 Durchgängiges Filialnetz im gesamten Bundesland. 
 Möglichkeit der Vergabe größerer Einzelkredite sowie umfassenderes Leistungsangebot für 
KMU in einer größeren Bank. 
 In manchen Regionen mit sehr kleinen Volksbanken sind umfangreichere Vor-Ort-
Entscheidungen möglich als früher. 
 Für Großkunden entsteht ein neuer Partner und damit mehr Wettbewerb. 
Infrastruktur/Technologie 
 Verschlankung der Produktpalette und damit Vereinfachung der Prozesse soll Mitarbeiter 
für die Beratung freispielen. 
 Intern gewonnene Synergien sollen für mehr Präsenz am Markt verwendet werden. 
 Die Erfüllung aufsichtsrechtlicher Verpflichtungen soll nicht zur Vernachlässigung der Kun-
den führen, was durch zentrale Erledigung umgesetzt werden kann. 
Nachteile Stakeholder Kunden 
Leistungserstellung/Produktion/Beschaffung 
 Verringertes Produktangebot ohne maßgeschneiderte Lösungen. 
Markt 
 Erledigung der alltäglichen Geschäfte bei Filialschließungen nicht mehr im Ort möglich. 
 Erreichbarkeit der Kompetenzzentren für wenig mobile Kunden verschlechtert sich. 
 Wettbewerb zwischen bisher selbstständigen Volksbanken entfällt. 
 Weniger Entscheidungskompetenz vor Ort durch nunmehr weisungsgebundene Regionaldi-
rektoren anstatt Vorständen. 
 Regionale Verbundenheit schwindet, Entscheidungen die bisher auch auf persönlicher 
Kenntnis des Kreditwerbers beruhten beziehen sich nur noch auf nackte Zahlen. 
Infrastruktur/Technologie 
 Neue Bankleitzahl und oft auch neue Kontonummer für Kunden der aufgenommenen Bank. 
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Neutrale Punkte Stakeholder Kunden 
Markt 
 Anfängliche Aussage, dass keine Filialen geschlossen würden. 
 Filialen wären auch ohne Fusionskontext hinterfragt bzw. geschlossen worden. 
 Die Ansprechpartner in der Bank bleiben dieselben, wo die Chefs sitzen ist für den Kunden 
egal. 
 Zielgruppen bleiben mit gehobenen Privatkunden, mittelständischen Unternehmen, Land-
wirten etc. weitgehend gleich. 
 Volksbanken wollen finanzieller Nahversorger bleiben. 
Infrastruktur/Technologie 
 Technische Fusionen verliefen problemlos und hatten keine Auswirkungen auf die Kunden. 
Tabelle 10: Auswirkungen auf die Stakeholdergruppe Kunden (eigene Darstellung) 
4.2.4.4. Mitarbeiter 
Funktionsbereich Markt 
Es konnten nur wenige Vorteile für Mitarbeiter im Zusammenhang mit fusionsbedingten 
Veränderungen im Funktionsbereich Markt gefunden werden. Zu nennen ist hier nur die 
Aussage aus der Volksbank Wien, dass durch Filialzusammenlegungen keine Arbeitsplätze 
verloren gehen sondern im Gegenteil sogar Berater gesucht würden (vgl. 44). In Oberöster-
reich wird betont, dass mancher Regionalleiter nach der Fusion ein größeres Pouvoir haben 
wird als vorher in seiner kleinen Bank (vgl. 577), wobei sich dieser Vorteil eben nur für Mit-
arbeiter der oberen Hierarchieebenen bietet. 
 
Als Nachteil ist zu nennen, dass bedingt durch Filialschließungen bzw. Filialzusammenlegun-
gen die Mitarbeiter ihren gewohnten Arbeitsort verlassen müssen und in größeren Filialen 
bzw. Kompetenzzentren zusammengezogen werden (vgl. 15; vgl. 33; vgl. 44; vgl. 64; vgl. 132; 
vgl. 155; vgl. 157; vgl. 161). Aber auch der Abstieg von Filialleitern zu gewöhnlichen Kunden-
beratern (vgl. 44), von Regionalleitern zu Stellvertretern (vgl. 95) oder von Vorständen zu 
Prokuristen und weisungsgebundenen Regionaldirektoren (vgl. 231) kann als Nachteil ge-
wertet werden. Zudem muss die Verunsicherung der Marktmitarbeiter negativ erwähnt 
werden, da wie das Beispiel Volksbank Steiermark zeigt, erst im Nachhinein entschieden 





Kaum Auswirkungen für die Mitarbeiter sind zu erwarten, wenn wie etwa in Tirol oder in 
Salzburg angekündigt, die Geschäftsstellen und deren Mitarbeiter auch nach der Fusion er-
halten bleiben (vgl. 130; vgl. 298). Auch bei der beobachteten Generalversammlung wurde 
erwähnt, dass die aufnehmende Bank die Filialstruktur beibehalten wolle und auch die Mit-
arbeiter in den Filialen dieselben bleiben würden (vgl. 713). Auch aus Oberösterreich hieß es, 
dass frühere Marktvorstände später Regionaldirektoren wären und die Mitarbeiter in den 
Regionen die gleiche Arbeit wie früher machen würden (vgl. 87). Aus der Volksbank Steiri-
sches Salzkammergut hieß es sogar, dass nach der Fusion zur Volksbank Salzburg die Füh-
rungsstruktur gleich bleibe, zwei Geschäftsleiter würden zu Prokuristen, einer übernimmt 
die Regionalleitung (vgl. 25). 
 
Funktionsbereich Personalwirtschaft 
Als ein spezifischer Vorteil im Volksbankensektor wird gesehen, dass ohne eine Fusion die 
FMA den Kleinbanken mit dem Entzug der Banklizenz und damit einer sehr ungewissen Zu-
kunft für die Bank und auch die Beschäftigten droht (vgl. 305). Ob die Verwaltung und die 
Einhaltung von Vorschriften alleine zu bewältigen wären, konnte im Vorfeld schwer abge-
schätzt werden, wurde aber allgemein bezweifelt, insbesondere wenn die FMA in den be-
troffenen Banken gezielt nach Mängeln zu suchen beginnt (vgl. 294). Abgesehen von diesem 
auf die spezifische Situation des Volksbankensektors abgestellten Vorteil wurde von der Ent-
stehung zusätzlicher Jobs in den Zentralen der aufnehmenden Volksbanken gesprochen (vgl. 
477). In Schärding konnten etwa trotz Fusion Zentralbereiche wie Risikomanagement, Wert-
papierverwaltung sowie Kreditverwaltung gehalten werden, im Grunde werden diese Funk-
tionen ausgebaut, da sie künftig für alle oberösterreichischen Volksbanken durchgeführt 
werden (vgl. 341). Auch wurde in Niederösterreich davon gesprochen, dass es in der neuen 
Zentrale Aufstiegschancen für die Mitarbeiter der Fusionsbanken geben soll (vgl. 501). Gene-
raldirektor Gerald Fleischmann meinte, die Aufbruchstimmung ziehe zudem proaktive Mit-
arbeiter von anderen Banken an (vgl. 34), ähnliche Aussagen kamen auch aus dem Genos-
senschaftsverband (vgl. 714). 
 
Allerdings scheint eine Fusion eine ganze Reihe an Nachteilen für die Mitarbeiter zu bringen. 
Aus der Volksbank Steiermark war dazu zu hören, dass einem Fusionsfrust bei den Mitarbei-
tern jedenfalls entgegengewirkt werden solle, aus vielen kleinen Banken entstünde in der 
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Steiermark eine große, was auch entsprechenden Erklärungsbedarf hervorrufe (vgl. 106). 
Zunächst sei als Nachteil der bei einer Fusion und der Nutzung von Synergieeffekten auch bei 
freiwilligen Fusionen drohende Mitarbeiterabbau zu nennen (vgl. 239; vgl. 362; vgl. 369; vgl. 
540; vgl. 646), wie etwa bei der Fusion der Sparda Banken Nord und Süd, wobei es hier Sozi-
alpläne gab (vgl. 4). In der Waldviertler Volksbank Horn wurde die Fusion in der Generalver-
sammlung sogar abgelehnt, da ein Abbau von Verwaltungsmitarbeitern und auch von 
Marktmitarbeitern durch Filialschließungen befürchtet wurde, die Jobs in Horn wären nur für 
vier Jahre garantiert gewesen (vgl. 14). Generell sollten die Banken durch die Einsparung 
interner Abteilungen effizienter werden (vgl. 562). Auch in der Volksbank Kärnten fielen 25 
Arbeitsplätze den Einsparungen zum Opfer (vgl. 16), wobei es sich nicht um Kündigungen 
sondern um einvernehmliche fusionsbedingte Auflösungen handelte, wie die Volksbank 
Kärnten betonte (vgl. 179; vgl. 571). In der Presse wurde aber von der Kündigung von lang-
jährigen Mitarbeitern gesprochen, die plötzlich nicht mehr gut genug gewesen seien (vgl. 
188). Die Kündigungen erfolgten noch vor der Fusion in der Volksbank Spittal (vgl. 189), die 
Direktion spricht von Leistung und Qualität, nicht von fusionsbedingten Kündigungen (vgl. 
189). In Oberösterreich ging die Zahl der Mitarbeiter von 420 auf 380 zurück, der Mitarbei-
terabbau erfolgte aber durch natürlichen Abgang bzw. im Rahmen eines Sozialplanes (vgl. 
29). Solche Sozialpläne, die Kündigungen aber nur für einen gewissen Zeitraum verhindern, 
gibt es auch in anderen Banken (vgl. 195; vgl. 237). Kritisiert wird auch, dass es bei vielen 
Fusionen zwar nicht zu betriebsbedingten Kündigungen kommen wird, weil Stellen im Volks-
bankensektor einfach nicht mehr nachbesetzt werden (vgl. 498), es werde aber wohl der 
Druck auf die verbliebenen Mitarbeiter steigen (vgl. 213). Erwartet wurde auch, dass man in 
der neuen Struktur wesentlich weniger Führungspersonal sowie Vorstände brauchen werde 
(vgl. 478; vgl. 571; vgl. 574; vgl. 646; vgl. 720), was Insidern zufolge durch Pensionierung, 
Degradierung oder Kündigung gelöst werden wird (vgl. 556). 
Im Zuge der Fusionen und der Verlagerung interner Abteilungen in die Landeszentralen 
kommt es aber auch zu Selbstkündigungen von Mitarbeitern wegen längerer Wegzeiten (vgl. 
34), von den Veränderungen durch Fusionen besonders betroffen ist der Back-Office Bereich 
(vgl. 81). Durch die Fusionen werden viele Verwaltungsmitarbeiter zu Pendlern (vgl. 87). 
Zahlreiche Mitarbeiter wollen laut Generaldirektor Fleischmann aber keine langen Wege 
zum Arbeitsplatz auf sich nehmen, sodass in den Zentralen sogar Arbeitskräfte fehlen (vgl. 
88). Beispielsweise wird die Zentrale der Volksbank Niederösterreich in St. Pölten künftig 200 
Mitarbeiter fassen, wozu sie ausgebaut werden muss (vgl. 91). Dorthin pendeln müssen et-
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wa die 15 Verwaltungsmitarbeiter der ehemaligen Volksbank Tullnerfeld aus Tulln (vgl. 104; 
vgl. 217; vgl. 285), 14 der Volksbank Ötscherland aus Wieselburg (vgl. 95; vgl. 397), 32 der 
Volksbank Alpenvorland aus Amstetten (vgl. 240; vgl. 286), ebenso wie die Verwaltungsmit-
arbeiter der Volksbank Donau-Weinland aus Retz (vgl. 247) oder der Volksbank Stockerau 
aus Stockerau (vgl. 493). Ähnliche Pendlerbewegungen von Verwaltungsmitarbeitern gibt es 
in ganz Österreich, etwa nach Wien (vgl. 105), nach Klagenfurt (vgl. 171) oder nach Salzburg 
(vgl. 310), betroffen sind etwa die Bereiche Innenrevision, EDV (vgl. 105), Rechnungswesen 
sowie die Stabstellen (vgl. 400). Als Alternative zum Pendeln müssten sich Mitarbeiter stär-
ker in Richtung Markt orientieren (vgl. 562). Aber auch bei den ursprünglichen freiwilligen 
Fusionen waren Ortswechsel für die Zentralabteilungen eingeplant, Zentralen sollten bei-
spielsweise Schärding in Oberösterreich (vgl. 649), Leoben in der Obersteiermark (vgl. 707; 
vgl. 712) oder Lienz etwa für die Mitarbeiter der Volksbank Gmünd in Kärnten werden (vgl. 
259). Wie bereits angedeutet hat das tägliche Pendeln auch Mitarbeiter zur Kündigung be-
wogen. Die Fluktuation liege laut Generaldirektor Fleischmann bei den Volksbanken mit acht 
bis zehn Prozent etwas über der bei anderen Unternehmen, da sich durch die Fusionen viel 
verändere und die Mitarbeiter lieber in ihrem Heimatort arbeiten wollten als in der Landes-
hauptstadt (vgl. 115). Es würden mehr Arbeitsbereiche zentral abgewickelt, es seien deshalb 
auch mehr Mitarbeiter gegangen als geplant war, hier spiele das tägliche Pendeln eben eine 
Rolle, so Fleischmann. Es wäre demnach ein Unterschied, ob jemand beispielsweise in Laa an 
der Thaya arbeitet, oder täglich nach Wien fahren muss (vgl. 123). Schon im Zuge der freiwil-
ligen Fusionen sagte etwa Direktor Gerhard Möstl von der Volksbank Altheim-Braunau, dass 
es zu Abgängen von zwei bis drei Prozent der Belegschaft kommen werde. Man brauche 
aber auch Mitarbeiter, die hinter der Lösung stehen und motiviert sind, und nicht solche, die 
die Krallen ausfahren (vgl. 649). Dies stellt die Überleitung zu einem weiteren Problembe-
reich dar, den es zu beachten gilt. Auch wenn es einmal keine unmittelbare Existenzangst bei 
den Mitarbeitern mehr gibt wird es dauern, eine einheitliche Kultur zu etablieren (vgl. 88). 
Die Mitarbeiter der früher lokal agierenden Volksbanken würden dabei laut Gerald Fleisch-
mann einen echten Kulturwandel erleben, die Zusammenführung sei eine Managementauf-
gabe (vgl. 236).  
Insbesondere die genannten nachteiligen Auswirkungen wie Jobabbau (vgl. 391) bzw. Verla-
gerung der Arbeitsplätze weg aus der Region (vgl. 50; vgl. 204; vgl. 163), in Lienz in Osttirol 
wären das laut Angaben der Bank 45 Mitarbeiter gewesen (vgl. 204; vgl. 221; vgl. 222; vgl. 
354), gelten als wesentliche Gründe, warum sich manche Volksbanken wie Osttirol-
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Westkärnten, Almtal oder Marchfeld anfänglich oder auch nachhaltig den Bundesländerfusi-
onen widersetzt hatten. In der selbstständig gebliebenen Marchfelder Bank wird davon ge-
sprochen, dass Verwaltungstätigkeiten sogar in die Bank zurückgeholt wurden, wofür sich 
Mitarbeiter spezifisches Wissen aneignen mussten (vgl. 50), auch in Osttirol-Westkärnten 
sollten weitere Mitarbeiter aufgenommen werden (vgl. 388). Eine Fusion wäre somit wohl 
ein Nachteil für die Mitarbeiter gewesen. 
 
Es gibt auch einige Ansätze, die die Auswirkungen für die Mitarbeiter abmildern bzw. neutral 
halten sollen. Neben allgemeinen Aussagen von Banken, dass allen Mitarbeitern ein Joban-
gebot unterbreitet wurde (vgl. 307) oder dass die Mitarbeiteranzahl konstant bleibe (vgl. 
58), weil die Synergien aus internen Bereichen für Wachstum am Markt verwendet werden 
könnten und deshalb auch keine Kündigungen notwendig seien (vgl. 660), will etwa die 
Volksbank Tirol Stabsabteilungen in allen Fusionsbanken belassen (vgl. 135). Auch bei der 
freiwilligen Fusion der Volksbank Krems-Zwettl zur Volksbank Niederösterreich-Mitte war 
geplant, einige Verwaltungsbereiche in Krems zu halten (vgl. 642). In der beobachteten Ge-
neralversammlung trat ebenso die Frage nach fusionsbedingten Kündigungen auf. Diese 
wurde von einem Vorstandsmitglied, das auch darauf hinwies, in seiner Karriere bereits die 
dritte Fusion zu erleben, dahingehend beantwortet, dass bei allen bisherigen Fusionen die 
Grundvoraussetzung gewesen sei, dass es keine fusionsbedingten Kündigungen geben werde 
und es eine entsprechende Zusage auch von den Verantwortlichen der aufnehmenden Bank 
bei der nunmehr nicht ganz freiwilligen Fusion gebe (vgl. 713). 
 
Zusammenfassung 
In Tabelle 11 werden die erhobenen potenziellen Vor- und Nachteile für die Stakeholder-




Vorteile Stakeholder Mitarbeiter 
Personalwirtschaft 
 Abwendung der Gefahr des Endes des Beschäftigungsverhältnisses durch Abwicklung der 
Bank (Volksbanken-Spezifikum). 
 Mehr Aufgaben und damit auch mehr Jobs in den Zentralen. 
 Bessere Aufstiegschancen für Mitarbeiter von Fusionsbanken in den neuen Zentralen. 
Nachteile Stakeholder Mitarbeiter 
Markt 
 Neuer Dienstort bei Filialzusammenlegungen. 
 Abstieg von bisherigen Vorständen, Regionaldirektoren oder Filialleitern durch neues Hie-
rarchiegefüge. 
 Verunsicherung über künftige Filial- und Mitarbeiteranzahl. 
Personalwirtschaft 
 Synergieeffekte können besonders in internen Abteilungen zu Mitarbeiterabbau führen, 
was auch über Sozialpläne und Pensionierungen geregelt wird. 
 Größere Institute stellen höhere Anforderungen an Mitarbeiter, was zu Kündigungen führen 
kann. 
 Steigender Druck auf verbleibende Mitarbeiter, wenn Stellen nicht mehr nachbesetzt wer-
den. 
 Deutlich geringerer Bedarf an Führungspersonal. 
 Verwaltungsmitarbeiter müssen in die Landeszentralen pendeln, was zu Kündigungen und 
dort sogar zu einem Mitarbeitermangel führen kann. 
 Alternative zum Pendeln ist nur eine Orientierung in Richtung Markt. 
 Kulturwandel für Mitarbeiter der früheren Kleinbanken. 
Neutrale Punkte Stakeholder Mitarbeiter 
Markt 
 Kaum Auswirkungen, wenn Filialstruktur gleich bleibt. 
 Kaum Auswirkungen, wenn die Entscheidungskompetenz in den Regionaldirektionen gleich 
bleibt. 
Personalwirtschaft 
 Aussagen mehrerer Banken, dass allen Mitarbeitern ein Jobangebot unterbreitet wurde, 
und Zusagen, dass es keine fusionsbedingten Kündigungen geben werde. 
 Pläne einzelner Banken, an mehreren Standorten interne Abteilungen zu belassen. 





Als Vorteil für die Lieferanten im Sinne von Kapitalgebern, wozu auch die Spareinlagekunden 
zählen, kann gesehen werden, dass durch Ratingverbesserungen für den neuen Verbund die 
Vertrauenswürdigkeit der Volksbanken wieder ansteigt (vgl. 1). Aufgrund der erfolgreichen 
Umstrukturierung wurde das Volksbanken-Rating wieder auf Investment-Grade gehoben, 
wodurch auch Kapitalmarktemissionen wieder möglich werden (vgl. 26; vgl. 27), die stärkere 
Zentralisierung des Verbundes und die vielen Fusionen hätten laut der Ratingagentur Fitch 
den Zusammenhalt im Sektor gestärkt und das Risikomanagement verbessert. Zuvor hatte 
bereits die Ratingagentur Moody’s das Verbundrating wieder auf Investmentgrade erhöht 
(vgl. 26; vgl. 29; vgl. 749). In der beobachteten Generalversammlung wurde betont, dass sich 
der Aufsichtsrat die Entscheidung zu einer Fusion nicht leicht gemacht und nach Alternativen 
gesucht habe, aber letztendlich der Fusion und damit den Forderungen der Republik Öster-
reich zugestimmt habe, um das Geld der Anleger bzw. anders gesagt der Lieferanten zu si-
chern (vgl. 713).  
Neue Möglichkeiten durch die veränderte Struktur ergeben sich auch für Outsourcingpartner 
wie etwa die Union Investment, die nun ihre gesamte Produktpalette mit einem einheitli-
chen Vertriebskonzept in allen Volksbanken anbieten kann (vgl. 87). Auch im Kleinkreditebe-
reich ist es laut Generaldirektor Fleischmann effizienter, ein standardisiertes Produkt der 
Teambank in allen Filialen anzubieten (vgl. 736). Diese Partner können nun die Produkte ös-
terreichweit in allen Filialen vertreiben. Hauptproduktpartner sind die Union Investment, die 
Teambank, die ERGO Versicherung sowie die start-Bausparkasse. Die Volksbanken wollen 
sich dementsprechend mit ihrer neuen Strategie auf das Kerngeschäft konzentrieren (vgl. 
113; vgl. 123; vgl. 745). Der Vorteil von Fusionen im Volksbankensektor für etablierte Liefe-
ranten wie etwa den EDV-Dienstleister Allgemeines Rechenzentrum könnte sein, dass in die-
sem Fall nicht andere Lösungen gesucht werden, wie etwa bei der nicht am Fusionsmodell 
teilnehmenden Volksbank Osttirol-Westkärnten, die verschiedene Leistungen künftig über 
die Hypo Tirol beziehen wird (vgl. 338; vgl. 353). 
 
Nennenswerte Nachteile die Lieferanten betreffend konnten in den analysierten Artikeln 
und Berichten nicht gefunden werden. Neutral zu sehen sind die Aussagen von Generaldirek-
tor Fleischmann, wonach das Geld der Sparer in Österreich und nicht im Ausland investiert 
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werde (vgl. 123). Auch in der Volksbank Oberösterreich wird betont, dass die Spargelder in 
der Region bleiben (vgl. 151). In den meisten kleinen Volksbanken war das aber wohl schon 
vor den Fusionen so. 
 
Funktionsbereich Infrastruktur/Technologie 
Hier wird als Vorteil erwähnt, dass etwa in die Erweiterung der Zentrale in St. Pölten inves-




In Tabelle 12 werden die erhobenen potenziellen Vor- und Nachteile für die Stakeholder-
gruppe Lieferanten in den verschiedenen Funktionsbereichen zusammengefasst. 
Vorteile Stakeholder Lieferanten 
Leistungserstellung/Produktion/Beschaffung 
 Erhöhte Sicherheit für Kapitallieferanten durch Verbundlösung (Volksbanken-Spezifikum). 
 Österreichweiter Vertriebskanal für Produktpartner. 
 Aufrechterhaltung bestehender Dienstleistungspartnerschaften (Volksbanken-Spezifikum). 
Infrastruktur/Technologie 
 Mögliche Aufträge durch Umbau oder Erweiterung der Landeszentralen. 
Nachteile Stakeholder Lieferanten 
-- 
Neutrale Punkte Stakeholder Lieferanten 
Leistungserstellung/Produktion/Beschaffung 
 Das Geld der Sparer wird in den Regionen investiert und nicht im Ausland. 
Tabelle 12: Auswirkungen auf die Stakeholdergruppe Lieferanten (eigene Darstellung) 
4.2.4.6. Regierung 
Zunächst sei erwähnt, dass die dem Stakeholder Regierung zuzurechnenden Textstellen kei-
nem spezifischen Funktionsbereich zugeordnet werden konnten und somit alle unter die 
bereichsübergreifenden Themen einsortiert wurden.  
Als zentraler Vorteil für den Staat, seine Behörden sowie auch den europäischen Staaten-
bund wird häufig eine Strukturbereinigung im Bankwesen genannt. So hieß es etwa, die EU 
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wolle große kapitalmarktorientierte Aktienbanken, die Volksbanken gingen mit ihren Zu-
sammenschlüssen in diese Richtung. In Italien sollte sogar per Gesetz eine Verpflichtung zur 
Umwandlung von Genossenschaftsbanken in eine AG auf den Weg gebracht werden, um 
Fusionen zu erleichtern (vgl. 186). Laut Aussagen des ehemaligen ÖVAG-Generaldirektors 
Stephan Koren würden die Volksbanken mit dem Beschluss des Fusionsmodells einen erheb-
lichen Beitrag zur Bankenkonsolidierung in Österreich leisten (vgl. 726). Die EU-Kommission 
hat den Sanierungsplan für die Volksbanken bestehend aus der Teilung der ÖVAG und etli-
chen Fusionen der regionalen Volksbanken genehmigt, worin eine langfristige rentable Füh-
rung der Gruppe sowie die Rückzahlung von 300 Millionen Euro Staatskapital begründet wird 
(vgl. 279). Der Volksbanken-Verbund galt dabei als rechtlicher Nachfolger des Beihilfeemp-
fängers ÖVAG und musste daher die seinerzeit mit der ÖVAG vereinbarte Rückführung von 
300 Millionen Euro übernehmen (vgl. 280). Die Regierung wollte die Finanzhilfen für die 
ÖVAG von den Volksbanken zurück, welche über ihren Haftungsverbund Reserven hielten, 
und wollte deswegen auch keine Volksbank aus dem Sektor entlassen (vgl. 427). Vom ÖVAG-
Vorstand hieß es seinerzeit, es brauche höhere Erträge durch größere Einheiten, um den 
Bund wieder auszahlen zu können bzw. für die ÖVAG kein neues Staatskapital mehr zu benö-
tigen (vgl. 647). Laut Koren lasse die neue Struktur mit maximal neun Volksbanken entgegen 
über 40 Instituten Kosteneinsparungen, eine Steigerung der Ertragskraft und die leichtere 
Beschaffung von Eigenkapital erwarten (vgl. 581). Nicht zuletzt diese kapitalmarktfähigen 
Strukturen und Rechtsformen mit deutlich mehr Aktiengesellschaften als Genossenschaften 
unter den Banken sollten dem Sektor Eigenkapital bringen (vgl. 583). Auch die Tiroler Volks-
banken sahen ohne Steigerung der Ertragskraft die Abschichtung des Partizipationskapitals 
des Bundes an der ÖVAG als nicht möglich, auch vor diesem Hintergrund wären die Fusionen 
zu sehen. Es ging dabei um die Rückzahlung von rund 300 Millionen Euro an den Staat, die 
die Volksbanken 2017 hätten leisten müssen, sofern die ÖVAG dazu nicht in der Lage gewe-
sen wäre. Außerdem brauchten die Volksbanken damals noch zusätzliches Kapital, um die 
Ausleihungen aufgrund der verschärften Basel III-Regeln stärker mit Eigenkapital unterlegen 
zu können (vgl. 593). Der Staat musste die Volksbanken im Jahr 2010 auffangen und bekam 
dafür letzten Endes eine von Experten für den gesamten Bankbereich geforderte Strukturbe-
reinigung von rund 60 Volksbanken vor Beginn der Krise auf acht Volksbanken plus zwei Spe-
zialinstitute im Endausbau der Strategie (vgl. 88). Diese Zentralstruktur der Volksbanken mit 
umfangreichen Rechten der Zentralorganisation war für die Aufsicht (EZB) ein entscheiden-
des Thema, um den Restrukturierungsplan der Volksbanken überhaupt zu genehmigen (vgl. 
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122). Im Jahr 2017 wurde dann bekannt, dass die Republik sogar eine frühzeitige Rückzah-
lung von den Volksbanken in Höhe von 54 Millionen Euro erhalten würde (vgl. 23). Die 
Volksbanken mussten sich nach dem Zusammenbruch der ÖVAG wie erwähnt einer Radikal-
kur unterziehen, um durch Fusionen sowie Filial- und Mitarbeiterabbau Kosten zu sparen, 
das Geld für die frühzeitige Rückführung der Staatshilfen kommt vorerst allerdings aus dem 
Beteiligungsverkauf, etwa der Bausparkasse oder der Immobank (vgl. 111). Laut Generaldi-
rektor Fleischmann sollte die Rückzahlung vorwiegend durch Einsparungen erfolgen (vgl. 
237). Erwähnenswert ist auch noch der Nachdruck, mit dem Regierung und Aufsichtsbehör-
den dieses Modell durchsetzten und sich so in den Genuss der genannten Vorteile versetzen. 
So wurde etwa seitens der Finanzmarktaufsicht Druck auf zunächst fusionsunwillige Banken, 
etwa in Landeck in Tirol, ausgeübt (vgl. 222), dem Bericht eines Genossenschafters zufolge 
wurde etwa der Volksbank Tullnerfeld mit der Bankenschließung gedroht, sollte die Fusions-
abstimmung nicht positiv ausgehen (vgl. 366), auch von Druck auf Betriebsrat und Vorstand 
zur Herbeiführung eines positiven Abstimmungsergebnisses war die Rede (vgl. 355). Die FMA 
drohte fusionsunwilligen Volksbanken also mit Konzessionsentzug und verbot zudem ande-
ren Sektoren, austretende Volksbanken aufzunehmen, zumindest wurde dies als uner-
wünscht tituliert (vgl. 370). Auf die Bemühungen der Vorstände der austrittswilligen Volks-
bank Marchfeld bei der Suche nach einem Kooperationspartner reagierte die FMA offenbar 
dahingehend, dass dem potenziellen Partner entsprechend zugesetzt wurde, sodass dieser 
letztendlich absprang (vgl. 376). Der Volksbank Landeck wurde von der FMA mitgeteilt, dass 
sie keine Volksbank aus dem Verbund entlassen werde und einem Sektorwechsel nicht zu-
stimmen würde, auch Finanzminister Schelling habe dies in einem Schreiben bekräftigt. Al-
lerdings wäre seitens des Tiroler Landeshauptmanns Platter Unterstützung für einen Allein-
gang dagewesen (vgl. 436). Auch in der beobachteten Generalversammlung wurde die Frage 
nach den Folgen eines negativen Fusionsbeschlusses gestellt. Diese wurde durch den Vor-
stand mit dem Hinweis auf die Gefahr der Abwicklung der Bank, jedenfalls aber mit Proble-
men mit den Aufsichtsbehörden beantwortet. Außerdem würde die ÖVAG zum 30.06.2015 
die Dienstleistungsverträge kündigen, welche kaum in angemessener Zeit zu ersetzen seien 
(vgl. 713).  
 
Nachteilige Auswirkungen der Fusionen auf den Stakeholder Regierung konnten nicht gefun-
den werden. Neutral zu sehen wäre allerdings, dass es am Ende doch Banken gab, die sich 
dem Modell entzogen haben, allerdings nicht ohne Kosten. Letztendlich schieden die fusi-
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onsunwilligen Volksbanken Osttirol-Westkärnten und Gmünd gegen eine Abschlagszahlung 
von acht Millionen Euro aus dem Volksbankensektor aus (vgl. 116). Diese acht Millionen Eu-
ro stellen einen Entbindungsbeitrag an die Republik dar, um die Haftungen im Rahmen des 
bisherigen Volksbankensektors abstoßen zu können (vgl. 222). Ein wesentlicher Beitrag zur 
Bankenkonsolidierung ergibt sich daraus freilich nicht. Immer noch keine Fusionsentschei-
dung gibt es aus der Waldviertler Volksbank Horn, deren Generalversammlung eine Fusio-
nierung konsequent ablehnt. Dennoch heißt es von den Vorständen, es bestehe für die Ge-
schäftsleiter nach wie vor ein Auftrag zur Fusion aufgrund eines Grundsatzbeschlusses der 
Generalversammlung aus dem Jahr 2015 zum Fusionierungsplan. Abweichungen dazu müss-
te die Bankenaufsicht zustimmen (vgl. 14). Ausführlicher über den Druck auf die Einzelinsti-
tute und die Alleingänge einiger von ihnen wurde bereits bei den bereichsübergreifenden 
Themen in Abschnitt 4.2.4.2 berichtet. 
 
Zusammenfassung 
In Tabelle 13 werden die erhobenen potenziellen Vor- und Nachteile für den Stakeholder 
Regierung in den verschiedenen Funktionsbereichen zusammengefasst. 
Vorteile Stakeholder Regierung 
Bereichsübergreifende Themen 
 Wesentlicher Beitrag zur Bankenkonsolidierung in Österreich. 
 Höhere Erträge durch größere Einheiten und damit Rückführung eines Teils der Staatshilfen 
für die ÖVAG bzw. Rückkauf der Beteiligung des Bundes (Volksbanken-Spezifikum). 
 Keine neuerlichen Staatshilfen für kapitalschwache ÖVAG (Volksbanken-Spezifikum). 
 Frühzeitiger Rückzahlungsbeginn der Staatshilfen (Volksbank-Spezifikum). 
Nachteile Stakeholder Regierung 
-- 
Neutrale Punkte Stakeholder Regierung 
Bereichsübergreifende Themen 
 Einige fusionsunwillige Institute leisteten zwar keinen Beitrag zur Bankenkonsolidierung, 
mussten aber einen Entbindungsbeitrag für die Rückführung des Staatskapitals zahlen 
(Volksbanken-Spezifikum). 






Auf Gemeindeebene wurde lediglich in der Phase der freiwilligen Fusionen und auch dort 
nur sehr vereinzelt von Vorteilen gesprochen. Jeder Volksbank-Standort sei ein sicherer Ar-
beitgeber und Motor für die regionale Wirtschaft, hieß es damals (vgl. 711; vgl. 723), man 
ging davon aus, dass durch die lokalen Fusionen diese Standorte erhalten werden könnten. 
Von den Bürgermeistern aus St. Pölten und Krems hieß es etwa, wenn die Fusion positiv für 
die Volksbank sei, dann wäre das auch gut für die Stadt, auf zwei Beinen stehe man schließ-
lich besser als auf einem (vgl. 617). Einen Sonderfall stellt die Volksbank Almtal dar. Die Ge-
nossenschafter dieser Bank verkauften letztendlich den Bankbetrieb an die Volksbank 
Oberösterreich, anstatt sich für eine Fusion zu entscheiden. Der Verkaufserlös blieb somit in 
einer Verwaltungsgenossenschaft ohne Bankkonzession und soll für regionale Projekte ver-
wendet werden. Die regulatorischen Anforderungen bei Aufrechterhaltung des Bankbetriebs 
wären laut Geschäftsleitung im Alleingang für eine kleine Bank nicht zu stemmen gewesen 
(vgl. 101; vgl. 102). 
 
Als Nachteil wird die Befürchtung genannt, dass mit der Fusion zu größeren Einheiten auch 
die jahrzehntelange Förderung von Kultur und Sport durch die lokalen Volksbanken leiden 
könnte (vgl. 140). Zwar unterstützt beispielsweise die neue Volksbank Steiermark die Pfarre 
St. Vinzenz in Graz bei der Förderung hilfsbedürftiger Kinder (vgl. 750), als Gefahr könnte 
aber gesehen werden, dass sich solche Aktivitäten eben vermehrt auf die Ballungszentren 
konzentrieren. Für die regionale Entwicklung wären jedenfalls selbstständige Regionalban-
ken wichtig, was auch der Tiroler Landeshauptmann Platter so sah und die Dolomitenbank 
beim Weg in die Selbstständigkeit unterstützte (vgl. 223; vgl. 336). Landeshauptmann Platter 
sprach sich dafür aus, dass es eigenständige Regionalbanken geben soll, die die lokale Wirt-
schaft mit Kapital versorgen. Außerdem blieben so Arbeitsplätze in der Region erhalten. Sei-
tens des Landeshauptmanns hätte es Unterstützung für die Zusammenarbeit mit der Hypo-
Tirol auch für die Volksbank Landeck gegeben, dort sah man aber den Finanzminister und 
seine Fusionsintentionen als die stärkere Kraft und bewertete den Eigenständigkeitsplan als 
aussichtslos (vgl. 436). In Osttirol wurde am Standpunkt festgehalten, das Kapital werde für 
die Förderung der Menschen und der Region gebraucht und solle nicht nach Wien gehen 
(vgl. 448; vgl. 453). Dass die Volksbank Almtal ihren Bankbetrieb um 8,6 Millionen Euro ver-
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kauft hat, und dieses Geld nun für regionale Projekte zur Verfügung steht, könnte zum einen 
als positiv gewertet werden, als Nachteil ist aber zu vermerken, dass keine eigenständige 
Volksbank im Almtal mehr zur Verfügung steht (vgl. 31). Besorgt zeigen sich die Gemeinden 
auch hinsichtlich der Schließung von Bankfilialen im ländlichen Raum, wegen schwacher 
Nachfrage wäre das Finden einer Nachnutzung aufgelassener Filialgebäude in den Ortsker-
nen insbesondere in strukturschwachen Regionen oft ein Problem (vgl. 37; vgl. 46). 
 
Auf keine nennenswerten Auswirkungen hinsichtlich des lokalen Sponsorings bzw. der För-
derung regionaler Aktivitäten deuten die Aussagen einiger zukünftiger Regionaldirektoren 
hin. Die Regionalität und das lokale Sponsoring sollen demnach gleich bleiben (vgl. 515; vgl. 
590), die Region werde weiterhin gefördert (vgl. 614). 
 
Funktionsbereich Leistungserstellung/Produktion/Beschaffung 
Hier wurde als Vorteil lediglich erwähnt, dass Umbaumaßnahmen von im Zuge der Fusion 
nicht mehr gebrauchten Räumlichkeiten in der ehemaligen Volksbank Tullnerfeld an regiona-
le Unternehmen vergeben werden (vgl. 104). 
 
Funktionsbereich Markt 
Den Funktionsbereich Markt betreffend wurden keine Vorteile sondern lediglich Nachteile 
genannt. So bedauern Bürgermeister kleiner Gemeinden etwa Filialschließungen (vgl. 193; 
vgl. 15; vgl. 17), man verliere beispielsweise in Seitenstetten in Niederösterreich einen Nah-
versorger und wolle seitens der Gemeinde Unterschriftenaktionen der Bürger gegen die Fili-
alschließung unterstützen (vgl. 17). Auch wurde auf die Sparkasse verwiesen, die ihre Filiale 
weiterbetreiben will (vgl. 17). Der Bürgermeister der Gemeinde Hohenau in Niederösterreich 
zeigt sich etwa auch verärgert über das sofortige Zusperren der Filiale bei niedrigen Margen, 
obwohl die Bank jahrzehntelang mit den Bürgern gut verdient habe. Der Region gehen Infra-
struktur, Arbeitsplätze und Einnahmen aus der Kommunalsteuer verloren (vgl. 41). Irritie-
rend ist dabei die Aussage des zuständigen Regionaldirektors Rudolf Riener, wonach die 
Schließung dieser Filiale schwergefallen sei, da sie eine sehr ertragreiche und wichtige war 
(vgl. 41). Auch in der Gemeinde Kottingbrunn verbleibt nur noch die Raiffeisenbank in der 
Gemeinde, die Volksbank Wien will auch keinen Bankomaten außerhalb ihrer Filialstandorte 
betreiben, was der Bürgermeister bedauert (vgl. 132). Die Gemeinde Seitenstetten bot der 
Volksbank Niederösterreich Alternativstandorte für die Filiale sowie die kostenlose Aufstel-
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lungsmöglichkeit von Bankomat und Kontoauszugsdrucker im Gemeindeamt an, worauf sei-
tens der Bank keine Antwort erfolgte (vgl. 8). Auch in der beobachteten Generalversamm-
lung brachte ein Mitglied emotional zum Ausdruck, dass die Herrschaften in Wien gar nicht 
wüssten, wo die kleinen Filialen der regionalen Volksbank eigentlich liegen, und wohl nie-
mand unterschreiben würde, dass diese 2018 noch existieren würden. Kleine Filialen seien 
aber wichtig für das gesellschaftliche Leben und die Vereine. Es werde nicht mehr am Men-
schen gemessen, sondern nur mehr an Zahlen, die Menschlichkeit ginge dabei verloren. Die 
Sorge um diese kleinen Geschäftsstellen zerstreute der Aufsichtsratsvorsitzende damit, dass 
Entscheidungen darüber zumindest nicht in Wien sondern in der Bundesländervolksbank 
getroffen würden. Es werde wohl keine Filiale geschlossen werden, die gut läuft. Der Vor-
stand sagte dazu, Filialschließungen erfolgten aus rein betriebswirtschaftlichen Gründen und 
ganz rationell. Der Vorstand der aufnehmenden Bank ergänzte, man sehe sich als finanziel-
len Nahversorger, 80 Prozent der Entscheidungen würden vor Ort getroffen (vgl. 713). 
 
Funktionsbereich Personalwirtschaft 
Vorteile wurden hier nur für jene Orte genannt, in denen künftig die Verwaltungszentralen 
ihren Sitz haben werden (vgl. 619; vgl. 620), in der Regel sind dies die Landeshauptstädte 
oder in der frühen Phase der freiwilligen Fusionen die Standorte der jeweils größeren Bank. 
In diesen Orten werden die Zentralen bzw. die Mitarbeiterzahlen aufgestockt (vgl. 707). 
 
Einen entsprechenden Nachteil haben die Standorte der aufgenommenen Banken, aus de-
nen Personal abgezogen wird (vgl. 619). Von der Volksbank Osttirol-Westkärnten hieß es, bei 
einer Fusion würden 40 bis 50 Arbeitsplätze aus einer strukturschwachen Region wie Osttirol 
verschwinden (vgl. 204; vgl. 354). Generell ist durch die Vermeidung von Doppelgleisigkeiten 
im internen Bereich ein Personalabbau vorgesehen, auch wenn dieser durch natürliche Ab-
gänge erfolgen soll (vgl. 498; vgl. 572; vgl. 590; vgl. 647), dies führt mittelfristig wohl an allen 
Standorten zu weniger Arbeitsplätzen und weniger Kommunalsteuereinnahmen.  
 
Zusammenfassung 
In Tabelle 14 werden die erhobenen potenziellen Vor- und Nachteile für den Stakeholder 




Vorteile Stakeholder Gemeinde 
Bereichsübergreifende Themen 
 Hoffnung auf Erhalt lokaler Standorte durch kleinräumige Fusionen. 
 Geld aus dem Verkauf der Bank anstatt einer Fusion kann der Region zur Verfügung gestellt 
werden (Volksbanken-Spezifikum). 
Leistungserstellung/Produktion/Beschaffung 
 Aufträge an örtliche Unternehmen zum Umbau nicht mehr gebrauchter Bankräumlichkei-
ten. 
Personalwirtschaft 
 Aufstockung der Mitarbeiteranzahl in den Landeszentralen. 
Nachteile Stakeholder Gemeinde 
Bereichsübergreifende Themen 
 Befürchtung von Einsparungen bei der Förderung von Kultur und Sport in den Gemeinden 
bzw. Gefahr der Konzentration dieser auf die Ballungszentren. 
 Regionale Banken sollen die regionale Wirtschaft mit Kapital versorgen und Arbeitsplätze in 
der Region halten. 
 Bei Verkauf des Bankbetriebes steht zwar Geld für die Förderung der Region zur Verfügung, 
aber keine eigenständige Bank mehr. 
Markt 
 Verlust der finanziellen Nahversorgung. 
 Infrastruktur, Arbeitsplätze und Einnahmen aus der Kommunalsteuer gehen bei Filialschlie-
ßungen verloren. 
 Beeinträchtigung des gesellschaftlichen Lebens in kleinen Gemeinden. 
Personalwirtschaft 
 Abzug von Verwaltungspersonal der aufgenommenen Banken, oft auch aus strukturschwa-
chen Regionen. 
 Weniger Personalbedarf durch fusionsbedingte Rationalisierung kann zu weniger Arbeits-
plätzen und damit weniger Kommunalsteuereinnahmen an allen Standorten führen. 
Neutrale Punkte Stakeholder Gemeinde 
Bereichsübergreifende Themen 
 Entgegen Befürchtungen aus den Gemeinden soll sich am regionalen Sponsoring nichts än-
dern. 
Tabelle 14: Auswirkungen auf den Stakeholder Gemeinde (eigene Darstellung) 
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4.3. Erfolgspotenzial von Regionalbankfusionen 
Die in Abschnitt 4.2.4 beschriebene Erhebung der Einflüsse von Regionalbankfusionen auf 
die Stakeholder kann nun dazu verwendet werden, Schlussfolgerungen auf das Erfolgspoten-
zial solcher Fusionen zu ziehen. Außerdem dienen vor allem die Nachteile für die verschie-
denen Stakeholdergruppen dazu, um in den genannten betrieblichen Funktionsbereichen 
schon im Vorfeld Überlegungen zu einer möglichen Abmilderung dieser negativen Auswir-
kungen anstellen zu können. 
Zunächst wurde für die Stakeholdergruppe der Investoren eine große Anzahl an Vorteilen 
aufgezählt, die sich aus Regionalbankfusionen ergeben sollten. Allgemein sollen die Fusionen 
höhere Erträge durch Kostensynergien und eine Verbesserung der Marktpräsenz bringen, 
fusionierende Banken können sich auch hinsichtlich ihrer Bilanzstruktur bzw. ihres Kredit-
portfolios sinnvoll ergänzen. Auch für den Bereich der Leistungserstellung sind aus der Zu-
sammenarbeit mit verbundweit einheitlichen Produktpartnern Einsparungen zu erwarten. In 
der Marktbearbeitung sollten sich Einsparungen aus der Verschlankung des Produktange-
bots sowie der Filialstruktur und der Anpassung der Filialen an moderne Kundenbedürfnisse 
ergeben, was zwar auch ohne Fusionen möglich wäre, aber durch die Zusammenschlüsse 
beschleunigt wird (vgl. 3.4.1.1). So soll sich ein deutlicheres Wachstum des Geschäftsvolu-
mens als zuvor in den Kleinbanken ergeben. Im Personalbereich können durch Synergien 
Mitarbeiter und Vorstände reduziert und aufgrund von größenbedingter Spezialisierung die 
Kompetenz in den Fachabteilungen erhöht werden, auch können in größeren Banken leich-
ter qualifizierte Mitarbeiter angeworben werden. Im Funktionsbereich Infrastruktur und 
Technologie soll eine Vereinheitlichung der IT-Systeme sowie die Zusammenlegung zentraler 
Abteilungen wie Rechnungswesen, Marketing, Kreditverwaltung oder Innenrevision zu ge-
ringeren Kosten führen. 
Nachteile für die Investoren der kleineren Banken sind ein durchgängiger Einflussflussverlust 
alleine dadurch, dass meist die Vorstände der größeren Banken auch zukünftig die Geschäfte 
führen. Die Komplexität wird durch die neue Größe des Unternehmens erhöht, das Ma-
nagement wird durch diese neue Größe und durch die in vielen Fällen neue Rechtsform ei-
ner Aktiengesellschaft auch unabhängiger in seinen Entscheidungen, was die Gefahr von 
Fehlern erhöht. Egal ob weiterhin als Genossenschaft oder als AG im Eigentum von Verwal-
tungsgesellschaften, welche wiederum im Besitz der Mitglieder verbleiben, der Einfluss der 
einzelnen Mitgliederstimme wird durch die zunehmende Größe der Bank geringer. Als Nach-
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teile hinzu kommen noch die Gefahr des Verlusts von Kunden an selbstständig bleibende 
Lokalbanken im Funktionsbereich Markt, der Abgang qualifizierter Mitarbeiter und Vorstän-
de zur Konkurrenz, Verunsicherung und Widerstand von Mitarbeitern gegen die Fusion im 
Bereich Personalwirtschaft sowie zu Beginn hohe Kosten durch die Zusammenführung der 
Banken. All diese Punkte tragen zumindest zu Beginn des Prozesses nicht zu einer Verbesse-
rung der Ergebnisse der Bank bei und können gewonnene Synergien nivellieren. Als spezifi-
scher Nachteil für die Investoren bei den Volksbankfusionen wird zudem sehr häufig der 
Zwang genannt, unter dem diese herbeigeführt werden. 
Am Ende kann für die Stakeholdergruppe Investoren mittelfristig eine Reihe finanzieller Vor-
teile vor allem durch Synergien festgehalten werden, die durch Nachteile wie Kontrollverlust 
oder anfängliche Fusionskosten wohl kaum negativ beeinflusst werden sollten. Gemäß einer 
Studie werden zwar die statutarischen und gesetzlichen Mitwirkungsrechte von Genossen-
schaftern als erfolgskritisch wahrgenommen, was besonders der Zustimmungspflicht im Fu-
sionsfall eine entsprechende Bedeutung verleiht (vgl. Theurl/Tschöpel, 2013, S. 10), wenn 
aber 70 anwesende Genossenschafter von insgesamt 2.000 bei der Fusionsabstimmung der 
Volksbank Almtal der dreifache Wert des normalen waren (vgl. Zens, 2015, S. 12) oder in der 
Volksbank Baden von 27.000 Mitgliedern nur 135 kamen (vgl. Graber, 2013, S. 15), scheint 
das Partizipationsinteresse tatsächlich zu wünschen übrig zu lassen, wie bereits von Reicher-
ter (2000, S. 251) angedeutet. 166 Mitglieder waren in der Volksbank Tullnerfeld dabei (vgl. 
Peischl, 2015, S. 12), 350 in Landeck (vgl. Vahrner, 2015, S. 20). Ebenso sind aus Investoren-
sicht einige Themen auch neutral zu sehen. Die Gegenleistung für die Einbringung des Bank-
betriebes ist schließlich auch ein Anteil an einer dann größeren Bank, die Verwaltungsgenos-
senschaften können zudem dazu dienen, die Regionalität und die Mitbestimmungsrechte zu 
erhalten. Der Zwang zu den Fusionen ist zwar kritisch zu sehen, wird die Genossenschafter 
letztlich aber wohl nicht zum Ausstieg bzw. zum Abzug des Geschäftsanteilskapital bewegen, 
zumindest wurden in den untersuchten Artikeln keine derartigen Aussagen gefunden. Für 
den tatsächlichen Eintritt der Synergieeffekte aus der Fusion bzw. der Verbesserung der 
wirtschaftlichen Situation sind aber die Leistungsbeiträge weiterer Stakeholder wie etwa 
Mitarbeiter oder Kunden notwendig. 
 
Spezifisch bei den Volksbankenfusionen ist als Vorteil für die Stakeholdergruppe der Kunden 
zu erwähnen, dass wieder ausreichend Eigenmittel in den Banken vorhanden sind, um über-
haupt Kredite zu vergeben. Im Marktbereich wurden günstigere Preise, umfassendere Be-
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treuung an größeren Standorten, ein flächendeckendes Filialnetz in den einzelnen Bundes-
ländern und nicht mehr nur in einigen Gemeinden sowie eine in manchen Fällen sogar grö-
ßere lokale Entscheidungskompetenz im Vergleich zu den früheren Kleinstbanken genannt. 
Die durch Filialzusammenlegungen entstehenden Kompetenzzentren ermöglichen eine spe-
zifischere Beratung auch für größere Firmenkunden, die dank der kumulierten Eigenmittel 
vormals selbstständiger Banken nun mit Großkrediten versorgt werden können. Die An-
sprechpartner in der Bank sollen weitgehend dieselben bleiben, ebenso wie die Kundenziel-
gruppen, wobei man wie erwähnt vermehrt auch größere Unternehmen ansprechen will. Die 
im Bereich Funktionsbereich Infrastruktur/Technologie entstehenden Synergien können für 
ein Wachstum am Markt verwendet werden.  
Die Nachteile durch ein neues Filialkonzept betreffen vor allem ortsgebundene, also wenig 
mobile Kunden. Allerdings könnte auch der befürchtete Verlust der persönlichen Kenntnis 
des Kunden durch die Entscheidungsträger in größeren Strukturen dazu führen, dass Kredit-
werber ausschließlich anhand ihrer finanziellen Unterlagen beurteilt werden. Nun wurde 
bereits in Abschnitt 2.2.3 auf Veränderungen im Bankwesen hingewiesen, dazu passen meh-
rere Aussagen aus den Volksbanken, wonach die Filialstruktur auch ohne Fusionshintergrund 
überdacht worden wäre. Die technischen Fusionen verliefen für die Kunden weitgehend un-
bemerkt, mit der Ausnahme, dass sich für viele Bankleitzahl und Kontonummer ändern. 
Unter Bedachtnahme darauf, dass sich der Regionalitäts- und Mobilitätsbegriff in den letzten 
Jahrzehnten stark verändert hat, sollten die Fusionen für den überwiegenden Teil der Kun-
den ohne größere Auswirkungen bleiben. Der Trend geht laut Direktor Herbert Angerer von 
der Volksbank Steirisches Salzkammergut in Richtung Kompetenzzentren, da einfache Bank-
geschäfte mehr und mehr online erledigt werden. Die Kunden entscheiden selbst, wie das 
Filialnetz am Ende aussieht (vgl. Pliem, 2017, S. 39). Laut einer Studie unter Mitgliedern ist 
die persönliche Nähe der Regionalbanken für Kunden nur dann ein Erfolgsfaktor, wenn die 
persönlichen Berater die Bedürfnisse der Mitglieder/Kunden identifizieren und adäquate 
Lösungen entwickeln können, die persönliche Beziehung der Mitarbeiter zu den Kunden ist 
wichtig. Rahmenbedingungen wie technische Ausstattung und Erreichbarkeit der Filialen 
sind lediglich ein unterstützender Basisfaktor, kein unmittelbarer Erfolgsfaktor (vgl. 
Theurl/Tschöpel, 2013, S. 9). Bankexperte Franz Hahn vom Wirtschaftsforschungsinstitut 
meint zudem, im Inland gebe es einen überbesetzten Markt und viele Banken, die zu klein 
wären, um Expertise für komplexe Bankprodukte anzubieten. Es gebe aber ein Defizit an 
mittelgroßen Regionalbanken, die die Expertise für die effiziente Bereitstellung von Finanz-
 207 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
dienstleistungen haben, was den kleinen und mittleren Unternehmen zu Gute kommen 
würde (vgl. Hahn zit. in Griessmair, 2016b, S. 4).  
Sofern es den Volksbanken gelingt, sich in ihrer neuen strategischen Gruppe (vgl. Abschnitte 
3.2.3.4 sowie 4.2.3.1) zu positionieren und auch die bestehenden Kunden weitgehend zu 
halten, sind kaum Einbußen und damit negative Auswirkungen auf die Synergienhebung 
durch die Stakeholdergruppe Kunden zu erwarten. Aber auch für andere groß- oder klein-
räumige Fusionen außerhalb des Volksbankensektors sollte dies möglich sein, sofern es ge-
lingt, auch bei Anpassungen im Filialnetz die Präsenz in den Regionen mit dem gewohnten 
Beratungspersonal zu erhalten. 
 
Die Stakeholdergruppe Mitarbeiter scheint aus den Fusionen kaum Vorteile zu ziehen, mit 
Ausnahme des Volksbanken-Spezifikums, dass andernfalls möglicherweise der Arbeitsplatz 
durch Abwicklung der Bank weggefallen wäre. Es wird auch betont, dass es in den neuen 
Zentralen mehr Aufgaben und damit auch bessere Aufstiegsmöglichkeiten für Mitarbeiter 
der Fusionsbanken gäbe.  
Zu Nachteilen wird es wohl aber durch den synergiebedingten Wegfall von Aufgaben kom-
men. Auch wenn Mitarbeiter nur durch natürlichen Abgang abgebaut werden sollen, könn-
ten die Anforderungen an die verbleibenden Mitarbeiter sowie das Arbeitspensum mittel-
fristig steigen, bisherige Führungskräfte werden wohl oft zumindest eine Ebene zurücktreten 
müssen. Nicht zu vergessen ist auch die künftige Notwendigkeit des Pendelns für Verwal-
tungsmitarbeiter in die neuen Landeszentralen, die einzige Alternative könnte eine Umschu-
lung in den Beratungsbereich sein. Vorwiegend Verwaltungsmitarbeiter mit ihren spezifi-
schen Qualifikationen könnten den Banken so abhandenkommen. Kaum angesprochen 
wurde die Problematik veränderter Arbeitsbedingungen und wohl auch einer anderen 
Dienstordnung, dafür wurde das Thema Kulturwandel genannt.  
Insgesamt gesehen sollten sich durch die Stakeholdergruppe Mitarbeiter, auch wenn diese 
vorwiegend nachteilig von den Fusionen betroffen ist, die Synergieverluste in Grenzen hal-
ten. Auch in dem Fall, dass einzelne Mitarbeiter nicht bereit sind, den längeren Arbeitsweg in 
die Landeszentralen mitzugehen, so sollte deren Arbeitsleistung im Zuge von Synergien aus 
der Zusammenlegung interner Abteilungen kompensiert werden können. Aussagen zufolge 
gebe es vereinzelt zwar zu wenige Mitarbeiter in den Zentralen, durch die neue Größe und 
Dynamik sollte aber auch Personal von außen angezogen werden können. Grundsätzlich be-
steht bei Fusionen sehr wohl die Gefahr, dass qualifiziertes Schlüsselpersonal wie Manager 
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oder leitende Angestellte das Unternehmen verlässt und große Lücken hinterlässt. Die Erhe-
bung eines Südtiroler Unternehmens zur Fluktuation bei Spitzenpersonal zeigt aber, dass die 
Entfernung zum Arbeitsplatz gerade in dieser Zielgruppe eine untergeordnete Rolle gegen-
über anderen Voraussetzungen für einen guten Arbeitsplatz und ein herausforderndes Tätig-
keitsfeld spielen (vgl. Weishaupt et al., 2009, S. 12f.). Es spielt aber nicht nur die räumliche 
Distanz sondern auch das Zusammentreffen verschiedener Unternehmenskulturen eine Rol-
le. Die kleinen Institute haben jeweils eine eigene Vergangenheit, die man nicht von heute 
auf morgen über Bord werfen und vergessen kann. Die Verschiedenartigkeit ist auf unter-
schiedliche historische Entwicklungen, regionale Besonderheiten, Organisationsstrukturen 
und Abläufe zurückzuführen, was zu einer eigenen und unverwechselbaren Unternehmens-
kultur führte. Die von einer Fusion betroffenen Menschen, ihre Einstellungen sowie Denk- 
und Wertehaltungen sind für den Erfolg oder Misserfolg eine wichtige Einflussgröße. Gerade 
im Funktionsbereich Markt werden die Möglichkeiten der Bank, sich über Preise oder Pro-
dukte zu differenzieren immer weniger. Das geht nur noch über die Qualität der persönli-
chen Betreuung, diese ist von den in der Bank handelnden Menschen und der Unterneh-
menskultur abhängig. Es kommt vermehrt darauf an, wie die Mitarbeiter dem Kunden 
gegenübertreten, wie Beratungsgespräche geführt werden, wie es um die Servicequalität 
bestellt ist und wie generell in der Bank gearbeitet und miteinander umgegangen wird (vgl. 
Schmoll, 2016, S. 10ff.). Kann es im Funktionsbereich Infrastruktur/Technologie noch leichter 
gelingen, wegen größerer Entfernungen oder Veränderungen in der Unternehmenskultur 
austretende Mitarbeiter durch Synergieeffekte zu kompensieren, und sind Austritte in ge-
wissem Maße sogar erwünscht, um Kostensynergien zu erzielen, so erscheint es im Marktbe-
reich umso wichtiger, das bestehende Personal zu halten und von einer neuen, gemeinsa-
men Unternehmenskultur zu überzeugen. Widerstand der Mitarbeiter sowie Fluktuation 
könnten sich sonst negativ auf die Stakeholdergruppe Kunden auswirken. Sofern aber diese 
Managementaufgabe unter Zuhilfenahme der in Abschnitt 3.1 angeführten Methoden zum 
Change Management gelingt, können auch Synergieverluste vermieden werden. 
 
Für die Stakeholdergruppe der Lieferanten gab es sehr wenige Nennungen, wohl auch des-
halb, weil gerade die Einleger, die mit ihrem zur Verfügung gestellten Geld die Hauptkompo-
nente für die Vergabe von Krediten als Kerngeschäft der Bank liefern, landläufig unter dem 
Begriff der Bankkunden summiert werden. Sie haben jedenfalls im Falle der Volksbanken 
den Vorteil der Sicherheit ihrer Einlagen durch die neue Verbundlösung. Lieferanten wie 
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Produktpartner genießen durch die Fusionen zu größeren Einheiten den Vorteil eines ein-
heitlichen Vertriebskanals, andere Unternehmen wiederum profitieren vom Umbau der 
Zentralen oder von ehemaligen Zentralen.  
Ein Nachteil, der allerdings in der Untersuchung nicht genannt wurde, wäre allenfalls nach 
dem Five-Forces-Modell von Porter (vgl. Abschnitt 3.2.3.3) die größere Marktmacht der 
Volksbanken als Abnehmer. Da Banken allerdings am Gütermarkt nicht als bedeutender 
Nachfrager auftreten, und dieses Phänomen am Geld- und Kapitalmarkt gerade im Bereich 
der verhältnismäßig immer noch kleinen Regionalbanken kaum eine Rolle spielt, halten sich 
die Nachteile für Lieferanten wohl tatsächlich in Grenzen. Jedenfalls sind von dieser Stake-
holdergruppe augenscheinlich keine nennenswerten Gefahren für die Hebung von Synergien 
zu erwarten. 
 
Für den Stakeholder Regierung stellt jede Bankenfusion einen Beitrag zur erwünschten Ban-
kenkonsolidierung in Österreich dar. Im Sonderfall der Volksbanken erhofft sich der Staat 
zusätzlich eine nachhaltige Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des Sektors sowie die Rück-
zahlung des vereinbarten Teils der Staatshilfen, was auch für selbstständig bleibende Klein-
banken gilt. Nachdem es für diesen Stakeholder im Grunde nur Vorteile gibt, ist eine negati-
ve Auswirkung auf das Synergiepotenzial nicht zu erwarten. 
 
Für den Stakeholder Gemeinde sind mit Ausnahme der Standorte der neuen Zentralen we-
sentliche Nachteile verbunden, gerade in strukturschwachen Regionen. Es fällt ein Teil der 
Infrastruktur und der finanziellen Nahversorgung weg, Arbeitsplätze in der Region werden 
zum Teil in die Ballungszentren verlagert, die Kommunalsteuereinnahmen verringern sich 
dadurch. Befürchtet wird auch der Rückgang der im Genossenschaftswesen üblichen Förde-
rungen für lokale Kultur- und Sportvereine und damit eine Beeinträchtigung des öffentlichen 
Lebens in kleinen Orten.  
Die Gefahr von Synergieverlusten ist beim Stakeholder Gemeinde trotz augenscheinlicher 
Nachteile keine unmittelbare. Allerdings besteht sehr wohl die Möglichkeit, dass bei Filial-
schließungen oder dem Abzug von Verwaltungspersonal aus bisherigen Hauptanstalten ne-
gative Äußerungen lokaler Politiker oder von Vereinsfunktionären das Image der fusionier-
ten Bank beeinträchtigen. Sofern es aber wie häufig angekündigt gelingt, über das Konzept 
der Regionaldirektionen weite Teile der regionalen Förderung und des regionalen Verant-
wortungsbewusstseins aufrechtzuerhalten und dies den Menschen in der Region zu vermit-
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teln, sollte auch ein gutes Verhältnis zu den lokalen Institutionen wie Gemeinden oder Ver-
einen aufrechterhalten bzw. wiederhergestellt werden können. Bisherigen Erfahrungen bei 
Volksbankfusionen zufolge hielt der Großteil der Kunden auch nach Filialzusammenlegungen 
der Bank die Treue, als Beispiel sei hier etwa die Volksbank Weinviertel angeführt (vgl. 
Pfabigan, 2017, S. 21). Das entspricht auch der in Abschnitt 2.2.3 angesprochenen allgemein 
geringen Bereitschaft der Kunden zu einem Bankwechsel. 
 
Zur Beantwortung der Subforschungsfrage ist also das Synergiepotential aus rein betriebs-
wirtschaftlicher Hinsicht durch die Stakeholder als kaum gefährdet einzuschätzen. Laut An-
dreas Weber, dem Direktor der Raiffeisenbank Region Amstetten, hat die regionale Genos-
senschaftsbank durch örtliche Verwurzelung und Kenntnis der regionalen Verhältnisse beste 
Voraussetzungen für Kundennähe und dadurch ein individuelles Dienstleistungsangebot für 
Unternehmen (vgl. Weber zit. in Schmoll, 2015, S. 18). Solange das Modell in der von einer 
Vielzahl an Volksbankenvertretern beschriebenen Form umgesetzt wird und es vor allem 
gelingt, die Kunden mit Hilfe des Konzepts der Regionaldirektionen unter Beibehaltung der 
Ansprechpartner sowie der Entscheidungskompetenz von einer Abwanderung zum vor allem 
lokalen Mitbewerb abzuhalten, können auch die Synergieverluste minimiert werden. Nicht 
zu vergessen sind aber auch gegenseitige Abhängigkeiten zwischen den Stakeholdergruppen. 
Gerade der Erhalt der Mitarbeiter im Beratungsbereich in den Regionen ist auch für die Kun-
denbindung wichtig, ebenso wie der Erhalt der Förderung in den Regionen, besonders in 
strukturschwachen. Bereichsübergreifend sind bei den Volksbanken die mangelnde Freiwil-
ligkeit der Fusionen sowie die Einschränkungen bei der Partnerwahl zwar als ethisch frag-
würdig aber dennoch kaum synergiebeeinflussend zu sehen. Letztlich scheinen sich vorwie-
gend Kostensynergien zu ergeben, ob die Zusammenlegung von Filialen zu 
Kompetenzzentren auch Impulse am Markt bringen wird, bleibt abzuwarten. Auch für die 
Servicierung von Großkunden werden wohl zunächst die erforderlichen Ressourcen und Fä-
higkeiten aufgebaut werden müssen, bevor hier nennenswerte Zusatzerträge zu erwarten 
sind. Insbesondere der Bereich Personalwirtschaft wird gefordert sein, die richtigen Mitar-
beiter zu halten, zu motivieren und weiterzuentwickeln, um die Erträge am Markt halten 
bzw. steigern zu können. 
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4.4. Evaluierung durch Experteninterviews 
4.4.1. Grundlegendes zu Experteninterviews 
Nachdem in Abschnitt 4.2.4 zentrale Vor- und Nachteile für die verschiedenen Stakeholder 
auf breiter Basis erhoben und in Abschnitt 4.3 Schlussfolgerungen dazu gezogen wurden, 
sollen nun noch die Plausibilität dieser Ergebnisse durch Bankexperten im Sinne der Triangu-
lation evaluiert sowie deren Ergänzungen und Kommentare dazu festgehalten werden. Die-
ser konkrete Bezug auf die bereits erhobenen Ergebnisse gibt den Rahmen für die Experten-
interviews vor und impliziert dabei eine entsprechende Gliederung, die sich im 
Interviewleitfaden unter Anhang XII wiederfindet. 
Gemäß Homburg/Krohmer (2009, S. 254) lässt sich die Erhebung von Primärdaten durch Be-
fragung in eher qualitative Methoden wie das Tiefeninterview und die Gruppendiskussion 
sowie eher quantitative Methoden wie die standardisierte mündliche-, schriftliche- sowie 
telefonische Befragung und die Online-Befragung einteilen. Kromrey (2006, S. 85ff.) nennt 
nicht standardisierte, teilstandardisierte und voll standardisierte Varianten der Befragung, 
wobei das mündliche Experteninterview den nicht standardisierten Formen zugerechnet 
wird. Auch Atteslander (2003, S. 145) ordnet dieses den wenig strukturierten Kommunikati-
onsformen zu. 
In weiterer Folge stellt sich die Frage, wer eigentlich als Experte gilt bzw. was die jeweilige 
Person zu einem solchen macht. Gemäß Mieg/Näf (2005, S. 7) sollte es sich dabei um Men-
schen mit langjähriger Erfahrung im Rahmen von mindestens zehn Jahren handeln, die über 
entsprechendes Wissen und Können im jeweiligen Fachbereich verfügen. Wichtig ist der 
spezifische Bereich, andere Wissensbereiche oder die Allgemeinbildung sind dabei nicht re-
levant. Atteslander (2003, S. 153ff.) nennt diesbezüglich Menschen mit besonderer und um-
fassender Erfahrung im Forschungsgegenstand. 
Im konkreten Fall kommen als Experten demnach Menschen in Frage, die mindestens zehn 
Jahre im Bankbereich tätig sind oder waren und entsprechend der Themenstellung dieser 
Arbeit von mindestens einer Bankenfusion bevorzugt im Volksbankensektor betroffen wa-
ren. Die Interviewpartner sollen zudem eine Führungsposition innehaben oder inngehabt 
haben, da hier ein besserer Überblick über interne und externe Vorgänge unterstellt werden 
kann. Den im weiteren Verlauf zitierten Interviewpartnern wurde die Anonymisierung ihrer 
Aussagen zugesichert, sie werden daher in den folgenden Abschnitten als Experten A bis F 
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bezeichnet. Eine Liste der Interviewpartner inklusive ihres beruflichen Werdegangs findet 
sich unter Anlage XIII. Die Interviews wurden zwischen dem 14.02.2018 und dem 22.02.2018 
geführt (vgl. 7.3), die Transkriptionen dazu finden sich in Anlage XIV.I bis XIV.VI für die Exper-
ten A bis F. 
4.4.2. Erkenntnisse aus den Experteninterviews 
4.4.2.1. Investoren 
In Abschnitt 4.4.2.1 sind in Tabelle 9 eine Reihe von Vorteilen aus Regionalbankfusionen für 
die Interessensgruppe der Investoren bzw. der Mitglieder angeführt, die im Vorfeld aus der 
Auswertung von Presse- und Fachartikeln erhoben wurden.  
Aus den Experteninterviews heraus ist eine breite Zustimmung zu den dort genannten Vor-
teilen erkennbar. „Ich bin selbst Genossenschafter, also als Genossenschafter würde ich das 
zu hundert Prozent bestätigen“ (Experte D, Anl. XIV.IV, Z. 12-13). Experte B (Anl. XIV.II, Z. 20-
23) ergänzt, dass die Eigentümer gut über die Fusionshintergründe informiert werden müs-
sen, damit sie sich nicht überrumpelt fühlen. Experte A (Anl. XIV.I, Z. 9-22) bestätigt die Kos-
tenvorteile, ebenso die Abwendung einer drohenden Nachschussverpflichtung bei Abwick-
lung der Volksbanken, er ist sich aber nicht sicher, ob die Dienstleistungen durch das 
Zentralinstitut im Nichtfusionsfall tatsächlich eingestellt worden wären. 
Auch die für die Gruppe der Investoren in Abschnitt 4.2.4.2 erhobenen Nachteile wurden im 
Großen und Ganzen bestätigt. Für Experte A (Anl. XIV.I, Z. 28-31) verlieren die kleineren Fu-
sionspartner auch in der Praxis an Einfluss, die finanzielle Entschädigung für die Einbringung 
des Genossenschaftskapitals erscheint für ihn ebenso mangelhaft. Die Banken entfernen sich 
gemäß dem Experten tatsächlich weiter von ihren Mitgliedern, die Identifikation schwindet 
ebenso wie der regionale Bezug: „Die Leute haben sich mit der Volksbank vor Ort identifi-
ziert, das war ihre Bank, durch die Genossenschaftsanteile. Die Identifikation ist sicher nicht 
mehr in dem Maße da, nach einer Fusion“ (Experte A, Anl. XIV.I, Z. 34-37). Auch aus der Sicht 
von Experte C (Anl. XIV.III, Z. 30-35) sinkt der Einfluss des einzelnen Mitglieds, aber durch 
regionale Mitgliederversammlungen entfernt sich die Bank nicht ganz so weit von ihren Ge-
nossenschaftern. Die mangelnde Freiwilligkeit der Fusionen ist für die Experten A (Anl. XIV.I, 
Z. 46-50) und C (Anl. XIV.III, Z. 53-55) kein großes Thema, weil ein Großteil der Mitglieder 
diesen Umstand gar nicht wahrgenommen hat, mit Ausnahme derer, die sich intensiver mit 
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dem Thema Genossenschaft befassen. Das ist aber nur ein ganz kleiner Teil, der sich hier 
besonders engagiert und interessiert, dem größeren Teil ist es egal. 
Eine der Kernaussagen in Abschnitt 4.3 ist, dass für die Investoren durch eine Fusion eine 
Reihe finanzieller Vorteile entsteht, die durch Nachteile wie Kontrollverlust oder anfängliche 
Fusionskosten kaum negativ beeinflusst werden sollte. Dieser Aussage haben die Experten 
auf breiter Basis zugestimmt. Experte D sieht Kostenvorteile in den Fusionen und meint: 
„Der Anreiz für Investoren, zukünftig Genossenschaftskapital zu zeichnen, wird sicher grö-
ßer“ (Experte D, Anl. XIV.IV, Z. 26-27). Zwar sollte laut Experte B (Anl. XIV.II, Z. 46-52) das 
Mitglied nicht nur auf Dividenden abzielen sondern auf die Nutzung der genossenschaftli-
chen Förderung, allerdings war es laut Experte A (Anl. XIV.I, Z. 57-60) durchaus ein Problem 
für die Genossenschafter, dass die Banken aus wirtschaftlichen Gründen nicht ausschütten 
konnten, was nach der Fusionslösung wieder möglich ist. Gesagt wurde auch, dass es erst 
nach einem gewissen Zeitraum erkennbar sein wird, inwieweit Synergieeffekte wirklich ein-
treten (vgl. Experte B, Anl. XIV.II, Z. 42-46; vgl. Experte E, Anl. XIV.V, Z. 31-32). 
Eine weitere wesentliche Aussage aus Abschnitt 4.3 ist, dass der Zwang zu den Fusionen 
zwar kritisch zu sehen sei, dieser die Genossenschafter aber nicht zuletzt wegen des gerin-
gen Partizipationsinteresses bei Abstimmungen kaum zum Ausstieg bzw. zum Abzug von 
Geschäftsanteilskapital bewegen werde. Die Experten B (Anl. XIV.II, Z. 61-65) und C (Anl. 
XIV.III, Z. 53-55) bestätigen explizit, dass es sich um eine eher kleine Gruppe handelt, die sich 
sehr für das Thema Genossenschaft engagiert und interessiert. Alle befragten Experten sind 
der Ansicht, dass es nicht zu Kündigungen von Geschäftsanteilen in größerem Umfang kom-
men wird.  
4.4.2.2. Kunden 
Für die Interessensgruppe der Kunden wurden in Tabelle 10 unter anderem eine umfassen-
dere Betreuung durch Spezialisten an größeren Standorten, die Servicierbarkeit größerer 
Firmenkunden durch eine breitere Eigenkapitalbasis der Banken sowie ein flächendeckendes 
Filialnetz pro Bundesland als zentrale Vorteile erhoben. Außerdem sollen intern gewonnene 
Synergien Mitarbeiter für die Beratung freispielen. 
Seitens der Experten gibt es zu den Themen der umfassenderen Betreuung an größeren 
Standorten und auch der Bedienbarkeit größerer Kommerzkunden eine sehr breite Zustim-
mung. Filialzusammenlegungen bringen gemäß den Experten A (Anl. XIV.I, Z. 77-80) und C 
(Anl. XIV.III, Z. 78-82) mehr Kompetenz in der Beratung und damit einen Vorteil für die Kun-
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den, auch die neue Größe des Bankpartners und entsprechende Finanzierungsmöglichkeiten 
größerer Unternehmen sehen die beiden Experten als Vorteil für die Kunden (vgl. Experte A, 
Anl. XIV.I, Z. 82-85; vgl. Experte C, Anl. XIV.III, Z. 91). Für die Experten C (Anl. XIV.III, Z. 94-97) 
und F (Anl. XIV.VI, Z. 253-257) ist auch das Know-How der Mitarbeiter für die Beratung grö-
ßerer Kunden vorhanden bzw. können diese Fähigkeiten aufgebaut werden. Das flächende-
ckende Filialnetz pro Bundesland wird von den befragten Experten zwar grundsätzlich als 
Vorteil erkannt, dennoch als eher nebensächlich erachtet, es ist nicht zuletzt aufgrund der 
technischen Möglichkeiten, beispielsweise bei Überweisungen, nicht mehr unbedingt not-
wendig (vgl. Experte A, Anl. XIV.I, Z. 101; vgl. Experte D, Anl. XIV.IV, Z. 52-53; vgl. Experte E, 
Anl. XIV.V, Z. 53-56). Hinsichtlich des Freispielens von Mitarbeitern für die Beratung durch 
die Hebung von Synergien im Verwaltungsbereich ist es für die Experten A (Anl. XIV.I, Z. 97) 
und C (Anl. XIV.III, Z. 103-115) so, dass durch die ständige Zunahme von Regularien und da-
mit Verwaltungstätigkeiten ohne Fusionen in kleinen Einheiten immer weniger Zeit für die 
Kunden übriggeblieben wäre, durch die Fusionen kann der Betreuungsstandard zumindest 
weitgehend gehalten werden.  
An Nachteilen für die Kunden wurden im bisherigen Verlauf der Arbeit weitere Wege bis zur 
nächsten Filiale, der Verlust der persönlichen Kenntnis des Kunden bei Kreditentscheidungen 
sowie ein verringertes Produktangebot durch Straffung des Portfolios genannt. Die weiteren 
Wege werden im Grunde von allen Experten bestätigt, was besonders für ältere Menschen 
ein Problem sein kann (vgl. Experte A, Anl. XIV.I, Z. 104-105; vgl. Experte F, Anl. XIV.VI, Z. 46). 
Es wird allerdings auch festgehalten, dass aufgrund der Mobilität und der modernen Medien 
die Distanz zur Filiale heutzutage nicht mehr so wichtig ist (vgl. Experte F, Anl. XIV.VI, Z. 43), 
auch weil die Filiale oft nur mehr dann besucht wird, wenn eine Beratung gewünscht ist (vgl. 
Experte D, XIV.IV, Z. 58-60). Der Verlust der persönlichen Kenntnis des Kunden als Nachteil 
bei Kreditentscheidungen wird von den Experten in der Praxis nicht gesehen, weil das Wis-
sen über den Kunden ja in der Filiale bzw. beim Berater vorhanden bleibt (vgl. Experte A, Anl. 
XIV.I, Z. 108; vgl. Experte B, Anl. XIV.II, Z. 97-103; vgl. Experte D, Anl. XIV.IV, Z. 66-67; vgl. 
Experte E, Anl. XIV.V, Z. 63-66) und die Grundsatzentscheidung über einen Kredit immer 
noch vor Ort fällt (vgl. Experte C, Anl. XIV.III, Z. 130-131). Allerdings erfolgt die Nachbearbei-
tung in der Zentrale strukturierter und ohne Kundenkenntnis, Kreditentscheidungen dauern 
länger (vgl. Experte A, Anl. XIV.I, Z. 108-115; vgl. Experte C, Anl. XIV.III, Z. 140-145; vgl. Exper-
te D, Anl. XIV.IV, Z. 67-72). Für Experte C (Anl. XIV.III, Z. 134-137) ist es aber nicht zwingend 
negativ, wenn die Letztentscheidung objektiv aus einer gewissen Distanz heraus in der Zent-
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rale fällt, laut Experte E (Anl. XIV.V, Z. 64-65) ist es für den Kunden ohnehin zweitrangig, wer 
die Entscheidung im Hintergrund trifft. Das verringerte Produktangebot wird durchgängig 
nicht als Nachteil empfunden, es war vorher ohnehin zu groß und sowohl für Kunden als 
auch Berater schwer zu überblicken. Laut Experte C (Anl. XIV.III, Z. 149-151) kann nach wie 
vor alles angeboten werden, was der Kunde benötigt. 
In Abschnitt 4.3 wurde für die Gruppe der Kunden zusammenfassend festgehalten, dass die 
Filialstruktur in vielen Banken wohl auch ohne Fusionshintergrund überdacht worden wäre. 
Außerdem haben sich der Regionalitäts- und der Mobilitätsbegriff in den letzten Jahrzehnten 
stark verändert, sodass sich durch Filialzusammenlegungen nur für eine kleine Gruppe von 
wenig mobilen Kunden ein wesentlicher Nachteil ergibt. 
Diesen Aussagen haben im Grundsatz alle Experten zugestimmt, mit der Einschränkung, dass 
die Fusionen diesen Prozess beschleunigt haben (vgl. Experte A, Anl. XIV.I, Z. 128-131; vgl. 
Experte D, Anl. XIV.IV, Z. 78-80). 
Eine weitere wesentliche Erkenntnis aus Abschnitt 4.3 ist, dass, sofern es gelingt auch bei 
Anpassungen im Filialnetz die Präsenz in den Regionen mit dem gewohnten Beratungsper-
sonal zu erhalten, kaum negative Auswirkungen auf das Synergiepotenzial zu erwarten sind. 
Diese Aussage wird von den Experten im Grunde bestätigt. Experte F (Anl. XIV.VI, Z. 59-61) 
konkretisiert, dass es dazu gelingen muss, die Personen vor Ort zu halten, die die Kunden 
früher betreut haben und die auch entsprechendes Vertrauen aufgebaut haben. Gemäß den 
Experten A (Anl. XIV.I, Z. 342) und D (Anl. XIV.IV, Z. 96-100) hängt diesbezüglich viel von den 
jeweiligen Regionaldirektoren ab. Für Experte C (Anl. XIV.III, Z. 172-181) ist die Abwanderung 
von Kunden eher dann eine Gefahr, wenn der zusammengelegte Standort zu weit vom 
früheren entfernt ist, was ihm zu Folge ab etwa 15 Kilometern der Fall ist. Noch schwieriger 
wird es, wenn zudem Mitbewerber vor Ort sind.  
4.4.2.3. Mitarbeiter 
Die Experten wurden auch zu den in Tabelle 11 aufgezeigten Vorteilen für die Mitarbeiter 
befragt. Die Meinungen gehen dabei durchaus auseinander. So bestätigen die Experten C 
(Anl. XIV.III, Z. 200), E (Anl. XIV.V, Z. 96) und F (Anl. XIV.VI, Z. 72) die Sicherung der Arbeits-
plätze im Volksbankensektor durch Fusionen im Vergleich zu einem Zusammenbruch des 
Sektors oder halten diese zumindest für wahrscheinlicher. Experte A (Anl. XIV.I, Z. 154-162) 
relativiert die Aussage dahingehend, dass die Volksbanken auch in der vorherigen Struktur 
eine Überlebenschance gehabt hätten, Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 107-109) glaubt, dass die 
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Gefahr des Arbeitsplatzverlustes durch die Fusionen sogar größer geworden ist. Die Auf-
stiegsmöglichkeiten für Mitarbeiter aus kleineren Volksbanken in den Landeszentralen wer-
den von fast allen Experten als eher gering eingeschätzt und damit nicht als Vorteil betrach-
tet. Die Aussagen lassen sich so zusammenfassen, dass die höheren Positionen meist schon 
besetzt sind (vgl. Experte A, Anl. XIV.I, Z. 165-166; vgl. Experte D, Anl. XIV.IV, Z. 109-112) und 
dass der mächtigere Fusionspartner seine eigenen Mitarbeiter bevorzugt, weil er sie kennt 
(vgl. Experte F, Anl. XIV.VI, Z. 111-112). Auch entspricht laut Experte E (Anl. XIV.V, Z. 103-
106) das Ausbildungsniveau der hinzukommenden Mitarbeiter oft nicht den Anforderungen.  
Die in Tabelle 11 aufgezählten zentralen Nachteile für die Mitarbeiter bei Fusionen wurden 
den Experten ebenso zur Beurteilung vorgelegt.  
Ein anderer Dienstort bei Filialzusammenlegungen sowie das Pendeln in die Landeszentralen 
werden fast durchgängig als Nachteil erkannt, wobei laut Experte B (Anl. XIV.II, Z. 161-163) 
heutzutage eine gewisse Flexibilität erwartet werden kann und Experte C (Anl. XIV.III, Z. 215-
216) in der Versetzung in eine größere Filiale auch eine Aufstiegschance sieht. Die Experten 
D (Anl. XIV.IV, Z. 135-142) und E (Anl. XIV.V, Z. 112-113) sehen einen finanziellen und zeitli-
chen Nachteil, Experte A (Anl. XIV.I, Z. 184-186) eine Einschränkung der Lebensqualität durch 
die längeren Wegzeiten. Durch höhere Anforderungen und/oder Nichtnachbesetzung aus-
tretender Mitarbeiter kann es laut Experte B (Anl. XIV.II, Z. 153-154) zu Stress und Überfor-
derung kommen, die Experten D (Anl. XIV.IV, Z. 149-154) und E (Anl. XIV.V, Z. 118-122) sehen 
zudem erhöhte Anforderungen an die Mitarbeiter durch immer mehr und immer strengere 
Vorschriften. Die Experten A (Anl. XIV.I, Z. 182) und C (Anl. XIV.III, Z. 237-238) sagen, dass im 
Falle natürlicher Abgänge die Arbeit auf die verbleibenden Mitarbeiter aufgeteilt wird. Die 
Rückversetzung in der Hierarchiestufe kann ein Problem sein (vgl. Experte B, Anl. XIV.II, Z. 
166), weil die Mitarbeiter eine führende Position gewohnt waren (vgl. Experte A, Anl. XIV.I, 
Z. 188-189; vgl. Experte C, Anl. XIV.III, Z. 254) und die Rückstufung sich negativ auf die Moti-
vation auswirken kann (vgl. Experte D, Anl. XIV.IV, Z. 166-168). Laut Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 
168-170) wurde im Vorfeld der Fusionen zu wenig darauf geachtet, dass man die Mitarbeiter 
in den Landeszentralen wieder entsprechend beschäftigt. Rückversetzungen sind zwar auch 
für Experte E (Anl. XIV.V, Z. 126-129) ein Thema, diese Punkte wurden seiner Meinung nach 
aber im Vorfeld der Fusionen besprochen und geregelt. Hinsichtlich des Kulturwandels nennt 
Experte C (Anl. XIV.III, Z. 260-266) mehr Vorschriften in den Landeszentralen, was bei einem 
größeren Unternehmen auch so sein muss. Wichtig ist vor allem die Vorbildfunktion der Füh-
rungskraft. Der direkte Vorgesetzte könnte laut Experte A (Anl. XIV.I, Z. 197) positiv einwir-
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ken, wenn er offen mit dem Thema Kulturwandel umgeht, was in den wenigsten Fällen pas-
siert. Gemäß Experte E (Anl. XIV.V, Z. 145-148) kann die Führungskraft durch Wertschätzung 
sowie entsprechende Kommunikation mit neuen Mitarbeitern zu deren schneller Integration 
beitragen. In den kleineren Banken haben sich laut Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 173-187) die 
Mitarbeiter zu hundert Prozent mit der Bank identifiziert, was in dieser Form nicht mehr der 
Fall ist. Es müsste den handelnden Personen vor Ort wieder mehr Verantwortung übertragen 
werden. 
Auch folgende aus Abschnitt 4.3 abgeleitete Grundaussage wurde den Experten zur Beurtei-
lung vorgelegt: Da es gerade im Verwaltungsbereich zu zahlreichen Nachteilen kommt, sind 
Austritte wahrscheinlich. Durch Synergien (z.B. Zusammenlegung von Abteilungen) können 
diese Austritte aber kompensiert werden und sind aus betriebswirtschaftlicher Sicht mög-
licherweise sogar erwünscht. 
Diese Aussage wurde von allen Experten bestätigt. „Das war auch im Prinzip einer der ersten 
Punkte, wie es zu Fusionsgesprächen gekommen ist, warum fusionieren wir? Damit man 
eben Verwaltungstätigkeiten, die wir in drei, vier, fünf, zehn, fünfzehn, zwanzig Banken ge-
macht haben, vielleicht nur mehr einmal oder jetzt achtmal abzuwickeln haben“, sagt etwa 
Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 193-196).  
Die zweite im Rahmen dieser Arbeit bereits getätigte Schlussfolgerung im Bereich Mitarbei-
ter lautet: Sofern es gelingt, die Mitarbeiter mit Schlüsselqualifikationen in der Verwaltung 
sowie die Mitarbeiter am Markt und damit die Schnittstelle zum Kunden in der Bank zu hal-
ten und von einer neuen Unternehmenskultur zu überzeugen, sind keine nennenswerten 
Synergieverluste durch die Interessensgruppe Mitarbeiter zu erwarten. 
Diese Aussage wird in der Theorie von allen Experten bestätigt, wobei Experte A (Anl. XIV.I, 
Z. 213) relativiert, dass sich das in der Praxis erst in den nächsten zwei bis drei Jahren erwei-
sen wird. Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 205-209) glaubt, dass zumindest in der Anfangszeit in 
Summe die negativen Synergien überwiegen werden. Der Experte räumt aber ein, dass sich 
das mittelfristig verbessern könnte. Gemäß Experte F (Anl. XIV.VI, Z. 122) geht viel Know-
How nachhaltig verloren, das auch nicht durch Synergien kompensiert werden kann. 
4.4.2.4. Lieferanten 
Zu den in Tabelle 12 gezeigten Vorteilen für die Lieferanten, dazu zählen die erhöhte Sicher-
heit für Einlagekunden durch die Verbundlösung, ein österreichweiter Vertriebskanal für 
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Produktpartner sowie mögliche Aufträge durch den Umbau bzw. die Erweiterung der Lan-
deszentralen, wurden die Experten ebenfalls befragt. 
Die angesprochenen Vorteile wurden von allen Experten bestätigt, wobei Experte D (Anl. 
XIV.IV, Z. 221-222) nicht glaubt, dass sich tatsächlich Auftragspotenzial aus dem Umbau von 
Landeszentralen ergibt, da sich diese seiner Meinung nach bereits in einem ausreichenden 
Zustand befinden.  
Die Untersuchung der Presse- und Fachartikel in Abschnitt 4.2.4.5 ließ keine Nachteile für die 
Stakeholdergruppe Lieferanten erkennen, mehrere Experten sehen solche aber durchaus. 
Experte C (Anl. XIV.III, Z. 320-322) konkretisiert die Problematik dahingehend, dass bei-
spielsweise Büromaterial nun zentral und nicht mehr beim lokalen Lieferanten eingekauft 
wird, was auch zu Beschwerden geführt hat. Der Großteil der Experten ist der Meinung, dass 
aufgrund der Kosten weniger lokale Lieferanten zum Zug kommen, da man bei zentralem 
Einkauf günstigere Konditionen erhält. Das kann aber für die Bank auch ein Nachteil sein, da 
in der Vergangenheit auch auf diese Weise Bankgeschäfte angebahnt wurden (vgl. Experte 
A, Anl. XIV.I, Z. 235-238; vgl. Experte F, Anl. XIV.VI, Z. 135-139). Aufgrund negativer Reaktio-
nen betroffener Lieferanten dürfen mittlerweile laut Experte E (Anl. XIV.V, Z. 186-188) die 
Filialen im Sinne des Genossenschaftsgedankens aber einen kleinen Teil ihres Bedarfs wieder 
regional decken, um die Nachteile für lokale Lieferanten abzufedern. 
Die Hauptaussage in Abschnitt 4.3 zu dieser Gruppe war, dass vom Stakeholder Lieferanten 
keine nennenswerten negativen Impulse für das Synergiepotenzial von Regionalbankfusio-
nen ausgehen. Das wurde auch vom Großteil der Experten bestätigt. Experte A beispielswei-
se sieht zwar regional sehr wohl negative Auswirkungen, „(…) aber das beruhigt sich meis-
tens wieder. Aber dass das wirklich richtige Auswirkungen im Gesamten hat, das glaube ich 
nicht“ (Experte A, Anl. XIV.I, Z. 251-252). Am kritischsten sieht diese Thematik Experte E (Anl. 
XIV.V, Z. 201-203), vor allem in Bezug auf die negative öffentliche Wirkung.  
4.4.2.5. Regierung 
Die in Tabelle 13 gezeigten Vorteile für den Stakeholder Staat, insbesondere die Bankenkon-
solidierung in Österreich, wurden von den Experten bestätigt. Zu höheren Erträgen durch 
fusionsbedingt größere Bankeinheiten wird es laut Experte A (Anl. XIV.I, Z. 260-264) aber erst 
mittelfristig kommen, weil zu Beginn Kosten entstehen, auch für die Zentralorganisation. 
Ähnlich schätzt das Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 252-256) ein, der bei günstigem Verlauf in etwa 
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fünf Jahren ein neutrales Ergebnis sieht, Synergien würden sich ihm zu Folge erst in sieben 
bis zehn Jahren ergeben.  
In der bisherigen Untersuchung konnten für den Stakeholder Regierung keine Nachteile er-
kannt werden, was von fast allen Experten bestätigt wurde. Ein Problem nennt allerdings 
Experte C (Anl. XIV.III, Z. 346-347): „Ein Nachteil entsteht durch das Weniger an Mitarbei-
tern. Weniger Beschäftigte heißt natürlich weniger Einnahmen für den Staat aus diversen 
Steuern (…).“ 
Die Schlussfolgerung aus Abschnitt 4.3, wonach vom Stakeholder Regierung keine wesentli-
chen negativen Impulse für das Synergiepotenzial ausgehen, wurde von allen Experten be-
stätigt. 
4.4.2.6. Gemeinden 
Auch für die Interessensgruppe Gemeinden wurden in Tabelle 14 einige Vorteile durch Fusi-
onen genannt. Darunter waren die Hoffnung auf den Erhalt von Filialstandorten im Falle der 
ursprünglich geplanten kleinräumigen Fusionen, außerdem Sonderlösungen, bei denen das 
Geld aus dem Bankverkauf der Region zur Verfügung stehen sollte, wie etwa in der Volks-
bank Almtal. Auch Aufträge an lokale Unternehmen beim Umbau aufgelassener Standorte 
sowie die Aufstockung der Mitarbeiterzahl in den Landeszentralen wurden erwähnt. 
Die Hoffnung auf den Standorterhalt bei kleinräumigen Fusionen wird im Grundsatz von al-
len Experten bestätigt, auch wenn es für Experte E (Anl. XIV.V, Z. 223) schwer einzuschätzen 
ist, ob sich für die Gemeinden tatsächlich ein Vorteil ergeben hätte. Auf die Sonderlösung 
der Volksbank Almtal wurde von den Experten mehrheitlich kaum eingegangen, mit Aus-
nahme von Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 275-278): „Im Nachhinein gesehen hätten das eigentlich 
alle machen sollen, dann wäre zumindest ein Teil der Erträge, die die einzelnen Banken er-
wirtschaftet haben, wieder zurück in die Region geflossen, und so ist das im Prinzip in die 
jeweiligen Landeszentralbanken geflossen.“ Experte A (Anl. XIV.I, Z. 295) sieht die Auftrags-
vergabe an lokale Unternehmen beim Umbau aufgelassener Volksbankstandorte zwar als 
Vorteil, ist aber skeptisch, dass auch wirklich regionale Unternehmen zum Zug kommen. Die-
se Skepsis teilt auch Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 280-283). Die übrigen Experten bestätigen die-
sen Vorteil. Eine Aufstockung der Mitarbeiteranzahl in den Landeszentralen wäre ein Vorteil 
für die Sitzgemeinde, Experte A (Anl. XIV.I, Z. 297-300) glaubt aber nicht, dass tatsächlich 
aufgestockt wird, weil es viele natürliche Abgänge geben wird. Die anderen Experten bestä-
tigen den Vorteil. 
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In weiterer Folge nennt Tabelle 14 auch Nachteile für den Stakeholder Gemeinden, bei-
spielsweise Einsparungen bei der lokalen Kultur- und Sportförderung, den Verlust der regio-
nalen Kapitalversorgung sowie der finanziellen Nahversorgung, ebenso den Verlust regiona-
ler Arbeitsplätze.  
Einschränkungen bei der lokalen Kultur- und Sportförderung wurden von allen Experten be-
stätigt, Experte C (Anl. XIV.III, Z. 377) spricht hier von einer Kürzung um rund 30 Prozent, 
Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 293) sogar von 60 bis 70 Prozent. Experte C (Anl. XIV.III, Z. 380-382) 
sagt, die regionale Kapitalversorgung und die finanzielle Nahversorgung sind nicht gefährdet, 
solange der Standort erhalten bleibt. Wo die Zentrale ist, ist egal. Auch laut den Experten A 
(Anl. XIV.I, Z. 312), E (Anl. XIV.V, Z. 240-242) und F (Anl. XIV.VI, Z. 196-197) wird die regionale 
Kapitalversorgung nicht ganz verlorengehen. Wenn sich eine Filiale nicht rechnet, kann sie 
laut Experte B (Anl. XIV.II, Z. 264-268) aber nicht aufrechterhalten werden. Die Beeinträchti-
gung des gesellschaftlichen Lebens sowie der Personalabzug aus strukturschwachen Regio-
nen werden von den Experten im Wesentlichen bestätigt. Das lässt sich aus betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten heraus aber nicht vermeiden und hätte sich auch ohne 
Fusionshintergrund nicht vermeiden lassen, meint etwa Experte C (Anl. XIV.III, Z. 403-407). 
Experte E (Anl. XIV.V, Z. 249) stellt dazu fest: „Ja, das bringt die Zeit leider so mit sich. Mehr 
größere Einheiten, und weniger kleine.“ 
Eine der Hauptaussagen in Abschnitt 4.3 über den Stakeholder Gemeinden ist, dass negative 
Aussagen lokaler Politiker oder Vereinsfunktionäre hinsichtlich Filialschließungen oder des 
Abzugs von Verwaltungspersonal das Image der fusionierten Bank beeinträchtigen. 
Diese Aussage wurde von allen Experten bestätigt. Experte F (Anl. XIV.VI, Z. 212-220) er-
gänzt, dass die Menschen optimal versorgt werden wollen, und das jederzeit und bei kürzes-
ter Distanz bis zur nächsten Filiale. Der Experte glaubt allerdings, dass sich die Menschen 
auch schnell wieder an die neue Situation gewöhnen werden. 
Eine weitere bereits in dieser Arbeit getroffene Aussage ist, dass über das Konzept der Regi-
onaldirektionen und die Beibehaltung der regionalen Förderung ein gutes Verhältnis zu Ge-
meinden oder Vereinen aufrechterhalten werden kann. In Kombination mit der generell ge-
ringen Bereitschaft der Kunden zu einem Bankwechsel sollten sich die Synergieverluste in 
Grenzen halten. 
Die Experten B (Anl. XIV.II, Z. 290-291), E (Anl. XIV.V, Z. 260) und F (Anl. XIV.VI, Z. 226) bestä-
tigen, dass ein gutes Verhältnis zu den Gemeinden aufrechterhalten werden kann. Experte A 
(Anl. XIV.I, Z. 342-346) macht diese Aussage vom Personal vor Ort und vom Engagement des 
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jeweiligen Regionaldirektors abhängig, und Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 320-321) sieht das Ver-
hältnis zu Vereinen und Gemeinden als zwischenzeitig sehr gestört an. 
Dass die Bankkunden sehr treu sind und sich dadurch die Synergieverluste in Grenzen halten 
sollten, wird von allen Experten bestätigt. „Das ist so, überraschenderweise ist das wirklich 
so“, sagt dazu Experte D (Anl. XIV.IV, Z. 324). 
4.4.3. Fazit 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die befragten Experten den Großteil der 
im Verlauf dieser Arbeit genannten Vor- und Nachteile für die Stakeholder durch Regional-
bankfusionen bestätigt haben, nur sehr wenige davon wurden verneint. Einige Punkte wur-
den durch die Experten konkretisiert sowie um Praxiserfahrungen ergänzt. Im Sinne der 
praktischen Erfahrungen verneint wurde vor allem der in Tabelle 11 genannte Vorteil für die 
Mitarbeiter aus Regionalbanken, dass sich für sie neue Aufgaben und Aufstiegsmöglichkeiten 
in den Landeszentralen ergeben würden. Im Wesentlichen nicht bestätigt wurden auch der 
Entfall der persönlichen Kundenkenntnis sowie der Nachteil eines schlankeren Produktange-
botes, ebenso der Verlust der regionalen Kapitalversorgung. Auch der Nachteil der weiteren 
Wege zur nächsten Filiale im Zuge von Filialzusammenlegungen wurde vorwiegend nur für 
eine kleine Gruppe älterer und/oder wenig mobiler Menschen bestätigt. Bei der Bewältigung 
des Kulturwandels spielt gemäß einiger Experten die Vorbildfunktion der Führungskräfte und 
die Integration hinzukommender Mitarbeiter in die jeweiligen Abteilungen eine wesentliche 
Rolle. 
Schlussfolgernd kann gesagt werden, dass trotz der eben genannten kleineren Abweichun-
gen die Experten bei konsequenter Umsetzung der Fusionspläne im Volksbankensektor ein 
Überwiegen der Vorteile über die Nachteile zumindest für große Teile der einzelnen Interes-
sensgruppen erkennen, was sich mit den bisherigen Erkenntnissen dieser Arbeit deckt (vgl. 
4.3). Es wurde von allen Experten bestätigt, dass die betriebswirtschaftliche Bedeutung der 
negativ von Fusionen betroffenen Teile von Interessensgruppen nicht groß genug ist, um 
nennenswerte Synergieverluste für das Fusionsprojekt erwarten zu lassen. 
Dass die konsequente Umsetzung in der Praxis schwierig ist, und dass das tatsächliche Er-
folgsausmaß der Fusionen erst mittelfristig erkennbar sein wird, wurde von den Experten 
immer wieder aufgezeigt und deckt sich ebenso mit den bisherigen Erkenntnissen der Arbeit. 
Auch das bereits erwähnte mittelfristige Entstehen von Kosten- und Marktsynergien durch 
Regionalbankfusionen wurde durch die Experten bestätigt. 
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4.5. Zusammenfassung des Kapitels 
Dieses Kapitel befasste sich ausführlich mit der Fusion von regionalen Genossenschaftsban-
ken in der Praxis und insbesondere mit dem Fall der österreichischen Volksbanken. Der Fall-
studienansatz für die empirische Untersuchung wurde gewählt, da er eine gründliche Unter-
suchung und detaillierte Beobachtung ermöglicht, in der Einzelfallstudie konnte der 
Untersuchungsgegenstand nicht nur punktuell sondern umfassend beleuchtet werden. Be-
sonderes Augenmerk wurde auf Historie und Kontext gelegt, um der Komplexität der grund-
legenden strategischen Neuausrichtung eines Bankensektors Rechnung zu tragen (vgl. 4.1.1). 
Es stand daher der Entdeckungszusammenhang mit dem Ziel der Entwicklung neuer Er-
kenntnisse in einem noch unzureichend erforschten Umfeld im Mittelpunkt. Als Methode 
wurde demgemäß die explorative Fallstudie in Form eines Einzelfalles gewählt. Hauptunter-
suchungsgegenstand ist aufgrund der dort aktuellen Fusionsthematik der österreichische 
Volksbankensektor, als Subuntersuchungseinheiten boten sich theoriegestützt die Stakehol-
der sowie die betrieblichen Funktionsbereiche an (vgl. 4.1.2). Durch die Untersuchung einer 
großen Anzahl an Presse- und Fachartikeln sowie der Beobachtung einer Mitgliederver-
sammlung unter Verwendung der Dokumentenanalyse als Erhebungsmethode und der quali-
tativen Inhaltsanalyse nach Mayring als Auswertungsmethode konnten die wesentlichsten 
positiven wie negativen Auswirkungen für die Stakeholder ermittelt werden (vgl. 4.1.4; vgl. 
4.1.5). 
Im Rahmen der Fallstudie wurde auf die Veränderungstreiber bei den Volksbanken hinge-
wiesen, angefangen von Staatshilfen über gegenseitige Haftungen, das Scheitern beim Ban-
kenstresstest der EZB bis hin zu einer völligen Umstrukturierung des Sektors, nicht ohne 
Druck von Aufsichtsbehörden und Regierung (vgl. 4.2.1). Die Veränderung des Bankenumfel-
des mit strengeren Vorschriften sowie veränderten Kundenbedürfnissen ließ die Volksban-
ken letztendlich von ihrer lokal orientierten Strategie auf eine Strategie mit Bundesländer-
volksbanken umschwenken, was nicht nur Kosteneinsparungen mit sich bringen soll, 
sondern auch die Betreuung größerer Kommerzkunden und damit einen Wechsel der strate-
gischen Gruppe (vgl. 4.2.2; vgl. 4.2.3). Für die Stakeholder sollte sich aus dieser Strategieän-
derung mit Fusionen zu größeren Einheiten eine Reihe von Vorteilen ergeben, unter ande-
rem höhere Erträge für die Investoren, höhere Betreuungskompetenz für die Kunden in 
spezialisierten Beratungseinheiten und eine vereinbarungsgemäße Rückzahlung von Staats-
hilfen für die Regierung. Als wesentliche Nachteile konnten Einschränkungen in der Mitbe-
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stimmung für die Mitglieder, beschleunigte Filialzusammenlegungen für die Kunden, Ar-
beitsortverlegungen vorwiegend für die Verwaltungsmitarbeiter und eine Schwächung der 
Infrastruktur für die Gemeinden durch den Wegfall von Hauptanstalten sowie die Zusam-
menlegung von Filialen erkannt werden. Dennoch erscheint bei Einhaltung der von den 
Bankvertretern getätigten Ankündigungen zur Wahrung der Regionalität und zum Abbau von 
Mitarbeitern über natürlichen Abgang die Hebung insbesondere von Kostensynergien und 
damit der betriebswirtschaftliche Erfolg der Fusionen als wenig gefährdet (vgl. 4.2.4; vgl. 
4.3). Diese Schlussfolgerung wurde in weiterer Folge durch Gespräche mit Branchenexperten 
evaluiert und von diesen bestätigt (vgl. 4.4). 
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5. Diskussion und Interpretation der Ergebnisse 
Nachdem nun in den drei Hauptkapiteln dieser Arbeit zunächst die Wesensmerkmale genos-
senschaftlicher Banken ermittelt, in weiterer Folge die wesentlichen theoretischen Modelle 
zur strategischen Weiterentwicklung von Unternehmen dargestellt und zuletzt die Auswir-
kungen von Zusammenschlüssen auf die betroffenen Interessensgruppen erhoben wurden, 
kann nun eine Gesamtbetrachtung des Synergiepotenzials von Regionalbankfusionen erfol-
gen. 
Wie in Kapitel 2 festgehalten wurde, existieren die traditionellen Unterscheidungsmerkmale 
der Genossenschaftsbanken teilweise zwar nach wie vor, ihre Bedeutung in der gesellschaft-
lichen Realität hat aber deutlich abgenommen. Angesichts der immer mehr Ressourcen bin-
denden regulatorischen Verpflichtungen und des hohen Kostendrucks bei sehr geringen 
Zinsspannen spricht somit kaum etwas dagegen, über eine strategische Veränderung in der 
Form von Fusionen von Hauptanstalten bei Genossenschaftsbanken nachzudenken. Fusio-
nen hat es wie erwähnt sowohl bei den Volksbanken als auch bei den Raiffeisenbanken im-
mer wieder gegeben. Es ist daher aus der Tradition heraus schwierig zu begründen, warum 
eine Anpassung an aktuelle wirtschaftliche Gegebenheiten und gesellschaftliche Trends nicht 
auch durch Fusionen in größerem Umfang erfolgen soll. 
Bei Gölzner/Schmoll (2014, S. 24) heißt es, dass bei Veränderungsprojekten zuerst der Ver-
änderungsbedarf erkannt und danach eine Diagnose der Organisation durchgeführt werden 
muss, bevor Interaktionen gesetzt werden. Die Analyse der strategischen Handlungsalterna-
tiven für regionale Genossenschaftsbanken − die Werkzeuge dazu wurden in Abschnitt 3.2 
vorgestellt − lässt erkennen, dass im Bereich der gesamten österreichischen Bankenbranche 
genauso wie in der strategischen Gruppe mit Raiffeisenbanken, Volksbanken und Sparkassen 
die Positionen zwischen den einzelnen Marktteilnehmern mit ihren spezifischen Zielgruppen 
als weitgehend bezogen erscheinen. Der Veränderungsdruck entsteht derzeit viel mehr im 
Bereich der Makro-Umwelt, im Speziellen im legistischen Bereich. Die immer strengeren 
Meldeverpflichtungen binden Ressourcen und kosten damit Geld, und das in jeder einzelnen 
selbstständigen Bank. Gölzner/Schmoll (2014, S. 10f.) nennen als einen Trend in Organisati-
onen die zunehmende Spezialisierung und als Folge dessen Abteilungen, in denen sich Spezi-
alisten untereinander austauschen können. Die Möglichkeit der Nutzung von Synergieeffek-
ten in größeren Einheiten durch die Zusammenlegung interner Abteilungen erscheint somit 
als schlüssig. Außerdem sind durch eine Kumulierung der Ressource Eigenkapital größere 
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Einzelkreditvergaben und damit das Setzen neuer Impulse am Markt möglich. Anhand dieser 
Möglichkeiten der Kostensenkung zum einen und des Marktwachstums zum anderen er-
scheint eine Fusionsstrategie von förderwirtschaftlich orientierten Kleinbanken durchaus als 
attraktive strategische Option. 
Nun wurde aber auch festgehalten, dass weltweit betrachtet eine Mehrzahl der Fusionen 
nicht die gewünschten Erfolge bringt und es zu Synergieverlusten kommt. Es stellte sich die 
Frage nach den Gründen dafür, die Antwort wurde in dieser Arbeit vorwiegend bei den Sta-
keholdern gesucht. Laut Haksever et al. (2004, S. 304) sollten Manager langfristig die Interes-
sen aller Stakeholder berücksichtigen, aber dennoch die Interessen der strategisch relevan-
ten Stakeholder in den Vordergrund rücken. Gesprochen wird dabei von den 
Gesellschaftern, den Mitarbeitern, den Kunden sowie von der allgemeinen Gesellschaft (vgl. 
Haksever et al., 2004, S. 294). Gemäß der vorliegenden Untersuchung sei festgehalten, dass 
sich der überwiegende Teil der extrahierten Aussagen von Journalisten, Bankvertretern so-
wie von den Stakeholdern selbst auf die Stakeholdergruppen der Investoren, der Kunden 
sowie der Mitarbeiter bezog. Eine völlig untergeordnete Rolle spielten die Lieferanten, fasst 
man die Stakeholder Regierung und Gemeinden unter allgemeine Gesellschaft zusammen, 
so wurden zwar auch diese häufig angesprochen, allerdings deutlich seltener als die drei 
Hauptakteure. Das Ergebnis im untersuchten Fall der Volksbanken ist, dass sich die ursprüng-
lich von den Volksbankenvertretern erwarteten Vorteile für verschiedene Stakeholder (vgl. 
Tabelle 8) auch in den Erhebungen dieser Arbeit wiederfinden und in weiterer Folge bei 
Wahrung einiger Grundvoraussetzungen die Synergienhebung als kaum durch die Stakehol-
der gefährdet erscheint. Sofern die Präsenz in den Regionen unter Beibehalt weitreichender 
Entscheidungsbefugnisse aufrechterhalten wird, ändert sich für die Kunden wenig und sind 
kaum größere Abwanderungen zu befürchten. Die Zusammenlegung einiger Filialen zu Kom-
petenzzentren mit gebündeltem Know-How entspricht dem Zeitgeist. „Es braucht eine ge-
wisse Mindestgröße mit genug Mitarbeitern und technischer Ausstattung, um optimale Be-
ratungsqualität zu bieten“ (Gasselsberger zit. in Zens, 2017, S. 15), sagt dazu etwa der 
Generaldirektor der Oberbank. „Die neuen Bedürfnisse einer neuen Generation müssen ab-
gedeckt werden“ (Schaller zit. in Zens, 2017, S. 15), heißt es vom Generaldirektor der Raiffei-
senlandesbank Oberösterreich. Auch mittelgroße Banken wie die VKB meinen, dem hohen 
Qualitätsanspruch der Kunden in größeren Bankstellen am besten nachkommen zu können. 
Großbanken wie die Bawag-PSK reduzieren ihre Filialzahl auch mit dem Argument, dass zu-
sammengelegte Standorte in der Regel besser für die Kunden erreichbar wären (vgl. Zens, 
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2017, S. 15). Diese Sichtweise entspricht auch dem bereits angesprochenen Trend zur Spe-
zialisierung (vgl. Gölzner/Schmoll, 2014, S. 11). Ohnehin hat sich der Begriff Region in den 
letzten Jahren stark gewandelt. Es handelt sich dabei nicht mehr um einen politischen Bezirk 
sondern um einen wirtschaftlich homogenen Raum, in dem Menschen mit gleichen kulturel-
len und zivilisatorischen Merkmalen leben. Aufgrund der verkehrstechnischen Möglichkei-
ten, der Infrastruktur und der modernen Kommunikationsmittel hat sich dieser Raum verän-
dert und vergrößert (vgl. Hofinger, 2015, S. 32f.). Benachteiligt werden durch diese Strategie 
wie bereits angesprochen die wenig mobilen Kunden im ländlichen Bereich. 
Wie in Abschnitt 3.5.3 erwähnt kommen demnach Zielkonflikte zwischen Stakeholdern 
vor, dennoch erscheint eine Orientierung an den wesentlichen Gruppen sinnvoll. Wenn 
im Bereich Kunden, die gleichzeitig oft auch Eigentümer sind, die regionale Verankerung 
sowie die Beratungs- und Entscheidungskompetenz − wenn auch in einer schlankeren 
Struktur mit weniger Filialen − weitgehend erhalten oder sogar verbessert werden kann, 
sind hier kaum negative Synergien zu erwarten. Die abnehmende Entscheidungskompe-
tenz der Mitglieder bei Abstimmungen nach Fusionen erscheint aufgrund der geringen 
Teilnehmerzahlen als vernachlässigbar. Sofern es zudem bei einer weiteren wesentlichen 
Stakeholdergruppe, den Mitarbeitern gelingt, vor allem die Marktmitarbeiter in den Re-
gionen zu halten und von einer neuen Unternehmenskultur zu überzeugen, trägt auch 
das zu einer neutralen oder sogar positiven Entwicklung nach einer Fusion bei. Wenn 
Verwaltungsmitarbeiter nach Fusionen längere Arbeitswege oder neue Arbeitsweisen 
nicht mittragen wollen und das Unternehmen verlassen, sollte dies ebenso keine negati-
ve synergetische Wirkung haben, da gerade im Verwaltungsbereich durch das Zusam-
menlegen von Funktionen und Abteilungen auch weniger Personal benötigt wird. Gerade 
der Fachbereich Personalwirtschaft wird aber gefordert sein, um Widerständen und ei-
nem Leistungsvorenthalt vorzubeugen sowie Schlüsselkräfte aus allen Fusionsbanken im 
Unternehmen zu halten und so einen Wissensabfluss zu vermeiden. Unter Einbeziehung 
der in Abschnitt 3.1 aufgezeigten Methoden des Change-Managements kann bereits im Vor-
feld einer Fusionsentscheidung überlegt werden, ob und wie das gelingen kann. Im Bereich 
der Lokalpolitik sowie der lokalen Vereine sollte die bisherige finanzielle Unterstützung so-
wie das lokale Engagement der handelnden Personen in den Banken beibehalten werden, 
um nicht dem Vorwurf mangelnder regionaler Förderung ausgesetzt zu werden bzw. medial 
negativ in die Schlagzeilen zu geraten. Laut Rößl (zit. in Griessmair, 2016c, S. 6f.) ist bei Kre-
ditinstituten der Mitgliedernutzen noch am ehesten mit dem Argument des Verantwor-
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tungsbewusstseins für die Region darzustellen, bei einem ausreichend hohen Marktanteil 
kann somit gesagt werden, dass jede Förderung der Region auch eine Förderung der Mit-
glieder ist.  
In dem in dieser Arbeit untersuchten Fall der Volksbankfusionen scheint es auf Basis der 
ausgewerteten Unterlagen so, als ob die in Abschnitt 3.4.3 genannten Fehler, die zu negati-
ven Synergien führen können, von den Volksbanken bei Festhalten an den von ihren Vertre-
tern getätigten Aussagen im Wesentlichen unterbleiben werden. So wird etwa die Produkt-
palette zusammengeführt bzw. massiv gestrafft, Standorte werden konsequent 
zusammengelegt, auch das Vertriebskonzept über regionale Kompetenzzentren scheint 
durchdacht, es gibt zudem Hinweise für die Bereitschaft zwischen den Fusionsbanken, von-
einander zu lernen und Best-Practices zu übernehmen. Auch entsteht aus den Erhebungen 
der Eindruck, dass Führungskompetenzen in den Landeszentralen sowie die regionalen Be-
fugnisse klar geregelt wurden und so keine gröberen Verzögerungen bei Entscheidungen 
auftreten sollten. Keine konkrete Aussage findet sich jedoch bezüglich der Etablierung einer 
gemeinsamen Unternehmenskultur, lediglich dass dies eine Managementaufgabe sei.  
Die einzelnen Funktionsbereiche sind jedenfalls bei Fusionen mit der Tatsache konfrontiert, 
dass Widerspruchsmanagement zunehmend ein Paradigma in Veränderungsprozessen dar-
stellt (vgl. Gölzner/Schmoll, 2014, S. 11). So soll etwa die Kundenorientierung beibehalten 
oder verbessert werden, während die Prozesse optimiert werden müssen. Auch sollen 
Marktmitarbeiter bzw. Mitarbeiter mit Schlüsselqualifikationen gehalten werden, anderer-
seits aber durch Rationalisierung auch Personal eingespart werden, das Filialnetz soll ge-
strafft werden, ohne dass wesentliche Nachteile für die Kunden und die Region entstehen. 
Die entsprechenden Lösungen wurden in den Volksbanken gefunden und erscheinen in der 
Konzeption plausibel und auch auf andere Banksektoren übertragbar. Die sich durch Fusio-
nen für manche Stakeholder dennoch zwangsläufig ergebenden Nachteile sind zwar aus so-
zialen Gesichtspunkten heraus zu kritisieren, sollten aber aus Sicht der Synergienhebung 
keine gröberen Einschnitte mit sich bringen. Ohnehin darf es als beinahe unmöglich angese-
hen werden, eine wesentliche strategische Veränderung herbeizuführen, ohne dabei auch 
Nachteile zumindest für Teile einer Stakeholdergruppe zu verursachen. Erscheint es auch als 
unpopulär, Verwaltungsmitarbeiter in oft deutlich weiter entfernte neue Hauptanstalten zu 
versetzen sowie Filialen zusammenzulegen und somit in vielen kleinen Gemeinden nicht 
mehr präsent zu sein, kaum etwas davon widerspricht dem Förderauftrag der Genossen-
schaftsbanken. Diese waren immer eine Selbsthilfe- und keine Wohltätigkeitsorganisati-
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on, das grundsätzliche Beharren auf einem bestimmten Geschäftsmodell zur Wahrung 
der Interessen einiger Stakeholder wie etwa wenig mobiler Kunden oder ortsgebundener 
Mitarbeiter wäre auch aus der Tradition heraus kaum begründbar und würde eine Ent-
wicklung von der Selbsthilfe- in Richtung Wohlfahrtsorganisation anstoßen.  
Dass sich die Ertragslage für Genossenschaftsbanken und deren Investoren nach der be-
schriebenen konsequenten und auf die Hauptbedürfnisse wesentlicher Stakeholder abge-
stimmten Durchführung einer Fusion durch die Hebung von Synergien also mittelfristig ver-
bessern sollte, wurde nun dargelegt. Im Grunde steht es den Genossenschaftern frei, diese 
strategische Handlungsalternative zu überprüfen und dann darüber abzustimmen. Im unter-
suchten Fall der Volksbanken ist dieser Prozess aber anders verlaufen, es wurde in diesem 
Zusammenhang bereits viel über Zwang, Drohungen und den Mangel an Alternativen ge-
sprochen. Die Investoren reagierten in den Generalversammlungen sowie in der Presse da-
rauf fast durchwegs negativ, außerhalb der Stakeholdergruppe gibt es dazu aber unter-
schiedliche Argumentationsgänge. Es war nicht Ziel dieser Arbeit zu klären, ob der 
offensichtlich massive Druck auf alle Beteiligten in den Volksbanken nun rechtlich oder mo-
ralisch vertretbar ist. Es darf allerdings festgehalten werden, dass es letztlich eine Vereinba-
rung für die Rückzahlung von insgesamt 300 Millionen Euro Staatshilfen für alle Volksbanken 
gegeben hat (vgl. Graber, 2017, S. 10). Die entgegen aller Drohungen dennoch aus dem Sek-
tor ausgetretenen Volksbanken Osttirol-Westkärnten und Marchfeld mussten wie erwähnt 
einen anteiligen Entbindungsbeitrag zur Deckung dieser Summe leisten. Es stellt sich nun die 
Frage, warum kapitalstarken Volksbanken der Verbleib in der Selbstständigkeit bei gleichzei-
tiger anteilsmäßiger Leistung der Rückzahlung an den Staat nicht ermöglicht wurde. Mögen 
Republik Österreich und Finanzmarktaufsicht auch der Ansicht gewesen sein, dass ein konso-
lidierter Volksbankensektor mittel- bis langfristig stabiler wäre, es haben sich, wie von Bara-
zon (2015, S. 10) angesprochen, die Unternehmen selbst die Frage zu stellen, ob ihre Struk-
tur noch adäquat ist. Es fällt jedenfalls auf, dass die Interessen des Stakeholders Regierung 
im Grunde vollinhaltlich erfüllt werden und sich für ihn fast nur Vorteile ergeben, wohinge-
gen zumindest Teile fast jeder anderen Stakeholdergruppe Nachteile erdulden müssen. 
Im Fall der Volksbanken sollte an sich auch die Verärgerung der Gruppe Investoren durch 
den Zwang von Regierung und Aufsichtsbehörden zu den Fusionen bedacht werden, denn 
diese Stakeholdergruppe enthält in der Regel auch Kunden, Mitarbeiter sowie Vertreter der 
Lokalpolitik oder örtlicher Vereine, also Mitglieder nahezu aller anderen Stakeholdergrup-
pen. Grundsätzlich kann laut Gölzner/Schmoll (2014, S. 16f.) Veränderung zwar von außen 
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angestoßen werden, um erfolgreich zu sein, sollte sie aber auch mit innerer Überzeugung 
einhergehen, nicht nur mit Gefolgschaft. Nun wurde aber bereits erwähnt, dass das Partizi-
pationsinteresse der Mitglieder bei den Fusionsabstimmungen überschaubar war. Die Aus-
sagen in den Generalversammlungen hinsichtlich der Nachteile für einzelne Mitglieder der 
verschiedenen Stakeholdergruppen waren zwar teilweise in hohem Ausmaß emotional, die 
Teilnehmerzahlen aber doch deutlich zu gering, um daraus negative synergetische Wirkun-
gen abzuleiten. Dennoch muss es den Verantwortlichen in den Banken gelingen, alle Betei-
ligten von der Sinnhaftigkeit des eingeschlagenen Weges auch abseits des Zwangs der Regie-
rung zu überzeugen. Im Raiffeisensektor beispielsweise wird die Fusionsthematik anders 
betrachtet, allerdings stehen dort auch keine Rückzahlungen an den Stakeholder Regierung 
an. Aber auch die Verbände belassen hier allem Anschein nach die Entscheidung bei den 
einzelnen Banken. „Es gibt von uns keinen Druck oder Zwang zu den Fusionen. Wir als Ver-
band stehen dem völlig neutral gegenüber“ (Reibersdorfer zit. in Veigl, 2016, S. 12), sagt et-
wa Günther Reibersdorfer vom Raiffeisenverband Salzburg. Dabei besteht die Raiffeisen 
Bankengruppe allein in Salzburg aus 65 selbstständigen Banken mit 132 Geschäftsstellen 
(vgl. Veigl, 2016, S. 12), das sind in etwa so viele Hauptanstalten, wie der Volksbankensektor 
vor Beginn der ÖVAG-Krise in ganz Österreich hatte. 
Resümierend und zur Beantwortung der Forschungsfrage ist zu sagen, dass es für regionale 
Genossenschaftsbanken jedenfalls möglich und erlaubt ist, die strategische Handlungsalter-
native der Fusion zu größeren Einheiten zu prüfen und gegebenenfalls auch umzusetzen. 
Sofern die Fusionen dazu genutzt werden, Vorteile oder eine neutrale Situation für einen 
überwiegenden Teil der Stakeholder zu schaffen und sich zwangsläufig ergebende Nachteile 
auf kleine Teile der einzelnen Stakeholdergruppen beschränken lassen, erscheint ein Syner-
giepotenzial insbesondere hinsichtlich der Kostensynergien vorhanden und durch die Stake-
holder kaum gefährdet zu sein. Der Eintritt von Wachstumsimpulsen muss dahingehend rela-
tiviert werden, dass zur Erschließung neuer Kundenschichten erst die nötigen Ressourcen 
und Fähigkeiten aufgebaut werden müssen. Inwieweit die Zusammenlegung von Filialen zu 
Kompetenzzentren tatsächlich den Absatz fördern wird, kann derzeit nur schwer abgeschätzt 
werden. Im konkreten Fall der österreichischen Volksbanken ist die Absicht zur Berücksichti-
gung wesentlicher Stakeholderinteressen zumindest in der Konzeption deutlich erkennbar, 
weshalb vor allem Kostensynergien in den nächsten Jahren auch tatsächlich gehoben wer-
den sollten. Diese Arbeit hat aber auch eine Vielzahl möglicher Nachteile für verschiedene 
Stakeholder aufgezeigt, die es jedenfalls im Vorfeld einer Fusion unter Berücksichtigung des 
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jeweiligen Kontextes zu bedenken und später gegebenenfalls zu kompensieren gilt. Die Re-
aktionen wesentlicher Stakeholder wie etwa Kunden oder Mitarbeiter haben letztlich großen 




6. Zusammenfassung, Restriktionen und Ausblick 
Die permanente Veränderung des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umfelds führt da-
zu, dass auch Unternehmen laufend ihre Strategie überprüfen und gegebenenfalls anpassen 
müssen. Im Bankwesen ist bereits seit einiger Zeit eine erhebliche Zunahme der Regulatorien 
und Meldeverpflichtungen erkennbar, die auch für Klein- und Kleinstbanken gelten und ei-
nen erheblichen Verwaltungsaufwand verursachen. Gleichzeitig sinken die Erträge aus dem 
Kreditgeschäft durch das anhaltend niedrige allgemeine Zinsniveau, zudem sind die Banken 
mit Änderungen im Kundenverhalten konfrontiert, was sich etwa in selteneren Filialbesu-
chen und gleichzeitig höheren Ansprüchen hinsichtlich der Beratungsqualität äußert. Es stell-
te sich schließlich die Frage, wie gerade die oft sehr kleinen und lokal orientierten Genossen-
schaftsbanken mit diesen Herausforderungen umgehen sollen. Das zentrale Thema der 
Arbeit war, inwieweit diese Banken ihre Kräfte durch Fusionen zu größeren Einheiten bün-
deln können, ohne so große Nachteile für die Stakeholder zu erzeugen, dass diese durch ei-
nen Vorenthalt ihrer Leistungsbeiträge letztlich für negative Synergieeffekte sorgen.  
Zunächst wurde jedoch in Kapitel 2 geklärt, dass es zwar nach wie vor Abgrenzungskriterien 
der Genossenschaftsbanken zu normalen Geschäftsbanken etwa hinsichtlich der Rechtsform, 
der Kundenschichten oder des Auftrags zur Förderung der Mitglieder gibt, die Bedeutung 
dieser Kriterien aber immer geringer wird und sie keinen Hinderungsgrund für strategische 
Überlegungen in Richtung einer Fusion darstellen. In Kapitel 3 wurden dann die wesentlichs-
ten Werkzeuge zur Analyse des Unternehmensumfelds sowie der internen Ressourcen und 
Fähigkeiten vorgestellt, die vor einer Fusionsentscheidung durchgeführt werden sollte, au-
ßerdem wurden die Schritte im Fusionsprozess sowie die Chancen und Gefahren einer Fusi-
on beleuchtet. Da weltweit gesehen eine beträchtliche Anzahl an Fusionen scheitert, wurden 
potenzielle Gründe für einen Misserfolg gesucht. Da die Stakeholder mit ihren Leistungsbei-
trägen sehr wesentlich für den Erfolg einer Unternehmung verantwortlich sind, spielen sie 
auch eine große Rolle für die Synergienhebung im Rahmen einer Fusion. In Kapitel 4 wurden 
schließlich anhand einer Fallstudie des österreichischen Volksbankensektors die wesentli-
chen Vor- und Nachteile von Fusionen regionaler Genossenschaftsbanken für die einzelnen 
Stakeholdergruppen erhoben. Eine weitere Untergliederung nach betrieblichen Funktionsbe-
reichen dient dazu, es Banken, die eine Fusion in Erwägung ziehen, schon im Vorfeld zu er-
möglichen, Maßnahmen zur Verwirklichung von Vorteilen und zur Minimierung von Nachtei-
len zu erarbeiten. Das Ergebnis für den Volksbankensektor ist, dass bei weitgehender 
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Aufrechterhaltung der Präsenz und Entscheidungsmacht in den Regionen für die meisten 
Stakeholder faktisch ein positiver oder ein neutraler Effekt eintritt. Vorteile für Kunden kön-
nen sich durch die Erhöhung der Beratungsqualität in Kompetenzzentren oder die Vergabe 
größerer Einzelkredite ergeben. Nachteile betreffen vor allem die Verwaltungsmitarbeiter 
durch längere Arbeitswege sowie wenig mobile Kunden und strukturschwache Regionen im 
Falle von Filialschließungen. Die Investoren bzw. Mitglieder sollten durch die Hebung von 
Synergien höhere Dividenden bzw. eine Wertsteigerung der Bank erhalten, allerdings verliert 
das Stimmrecht des einzelnen Mitglieds in einer größeren Bank an Gewicht, was bei dem 
äußerst geringen Partizipationsinteresse am Entscheidungsfindungsprozess wohl kaum eine 
Rolle spielt. Dass es bei einer ähnlichen Umsetzung des Fusionsvorhabens wie im Volksban-
kensektor geplant zu größeren Synergieverlusten durch das Verhalten benachteiligter Stake-
holder kommt, ist unwahrscheinlich, die betroffenen Gruppen sind zu klein, um nennens-
wert negativ zu wirken. Mögliche Kündigungen von hierarchisch oder räumlich 
verschlechternd versetzten Mitarbeitern sollten durch Synergien in den Verwaltungsabtei-
lungen kompensiert werden können, außerdem werden dadurch Kostensenkungen erreicht. 
Wichtig wird es aber sein, die lokalen Vertriebsmitarbeiter zu halten und weiterzuentwickeln 
sowie generell für die verbleibenden Mitarbeiter eine gemeinsame Unternehmenskultur des 
neuen Bankinstituts zu formen. Nur so können auch in einer veränderten Struktur nicht nur 
Kostensynergien erreicht sondern auch die bestehenden Marktanteile gehalten und gegebe-
nenfalls erweitert werden. 
 
Diese Forschungsarbeit unterliegt naturgemäß auch einigen Restriktionen. Ob die Strategie 
der größeren Regionalbanken tatsächlich den erwarteten wirtschaftlichen Erfolg bringt, ist 
anhand konkreter Geschäftsergebnisse derzeit etwa noch kaum zu belegen. Zwar wurden 
aus der Volksbank Kärnten für das Jahr 2016 eine Verbesserung (vgl. Winkler, 2017, S. 26) 
sowie aus der Volksbank Tirol eine Verschlechterung (vgl. o.V., 2017, S. 28) der Geschäfts-
zahlen im Vergleich zu den kumulierten Einzelergebnissen des Jahres 2015 vermeldet, dar-
aus allerdings seriöse Aussagen über den Erfolg oder Misserfolg einer Fusion abzuleiten wird 
wohl erst in einigen Jahren möglich sein, da zunächst Fusionskosten entstehen und nicht alle 
positiven wie negativen Synergien sofort eintreten (vgl. Abschnitt 3.4.2). Zunächst ermög-
lichte die explorative Fallstudie über die Gesamtsituation sowie die Fusionsstrategie des ös-
terreichischen Volksbankensektors jedenfalls einen breiten Überblick über das Forschungs-
feld und insbesondere über die vielfältigen Interessen der unterschiedlichen Stakeholder 
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und deren Berücksichtigung im Strategiekonzept. Der Forschungszugang über die Auswer-
tung einer Vielzahl an Presseartikeln und die Evaluierung der Ergebnisse durch Expertenin-
terviews konnte viele unterschiedliche Sichtweisen einfangen und so ein Gesamtbild über 
die Vor- und Nachteile einer Fusion für die Stakeholder erzeugen, wie es mit anderen Erhe-
bungsmethoden in diesem frühen Entwicklungsstadium wohl nicht möglich gewesen wäre. 
Ein tiefer Einblick in die Situation der einzelnen Stakeholder war anhand der verwendeten 
Methoden innerhalb dieser Arbeit allerdings nicht möglich, hier muss auf den Ausblick zur 
weiteren Forschung auf diesem Gebiet verwiesen werden. Die Ergebnisse aus der Erhebung 
der Vor- und Nachteile für die Stakeholder können im Grundsatz für ähnlich strukturierte 
Banken im nationalen wie auch im internationalen Umfeld verwendet werden, allerdings ist 
dabei besonders im Ausland sehr wesentlich auf den Kontext zu achten, in den die jeweiligen 
Banken eingebettet sind. 
 
An dieser Stelle schließt der Ausblick auf weitere Forschungsmöglichkeiten auf diesem Ge-
biet an. Zunächst erscheint eine Untersuchung des bilanziellen Fusionserfolgs in absehbarer 
Zukunft als interessantes Forschungsfeld, bei Vorliegen konkreter Bilanzdaten der fusionier-
ten Banken in den nächsten Jahren kann im Vergleich mit den kumulierten Einzelergebnissen 
der tatsächliche Eintritt von Synergieeffekten überprüft werden. Vorerst können der weite-
ren Forschung aber die auf breiter Basis erhobenen Vor- und Nachteile der Stakeholder für 
einen entsprechenden Gang in die Tiefe dienen. Mögliche Fragen wären hier, wie viele 
Mitglieder nach Fusionen austreten und Kapital abziehen oder wie viele Kunden bzw. wie 
viele Mitarbeiter abwandern und jeweils aus welchen Gründen sie dies tun. Aber auch 
eine internationale Betrachtung der Thematik erscheint als sinnvoll. Hier könnten ange-
sichts der weltweiten Veränderung des Bankenumfelds ähnliche Fallstudien für Kreditgenos-
senschaften im Ausland unter Berücksichtigung des Entwicklungsstadiums des dortigen Ge-
nossenschaftswesens durchgeführt werden. Auch eine umfassende vergleichende 
Betrachtung der Situation in verschiedenen Ländern erscheint im Sinne eines Wissenstrans-
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74.  Genossenschaft gegen Genossenschaft 
Der Standard vom 12.11.2016 (Seite 18) 
75.  Volksbank-Fusion nun abgeschlossen 
NÖN vom 08.11.2016 (Seite 8) 
76.  Volksbank-Fusion nun abgeschlossen 
NÖN vom 08.11.2016 (Seite 9) 
77.  Reformeifer bei Volksbanken 
Neues Volksblatt vom 05.11.2016 (Seite 18) 
78.  Volksbank NÖ Süd fusioniert heute mit Volksbank Wien 
APA - Austria Presse Agentur vom 04.11.2016 
79.  Stärkste Volksbank Österreichs entsteht! - BILD 
APA - OTS vom 04.11.2016 
80.  Im Gleichklang durch das Leben 
Vorarlberger Nachrichten vom 02.11.2016 (Seite A5) 
81.  Fusion ist auf Schiene 
NÖN vom 25.10.2016 (Seite 30) 
82.  Fusion der Volksbank Enns-St. Valentin mit der Volksbank Niederösterreich auch technisch 
gut verlaufen. - BILD 
APA - OTS vom 24.10.2016 
83.  Flop mit Umbauplan für Volksbankenverband 




84.  Aufstand im Volksbankensektor 
Der Standard vom 20.10.2016 (Seite 23) 
85.  So verändert sich jetzt Österreichs Geldbranche 
Österreich vom 16.10.2016 (Seite 31) 
86.  Die Kompetenz sitzt in jeder Region 
OÖ Nachrichten vom 15.10.2016 (Seite VOL6) 
87.  ”Wir sind wieder ins Fliegen gekommen” 
OÖ Nachrichten vom 15.10.2016 (Seite VOL2-VOL3) 
88.  ”Wir sind wieder da!” 
trend vom 14.10.2016 (Seite 28-29) 
89.  Fusion geht ins Finale 
NÖN vom 12.10.2016 (Seite 83) 
90.  Fusion geht ins Finale 
NÖN vom 11.10.2016 (Seite 11) 
91.  Volksbank-Fusion geht in die Zielgerade 
NÖN vom 11.10.2016 (Seite 11) 
92.  Volksbank-Fusion in der Zielgerade 
NÖN vom 11.10.2016 (Seite 46) 
93.  Fusion geht ins Finale 
NÖN vom 11.10.2016 (Seite 99) 
94.  Volksbank: Die Fusion geht weiter 
NÖN vom 05.10.2016 (Seite 75) 
95.  Aus Ötscherland wird NÖ AG 
NÖN vom 04.10.2016 (Seite 2) 
96.  Volksbank übersiedelt 
NÖN vom 26.09.2016 (Seite 8) 
97.  Volksbanken-Ehe: Technik spielte mit 
Tiroler Tageszeitung vom 22.09.2016 (Seite 20) 
98.  Baustelle Volksbanken 
Wiener Zeitung vom 15.09.2016 (Seite 12) 
99.  Volksbank übersiedelt 
NÖN vom 13.09.2016 (Seite 17) 
100. Neues Büro bei Volksbank 
NÖN vom 06.09.2016 (Seite 76) 
101. Volksbank Almtal: 86 Prozent waren für den Verkauf 
OÖ Nachrichten vom 31.08.2016 (Seite 9) 
102. Almtaler verkaufen ihre Bank an Volksbank Oberösterreich 
OÖ Nachrichten vom 30.08.2016 (Seite 8) 
103. Almtaler stimmten über Verkauf der Volksbank ab 
OÖ Nachrichten vom 30.08.2016 (Seite 30) 
104. Ärzte ziehen in Bank 
NÖN vom 03.08.2016 (Seite 6) 
105. Volksbank-Fusion ist durch 




106. „Wir haben das Schlimmste hinter uns“ 
Kleine Zeitung vom 02.08.2016 (Seite 26-27) 
107. Steirische Volksbank ordnet sich neu 
WirtschaftsBlatt vom 02.08.2016 (Seite 4) 
108. Union Invest löst elf ehemalige Volksbanken-Fonds auf 
APA - Austria Presse Agentur vom 29.07.2016 
109. Banken-Stresstest - FMA-Chef: Schärfster Test, den wir je hatten 
APA - Austria Presse Agentur vom 29.07.2016 
110. „Die Kunden informieren sich” 
NÖN vom 27.07.2016 (Seite 4) 
111. Volksbanken: Staatsgeld fließt zurück 
Kleine Zeitung vom 23.07.2016 (Seite 34-35) 
112. Milliarden-Kreditpaket für Klein- und Mittelbetriebe 
Kurier vom 23.07.2016 (Seite 11) 
113. Volksbanken-Fusionen auf Kurs Filialen und Jobs um 20% kürzen 
Kronen Zeitung vom 23.07.2016 (Seite 12) 
114. Volksbanken “sind wieder im Spiel” 
Die Presse vom 23.07.2016 (Seite 14) 
115. „Volksbanken sind wieder im Spiel“ 
Salzburger Nachrichten vom 23.07.2016 (Seite 17) 
116. Volksbanken zahlen Staatsgeld ab 
Der Standard vom 23.07.2016 (Seite 15) 
117. Volksbanken zahlen Staat Geld zurück 
Tiroler Tageszeitung vom 23.07.2016 (Seite 21) 
118. Mitten im Umbau 
Wiener Zeitung vom 23.07.2016 (Seite 13) 
119. Volksbanken zahlen ab heuer verbliebenes Staatsgeld ab 
APA - Austria Presse Agentur vom 22.07.2016 
120. Übernahmemarkt im Aufwind 
WirtschaftsBlatt vom 12.07.2016 (Seite 2) 
121. Volksbank schließt Filiale 
NÖN vom 12.07.2016 (Seite 22) 
122. Volksbanken bauten Umbau um 
Der Standard vom 06.07.2016 (Seite 18) 
123. ”Konsumkredite gibt’s per Handy” 
Kurier vom 05.07.2016 (Seite 10) 
124. Bankchef Hammerl geht zur Konkurrenz 
Kurier vom 05.07.2016 (Seite 19) 
125. Enns fusioniert 
Kronen Zeitung vom 05.07.2016 (Seite 24) 
126. Adi Hammerl wird Sparkassendirektor 
NÖN vom 05.07.2016 (Seite 5) 
127. Bedauern bei der Volksbank 




128. Randa wird Chef der Sberbank Europe 
APA - Austria Presse Agentur vom 30.06.2016 
129. Steyr wächst als Finanzplatz gewaltig 
OÖ Nachrichten vom 28.06.2016 (Seite 29) 
130. Neue Volksbank Tirol startet nun ab Herbst 
Österreich vom 28.06.2016 (Seite 21) 
131. Der Druck auf die Banken steigt 
WirtschaftsBlatt vom 28.06.2016 (Seite 11) 
132. Volksbank schließt 
NÖN vom 28.06.2016 (Seite 24) 
133. Notizen 
Kronen Zeitung vom 25.06.2016 (Seite 32) 
134. Volksbank-Ehe beschlossen 
Tiroler Tageszeitung vom 25.06.2016 (Seite 1) 
135. Volksbanken-Fusion fixiert, Expansion statt Jobabbau 
Tiroler Tageszeitung vom 25.06.2016 (Seite 25) 
136. Volksbanken in Tirol fixieren heute Fusion 
Tiroler Tageszeitung vom 24.06.2016 (Seite 23) 
137. Tiroler Volksbanken segnen in Hauptversammlungen Fusion ab 
APA - Austria Presse Agentur vom 24.06.2016 
138. Volksbank NÖ Süd - Veränderung sichert nachhaltigen Erfolg! - BILD 
APA - OTS vom 24.06.2016 
139. Fusion der Volksbanken Steiermark Mitte AG, Obersteiermark e.Gen. und Süd-
Oststeiermark e.Gen. zur neuen, starken Volksbank Steiermark AG. - BILD 
APA - OTS vom 20.06.2016 
140. Volksbank lud Mitglieder ein 
NÖN vom 14.06.2016 (Seite 27) 
141. 25 Jahre Volksbank Mank 
NÖN vom 14.06.2016 (Seite 39) 
142. Fusionen schreiten voran 
NÖN vom 08.06.2016 (Seite 24) 
143. Rekord-Ergebnis vor Volksbanken-Ehe 
Tiroler Tageszeitung vom 04.06.2016 (Seite 22) 
144. Fusionswelle unter dem Giebelkreuz 
Salzburger Nachrichten vom 02.06.2016 (Seite L12-L13) 
145. Trittbrett fahren bei Übernahmen 
WirtschaftsBlatt vom 02.06.2016 (Seite 13) 
146. Fusionen schreiten voran 
NÖN vom 01.06.2016 (Seite 12) 
147. Tiroler Volksbanken melden Fusion an, Start im September 
Tiroler Tageszeitung vom 31.05.2016 (Seite 19) 
148. Chefin für Volksbank Steiermark Mitte 
WirtschaftsBlatt vom 31.05.2016 (Seite 20) 
149. Tiroler Volksbanken meldeten Fusion bei BWB an 
APA - Austria Presse Agentur vom 31.05.2016 
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150. BH: Zubau halbes Jahr früher fertig... 
NÖN vom 23.05.2016 (Seite 6) 
151. Fusion der Volksbank Vöcklabruck-Gmunden e.Gen. mit der starken Volksbank Oberöster-
reich AG auch technisch erfolgreich verlaufen. 
APA - OTS vom 23.05.2016 
152. Fusionen schreiten voran 
NÖN vom 19.05.2016 (Seite 39) 
153. Fusion der Volksbanken soll Region keinen Job kosten 
Kronen Zeitung vom 18.05.2016 (Seite 32) 
154. Fusion der Volksbanken soll Region keinen Job kosten 
Kronen Zeitung vom 18.05.2016 (Seite 32) 
155. „V“ wie „verärgert“ 
NÖN vom 18.05.2016 (Seite 35) 
156. Fusionen schreiten voran 
NÖN vom 18.05.2016 (Seite 39) 
157. Volksbank reduziert Welser Filialnetz: Nur noch zwei Standorte bleiben übrig 
OÖ Nachrichten vom 17.05.2016 (Seite 25) 
158. Neue Generaldirektorin in der Volksbank Steiermark Mitte AG - BILD = 
APA - OTS vom 17.05.2016 
159. Almtaler Volksbank-Rebellen pokern um ihre Zukunft 
OÖ Nachrichten vom 14.05.2016 (Seite 15) 
160. Neue Volksbank Kärnten geht an den Start 
News vom 12.05.2016 (Seite KTN3) 
161. Volksbank strafft Filialnetz 
NÖN vom 11.05.2016 (Seite 22) 
162. Volksbank strafft Filialnetz 
NÖN vom 10.05.2016 (Seite 43) 
163. V wie Fusion 
News vom 07.05.2016 (Seite 58-59) 
164. Volksbank kann sich weiter behaupten 
Tiroler Tageszeitung vom 04.05.2016 (Seite 46) 
165. Bankhaus auf Kurs Richtung Tirol-Fusion 
Tiroler Tageszeitung vom 30.04.2016 (Seite 45) 
166. Volksbank Wien sieht auch 2016 Millionengewinn niedrig zweistellig 
APA - Austria Presse Agentur vom 29.04.2016 
167. Fusion der Volksbanken GHB Kärnten eGen und Oberkärnten rGmbH zur neuen, starken 
Volksbank Kärnten eG technisch erfolgreich verlaufen. - BILD 
APA - OTS vom 25.04.2016 
168. 14 Millionen Euro Verlust bei der Volksbank Oberösterreich 
OÖ Nachrichten vom 16.04.2016 (Seite 14) 
169. Fusion der steirischen Volksbanken 
Kleine Zeitung vom 13.04.2016 (Seite 36) 
170. Volksbank: Zittern vor Fusions-Abstimmung 




171. Drei steirische Volksbanken fusionieren zur Volksbank Steiermark AG 
APA - Austria Presse Agentur vom 12.04.2016 
172. Bald nur mehr acht Volksbanken - In fast allen Bundesländern erledigt 
APA - Austria Presse Agentur vom 08.04.2016 
173. Volksbank wird geschluckt 
Kleine Zeitung vom 07.04.2016 (Seite 25) 
174. Volksbanken-Fusion in Hartberg abgesegnet 
Kleine Zeitung vom 07.04.2016 (Seite 31) 
175. Neustart für Volksbank: Vier Institute unter einem Dach 
Kronen Zeitung vom 06.04.2016 (Seite 18) 
176. Volksbanken-Fusion nun auch in Kärnten 
Kurier vom 05.04.2016 (Seite 9) 
177. Kärntner Volksbanken vor Zusammenschluss 
Der Standard vom 05.04.2016 (Seite 16) 
178. Bauer trat Pension an 
NÖN vom 05.04.2016 (Seite 46) 
179. Kärntner Volksbanken sind nun fusioniert 
Kleine Zeitung vom 04.04.2016 (Seite K12) 
180. Volksbanken schließen sich nun auch in Kärnten zusammen 
APA - Austria Presse Agentur vom 04.04.2016 
181. Volksbank fusioniert Filialen 
NÖN vom 28.03.2016 (Seite 20) 
182. Zwei Volksbanken haben Fusionen beschlossen 
OÖ Nachrichten vom 26.03.2016 (Seite 10) 
183. Die Volksbanken besinnen sich auf ihre Wurzeln 
medianet vom 25.03.2016 (Seite 33) 
184. Wenn das Gute doch so nah 
medianet vom 25.03.2016 (Seite 34-35) 
185. Weitere oberösterreichische Volksbanken ziehen ihre Fusionen durch 
APA - Austria Presse Agentur vom 25.03.2016 
186. Genossenschaftsbanken vor Veränderungen 
Wiener Zeitung vom 16.03.2016 (Seite 2) 
187. Volksbank fusioniert Filialen 
NÖN vom 15.03.2016 (Seite 40) 
188. Dolomitenbank wächst weiter 
Kleine Zeitung vom 06.03.2016 (Seite 43) 
189. Volksbank im Umbruch 
Kleine Zeitung vom 04.03.2016 (Seite 29) 
190. Volksbanken-Fusion 
Kleine Zeitung vom 03.03.2016 (Seite 35) 
191. Volksbanken-Fusionen gehen weiter - Jetzt im Süden 
APA - Austria Presse Agentur vom 02.03.2016 
192. Volksbanken-Fusionen gehen weiter - Jetzt im Süden 




193. Bank-Filiale vor Schließung 
NÖN vom 01.03.2016 (Seite 41) 
194. Filiale geschlossen 
NÖN vom 24.02.2016 (Seite 31) 
195. Volksbank-Umbau im Gange 
NÖN vom 24.02.2016 (Seite 35) 
196. Bankenhochzeit soll Konsolidierung einläuten 
Der Standard vom 16.02.2016 (Seite 17) 
197. Dolomitenbank strebt zwei neue Filialen an 
Kleine Zeitung vom 05.02.2016 (Seite 34) 
198. Neue Dolomitenbank-Filialen 
Kleine Zeitung vom 05.02.2016 (Seite 35) 
199. Nächste Fusionen 
Kronen Zeitung vom 27.01.2016 (Seite 28) 
200. Bauer verabschiedet sich 
NÖN vom 26.01.2016 (Seite 7) 
201. Volksbank Oberösterreich startete große Fusionen 
OÖ Nachrichten vom 22.01.2016 (Seite 9) 
202. Zwei weitere Fusionen bei den Volksbanken 
OÖ Nachrichten vom 22.01.2016 (Seite 34-36) 
203. Vor Volksbank-Ehen, Union Invest gibt Gas 
Tiroler Tageszeitung vom 21.01.2016 (Seite 20) 
204. Dolomitenbank steht nun wie die Drei Zinnen 
Kleine Zeitung vom 20.01.2016 (Seite 28-29) 
205. Trotz Volksbankenfusionen - Union Invest zieht Österreichvertrieb auf 
APA - Austria Presse Agentur vom 20.01.2016 
206. Fusionswelle in Italiens Bankensystem 
WirtschaftsBlatt vom 18.01.2016 (Seite 13) 
207. Neuerung im Vorstand der Sparkasse Nö Mitte West AG 
NÖN vom 13.01.2016 (Seite 19) 
208. Immigon ist Garantie los 
Der Standard vom 07.01.2016 (Seite 13) 
209. Italien: Enteignung von Kleinanlegern 
Die Presse vom 04.01.2016 (Seite 9) 
210. Alter Name soll verschwinden 
Tiroler Tageszeitung vom 01.01.2016 (Seite 14) 
211. Die Banken bleiben unter Druck 
WirtschaftsBlatt vom 30.12.2015 (Seite 5) 
212. Volksbank-Fusionen: Jobs und Filialen sollen wackeln 
Tiroler Tageszeitung vom 12.12.2015 (Seite 27) 
213. Bei den Volksbanken wackeln 1000 Jobs 
Wiener Zeitung vom 12.12.2015 (Seite 10) 
214. Radikalkur für die Volksbanken 




215. Weniger Jobs, weniger Filialen bei Volksbanken 
APA - Austria Presse Agentur vom 11.12.2015 
216. Chinesen wollen die Bausparkasse 
Kronen Zeitung vom 05.12.2015 (Seite 45) 
217. Volksbank holt Ärzte 
NÖN vom 02.12.2015 (Seite 9) 
218. Ein Verbund mit Zukunft 
NÖN vom 02.12.2015 (Seite 18) 
219. Neuer Name für Hypo wird sehr teuer 
Tiroler Tageszeitung vom 26.11.2015 (Seite 17) 
220. 150 Jahre Volksbank 
NÖN vom 24.11.2015 (Seite 14) 
221. Volksbank-Rebellen werden „DolomitenBank“ 
Kleine Zeitung vom 21.11.2015 (Seite 32) 
222. Osttirol sagt Volksbanken mit Hypo-Hilfe adieu 
Tiroler Tageszeitung vom 21.11.2015 (Seite 25) 
223. Volksbank Osttirol-Westkärnten bleibt selbstständig und ändert Name auf DolomitenBank 
Tiroler Tageszeitung vom 21.11.2015 (Seite 26) 
224. Volksbank Osttirol aus Volksbankensektor weg, wird zur DolomitenBank 
APA - Austria Presse Agentur vom 20.11.2015 
225. Tiroler Banken rüsten sich für turbulente Zeiten 
Tiroler Tageszeitung vom 19.11.2015 (Seite 17) 
226. Struktur wird bleiben 
NÖN vom 18.11.2015 (Seite 8) 
227. Neuer IBAN kommt bald 
NÖN vom 18.11.2015 (Seite 9) 
228. Volksbank ohne „Vlügel“ 
Kronen Zeitung vom 14.11.2015 (Seite 8) 
229. Volksbank wächst weiter zusammen 
NÖN vom 11.11.2015 (Seite 12) 
230. Mehr Wien, weniger Baden 
NÖN vom 10.11.2015 (Seite 4) 
231. „Volksbank Baden“: Name ist Geschichte 
NÖN vom 10.11.2015 (Seite 7) 
232. Erfolgreicher Zusammenschluss der VOLKSBANK WIEN und der Volksbank Ost = 
APA - OTS vom 09.11.2015 
233. Bank sperrt Filiale, Fusion kein Thema 
NÖN vom 19.10.2015 (Seite 7) 
234. Volksbank neu ist nach „Hochzeit“ mit Ried bereits 46 Filialen stark 
Kronen Zeitung vom 13.10.2015 (Seite 30) 
235. Volksbanken-Umbau geht zügig voran 
Tiroler Tageszeitung vom 08.10.2015 (Seite 20) 
236. ”Ich will mich nicht zufrieden geben” 




237. „Die Volksbanken werden einfach, einfach, einfach“ 
Der Standard vom 07.10.2015 (Seite 18) 
238. Volksbanken wollen 300 Mio. Euro an Staat früher zurückzahlen 
APA - Austria Presse Agentur vom 07.10.2015 
239. Eine Bank kehrt zurück zu ihren Wurzeln 
Salzburger Nachrichten vom 28.09.2015 (Seite 15) 
240. Bankenhochzeit hat problemlos geklappt 
NÖN vom 28.09.2015 (Seite 22) 
241. UBIT-Obmann Harl: „Der Constantinus Award aus Österreich ist eine weltweite Erfolgsge-
schichte“ 
APA - OTS vom 28.09.2015 
242. Früh dran 
Kronen Zeitung vom 26.09.2015 (Seite 38) 
243. Volksbank-Fusionen auf Schiene 
Neues Volksblatt vom 26.09.2015 (Seite 20) 
244. Volksbank Oberösterreich nimmt Formen an 
OÖ Nachrichten vom 26.09.2015 (Seite 15) 
245. Oberösterreichische Volksbanken begannen mit Fusion 
APA - Austria Presse Agentur vom 25.09.2015 
246. Brüssel lässt Volksbank zappeln 
Kronen Zeitung vom 04.09.2015 (Seite 31) 
247. Zweiter Schritt erfolgt 
NÖN vom 01.09.2015 (Seite 27) 
248. Bad Banks: Vergangenheit verjährt, Zukunft ungewiss 
Der Standard vom 27.08.2015 (Seite 14) 
249. Volksbank Vorarlberg - Bis Juni Nettogewinn halbiert, Kostenlast 2015 
APA - Austria Presse Agentur vom 27.08.2015 
250. Südtiroler Volksbank wächst durch Fusionen 
WirtschaftsBlatt vom 24.08.2015 (Seite 6) 
251. „Geburtstag“ steht schon fest 
Kronen Zeitung vom 14.08.2015 (Seite 27) 
252. Weitere Klagen gegen Volksbank 
Die Presse vom 11.08.2015 (Seite 13) 
253. ÖVAG-Nachranganleihen - Investor klagt Immigon und Volksbank Wien 
APA - Austria Presse Agentur vom 11.08.2015 
254. Umbau bei Volksbank abgeschlossen 
Neues Volksblatt vom 08.08.2015 (Seite 37) 
255. Neue Spitze der Volksbanken nimmt Gestalt an 
Salzburger Nachrichten vom 08.08.2015 (Seite 15) 
256. Umbau bei der Volksbank Wien beschlossen 
Der Standard vom 08.08.2015 (Seite 15) 
257. Umbau bei Volksbank Wien - Donnerbauer statt Chini Aufsichtsratschef 
APA - Austria Presse Agentur vom 07.08.2015 
258. Bankrebellen fusionieren 
Tiroler Tageszeitung vom 05.08.2015 (Seite 1) 
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259. Volksbank: Rebellen-Fusion und ein Jahr Gnadenfrist 
Tiroler Tageszeitung vom 05.08.2015 (Seite 19) 
260. Volksbanken-Rebellen haben ein Jahr für Nachweis der Eigenständigkeit 
APA - Austria Presse Agentur vom 05.08.2015 
261. Sieben Tage Wirtschaft - Die Woche vom 3. zum 9. August 
APA - Austria Presse Agentur vom 31.07.2015 
262. Fusions-und IPO-Welle in Italien 
WirtschaftsBlatt vom 29.07.2015 (Seite 11) 
263. Banca Monte dei Paschi sucht Partner 
WirtschaftsBlatt vom 22.07.2015 (Seite 11) 
264. Fusionen sind fix: Ab September entsteht “Volksbank Oberösterreich” 
OÖ Nachrichten vom 17.07.2015 (Seite 9) 
265. Volksbanken-Fusionen sind auf Schiene 
OÖ Nachrichten vom 17.07.2015 (Seite LWE34,LIV34,LLI34,LSA34,LST34,LMU34) 
266. Volksbank Oberösterreich ist mit September Realität 
Neues Volksblatt vom 16.07.2015 (Seite 18) 
267. Landecker TT-Café war Bühne für regionale Höhepunkte 
Tiroler Tageszeitung vom 12.07.2015 (Seite 14-15) 
268. ÖVAG umgebaut, Union kommt 
medianet vom 10.07.2015 (Seite 37) 
269. BTV erneut Klassenbester bei Tirols Bank-Gewinnen 
Tiroler Tageszeitung vom 10.07.2015 (Seite 23) 
270. Umbau bei Volksbank 
Kleine Zeitung vom 07.07.2015 (Seite 31) 
271. Tiroler Volksbanken-Ehe soll bis Herbst 2016 stehen 
Tiroler Tageszeitung vom 07.07.2015 (Seite 17) 
272. Volksbanken-Verband erwirtschaftet 200 Millionen 
Wiener Zeitung vom 07.07.2015 (Seite 25) 
273. Nach ÖVAG-Aus - Überschuss in neuem Verbund soll auf 200 Mio steigen 
APA - Austria Presse Agentur vom 06.07.2015 
274. Grünes Licht für den neuen Volksbanken-Verbund - BILD 
APA - OTS vom 06.07.2015 
275. Volksbanken AG ist aufgelöst 
Tiroler Tageszeitung vom 05.07.2015 (Seite 34) 
276. Volksbanken-AG ist seit Mitternacht Geschichte 
OÖ Nachrichten vom 04.07.2015 (Seite 15) 
277. Die ÖVAG ist zerschlagen 
APA - Austria Presse Agentur vom 04.07.2015 
278. Brüssel billigt geänderten Abbauplan für Volksbanken AG 
Kurier vom 03.07.2015 (Seite 10) 
279. Drei Monate Galgenfrist für die Volksbank-Rebellen im Almtal 
OÖ Nachrichten vom 03.07.2015 (Seite 8) 
280. Grünes Licht für den Umbau der Volksbank 




281. Aufsicht gibt Weg zu Volksbanken-Umbau frei 
Der Standard vom 03.07.2015 (Seite 17) 
282. Brüssel gibt grünes Licht für neuen ÖVAG-Abbauplan 
Wiener Zeitung vom 03.07.2015 (Seite 10) 
283. ÖVAG ab jetzt Geschichte - Koren sieht 7 Jahre Dauerkrise beendet 
APA - Austria Presse Agentur vom 03.07.2015 
284. EU hat neuen Abbauplan für ÖVAG genehmigt, Staats-PS-Tilgung bis 2023 
APA - Austria Presse Agentur vom 02.07.2015 
285. Jahr des Umbruchs 
NÖN vom 30.06.2015 (Seite 19) 
286. Fusion mit September fix 
NÖN vom 29.06.2015 (Seite 30) 
287. Erster Sanktus für die Volksbanken-Ehen 
Kronen Zeitung vom 26.06.2015 (Seite 30) 
288. Volksbank steht gut da 
NÖN vom 23.06.2015 (Seite 13) 
289. Fusion mit September fix 
NÖN vom 22.06.2015 (Seite 14) 
290. Solides Ergebnis für Volksbank 
Kleine Zeitung vom 20.06.2015 (Seite 35) 
291. Italiens Bankenlandschaft im Umbruch 
Der Standard vom 19.06.2015 (Seite 23) 
292. Grenzen der Banken-Region klar definiert 
Tiroler Tageszeitung vom 17.06.2015 (Seite 41) 
293. Zukunft ungewiss 
Tiroler Tageszeitung vom 10.06.2015 (Seite 41) 
294. Hartes Endspiel um Volksbanken 
Kleine Zeitung vom 06.06.2015 (Seite 30-31) 
295. Volksbank Almtal wehrt sich gegen Kritik der FMA 
OÖ Nachrichten vom 06.06.2015 (Seite 14) 
296. Hypo-Gläubiger wehren sich: Mehr als 200 Einsprüche gegen Zahlungsstopp 
OÖ Nachrichten vom 05.06.2015 (Seite 9) 
297. Zwei Oberösterreicher leiten die FMA 
OÖ Nachrichten vom 05.06.2015 (Seite 9) 
298. Zwei Salzburger Volksbanken fusionieren 
OÖ Nachrichten vom 03.06.2015 (Seite LBR8) 
299. Grünes Licht für Volksbank NÖ 
NÖN vom 02.06.2015 (Seite 15) 
300. Neuer Name für Hypo Tirol wird zum heißen Tanz 
Tiroler Tageszeitung vom 01.06.2015 (Seite 19) 
301. Volksbank NÖ ab Sommer 
NÖN vom 01.06.2015 (Seite 19) 
302. OK für Volksbank NÖ 




303. Grünes Licht für Volksbank NÖ 
NÖN vom 01.06.2015 (Seite 33) 
304. DI Gerald Fleischmann zum Vorstandsvorsitzenden der Volksbank Wien-Baden bestellt -
BILD 
APA - OTS vom 01.06.2015 
305. Aus für Volksbanken AG besiegelt 
Wiener Zeitung vom 29.05.2015 (Seite 9) 
306. Eine Bank von Laa bis ins Südburgenland 
NÖN vom 27.05.2015 (Seite 15) 
307. Grünes Licht für die Fusionierung 
NÖN vom 27.05.2015 (Seite 32) 
308. Volksbanken: Grünes Licht für Fusionen 
NÖN vom 25.05.2015 (Seite 19) 
309. Volksbank-Rebellen: Verhärtete Fronten 
Kleine Zeitung vom 22.05.2015 (Seite 35) 
310. Einstimmig für Fusion zu einer großen Volksbank 
OÖ Nachrichten vom 22.05.2015 (Seite LSA29) 
311. Sparvereine der Notenbank vor Auflösung 
Der Standard vom 22.05.2015 (Seite 14) 
312. Keine Entwarnung bei Raiffeisen 
WirtschaftsBlatt vom 22.05.2015 (Seite 15) 
313. Die Pfründe der Pleite-Banker 
trend vom 22.05.2015 (Seite 6-9) 
314. Volksbanken zwischen verhärteter Rebellenfront und Aufbruchsstimmung 
APA - Austria Presse Agentur vom 21.05.2015 
315. Volksbanken sind nur noch “Ramsch” 
Die Presse vom 20.05.2015 (Seite 17) 
316. Volksbanken werden „Ramsch“ 
Der Standard vom 20.05.2015 (Seite 17) 
317. Schelling fordert Volksbanken zu Fusion auf 
Kurier vom 19.05.2015 (Seite 10) 
318. Kopfwäsche für rebellische Volksbanken im Ministerium 
OÖ Nachrichten vom 19.05.2015 (Seite 9) 
319. Rüffel für Volksbanken 
Tiroler Tageszeitung vom 19.05.2015 (Seite 1) 
320. Volksbank-Rebellen müssen ÖVAG-Hilfen mitzahlen 
Tiroler Tageszeitung vom 19.05.2015 (Seite 19) 
321. Kein Entkommen für die Volksbank-Rebellen 
Vorarlberger Nachrichten vom 19.05.2015 (Seite D1) 
322. Posse um Zähmung der Widerspenstigen noch nicht vorbei 
Wiener Zeitung vom 19.05.2015 (Seite 11) 
323. Volksbank wächst weiter 
NÖN vom 19.05.2015 (Seite 26) 
324. Leserbriefe des Tages DAS DENKEN SIE DARÜBER 
OÖ Nachrichten vom 18.05.2015 (Seite 6) 
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325. Volksbank wächst 
NÖN vom 18.05.2015 (Seite 10) 
326. Volksbank stellte Weichen 
NÖN vom 18.05.2015 (Seite 19) 
327. Volksbank wächst weiter 
NÖN vom 18.05.2015 (Seite 22) 
328. Volksbanker bei Schelling 
APA - Austria Presse Agentur vom 18.05.2015 
329. Volksbank-Rebellen entkommen bei Staatsgeld Solidarhaftung nicht 
APA - Austria Presse Agentur vom 18.05.2015 
330. Das teure Ende derVolksbanken AG 
Kronen Zeitung vom 16.05.2015 (Seite 37) 
331. Haarwäsche für Volksbanken 
Der Standard vom 16.05.2015 (Seite 18) 
332. Volksbank-Rebellen droht Lizenzentzug 
Wiener Zeitung vom 16.05.2015 (Seite 12) 
333. Rebellische Volksbanken zu Rapport nach Wien 
Neues Volksblatt vom 15.05.2015 (Seite 15) 
334. Volksbanken müssen bei Schelling antreten 
OÖ Nachrichten vom 15.05.2015 (Seite 1) 
335. Schelling zitiert rebellische Volksbanken nach Wien 
OÖ Nachrichten vom 15.05.2015 (Seite 10) 
336. Krisentreffen in Wien zu Volksbanken 
Tiroler Tageszeitung vom 15.05.2015 (Seite 21) 
337. Volksbanker zu Schelling zitiert: Dominoeffekt soll verhindert werden 
APA - Austria Presse Agentur vom 15.05.2015 
338. Platter für eigenständige Volksbank Osttirol 
Tiroler Tageszeitung vom 14.05.2015 (Seite 38) 
339. Platter unterstützt eigenständigen Weg der Volksbank Osttirol 
APA - Austria Presse Agentur vom 14.05.2015 
340. Schelling zitiert rebellische Volksbanken nach Wien 
APA - Austria Presse Agentur vom 14.05.2015 
341. Volksbank Schärding übernimmt die gesamte Kreditverwaltung im Land 
OÖ Nachrichten vom 13.05.2015 (Seite LRI14,LBR17) 
342. Kopfwäsche 
OÖ Nachrichten vom 12.05.2015 (Seite 7) 
343. Ministerium gegen “Sonderlösungen” bei Volksbanken 
OÖ Nachrichten vom 12.05.2015 (Seite 7) 
344. Volksbank wächst weiter 
NÖN vom 12.05.2015 (Seite 31) 
345. Volksbank Almtal rebelliert gegen Wien 
OÖ Nachrichten vom 11.05.2015 (Seite 1) 
346. Almtaler Volksbank-Rebellen stimmten gegen Fusionen 




347. Volksbank wächst weiter 
NÖN vom 11.05.2015 (Seite 10) 
348. Volksbank wächst weiter 
NÖN vom 11.05.2015 (Seite 19) 
349. Nächster Schritt zur Banken-Fusion 
NÖN vom 11.05.2015 (Seite 30) 
350. Volksbank wächst weiter 
NÖN vom 11.05.2015 (Seite 36) 
351. Genossenschafter der Volksbank Almtal stimmten gegen Fusionspläne 
APA - Austria Presse Agentur vom 10.05.2015 
352. Volksbank Osttirol: Rätsel um Gutachten 
Tiroler Tageszeitung vom 08.05.2015 (Seite 23) 
353. Volksbank sucht Hypo-Nähe 
Tiroler Tageszeitung vom 06.05.2015 (Seite 23) 
354. Rebellen-Volksbank hat Partner in petto 
WirtschaftsBlatt vom 05.05.2015 (Seite 3) 
355. Warum haben Sie.... ? 
NÖN vom 05.05.2015 (Seite 11) 
356. Volksbank wird fusioniert 
NÖN vom 05.05.2015 (Seite 12) 
357. Fusion, bitte warten 
NÖN vom 05.05.2015 (Seite 14) 
358. Volksbank-Fusion ist vorerst verschoben 
NÖN vom 05.05.2015 (Seite 33) 
359. Fusionen bei Volksbanken mit Hürden 
NÖN vom 04.05.2015 (Seite 16) 
360. Volksbanken erfinden sich neu 
Salzburger Nachrichten vom 02.05.2015 (Seite 19) 
361. Volksbanken 
Wiener Zeitung vom 02.05.2015 (Seite 8) 
362. Volksbanken: Warnung vor Alleingang 
Kleine Zeitung vom 01.05.2015 (Seite 30) 
363. Volksbanken formieren sich neu Wie aus rund 40 dann 8 werden 
Kronen Zeitung vom 01.05.2015 (Seite 6) 
364. Türspalt für Rebellen offen 
Tiroler Tageszeitung vom 01.05.2015 (Seite 40-41) 
365. Die große Neuaufstellung der Volksbanken 
Kleine Zeitung vom 30.04.2015 (Seite 35) 
366. Wirbel um Volksbank-Fusionen 
Kronen Zeitung vom 30.04.2015 (Seite 32) 
367. Volksbanken-Verbund gemeldet 
Der Standard vom 30.04.2015 (Seite 25) 
368. Sammelanmeldung bei Volksbanken auch mit Rebellen 




369. Volksbanken und Bund in ÖVAG-Bad-Bank gleich große Aktionäre 
APA - Austria Presse Agentur vom 30.04.2015 
370. Für ÖVAG-Rebellen wird es eng - Ohne Einlagensicherung keine Lizenz 
APA - Austria Presse Agentur vom 30.04.2015 
371. Für ÖVAG-Rebellen wird es eng - So oder so bald entschieden 
APA - Austria Presse Agentur vom 30.04.2015 
372. Volksbank Marchfeld stimmt gegen Fusion 
Heute vom 29.04.2015 (Seite 17) 
373. Volksbank Marchfeld wurde zu neuem ÖVAG-Rebellen 
Die Presse vom 29.04.2015 (Seite 21) 
374. Große Volksbanken-Neuaufstellung - Sammelantrag bei der BWB 
APA - Austria Presse Agentur vom 29.04.2015 
375. Volksbanken-Neuaufstellung - Mit Tullnerfeld ein Rebell weniger 
APA - Austria Presse Agentur vom 29.04.2015 
376. Volksbank: Mitglieder gegen Fusionierung 
NÖN vom 28.04.2015 (Seite 8) 
377. Auch Volksbank Marchfeld hat gegen Fusion gestimmt 
APA - Austria Presse Agentur vom 28.04.2015 
378. Kapitalschnitt bei der Volksbanken-AG kostet den Staat 530 Millionen Euro 
OÖ Nachrichten vom 25.04.2015 (Seite 13) 
379. ÖVAG: Staat muss um 300 Mio. zittern 
Die Presse vom 25.04.2015 (Seite 15) 
380. Zum Abschied noch ein Horror-Verlust 
Wiener Zeitung vom 25.04.2015 (Seite 9) 
381. Osttirol blitzt bei FMA ab 
Tiroler Tageszeitung vom 24.04.2015 (Seite 1) 
382. Volksbank-Rebell: FMA gibt Osttirol-Plänen einen Korb 
Tiroler Tageszeitung vom 24.04.2015 (Seite 21) 
383. Volksbanken-Neuaufstellung 
Wiener Zeitung vom 24.04.2015 (Seite 7) 
384. Volksbank Osttirol-Westkärnten muss bei Ausscheren um Lizenz fürchten 
APA - Austria Presse Agentur vom 24.04.2015 
385. Das Ende der ÖVAG - So wird sie aufgeteilt 
APA - Austria Presse Agentur vom 24.04.2015 
386. ÖVAG - EZB-Kapitalziel in jetziger Aufstellung nicht erreichbar 
APA - Austria Presse Agentur vom 24.04.2015 
387. Volksbank Osttirol spaltet sich ab 
Tiroler Tageszeitung vom 23.04.2015 (Seite 1) 
388. Volksbank Osttirol sagt sich los 
Tiroler Tageszeitung vom 23.04.2015 (Seite 17) 
389. Volksbanken-Neuaufstellung: Osttirol bleibt in Sachen Abspaltung hart 
APA - Austria Presse Agentur vom 23.04.2015 
390. Volksbanken und genossenschaftliche Identität 




391. Die Rebellen der Volksbank Almtal bieten Wien die Stirn 
OÖ Nachrichten vom 18.04.2015 (Seite 12) 
392. Volksbank Almtal wehrt sich gegen Fusionen 
OÖ Nachrichten vom 18.04.2015 (Seite 44) 
393. Raiffeisen unter Druck: Ausfall der Ostgewinne legt Schwächen offen 
OÖ Nachrichten vom 17.04.2015 (Seite 9) 
394. Volksbanken: Neues Spitzeninstitut, neuer Chef 
Die Presse vom 17.04.2015 (Seite 17) 
395. Rebellen müssen einlenken 
WirtschaftsBlatt vom 17.04.2015 (Seite 2) 
396. Volksbanken-Neuaufstellung - Weitere Abtrünnige werden eingefangen 
APA - Austria Presse Agentur vom 16.04.2015 
397. Keine Mehrheit für Volksbank-Fusion 
NÖN vom 14.04.2015 (Seite 23) 
398. Volksbank Osttirol: „Kein Ultimatum” 
Tiroler Tageszeitung vom 11.04.2015 (Seite 23) 
399. Starke Position war das Atout-As 
NÖN vom 08.04.2015 (Seite 10) 
400. Volksbank: 98,5 % für die Fusionierung 
NÖN vom 08.04.2015 (Seite 10) 
401. Volksbanken-Einigung 
Kleine Zeitung vom 04.04.2015 (Seite 37) 
402. Volksbanken: Genug Stimmen für Fusion 
Die Presse vom 04.04.2015 (Seite 13) 
403. 91-Prozent-Zustimmung für Volksbanken-Fusion 
Der Standard vom 04.04.2015 (Seite 18) 
404. 91 Prozent-Zustimmung für Volksbanken-Fusion = 
APA - Austria Presse Agentur vom 03.04.2015 
405. Volksbanken: Baden spielt zentrale Rolle 
NÖN vom 30.03.2015 (Seite 14) 
406. Nachhaltiger Erfolg 
NÖN vom 30.03.2015 (Seite 18) 
407. Radikalfusionen nehmen Gestalt an 
medianet vom 27.03.2015 (Seite 20) 
408. Volksbank Wien-Baden wird zur Nr. 1 
Österreich vom 25.03.2015 (Seite 16) 
409. Künftige Spitzen-Volksbank Wien Baden bekommt Chef aus Tirol 
APA - Austria Presse Agentur vom 25.03.2015 
410. Neuer Vorstandsdirektor der Volksbank Wien-Baden bestellt - BILD 
APA - OTS vom 25.03.2015 
411. Südtiroler Volksbank schluckt Marostica-Bank 
Tiroler Tageszeitung vom 24.03.2015 (Seite 18) 
412. Volksbanken in halb NÖ und im ganzen Burgenland fusionieren mit Wien 




413. Südtiroler Volksbank schluckt Banca Popolare di Marostica 
APA - Austria Presse Agentur vom 23.03.2015 
414. Jobkarussell: Schauer zur Volksbank Wien 
Tiroler Tageszeitung vom 21.03.2015 (Seite 22) 
415. Ja zu Tiroler Volksbanken-Lösung 
Tiroler Tageszeitung vom 19.03.2015 (Seite 17) 
416. Landecker Volksbank stimmte “Verbundvertrag” zu 
APA - Austria Presse Agentur vom 19.03.2015 
417. Lostag für Volksbank Landeck 
Tiroler Tageszeitung vom 18.03.2015 (Seite 22) 
418. Volksbanken sollen Staatskapital ersetzen 
Der Standard vom 17.03.2015 (Seite 15) 
419. Volksbank Landeck hofft auf Ja zu Fusion 
Tiroler Tageszeitung vom 17.03.2015 (Seite 18) 
420. Andere zechen, wir bezahlen 
NÖN vom 17.03.2015 (Seite 10) 
421. Volksbank Horn wird fusioniert 
NÖN vom 17.03.2015 (Seite 16) 
422. „Uns wurde Rute ins Fenster gestellt“ 
NÖN vom 17.03.2015 (Seite 36) 
423. Nach Kopfwäsche sind alle Volksbanken für Fusionen 
OÖ Nachrichten vom 14.03.2015 (Seite 11) 
424. Die Kommunalkredit hat einen neuen Eigentümer 
Die Presse vom 14.03.2015 (Seite 15) 
425. Rebellische Volksbanken wieder zahm 
Tiroler Tageszeitung vom 14.03.2015 (Seite 19) 
426. Kurz notiert 
Wiener Zeitung vom 14.03.2015 (Seite 12) 
427. Der Goldschatz der Volksbanken 
trend vom 13.03.2015 (Seite 30-31) 
428. Volksbanken-Neuaufstellung für ÖVAG-Abbau - FMA: Alle sind dabei 
APA - Austria Presse Agentur vom 13.03.2015 
429. Bund will ÖVAG-Rettungshilfe zurück, spitzt auf Volksbankenvermögen 
APA - Austria Presse Agentur vom 12.03.2015 
430. Volksbank Lienz schließt Fusion aus 
WirtschaftsBlatt vom 11.03.2015 (Seite 3) 
431. Volksbank lenkt ein 
Kleine Zeitung vom 10.03.2015 (Seite 31) 
432. Volksbank Landeck bleibt Volksbank 
Die Presse vom 10.03.2015 (Seite 15) 
433. Ausscheren nicht möglich Volksbank Landeck bleibt 
Der Standard vom 10.03.2015 (Seite 14) 
434. Landeck lenkt bei Fusion ein 




435. Hypo: Felderer kritisiert Länder Trübe Wirtschaftsprognose 
Tiroler Tageszeitung vom 10.03.2015 (Seite 19) 
436. Volksbank Landeck stellt Weichen für Tirol-Fusion Landeck stellt Weichen für Fusion 
Tiroler Tageszeitung vom 10.03.2015 (Seite 19) 
437. Kurz notiert 
Wiener Zeitung vom 10.03.2015 (Seite 12) 
438. Volksbanken-Neuaufstellung - Auch Apothekerbank darf nicht weg 
APA - Austria Presse Agentur vom 10.03.2015 
439. Volksbanken setzen Fusionierungen fort 
NÖN vom 09.03.2015 (Seite 14) 
440. Ausscheren nicht möglich - Volksbank Landeck bleibt an Bord 
APA - Austria Presse Agentur vom 09.03.2015 
441. Bund stoppt Bankrebellen 
Tiroler Tageszeitung vom 07.03.2015 (Seite 1) 
442. Mit V wie Veto: Bund pfeift Landeck zurück 
Tiroler Tageszeitung vom 07.03.2015 (Seite 20) 
443. Volksbank Osttirol gegen eine Fusion 
Kronen Zeitung vom 06.03.2015 (Seite 18) 
444. Für Volksbank Landeck ist Hypo keine Option mehr, Montag Aufsichtsrat 
APA - Austria Presse Agentur vom 06.03.2015 
445. Für Volksbank Landeck ist Hypo keine Option mehr, Montag Aufsichtsrat 
APA - Austria Presse Agentur vom 06.03.2015 
446. Volksbank hat Fusion abgelehnt 
Kleine Zeitung vom 05.03.2015 (Seite 37) 
447. Volksbanken können sich nicht auf Chef einigen 
Der Standard vom 05.03.2015 (Seite 17) 
448. Bei Volksbank Osttirol 100 % gegen Fusion 
Tiroler Tageszeitung vom 05.03.2015 (Seite 16) 
449. Ärger bei Volksbanken - Finanzminister greift ein 
Die Presse vom 04.03.2015 (Seite 15) 
450. Volksbank Landeck hofft, Schelling warnt Rebellen 
Tiroler Tageszeitung vom 04.03.2015 (Seite 23) 
451. EU blickt nervös auf Österreichs Banken 
Wiener Zeitung vom 04.03.2015 (Seite 1) 
452. Immer diese Ösis . . . 
Wiener Zeitung vom 04.03.2015 (Seite 9) 
453. Volksbank Osttirol-Westkärnten lehnte Fusion ab 
APA - Austria Presse Agentur vom 04.03.2015 
454. Offenes Fusions-Match 
Tiroler Tageszeitung vom 03.03.2015 (Seite 15) 
455. Bank-Fusion: Druck auf Landeck steigt 
Tiroler Tageszeitung vom 03.03.2015 (Seite 17) 
456. Fusionskrise: Tirols Volksbanken prüfen Optionen 




457. Schelling - Keine Volksbank kann ohne Staats-Zustimmung ausscheren 
APA - Austria Presse Agentur vom 03.03.2015 
458. WIRTSCHAFT 
Tiroler Tageszeitung vom 01.03.2015 (Seite 2) 
459. Mit V wie Verweigerung: Nein zu Fusion, Gespräche mit Hypo 
Tiroler Tageszeitung vom 01.03.2015 (Seite 33) 
460. Volksbank Landeck lehnt Tirol-Fusion ab, Gespräche mit Hypo 
APA - Austria Presse Agentur vom 01.03.2015 
461. Bank-Fusion: Zittern vor Landecker Votum 
Tiroler Tageszeitung vom 27.02.2015 (Seite 22) 
462. Volksbank Innsbruck: Ja zu Fusion 
Tiroler Tageszeitung vom 26.02.2015 (Seite 19) 
463. Millionen für Wien, Fusion bis Mitte 2016 
Tiroler Tageszeitung vom 25.02.2015 (Seite 25) 
464. Neues Milliardenloch in der Hypo-Bad-Bank 
Der Standard vom 21.02.2015 (Seite 19) 
465. FMA rügt Volksbanker 
trend vom 20.02.2015 (Seite 56) 
466. Volksbanken zoffen sich - ÖVAG hat kein Verständnis für Sonderwege 
APA - Austria Presse Agentur vom 19.02.2015 
467. Schleppende Fusionen bei Volksbanken Aufsicht erhöht Druck auf Abtrünnige 
OÖ Nachrichten vom 18.02.2015 (Seite 9) 
468. FMA will “flüchtende” Volksbanken stoppen 
Die Presse vom 18.02.2015 (Seite 17) 
469. Aufsicht mahnt bei Volksbanken Fusionen ein 
Der Standard vom 18.02.2015 (Seite 20) 
470. WIRTSCHAFT 
Tiroler Tageszeitung vom 18.02.2015 (Seite 1) 
471. Druck für Volksbank-Fusionen steigt, Osttirol bleibt bei Nein 
Tiroler Tageszeitung vom 18.02.2015 (Seite 23) 
472. Rebellische Banken drohen von Blutkreislauf abgeschnitten zu werden 
APA - Austria Presse Agentur vom 17.02.2015 
473. FMA-Chef stellt abtrünnigen Volksbankern Rute ins Fenster 
APA - Austria Presse Agentur vom 17.02.2015 
474. Kahlschlag in der Bankenlandschaft 
Geld Magazin vom 12.02.2015 (Seite 20-23) 
475. Neue Fusion bei Niederösterreichs Volksbanken 
Die Presse vom 07.02.2015 (Seite 15) 
476. Weitere regionale Volksbanken-Fusionen 
APA - Austria Presse Agentur vom 06.02.2015 
477. Weichen für die Fusion sind gestellt 
NÖN vom 05.02.2015 (Seite 22) 
478. Bund prüft Abwicklungsfähigkeit der Heta 




479. Volksbank: Warten auf Beschlüsse 
Tiroler Tageszeitung vom 03.02.2015 (Seite 19) 
480. Weiter Warten auf Volksbanken-Beschlüsse zu ÖVAG-Umbau 
APA - Austria Presse Agentur vom 02.02.2015 
481. Volksbank-Fusion zugestimmt 
Tiroler Tageszeitung vom 31.01.2015 (Seite 21) 
482. Himmlische Volksbank-Schließung 
Der Standard vom 30.01.2015 (Seite 19) 
483. AMS-Meldung für 250 ÖVAG-Banker 
trend vom 30.01.2015 (Seite 48) 
484. Der Bund will Komplikationen bei ÖVAG-Abbau abwehren 
APA - Austria Presse Agentur vom 28.01.2015 
485. Bei Italiens Volksbanken steht eine Revolution an 
Der Standard vom 26.01.2015 (Seite 9) 
486. Kunden sitzen in der Bank-Falle 
Kleine Zeitung vom 24.01.2015 (Seite 30-31) 
487. ÖVAG-Vorstand droht Volksbanken wegen des schleppenden Umbaus 
Der Standard vom 24.01.2015 (Seite 1) 
488. ÖVAG-Vorstand macht Volksbankern Flügel 
Der Standard vom 24.01.2015 (Seite 17) 
489. Banken in Vorarlberg im Umbruch 
Vorarlberger Nachrichten vom 23.01.2015 (Seite D1) 
490. Italiens Volksbanken im Umbruch 
WirtschaftsBlatt vom 20.01.2015 (Seite 11) 
491. Überblick: Gold für Bruckner 
OÖ Nachrichten vom 19.01.2015 (Seite LSA25) 
492. Volksbank verschmilzt 
NÖN vom 07.01.2015 (Seite 12) 
493. Weichen für Fusion gestellt 
NÖN vom 07.01.2015 (Seite 14) 
494. Volksbanken verschärfen ihre Diät 
Der Standard vom 31.12.2014 (Seite 19) 
495. Bankenwirbel um ÖVAG und Osteuropa 
Tiroler Tageszeitung vom 31.12.2014 (Seite JR8) 
496. Amstetten sagt auch „Ja“ 
NÖN vom 30.12.2014 (Seite 17) 
497. Volksbank verschmilzt 
NÖN vom 30.12.2014 (Seite 30) 
498. Volksbanken starten Fusionen 
NÖN vom 29.12.2014 (Seite 11) 
499. Menschen, über die man spricht! 
NÖN vom 29.12.2014 (Seite 12) 
500. Alpenvorland sagt „Ja“ 




501. Fusion schreitet voran 
NÖN vom 29.12.2014 (Seite 18) 
502. Volksbank wird größer 
NÖN vom 29.12.2014 (Seite 21) 
503. Volksbank wird größer 
NÖN vom 29.12.2014 (Seite 41) 
504. 750 Mio. Euro ÖVAG-Verlust, grünes Licht für Umbau 
Tiroler Tageszeitung vom 24.12.2014 (Seite 19) 
505. Und sonst noch ... 
OÖ Nachrichten vom 23.12.2014 (Seite LIV28) 
506. Schwamm drüber 
Wiener Zeitung vom 20.12.2014 (Seite 10) 
507. Volksbank-Fusion in Oberösterreich: Kleine sind zäh 
OÖ Nachrichten vom 12.12.2014 (Seite 9) 
508. Mit V wie Verlust 
Wiener Zeitung vom 12.12.2014 (Seite 10) 
509. ÖVAG plagt sich mit Bad Bank 
Der Standard vom 05.12.2014 (Seite 22) 
510. ÖVAG löst sich ab Weihnachten auf 
Tiroler Tageszeitung vom 29.11.2014 (Seite 23) 
511. Drei Banken werden zu einer Bank 
Kleine Zeitung vom 28.11.2014 (Seite 30-31) 
512. Karriere Bord 
Kleine Zeitung vom 26.11.2014 (Seite PRI70) 
513. Volksbank: Zehn Mal größer nach Fusion 
NÖN vom 24.11.2014 (Seite 13) 
514. „Nicht bei den Ersten!“ 
NÖN vom 18.11.2014 (Seite 11) 
515. Mit V wie Fusionierung 
NÖN vom 18.11.2014 (Seite 13) 
516. Volksbank: Zehn Mal größer nach Fusion 
NÖN vom 17.11.2014 (Seite 21) 
517. Volksbanken: Fusion mit Hindernissen 
trend vom 14.11.2014 (Seite 60) 
518. Bankfusion mit Hindernissen 
Kleine Zeitung vom 12.11.2014 (Seite 26-27) 
519. ÖVAG schreibt 230 Millionen Euro Verlust 
Kurier vom 12.11.2014 (Seite 10) 
520. ÖVAG beendete Streit mit Sberbank 
Wiener Zeitung vom 12.11.2014 (Seite 12) 
521. Osttirol-Westkärnten gegen Fusion zu Volksbank Kärnten 
Kleine Zeitung vom 11.11.2014 (Seite 31) 
522. Volksbanken stimmen der Fusion zu 




523. Volksbanken: Fusion stößt auf Widerstand 
Kurier vom 11.11.2014 (Seite 8) 
524. Volksbanken beschließen die Fusion auf acht Regionalbanken 
Kronen Zeitung vom 11.11.2014 (Seite 6) 
525. Durch Volksbanken-Fusion entstehen acht große Regionalbanken 
Neues Volksblatt vom 11.11.2014 (Seite 15) 
526. Volksbanken: Aus 41 werden acht 
OÖ Nachrichten vom 11.11.2014 (Seite 1) 
527. Volksbanken beschließen Fusionswelle: Von 41 bleiben acht Institute übrig 
OÖ Nachrichten vom 11.11.2014 (Seite 7) 
528. Kraftakt 
OÖ Nachrichten vom 11.11.2014 (Seite 7) 
529. Volksbanken: Startschuss für Fusionswelle 
Die Presse vom 11.11.2014 (Seite 14) 
530. 2017 wird es nur noch acht regionale Volksbanken geben 
Salzburger Nachrichten vom 11.11.2014 (Seite 15) 
531. G-20 will Großbanken an die Kandare nehmen 
Der Standard vom 11.11.2014 (Seite 13) 
532. Volksbanken fixieren Fusion 
Tiroler Tageszeitung vom 11.11.2014 (Seite 16) 
533. Fusion: Keine Änderung bei Volksbank im Land 
Vorarlberger Nachrichten vom 11.11.2014 (Seite D2) 
534. Bawag steigerte Gewinn kräftig 
WirtschaftsBlatt vom 11.11.2014 (Seite 2) 
535. ÖVAG verlor bis September 230 Mio. Euro - Streit mit Sberbank beendet 
APA - Austria Presse Agentur vom 11.11.2014 
536. Volksbanken-Fusion beschlossen - Acht große Regionalbanken entstehen 
APA - Austria Presse Agentur vom 10.11.2014 
537. Volksbank Osttirol-Westkärnten will eigenständig bleiben 
APA - Austria Presse Agentur vom 10.11.2014 
538. Volksbanken setzen nächsten Schritt zur Neustrukturierung 
APA - OTS vom 10.11.2014 
539. Presseaussendung ÖVAG - Richtigstellung = 
APA - OTS vom 10.11.2014 
540. Fusionsreigen im Volksbanken-Reich 
Wiener Zeitung vom 04.11.2014 (Seite 12) 
541. Motivation 
Neues Volksblatt vom 03.11.2014 (Seite 15) 
542. Neue Landkarte 
medianet vom 31.10.2014 (Seite 23) 
543. Volksbank-Filiale in Traisen bleibt 
NÖN vom 31.10.2014 (Seite 10) 
544. SHORT 




545. ÖVAG bastelt an Radikalkur 
WirtschaftsBlatt vom 29.10.2014 (Seite 5) 
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I. Genossenschaftliche Traditionen und Werte 
Genossenschaften sind weltweit von Bedeutung, etwa 800 Millionen Menschen oder unge-
fähr 11,5 Prozent der Weltbevölkerung sind Mitglieder einer Genossenschaft, was wohl auch 
einer der Gründe für die Vereinten Nationen war, 2012 zum internationalen Jahr der Genos-
senschaften zu erheben (vgl. Brazda/Blisse, 2013a, S. 7f.). Aus diesem Anlass hat die UNO 
folgende zehn Kernaussagen formuliert, die die notwendigen bzw. die wesentlichsten Infor-
mationen zum Genossenschaftswesen bündeln sollen: 
 „Cooperative Enterprises Build a Better World“ − „Genossenschaftliche Unternehmen 
tragen zu einer besseren Welt bei”. 
 Genossenschaftliche Unternehmen stehen im Eigentum ihrer Mitglieder, denen sie 
dienen und von denen sie getragen werden. 
 Genossenschaften beziehen Menschen in Entscheidungsprozesse ein. 
 Genossenschaften verbessern die Lebensbedingungen des Einzelnen und stärken die 
Wirtschaft. 
 Genossenschaften ermöglichen nachhaltige Entwicklung. 
 Genossenschaften fördern ländliche Entwicklung. 
 Genossenschaften werden sozialen und wirtschaftlichen Anforderungen gerecht. 
 Genossenschaften fördern demokratische Prinzipien. 
 Genossenschaften und Geschlechtergerechtigkeit: ein Weg aus der Armut. 
 Genossenschaften als nachhaltiges Geschäftsmodell für die Jugend“ (Brazda/Blisse, 
2013a, S. 7f.). 
Mit Ausnahme der letzten beiden Punkte, welche die Geschlechtergerechtigkeit sowie die 
Jugend betreffen, fußen die angeführten Aussagen zum Genossenschaftswesen auf einer 
langen Tradition. Der wohl wesentlichste Vertreter und Förderer der genossenschaftlichen 
Idee, Hermann Schulze-Delitzsch, ist im Bewusstsein der Menschen heute viel weniger prä-
sent als Friedrich-Wilhelm Raiffeisen. Obwohl Raiffeisen wesentlich von Schulze beeinflusst 
war, ist sein Bekanntheitsgrad deutlich höher, da zahlreiche genossenschaftliche Organisati-
onen seinen Namen nach wie vor in ihrem Firmenwortlaut tragen (vgl. Gmeiner et al., 1986, 
S. 16). Auf Schulze-Delitzsch sowie auf Raiffeisen geht ein Großteil der heute noch gültigen 
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genossenschaftlichen Traditionen, Prinzipien und Werte zurück. Politisch nahm der liberal 
eingestellte Schulze-Delitzsch sowohl vom konservativen Bismarck als auch vom Sozialde-
mokraten Lasalle Abstand, da beide glaubten, die Not der Menschen nur durch staatliche 
Hilfe lindern zu können. Aus Schulzes Sicht konnte nur die Hilfe zur Selbsthilfe nützlich sein, 
er wollte aber kein Aufgehen selbstständiger Wirtschaftsbetriebe in Genossenschaften be-
wirken, sondern eine komplementäre, also ergänzende Leistung der Genossenschaft für die 
Mitgliedsbetriebe. Dieses Prinzip ging später als Förderauftrag und gleichzeitig als genossen-
schaftlicher Grundwert in die deutsche und österreichische Gesetzgebung ein (vgl. Gmeiner 
et al., 1986, S. 13f.). Schulze-Delitzsch lehnte als Kenner der Volksseele Almosen ab, da es 
aus seiner Sicht nie als gewiss angesehen werden konnte, dass nicht zu einem späteren Zeit-
punkt doch Gegenleistungen verlangt werden und dies letztlich unfrei macht, zum anderen 
nach seiner Einschätzung ein arbeitsloses Einkommen die tätigen Kräfte des Menschen ver-
kümmern lässt (vgl. Gmeiner et al., 1986, S. 15). Heute könnte in diesem Zusammenhang 
wohl von der Schaffung einer Komfortzone und einer damit verbundenen Trägheit des Indi-
viduums gesprochen werden. 
Gmeiner et al. (1986, S. 18f.) nennen unter anderem folgende Prinzipien als Kennzeichen für 
Genossenschaften nach dem Schulze-Delitzsch-System: 
 Die Genossenschaft fördert ihre Mitglieder im Rahmen des Förderauftrages in de-
zentralen, sachlich, räumlich und personell überschaubaren Wirtschaftseinheiten. 
 Die Genossenschaft ist eine Personenvereinigung bzw. eine soziale Gruppe, gleichzei-
tig aber auch Wirtschaftsunternehmung ihrer Mitglieder(-wirtschaften). 
 Die Genossenschaft steht im Eigentum der Mitglieder, jedes Mitglied kann im Rah-
men von Gesetz und Satzung an der Gestaltung aktiv teilnehmen, mitwirken und mit-
entscheiden. 
 Selbstverwaltung und Selbstverantwortung werden durch die Organe Vorstand, Auf-
sichtsrat und Generalversammlung wahrgenommen. Jedes Mitglied hat eine Stimme 
in der Generalversammlung bzw. ist die Stimmenanzahl unabhängig von der Zahl der 
gezeichneten Anteile satzungsmäßig beschränkt. 
 Jedes Mitglied bekennt sich durch die mit der Zeichnung von Geschäftsanteilen ver-
bundenen Haftung zu wirtschaftlicher Selbsthilfe und Eigenverantwortung. 
 Nach dem Prinzip der Selbstverantwortung obliegt dem Aufsichtsrat, der Generalver-
sammlung sowie dem Genossenschaftsverband die Prüfung nach den Kriterien der 
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Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit und Rechtmäßigkeit der Geschäfts-
führung, ebenso die Prüfung der Erfüllung des Förderauftrages. 
Schon aus dieser Aufzählung heraus werden die wesentlichen Prinzipien ersichtlich, um die 
sich das Wertegebilde der Genossenschaften aufbaut. Selbsthilfe, Selbstverantwortung und 
Selbstverwaltung als Eckpfeiler zur Erfüllung des Förderauftrages können als die tragenden 
Säulen des Genossenschaftswesens erachtet werden. Aus genossenschaftshistorischer Sicht 
ist auch das Subsidiaritätsprinzip von Bedeutung, nachdem die Genossenschaft auch im ver-
tikalen Verbund ihre Leistungen nach Möglichkeit selbst erbringen soll und übergeordnete 
Organisationsstellen in Zentralbereichen nur subsidiär, also aushilfsweise und unterstützend 
tätig werden (vgl. Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 38). Traditionell war aber auch der tat-
sächliche Bedarf einer Gruppe von Menschen nach einer förderwirtschaftlichen Vereinigung 
von Bedeutung. Beim Vereinstag der Schulze-Delitzsch Genossenschaften 1925 antwortete 
der Verbandsanwalt auf die Gründungswelle von Genossenschaften zu dieser Zeit, dass in 
jedem Fall zunächst ein Bedarf seitens der Bevölkerung für die Gründung einer Genossen-
schaft gegeben sein müsse, und dass eine Genossenschaft, die gegründet wird und dann erst 
Mitglieder suchen muss, keine Existenzberechtigung habe (vgl. Schediwy, 2001, S. 158). 
Wesentlich deutlicher als bei den Schulze-Delitzsch-Genossenschaften spielt im Raiffeisenbe-
reich das Prinzip der Kleinheit traditionell eine entscheidende Rolle, da die Mitglieder eine 
genaue Kenntnis untereinander erhalten und so die Kreditwürdigkeit eines Antragstellers 
besser eingeschätzt werden konnte (vgl. Bonus, 1993, S. 12). Damit lässt sich auch das in 
Abschnitt 2.1.2 bereits erwähnte Festhalten an der Dreistufigkeit des Raiffeisensektors in 
Österreich mit einer großen Zahl kleiner, eigenständiger Raiffeisenbanken erklären. Auch 
Konrad/Spicka (1998, S. 63) nennen als einen genossenschaftlichen Grundsatz im System 
Raiffeisen das Prinzip der überschaubaren Einheit, nachdem das Genossenschaftsgebiet auf 
eine Pfarre oder eine Gemeinde beschränkt ist. „Stärke und Leistungskraft sind das Ergebnis 
des föderalistischen Aufbaus und der dezentralen Organisationsstruktur. Das waren und das 
sind die Grundlagen des Erfolgs der Raiffeisen-Bankengruppe in Österreich auf dem Weg in 
die Zukunft“ (Konrad/Spicka, 1998, S. 61). In allen Orten in Österreich bis zu 5.000 Einwoh-
nern sind ca. 65 Prozent der Bankstellen der Raiffeisengruppe zuzuordnen bzw. gibt es in 
etwa der Hälfte der Orte Raiffeisenfilialen. Raiffeisen ist damit auch in dünn besiedelten oder 
grenznahen Gebieten vertreten und arbeitet am Rande der Rentabilität. Dies ist aber ein 
wesentlicher Faktor der finanziellen Infrastruktur, eine Schließung der Bankstellen würde die 
Abwanderung aus strukturschwachen Gebieten noch verstärken (vgl. Konrad/Spicka, 1998, 
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S. 79). Eine so konkrete Definition der Kleinheit findet sich bei Schulze-Delitzsch nicht. Jeden-
falls ist genossenschaftliche Selbsthilfe so zu verstehen, dass Erfolge ohne staatliche Hilfe 
erreicht werden müssen und dass wirtschaftliche Freiheit durch Eigeninitiative und Koopera-
tion und nicht durch das Warten auf fremde Hilfe erhalten wird (vgl. Konrad/Spicka, 1998, S. 
65). Das anonyme Kapital der weltweiten Finanzmärkte sucht Objekte zur Übernahme, die 
dadurch ihre Freiheit verlieren, die Genossenschaften sind allerdings Wirtschaftssubjekte, sie 
gehören den Eigentümern und sind damit für feindliche oder freundliche Übernahmen nicht 
geeignet (vgl. Hofinger, 1998, S. 192). Für die von Schmidt-Chiari (2007, S. 139) als notwen-
dig erachtete Neuordnung des österreichischen Bankwesens war somit folgerichtig nicht die 
strategische Positionierung sondern waren mitunter auch die Eigentumsverhältnisse aus-
schlaggebend, da Genossenschaften und Sparkassen aufgrund der scheinbaren Eigentümer-
losigkeit nicht übernommen werden konnten. Im Geschäftsbericht der Creditanstalt von 
1997 wurde festgehalten, dass es wegen dieser fehlenden Übernahmemöglichkeiten der 
Genossenschaftsbanken nicht möglich sei, am Strukturbereinigungsprozess im österreichi-
schen Bankwesen aktiv teilzunehmen (vgl. Schmidt-Chiari, 2007, S. 139). Hierzu sei allerdings 
angemerkt, dass Genossenschaften in Wahrheit nicht eigentümerlos sind, sondern im Besitz 
und damit auch unter der Kontrolle ihrer Mitglieder stehen. Prinzipiell stellen Genossen-
schaften hier aber den Menschen in den Mittelpunkt, und nicht das Kapital. Schon die Ver-
teilung der Stimmrechte grenzt die meisten Genossenschaften zu Aktiengesellschaften ab, 
da in den Genossenschaften jedes Mitglied unabhängig vom eingesetzten Kapital genau eine 
Stimme hat, wohingegen in Aktiengesellschaften das Stimmgewicht von der Anzahl der ge-
haltenen Aktien abhängt (vgl. Bonus, 1993, S. 13). Laut Laurinkari (1990, S. 788) kann eine 
Genossenschaft ihre erworbenen Prinzipien nur bewahren, wenn sie dem Grundsatz der 
Mitgliederförderung treu bleibt und sich vor politischen und administrativen Eingriffen 
schützt. Sie darf keine Ziele verfolgen, die nicht von ihr selbst ausgehen und von den Mit-
gliedern getragen werden, sie darf auch keine Aktivitäten außerhalb der Interessen der Mit-
glieder setzen. Die Erzielung von Gewinnen als Selbstzweck darf nicht zum obersten Ziel der 
Tätigkeit werden (vgl. Laurinkari, 1990, S. 788). Hinsichtlich der Preispolitik einer Genossen-
schaft würde sich daher bei konsequenter Durchführung des gesetzlichen Förderauftrages 
das Prinzip der Selbstkostendeckung aufdrängen. Da allerdings die Weiterentwicklung der 
Genossenschaften, der Konkurrenzkampf und die zunehmende Komplexität des Wirtschafts-
lebens diesen preispolitischen Grundsatz obsolet erscheinen lassen, wird in die Preise eine 
Reserve zur langfristigen wirtschaftlichen Absicherung der Genossenschaft einkalkuliert. Ein 
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erzielter Überschuss der Genossenschaft ist mittels festgeschriebener Verwendungs- und 
Verteilungsregelungen bzw. Generalversammlungsbeschluss aufzuteilen (vgl. Kemmetmül-
ler/Schmidt, 1998, S. 46). Nach Zahn (1957, S. 10ff.) kann eine Genossenschaft sogenannte 
Zweckgeschäfte, Gegengeschäfte und Nebengeschäfte führen. Zweckgeschäfte realisieren 
den Zweck einer Genossenschaft und sind auf die Mitglieder beschränkt. Gegengeschäfte, 
wie im Bankbereich etwa die Hereinnahme von Spareinlagen, können mit allen Kunden ab-
geschlossen werden und machen die Durchführung von Zweckgeschäften überhaupt erst 
möglich. Auch Hilfs- und Nebengeschäfte wie etwa Vermietung können mit allen Kunden 
abgeschlossen werden (vgl. Konrad/Spicka, 1998, S. 66).  
Abschließend ist anhand der genannten Fakten festzuhalten, dass in den Genossenschaften 
der Faktor Mensch und die Förderung seines Wohlergehens zumindest traditionell eine ent-
scheidende Rolle spielen. Jedenfalls existieren Genossenschaften nicht zum Selbstzweck o-
der zur Erfüllung der Renditeforderungen der Kapitalgeber, viel mehr wurden sie aus dem 
Selbsthilfe- und Fördergedanken heraus gegründet, welcher noch heute im Genossen-
schaftsgesetz festgeschrieben ist.  
II. Zusammenarbeit im Bankwesen 
Organisation der Zusammenarbeit zwischen den Banken 
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen findet in der Regel dann statt, wenn dadurch Ein-
sparungen erzielt oder gemeinsame Probleme effizienter bzw. effektiver gelöst werden kön-
nen. Ein weiterer besonders wichtiger Grund für die Schaffung von Wirtschaftsverbänden ist 
dabei die Vertretung gemeinsamer Interessen. Grundsätzlich gilt die Wirtschaftskammer 
Österreich als gesetzliche Interessensvertretung der Wirtschaft. Sie gliedert sich in sieben 
Sparten, worunter auch die Sparte Bank zu finden ist. (vgl. Wirtschaftskammer Österreich, 
2016a, online). Die gesetzliche Pflichtmitgliedschaft ermöglicht es den Wirtschaftskammern, 
den dazu erforderlichen Interessenausgleich zwischen den Unternehmen durchzuführen. Die 
Fachverbände innerhalb der Sparten sorgen für eine Vertretung branchenbezogener Ein-
zelinteressen. Zur Interessenvertretung zählen auch Maßnahmen in den Bereichen Öffent-
lichkeitsarbeit und Wirtschaftslobbyismus sowie die umfassende Information der Mitglieder 
(vgl. Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, 2016, online). Mit dem 
Kreditwesengesetz (KWG) von 1979 wurden der Fachverband der Banken und Bankiers, der 
Fachverband der Kreditgenossenschaften nach dem System Schulze-Delitzsch, der Fachver-
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band der Kreditgenossenschaften nach dem System Raiffeisen, der Fachverband der Kon-
sumgenossenschaften mit dem Recht zur Annahme von Spareinlagen, der Verband der Ös-
terreichischen Landeshypothekenbanken sowie der Fachverband der Sparkassen als eigene 
Sektorverbände als Vertreter in der Wirtschaftskammer bestätigt (vgl. Ulrich, 2007, S. 174).  
Wie in den Abschnitten 2.1.2 bis 2.1.4 dargelegt, sind die meisten Sektoren wie Raiffeisen, 
Volksbanken, Sparkassen oder Landeshypothekenbanken durch ideologische Grundsätze 
sowie die gemeinsame Nutzung subsidiärer Leistungen miteinander verbunden, was aller-
dings nicht für die lose Gruppe der Banken und Bankiers zutrifft, die dennoch in einem Spar-
tenverband zusammengefasst ist. Unter den Mitgliedern waren 2015 etwa als Kapitalgesell-
schaften organisierte Autofinanziererinnen wie die Denzel Bank oder die RCI Banque, 
Großbanken wie die UniCredit Bank Austria, zahlreiche Niederlassungen ausländischer 
Großbanken, die 3 Banken Gruppe, Direktbanken wie die ING Diba oder die Hello Bank sowie 
die traditionellen Privatbanken wie das Bankhaus Spängler oder das Bankhaus Schelhammer 
und Schattera, um nur einige zu nennen. Der Zweck des Bankenverbandes der Privatbanken 
und Bankiers ist die Förderung der gemeinsamen Berufsinteressen der Mitgliedsbanken. Zu 
den Serviceleistungen zählen die Begutachtung nationaler und internationaler Regularien, 
der Kontakt zu Behörden und Ministerien sowie das Aufarbeiten und Bereitstellen relevanter 
Informationen sowie die Archivierung und Dokumentation (vgl. Verband österreichischer 
Banken und Bankiers, 2016, online). Die Fachorganisationsordnung der Wirtschaftskammer 
Österreich basiert auf § 15 Wirtschaftskammergesetz von 1998 und nennt in § 5 sieben Ban-





Abbildung 31: Bundessparte Bank und Versicherung (Wirtschaftskammer Österreich, 2016b, online) 
Ist wohl die Entstehung der einzelnen Sektoren dem ideologischen Bereich zuzuordnen, so 
sieht Ulrich (2007, S. 174) den Sinn der Aufrechterhaltung dieser Untergliederung eher im 
Bereich der Sanierungsfähigkeit aus eigener Kraft. Dies ist bei der erfolgreichen Sanierung 
der Girozentrale durch die Sparkassen 1958 und der ÖVAG in den 1980er Jahren durch die 
Volksbanken bewiesen worden, da durchaus nicht nur kleine Institute sondern auch die 
Zentralen innerhalb eines Sektors ohne Inanspruchnahme von Steuergeldern saniert werden 
konnten. 
Unterschiede zwischen Verband und Verbund 
Der Verbund, der sich im Falle der Volksbanken unter anderem aus der Mitgliedschaft beim 
Österreichischen Genossenschaftsverband und der Prüfung durch Revisoren desselben, die 
gemeinsame Verwendung der Marke Volksbank sowie durch gemeinsame Solidaritätsein-
richtungen definiert, bringt auch für kleine Banken Vorteile wie die Nutzung des Allfinanz-
konzepts durch die Inanspruchnahme von Verbundgesellschaften, die Leistungen eines ge-
meinsamen Spitzeninstituts sowie die internationale Einbindung (vgl. Borns/Hofinger, 2000, 
S. 13f.). Borns/Hofinger (2000, S. 20) leiten die Definition des genossenschaftlichen Verbun-
des folgendermaßen her: „Der Verbund ist durch ein vielfältiges komplexes Leistungsgeflecht 
vor allem auf der Grundlage des Genossenschafts-, Gesellschafts- und Vereinsrechtes bzw. 
der Satzungen charakterisiert und entsteht durch die freiwillige Ausgliederung einzelner 
Aufgaben der Primärgenossenschaften auf eine gemeinsame Organisation zum Zweck der 
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Unterstützung und Verbesserung der wirtschaftlichen Förderung der Mitglieder der Genos-
senschaft. Innerhalb dieses freiwilligen Zusammenschlusses wird die nähere Ausgestaltung 
der Beziehungen der Partner untereinander der privatautonomen Gestaltung der Beteiligten 
überlassen.“ Im Raiffeisenbereich wird der Begriff Verbund von Wagner (1986, S. 94) sowie 
von Konrad/Spicka (1998, S. 90f.) durchaus ähnlich definiert. Die große Dichte an Filialen auf 
der Primärstufe bedeutet einen Wissensvorsprung und unmittelbare Kenntnis der Bedürfnis-
se und Wünsche der Kunden, die Präsenz vor Ort schafft zudem Vertrauen (vgl. Wagner, 
1986, S. 94). Die Marktnähe bringt hohe Flexibilität bei sich ändernden Marktbedingungen 
und eröffnet Reaktionsmöglichkeiten, allerdings beschränkt die Kleinheit der Bankeinheiten 
auch die Wachstumsmöglichkeiten. Die Lösung dafür liegt in der Kooperation im Verbund, 
durch die auch die kleinen Raiffeisenbanken die gesamte Produktpalette an Finanzdienstleis-
tungen anbieten und auf die Unterstützung von Spezialinstituten zurückgreifen können (vgl. 
Konrad/Spicka, 1998, S. 90f.). 
Borns/Hofinger (2000, S. 20ff.) befassen sich mit den sich widersprechenden Themen der 
genossenschaftlichen Selbstbestimmung und der Abgabe von Kompetenzen an den Verbund. 
Sie kommen zu dem Schluss, dass die Abgabe von Freiheiten im größeren Zusammenhang 
auch dem Erhalt der Freiheit dienen kann, weisen aber auch auf die zwingende Möglichkeit 
hin, die Verbundorganisation verlassen zu können, wenn ein einzelnes Mitglied mit den 
Mehrheitsbeschlüssen nicht mehr einverstanden ist. 
Die Praxis hat den beiden österreichischen Genossenschaftssektoren eine alternative Orga-
nisationsform geschaffen, die einen stärkeren gemeinsamen Marktauftritt ermöglicht, ohne 
dass die Selbstständigkeit der wirtschaftlichen Einheiten verloren geht, allerdings bringt der 
Genossenschaftsverbund auch Rechtsunsicherheiten mit sich. Er hat jedoch gegenüber dem 
Konzern nicht nur den Vorteil, dass die Selbstständigkeit der Mitglieder gewahrt bleibt, es 
wird dadurch auch der Monopolbildung am Markt entgegengewirkt (vgl. Borns/Hofinger, 
2000, S. 66). Die gesetzliche Regelung einer Verbundorganisation ist in Österreich allerdings 
mangelhaft, mit Ausnahme des Bankwesengesetzes, in dem etwa Themen wie Liquiditätshal-
tung oder Risikogewichtung unter Verbundpartnern geregelt sind (vgl. Borns/Hofinger, 2000, 
S. 69). Besondere Bedeutung kommt dabei der Risikogewichtung von Beteiligungen oder 
Veranlagungen im Ausmaß von null Prozent beim Zentralinstitut des Verbundes zu, was ge-
mäß Borns/Hofinger (2000, S. 73) deshalb gerechtfertigt ist, da die Beteiligung weniger ein 
Veranlagungsrisiko als eine Abnahme und Verteilung von Risiken auf den gesamten Sektor 
durch die Zurverfügungstellung von Verbundleistungen darstellt. 
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Für den Volksbankensektor war wohl das Spitzeninstitut ÖVAG die wichtigste Verbundein-
richtung. Der Zweck der Österreichischen Volksbanken AG (ÖVAG) war gemäß ihrer Satzung 
die Förderung von Genossenschaften sowie ihrer Mitglieder und auch von Unternehmen 
anderer Rechtsformen, soweit sie dem gewerblichen Mittelstand zuzurechnen sind. Ihre 
Hauptaufgaben waren die Übernahme der Liquiditätsausgleichsfunktion für die Volksban-
ken, die Ermöglichung von Großfinanzierungen durch das Konsortialgeschäft sowie Unter-
stützung im Devisenhandel und Wertpapiergeschäft (vgl. Hofinger, 1998, S. 260ff.). Aufgrund 
der zunehmenden Internationalisierung wurde in den 1990er Jahren die Notwendigkeit ge-
sehen, die Kunden der genossenschaftlichen Volksbanken ins Ausland zu begleiten. Wegen 
der erforderlichen strategischen Investitionen war dies ein kostenintensiver Geschäftsbe-
reich, der auch aus Know-How-Gründen beim Spitzeninstitut angesiedelt wurde. Alle Investi-
tionen in diesem Bereich waren dahingehend genau zu prüfen, ob sie tatsächlich eine Not-
wendigkeit für Volksbank-Kunden darstellten (vgl. Hofinger, 1998, S. 261). Im Sinne der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Geschäftsführung (GoG) von 1991 wurde der ÖVAG neben 
den Sektorfunktionen auch ein zweites Standbein ermöglicht, nämlich das Primärgeschäft, 
das unter anderem durch die Einbringung der Volksbank Wien erfolgte (vgl. Hofinger, 1998, 
S. 262). Wie in Abschnitt 4.2.1.3 näher erläutert wird, ist die ÖVAG durch nicht ihrem eigent-
lichen Zweck entsprechende Geschäfte in Schieflage geraten und musste Staatshilfe in An-
spruch nehmen, deren Rückzahlung die Volksbanken als ihre Trägergesellschaften zu grund-
legenden Umstrukturierungen zwingt. Die oben dargestellte Einstufung von Veranlagungen 
beim Spitzeninstitut als risikolos erscheint daher mehr als fragwürdig. Abschließend bleibt 
festzuhalten, dass der Verband im Wesentlichen als Prüfungs- und Beratungseinrichtung zu 
sehen ist, während im genossenschaftlichen Verbund die Erbringung subsidiärer Leistungen 
organisiert wird. Im alltäglichen Sprachgebrauch werden die beiden Begriffe aber häufig sy-
nonym verwendet. 
Intensität der Zusammenarbeit 
Zum Zweck der Klärung, wie die Zusammenarbeit selbstständiger Unternehmen in einem 
Verbund überhaupt organisiert werden kann bzw. sollte, kann die Organisationstheorie die-
nen, welche zunächst den instrumentellen vom institutionellen Organisationsbegriff unter-
scheidet. Mit dem instrumentellen Organisationsverständnis wird das Ziel verfolgt, Arbeits-
abläufe durch organisatorische Regelung zu rationalisieren, der institutionelle 
Organisationsbegriff dagegen behandelt auch den spezifischen Zweck einer Organisation, die 
 302 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
Regelung der Arbeitsteilung zwischen den Organisationsmitgliedern, sowie die Grenzen einer 
Organisation zu ihrer Umwelt (vgl. Schreyögg, 2003, S. 4ff.). Bevor genossenschaftliche Ver-
bünde aber getrennt nach diesen beiden Organisationsbegriffen beleuchtet werden, bleibt 
zu bedenken, dass Ablauf- und Aufbauorganisation im Grunde so eng miteinander verwoben 
sind, dass eine getrennte Betrachtung als nicht zielführend erscheint. Bereits bei der Pro-
zessgestaltung muss der Aufbau einer Organisation schon mitgedacht werden, gleichzeitig ist 
aber auch ein Strukturaufbau ohne Einbeziehung der Prozessabläufe wenig sinnvoll (vgl. 
Schreyögg, 2003, S. 121). Laut Zbinden (1997, S. 34f.) sollte die Organisationsstruktur auf die 
spezifische Situation einer Organisation abgestimmt sein. Insbesondere für genossenschaftli-
che Verbünde, die im Grunde als Parallelorganisation zu den selbstständigen Genossen-
schaftsbanken gesehen werden können, stellt sich an diesem Punkt die Frage, wie eng an-
hand der auszuführenden Tätigkeiten bzw. der Prozesse tatsächlich zusammengearbeitet 
werden soll und welche Auswirkungen das auf die Entscheidungsautonomie der Mitglieds-
banken haben kann. Hier tritt der Begriff Team in Erscheinung. Katzenbach/Smith (2003, S. 
70) sehen das Team als „eine kleine Gruppe von Personen, deren Fähigkeiten einander er-
gänzen und die sich für eine gemeinsame Sache, gemeinsame Leistungsziele und einen ge-
meinsamen Arbeitsansatz engagieren und gegenseitig zur Verantwortung ziehen“. Bei Gölz-
ner (2006, S. 190) definiert sich das Team über gemeinsame Leistungsbeiträge und ein hohes 
Maß an Entscheidungsautonomie im Vergleich zur Gruppe, mit individuellen Leistungsbei-
trägen und geringer Entscheidungsautonomie. Borns/Eiselin (1996, S. 33) unterstellen dem 
Team, Aufgaben effektiver und effizienter erfüllen zu können als ein einzelner Mensch bzw. 
als eine einzelne Organisation, es hat zudem auch größeres Problemlösungspotenzial. 
Für die Schulze-Delitzsch Genossenschaften und dabei insbesondere die Volksbanken ist eine 
Entwicklung von der Gruppe in Richtung Team erkennbar. Bis in die jüngere Vergangenheit 
war die Gruppe der Volksbanken bzw. deren Verbund durch geringe Entscheidungsautono-
mie und vorwiegend individuelle Leistungsbeiträge gekennzeichnet, kurz gesagt konnte von 
einer eher uneinigen und heterogenen Gruppe mit verschiedensten Interessen gesprochen 
werden. Schon in den 1930er Jahren wurden Töne der Verbände angeschlagen, wonach es in 
den Genossenschaften an Ordnung fehle, dass die Zentralgenossenschaftskasse einzige 
Bankverbindung der Kreditgenossenschaften zu sein habe, oder dass verbandslose Genos-
senschaften in einen Verband gezwungen werden müssten. Diese Rufe nach einer autoritä-
ren Formierung des Sektors waren aber nicht immer leicht mit den demokratischen Traditio-
nen der Genossenschaften zu vereinbaren (vgl. Schediwy, 2001, S. 220ff.). Der 1986 zum 
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Verbandspräsidenten gewählte Gerhard Ortner mahnte etwa in seiner Antrittsrede neben 
Geschlossenheit des Verbundes, stärkerer Verschränkung zwischen den Genossenschafts-
gruppen Ware und Kredit, Vereinheitlichung der EDV-Systeme, dem Abbau von Doppelglei-
sigkeiten zwischen Verband ÖGV und Spitzeninstitut ÖVAG vor allem aber auch die rasche 
Umsetzung des Strukturbereinigungskonzeptes durch Fusionen ein, um durch sinnvolle Zu-
sammenschlüsse noch stärker und leistungsfähiger zu werden und sich Spezialisten leisten 
zu können, durch welche der genossenschaftliche Förderauftrag besser zu erfüllen sei (vgl. 
o.V., 1986, S. 4ff.). Der Austritt aus dem Verband wurde von Ortner als Verrat an der Genos-
senschaftsidee sowie ihren Prinzipien Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung 
bezeichnet (vgl. Brazda et al., 1997, S. 325). 
1988 wurde eine Sektorgesellschaft für strategische und operative Planungsberatung bei den 
Volksbanken gegründet, primär um zu verhindern, dass die Dienste externer Beratungsfir-
men in Anspruch genommen wurden und deren Beratung gegebenenfalls nicht im Sinne der 
Verbandsüberlegungen war. Diskutiert über eine Strukturbereinigung in Form einer Volks-
bank Österreich, Bundesländervolksbanken, einer Holdingkonstruktion oder einer Verbesse-
rung der dezentralen Struktur wurde bereits 1989 auf Initiative des Verbandsanwalts, es 
setzte sich damals allerdings das dezentrale Modell durch (vgl. Brazda et al., 1997, S. 331). 
Den Genossenschaftsprüfern des Verbandes wurde im Laufe der Jahre neben zu strengem 
oder zu nachsichtigem Vorgehen auch immer wieder unterstellt, sich für die Umsetzung des 
Sektorkonzeptes des Verbandes missbrauchen zu lassen und die Konformität des Einzelinsti-
tuts mit den Verbandsüberlegungen in das Prüfungsergebnis einfließen zu lassen (vgl. Brazda 
et al., 1997, S. 338). 
III. Fusionsmotive im Zeitverlauf 
Die erste historische Phase von 1897 bis 1904 ist geprägt von der industriellen Revolution, 
Massenproduktionsanlagen, Überkapazitäten sowie einer Preisabsprachen verbietenden 
Gesetzgebung, die allerdings die Bildung monopolähnlicher Konzerne, damals weitestgehend 
auf horizontaler Ebene, ermöglichte. Die zweite Welle ab 1916 konzentrierte sich aufgrund 
der mittlerweile verbotenen Monopolbildung auf Fusionen mit dem Ziel der vertikalen In-
tegration entlang der Wertschöpfungskette. Diese Phase endete mit dem Beginn der Welt-
wirtschaftskrise im Jahr 1929. In der dritten Welle ab 1965 erfolgten Fusionen vor allem über 
unterschiedliche Branchen hinweg, was zu entsprechender Diversifikation der entstehenden 
Unternehmen führte. Diese war durchaus erwünscht, denn unverwandte Industrien unterla-
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gen auch unterschiedlichen Konjunkturzyklen, was zu einer Verstetigung der Cashflows füh-
ren sollte. Aber auch das gesetzliche Verbot von Transaktionen innerhalb der gleichen Bran-
che trug zu dieser Entwicklung bei. Die Phase endete im Jahr 1969 durch Veränderungen im 
Steuerrecht, welche einen Einbruch der Aktienmärkte zur Folge hatten. Ab 1984 wird von 
der vierten Welle des M&A-Marktes gesprochen, die sich zum einen durch Internationalisie-
rung US-amerikanischer Unternehmen, durch Desinvestition in der Form des Abstoßens von 
Randbereichen sowie durch die Liberalisierung von Staatsunternehmen kennzeichnen lässt. 
Entsprechende Dynamik entstand durch das damalige Steuerrecht, welches Fremdkapital 
gegenüber Eigenkapital begünstigte und zu zahlreichen fremdfinanzierten Käufen führte, die 
auch als Leveraged Buy Outs (LBO) bezeichnet werden. Das Ende dieser Phase wird mit dem 
Jahr 1989 datiert. Bereits im Jahr 1993 folgte die fünfte Phase, in der weltweit ein bisher 
unbekanntes Ausmaß an Fusionsaktivitäten zu erkennen war. In dieser Boomphase waren 
die zunehmende Globalisierung, eine stärkere Konzentration auf den Shareholder-Value, die 
entsprechende Entwicklung der Kapitalmärkte sowie die aufkommende New Economy we-
sentliche Treiber der Zunahme der Anzahl an Fusionen sowie der Höhe der Übernahmeprei-
se. Die Phase war zudem gekennzeichnet durch Megafusionen weitgehend gleichstarker 
Unternehmen, die partnerschaftlich und auf Augenhöhe geplant waren, was allerdings oft 
auch zu Enttäuschungen führte, außerdem durch die Finanzierung der Transaktionen durch 
Aktientausch. Es flossen zudem zukünftig erwartete Synergien bereits in den Kaufpreis mit 
ein, daneben erfolgten die Zusammenschlüsse immer mehr auf horizontaler Ebene bzw. im 
Bereich der Komplementärgüter und -leistungen. Allerdings häuften sich auch Probleme 
bzw. Misserfolge im Nachgang feindlicher Übernahmen und in weiterer Folge Entflechtun-
gen. Grundsätzliches Ziel war das Erreichen einer überlebensnotwendigen Größe. Die fünfte 
Welle endete im Jahr 2001 durch das Platzen der New-Economy Blase. Die sechste Welle 
Begann im Jahr 2002 und erreichte nach dem deutlichen Rückgang des Jahres 2000 erstmals 
2006 wieder einen Höhepunkt, die steigende Transaktionsanzahl war auch von der Subpri-
me-Krise im Jahr 2007 nicht sofort aufzuhalten, endete aber dennoch 2008. Weiterhin blei-
ben horizontale Transaktionen unter Erhöhung des Konzentrationsgrades in einzelnen Bran-
chen dominant, der Trend der Zahlung durch Aktientausch setzte sich nicht fort, es wurde 
wieder mehr bar bezahlt (vgl. Jansen, 2008, S. 62ff.). Eine siebte Merger-Welle ist bislang 
nicht eingetreten.  
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IV. Ökonomische Theorien zu Synergieeffekten 
Grundlagen 
Es existiert eine Vielzahl an Erklärungsansätzen aus der ökonomischen Theorie heraus, die 
für Synergieeffekte verwendet werden können. Jansen (2004, S. 84) unterteilt diesbezüglich 
in reale-, spekulative- sowie Managementmotive als mögliche Gründe für Unternehmenszu-
sammenschlüsse. In dieser Arbeit sollen aber vorwiegend diejenigen beschrieben werden, 
die als reale Motive einzuordnen sind und von einer Vielzahl von Unternehmen angewendet 
werden können. Aus diesem Grund erfolgt eine Konzentration auf die Nutzung von Skalen- 
und Verbundeffekten, Lernkurveneffekten und der Transaktionskosten- sowie der Portfolio-
theorie. Als Managementmotive wären dagegen etwa die Hybris-Hypothese, welche sich mit 
auf einer Selbstüberschätzung des Managements basierenden Transaktionen befasst, die 
Free Cash-Flow-Hypothese, die sich mit der Steigerung von Macht- und Einkommensposition 
des Managements aufgrund der gesteigerten Unternehmensgröße unter Schmälerung des 
Einflusses der Gesellschafter im Rahmen der Principal-Agent-Theorie auseinandersetzt, so-
wie die Corporate Control-Hypothese, bei der sich ein übernehmendes Unternehmen Profite 
durch die Einsetzung des eigenen, besseren Managements verspricht (vgl. Jansen, 2008, S. 
138ff.). Ansätze von Porter sowie Prahalad/Hamel wurden bereits in den Abschnitten 3.2.3.5 
sowie 3.4.1.3 besprochen. Auch die Monopoltheorie mit dem Ziel der Erlangung von Markt-
macht (vgl. Jansen, 2008, S. 133) bzw. eines Status als einziger Anbieter bzw. Nachfrager 
wird hier nicht näher besprochen, da sie für einen Großteil der Unternehmen nicht erreich-
bar ist bzw. gesetzliche Regelungen die Bildung und Erhaltung von Monopolen ohnehin er-
schweren. 
Economies-of-Theorien 
Das Konzept der Economies of scale (Skaleneffekte) besagt, dass es bei einer Ausweitung der 
Unternehmensgröße und dadurch auch der Produktionsmenge die Möglichkeit der Kosten-
senkung in den Bereichen Beschaffung, Fertigung, Absatz, Organisation, Forschung und Ent-
wicklung etc. gibt, sofern ein konstanter Fixkostenblock vorhanden ist, der dann eben auf 
eine größere Menge an Gütern verteilt werden kann (vgl. Jansen, 2008, S. 135). Nach Pau-
senberger (1993, S. 4443) ist der Effekt jedenfalls bei internem Wachstum vorhanden, da 
größere Stückzahlen vom gleichen Produkt hergestellt werden. Doch auch bei externem 
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Wachstum kann dieser Effekt durch Bereinigung des Produktionsprogramms erreicht wer-
den. Wöginger (2004, S. 58f.) spricht aber auch die Diseconomies of scale an, die vor allem in 
der Verwaltung aufgrund zunehmender Komplexität auftreten. Der schlagartige deutliche 
Größenzuwachs des Unternehmens lässt die Strukturen in der Ablauf- und Aufbauorganisa-
tion an ihre Grenzen stoßen, Doppelzuständigkeiten und inadäquate Managementstrukturen 
führen zu langwierigen Abläufen, welche letztlich auch als Diseconomies of bureaucracy be-
zeichnet werden können und manchmal auch die Einsparungen durch Größenvorteile über-
kompensieren. 
Ein weiterer Economies-of-Ansatz benennt die Economies of scope oder die Verbundeffekte 
und befasst sich vor allem damit, dass auch bei verschiedenen Produktionsprogrammen 
Größenvorteile dadurch erzielt werden können, dass Einzelkomponenten bzw. Produktions-
prozesse für mehrere Produkte verwendet werden können (vgl. Pausenberger, 1993, S. 
4444). Jansen (2008, S. 136) nennt hier als Beispiel die Automobilindustrie, wo durch das 
modulare Baukastensystem einzelne Komponenten für mehrere Fahrzeugtypen verwendet 
werden können. 
Weiters sollen an dieser Stelle noch die Economies of learning (Lernkurveneffekte) bespro-
chen werden. Die Entwicklung des Lernkurvenkonzepts wird der Unternehmensberatung 
Boston Consulting Group zugeschrieben. Bei einer Verdoppelung der kumulierten Produkti-
onsmenge im Zeitverlauf wird dabei mit einer Reduktion der Stückkosten um 20 bis 30 Pro-
zent gerechnet, wofür Skaleneffekte und technologische Rationalisierungen verantwortlich 
gemacht werden (vgl. Jansen, 2008, S. 145). Allerdings umfasst die Lernkurve nur den Ferti-
gungsbereich, der Begriff der Erfahrungskurve deckt dagegen Einsparungen im gesamten 
Kostenbereich ab (vgl. Wöginger, 2004, S. 60). Wöginger (2004, S. 60) spricht in diesem Zu-
sammenhang auch davon, dass das Konzept der Lern- und Erfahrungskurven grundsätzlich 
auf innerbetriebliche Rationalisierungspotenziale und damit nicht auf fusionsbedingte Sy-
nergien abstellt. Allerdings kann es im Rahmen von Mergers & Acquisitions zu Lerneffekten 
bzw. zu einem Know-How-Transfer zwischen den Unternehmen kommen, welche durchaus 
eine kosten- oder erlösseitige synergetische Wirkung haben können (vgl. Wöginger, 2004, S. 
61).  
Transaktionskostenansatz 
Zwischenbetriebliche Verträge führen in der Regel zu Verhandlungs- und Informationsbe-
schaffungskosten vor dem Abschluss eines Vertrages und zu Kosten der Kontrolle und der 
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Anpassung nach dessen Abschluss (vgl. Bonus/Maselli, 2000, S. 3075). In der Folge ist der 
Schluss naheliegend, dass im Zuge von Fusionen solche Transaktionskosten nicht mehr für 
jedes Unternehmen einzeln sondern nur noch einmal für den neuen Unternehmensverbund 
anfallen. Bei Gabler (2000, S. 3073) wird von besonderen Vorteilen im Zuge einer vertikalen 
Integration gesprochen, allerdings muss auch darauf geachtet werden, dass ab einem gewis-
sen Umfang auch innerbetriebliche Kosten der Organisation entstehen können, die die ur-
sprünglichen Transaktionskosten übersteigen. 
Portfoliotheorie 
Die Portfoliotheorie wurde in den 1950er Jahren von Markowitz begründet und wies einen 
starken kapitalmarkttheoretischen Bezug auf. Vereinfachend gesagt ist nach diesem Ansatz 
die Streuung auf mehrere Investitionen vorteilhaft, da dies zur Risikoreduzierung für das 
gesamte Unternehmensportfolio beiträgt. Der Ansatz wurde in den 1960er Jahren weiter-
entwickelt und in den 1970er Jahren durch die Unternehmensberatung Boston Consulting 
Group aufgegriffen, wobei auch ein Bezug zur strategischen Unternehmensführung herge-
stellt wurde. Die Grundannahme dabei war, dass ein nach Konjunkturzyklen und Branchen 
diversifiziertes Unternehmensportfolio die Ertragssituation glättet und das Risiko reduziert. 
Die von der Boston Consulting Group entwickelte Marktanteils-Marktwachstums-Matrix 
stellt eine explizite und durch Normstrategien geleitete Vorgangsweise bei der strategischen 
Unternehmensanalyse bzw. bei der Beurteilung eines Unternehmensportfolios dar. Das Kon-
zept setzt zum einen auf der Lernkurventheorie, zum anderen auf der Theorie des Produkt-
lebenszyklus mit den Phasen Einführung, Wachstum, Reife und Sättigung auf. Eine Voraus-
setzung in der Portfoliotheorie stellen die strategischen Geschäftseinheiten dar, die 
hinsichtlich der Marktaufgabe, der Entscheidungen sowie der Strategiesetzung unabhängig 
sein müssen (vgl. Jansen, 2008, S. 141ff.). 
Die Theorie sieht also eine klare Abgrenzung und Unabhängigkeit strategischer Geschäftsfel-
der vor. Eine Verbindung zwischen den Geschäftsfeldern besteht lediglich darin, dass Geld-
ströme aus etablierten Geschäftsfeldern in zukunftsträchtige umgeleitet werden. Die Unab-
hängigkeit der Geschäftsfelder läuft allerdings der Gewinnung von Synergien zuwider (vgl. 
Steidl, 1999, S. 28f.). Abbildung 32 veranschaulicht ein bekanntes Modell der Portfoliotech-
nik, die Matrix der Boston Consulting Group. Die Stars beschreiben dabei Geschäftsfelder mit 
hohem Marktwachstum, relativ hohem Marktanteil aber einem oft auch noch kleinen Ge-
samtmarkt, die Cash Cows sind etablierte Geschäftsfelder mit geringem Marktwachstum, 
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hohem Markanteil und einem großen Gesamtmarkt. Bei den Dogs sind sowohl Marktanteil 
als auch Marktwachstum gering, wohingegen, die Question Marks ein hohes Wachstumspo-
tenzial aufweisen und der vorhergehenden Beschreibung nach jene Geschäftsfelder sind, die 
Zuschüsse von den etablierten Einheiten erhalten. Die bereits angesprochenen Normstrate-
gien für die genannten Geschäftsfelder sind demnach Deinvestieren für die Dogs, Abschöp-
fen für die Cash Cows, Investieren in die Stars sowie das Investieren oder Deinvestieren in 
die Question Marks, je nach prognostizierter Entwicklung (vgl. Hedley, 1977, S. 10). 
 
Abbildung 32: BCG-Matrix (vgl. Hedley, 1977, S. 12) 
Die Weiterentwicklungen der BCG-Matrix werden in der Folge nicht mehr weiter themati-
siert, zum einen da der Fokus dieser Arbeit nicht auf diversifizierten Unternehmen liegt, zum 
anderen, da sie in den 1990er Jahren durch die Ansätze von Porter und Hamel/Prahalad zu-
mindest hinsichtlich der Synergiegewinnung zurückgedrängt wurde (vgl. Jansen, 2008, S. 
149), was in Abschnitt 3.4.3 zur Wirkungsrichtung von Synergien besprochen wird. 
V. Bewertung von Synergien 
Zur Bewertung von Synergien muss in einem ersten Schritt auf Basis der Unternehmensstra-
tegie bzw. auf Basis der Fusionsstrategie die Sichtung geeigneter Fusionspartner erfolgen. 
Hierzu ist ein Kriterienkatalog sinnvoll, der auch die angestrebten Synergiefelder enthält (vgl. 







































rien Produktprogramm, regionale Präsenz, Technologie, Führung, Marktposition, Ertrags-
stärke, Kostenpositionen sowie Wertschöpfungstiefe qualitativ bewertet und jeder dieser 
Punkte auch gewichtet werden, woraus letztlich eine Rangliste entsteht (vgl. Lucks/Meckl, 
2002, S. 83f.). Im zweiten Schritt sollte eine Quantifizierung der Synergieeffekte erfolgen, 
was allerdings auch mit Problemen verbunden ist (vgl. Lechner/Meyer, 2003, S. 369). Gerade 
die Bezifferung von Verbundeffekten durch Vereinheitlichung des Sortiments, Synergien 
durch Know-How-Transfer oder gar Friktionen durch unterschiedliche Unternehmenskultu-
ren oder Vertrauensverluste beim Kunden ist außerordentlich schwierig. Einfacher ist die 
Berechnung von Synergien in der Beschaffung oder durch die Zusammenlegung von Verwal-
tungseinheiten (vgl. Beck, 2003, S. 681). Wöginger (2004, S. 180ff.) unterteilt die Synergiee-
valuation in die Phasen Synergieidentifizierung, Synergiequalifizierung und Synergiequantifi-
zierung, wobei diese Phasen der strategischen Ebene zuzuordnen sind. Die 
Synergieidentifizierung beinhaltet eine breit angelegte Suche nach Synergien in einem frü-
hen Stadium der Fusionsplanung und kann mittels transaktionsbezogener Checklisten durch-
geführt werden (vgl. Wöginger, 2004, S. 183). Ein objektbezogenes Suchraster analysiert die 
Faktorausstattung (immateriell, materiell, human) und daraus ableitbare Synergien, ein tä-
tigkeitsbezogener Ansatz untersucht Synergien durch gemeinsame Aktivitäten entlang der 
Wertschöpfungskette (vgl. Rodermann, 1999, S. 188ff.). Grundsätzlich sollte in der Folge eine 
Konzentration auf wesentliche Synergien erfolgen, was im Rahmen der Synergiequalifizie-
rung geschieht. Allerdings sind gerade die Methoden der Synergieidentifizierung oft schwer 
von denen der Qualifizierung zu trennen (vgl. Wöginger, 2004, S. 184). Im Rahmen der Sy-
nergiequalifizierung sollen dann Synergien operationalisierbar gemacht werden, was im We-
sentlichen mit Analysemethoden aus dem Strategischen Controlling oder dem Wissensma-
nagement erfolgen kann. Zunächst sei dazu die Qualifizierung mittels eines Stärken-
/Schwächenprofils genannt, das eben die Stärken und Schwächen der beteiligten Unterneh-
men in den verschiedenen Bereichen der Wertschöpfungskette gegenüberstellt (vgl. Wögin-
ger, 2004, S. 184). Es ist gemäß Wöginger (2004, S. 184f.) kritisch zu erwähnen, dass bei die-
ser Methode hauptsächlich Hardfacts einfließen und die für die Qualifizierung von negativen 
Synergien besonders wichtigen Softfacts in dieser frühen Analysephase kaum zu eruieren 
sind. Als weitere Methode können auch Scoringmodelle eingesetzt werden, bei denen zu 
jedem Funktionsbereich Fragen gestellt und Punkte vergeben werden und so das Synergie-
potenzial je Funktionsbereich ermittelt werden kann (vgl. Wöginger, 2004, S. 185). Im Rah-
men einer Wettbewerbsmatrix können Marktteilnehmer wie Kunden und auch Nichtkunden 
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die zukünftigen Wettbewerbsvorteile eines Übernahmeobjektes einschätzen, was eine wei-
tere Untersuchung dieser Wettbewerbsvorteile auf ihr Synergiepotenzial hin ermöglicht. 
Portfolioanalysen dagegen veranschaulichen die Hebung von Synergien, in dem sie das Pro-
dukt-, Ressourcen-, Kunden- und Technologieportfolio der Fusionsunternehmen miteinander 
abgleichen und so Synergien im Kosten- und Wachstumsbereich besser erkennen lassen (vgl. 
Wöginger, 2004, S. 185ff.). Mittels einer Synergie-Bewertungsmatrix und dem Synergie-
Mapping können zunächst die Produkte der Fusionspartner gegenübergestellt und Synergie-
potenziale aufgrund der Kunden- und Vertriebsstruktur erhoben werden. In einem Synergie-
Mapping kann dann festgestellt werden, wo die Produktpalette komplettiert, homogenisiert 
oder gestrafft werden sollte (vgl. Sebastian et al., 1998, S. 210). 
Hinsichtlich der Quantifizierung von Synergien stellt Wöginger (2004, S. 191f.) zunächst auf 
die Unternehmensbewertung im Allgemeinen ab und arbeitet mit Gesamtbewertungsver-
fahren unter Zuhilfenahme der Discounted Cash-Flow Methode. Hier muss zunächst noch 
ein kurzer Exkurs zu den Methoden und Verfahren der Unternehmensbewertung erfolgen, 
welche sich in Gesamt- und Einzelbewertungsverfahren sowie Mischverfahren einteilen las-
sen. Die Gesamtbewertungsverfahren sind die gängigsten und stellen auf die zukünftige Er-
tragskraft eines Unternehmens ab, Einzelbewertungsverfahren ermitteln den Wert der Ver-
mögensgegenstände abzüglich der Schulden, während Mischverfahren die beiden 
erstgenannten Ansätze zu kombinieren versuchen. Stark vereinfacht gesagt werden bei ei-
nem Bruttoverfahren im Rahmen der Gesamtbewertung zukünftige Zahlungsströme (Cash-
Flows) mit einem die Eigenkapitalkosten widerspiegelnden Zinssatz auf deren aktuellen Wert 
bzw. Barwert heruntergerechnet und so der derzeitige Unternehmenswert ermittelt. Die 
Schwierigkeit der Schätzung der zukünftigen Erträge und damit auch der Cash Flows ist be-
sonderes Thema der in Abschnitt 3.3.2.3 angesprochenen Due Diligence Prüfung im Rahmen 
eines Fusionsprozesses. Hier kann wiederum basierend auf dem Five-Forces-Ansatz von Por-
ter zur Wettbewerbsanalyse sowie der Ressourcen- und Kernkompetenzenansätze zu den 
internen Fähigkeiten des Unternehmens eine entsprechende Finanzplanung gegebenenfalls 
mit unterschiedlichen Szenarien (Best-Case, Worst-Case) erstellt werden (vgl. Wöginger, 
2004, S. 142ff.). Im Rahmen dieser Anlage bleibt es bewusst bei diesem sehr kurz gehaltenen 
Abriss zur Unternehmensbewertung, da es um die Fusion von österreichischen Genossen-




Wöginger (2004, S. 191f.) quantifiziert nun in seinem Synergy-Value-Konzept die Synergien 
hinsichtlich ihrer Wirkung auf die Zahlungsströme. Synergien durch zusätzliche Erlöse oder 
verringerte Kosten gehen in die Cash-Flows ein, solche aus dem Finanzierungsbereich wer-
den über die gewichteten Kapitalkosten dargestellt. Zu beachten ist auch, dass sich zusätzli-
che Kosten durch negative Synergien ergeben können. Generell sind die Kostensynergien 
einfacher abzuschätzen als Synergien durch zusätzliche Erlöse. Negative Synergien sind 
schwierig zu berechnen und werden auch häufig unterschätzt, weil diese Gefahrensituation 
für das eigene Unternehmen oft ohne rationale Gründe schlicht für unmöglich gehalten 
wird, besonders die negativen wiederkehrenden Synergien durch Abwanderung von Kunden 
sind dabei ein Thema (vgl. Wöginger, 2004, S. 191f.). 
VI. Stakeholder von Genossenschaften 
Wie in Abschnitt 2.1.1 erwähnt waren es ursprünglich in wirtschaftliche Not geratene Klein-
unternehmer und Bauern, die Darlehens- oder Vorschusskassen gründeten. Es liegt die Ver-
mutung nahe, dass mit dem heranreifen dieser frühen Form der Kreditgenossenschaften zu 
Allfinanzinstituten sich auch der Kreis der Personen und Organisationen, die von den Aktivi-
täten der Kreditgenossenschaften betroffen sind, also deren Stakeholder, deutlich erweitert 
hat. 
Nach Dülfer (1995, S. 209) ist die genossenschaftliche Zielsystembildung zum einen Teil von 
den Interessen der internen Stakeholder wie Mitglieder, Führungskräfte und Mitarbeiter, 
und zum anderen Teil von externen Gruppen und deren Ansprüchen abhängig. Dazu gehören 
die staatliche Politik, genossenschaftliche Sekundärinstitutionen und Verbundunternehmun-
gen sowie außerbetriebliche mitgliederbeeinflussende Gruppierungen wie etwa Wirtschafts-
verbände. Somit entsteht ein über organisationsinterne Vorstellungen hinausgehendes Ziel-
system. Gemäß Fürstenberg (1995, S. 67) gilt der genossenschaftliche Förderauftrag für die 
Mitglieder bzw. Eigentümer, die Region, aber auch in sekundärer Form für die Mitarbeiter. 
Die Genossenschaft kann ihr Primärziel der Mitgliederförderung nicht ohne eine entspre-
chende Entwicklung der Genossenschaft selbst, also auch ihrer Mitarbeiter, verwirklichen. Es 
ergibt sich sowohl aus dem Förderauftrag als auch aus den Organisationsvorschriften der 
Genossenschaft, dass der Mensch im Mittelpunkt steht, was sowohl die Mitglieder bzw. die 
Kunden als auch die Funktionäre und Mitarbeiter betrifft (vgl. Hofinger, 1998, S. 198). Gene-
rell stehen bei Genossenschaften nicht der Fremdbedarf und die Erbringung marktfähiger 
Güter oder Dienstleistungen für Kunden an erster Stelle, wichtiger sind die Interessen der 
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Mitglieder und der Eigenbedarf dieser, dem Geschäft mit Nichtmitgliedern kommt nur eine 
den Förderzweck ergänzende Rolle zu (vgl. Kemmetmüller/Schmidt, 1998, S. 24). Dülfer 
(1995, S. 99) nennt dazu drei genossenschaftliche Erscheinungsformen. Zum einen ist dies 
das Organwirtschaftliche Kooperativ, bei dem durch die Inanspruchnahme von Förderleis-
tungen die betriebliche Aktivität durch die Mitgliedsbetriebe gesteuert wird, zum anderen 
das Marktbeziehungs-Kooperativ, bei dem unabhängig voneinander gehandelt wird und es 
nur eine lose Verbindung durch den Grundauftrag zur Förderung gibt, und zum wiederum 
anderen das Integrierte Kooperativ, bei dem die Genossenschaft wegen ihres besseren In-
formationsstandes die Mitgliedsbetriebe steuert. 
Es werden jedenfalls von verschiedenen Autoren aus dem genossenschaftlichen Bereich Per-
sonen und Gruppen genannt, die Interesse an der Tätigkeit der Genossenschaften haben. Es 
stellt sich nun die Frage, wie die genannten Stakeholder optimal in den Zielbildungsprozess 
einer Genossenschaft eingebunden werden können. Laut Laurinkari (1990, S. 788) kann eine 
Genossenschaft ihre erworbenen Prinzipien nur bewahren, wenn sie dem Grundsatz der 
Mitgliederförderung treu bleibt und sich vor politischen und administrativen Eingriffen 
schützt. Sie darf keine Ziele verfolgen, die nicht von ihr selbst ausgehen und von den Mit-
gliedern getragen werden, sie darf auch keine Aktivitäten außerhalb der Interessen der Mit-
glieder setzen. Die Erzielung von Gewinnen als Selbstzweck darf nicht zum obersten Ziel der 
Tätigkeit werden. Dülfer (1995, S. 209) legt in seiner Definition vom genossenschaftlichen 
Zielsystem Wert darauf, nicht nur die internen Stakeholder wie Mitglieder, Führungskräfte 
und Mitarbeiter, sondern auch externe Gruppen zu berücksichtigen. Die Genossenschaft ist 
dem direkten Einfluss ihrer Umwelt ausgesetzt, weshalb durch einen Zielverhandlungspro-
zess mit allen beteiligten Interessensgruppen ein über organisationsinterne Vorstellungen 
hinausgehendes Zielsystem entstehen muss. Laut Abbildung 33 ergibt sich aus den individu-
ellen Zielsystemen der Genossenschaftsmitglieder ein Zielsystem der kooperativen Gruppe, 




Abbildung 33: Zielsysteme und externe Einflussbeziehungen (vgl. Dülfer, 1995, S. 209) 
Dieses Zielsystem wird allerdings durch Ziele der Politik, des Managements und seiner Inte-
ressensvertretung, der Mitarbeiter und ihrer Interessensvertretung sowie durch Verbundun-
ternehmungen ergänzt. Auf dieser Basis erfolgen eine Entscheidungsfindung sowie der Leis-
tungsprozess in der Genossenschaft. Die Grafik nennt aber neben den Einflüssen bei der 
Zielfindung auch wesentliche Stakeholder der Genossenschaften. Interessant dabei ist, dass 
diese Stakeholder in hohem Ausmaß die gleichen sind wie bei Wirtschaftsunternehmen ohne 
förderwirtschaftlichen Charakter. Das in Abbildung 21 ersichtliche Stakeholder-Konzept von 
Donaldson/Preston (1995, S. 61ff.), welches auf alle Arten von Unternehmen abstellt, nennt 
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Regierung, politische Gruppierungen sowie Gemeinden, die mit der staatlichen Politik bei 
Dülfer verglichen werden können sowie Investoren, die den Mitgliedern entsprechen bzw. 
im Genossenschaftswesen oft mit Kunden gleichzusetzen sind. Handelsvereinigungen ähneln 
den Arbeitgeberorganisationen und Lieferanten können wohl mit Verbundunternehmungen, 
die subsidiäre Leistungen erbringen, ebenso wie mit Mitgliedern, denen die Genossenschaft 
als Abnehmer dient, verglichen werden. 
VII. Ergänzende Informationen zur Synergieforschung 
Zahlenmäßige Erfassung des Fusionserfolgs 
Studien von AT Kearney (1998), McKinsey (1999), Bain & Company (1999) etc. zum ertrags-
mäßigen Erfolg von Fusionen im Allgemeinen zeichnen ein ernüchterndes Bild. Auch Paul 
(2006, S. 93f.), der sich explizit mit Bankenfusionen befasst, verweist auf Studien von AT 
Kearney und zeb, wonach nur 30 Prozent der Fusionen innerhalb von drei Jahren bei mindes-
tens zwei der drei Kennzahlen Cost/Income-Ratio, Return on Equity und Return on Average 
Assets eine Verbesserung aufweisen bzw. laut zeb nur 28 Prozent der Banken ihre Eigenkapi-
talrendite verbessern konnten und nur 33 Prozent effizienter gemessen am Cost/Income-
Ratio wurden. Hahn (2007, S. 187ff.) hat Bankenfusionen in Österreich in den Jahren 1999 
bis 2004 über alle Sektoren hinweg untersucht und kam zu dem Ergebnis, dass bei etwa zwei 
Drittel sowohl die Gesamtrentabilität als auch der Return on Equity sanken, das 
Cost/Income-Ratio allerdings nur in etwas weniger als der Hälfte der Fälle anstieg und sich 
beim Rest verbesserte. Fischer (2005, S. 74) stellt für die Beweggründe von Fusionen man-
gels ausreichender Untersuchungen die Vermutung an, dass es sich dabei um die Rettung 
von Probleminstituten handelt. Auch Bauer et al. (2009, S. 2268ff.) erkennen einen Vorteil 
aus der Fusion von Genossenschaftsbanken für die Bankenaufsicht, weil Probleminstitute 
vom Markt verschwinden. Sie sehen den Grund für die meisten Fusionen im Druck der Auf-
sicht, um eine staatliche Rettung von Probleminstituten zu vermeiden. Rehm (2008, S. 145) 
resümiert, dass bisher empirisch nicht eindeutig nachgewiesen werden konnte, dass Fusio-
nen im Bankbereich zu Profitabilitätssteigerungen führen. Auch auf internationaler Ebene 
gibt es wenige Studien zum Fusionserfolg, die sich konkret auf Kreditgenossenschaften be-
ziehen. McKillop/Wilson (2011, S. 92ff.) zählen eine Reihe von Untersuchungen aus unter-
schiedlichen Ländern zum Zusammenhang der Größe einer Kreditgenossenschaft und deren 
Kosteneffizienz auf, wobei der Großteil der Studien diesen Zusammenhang verneint. Studien 
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aus dem angloamerikanischen Raum zeigen, dass bei einer Fusion oft Vorteile für das aufge-
nommene Unternehmen sowie keine Veränderungen oder Nachteile für die aufnehmende 
Bank entstehen (vgl. McKillop/Wilson, 2011, S. 99f.). Die Messung eines Nutzens mittels Er-
eignisstudien brachte auch bei Bauer et al. (2009, S. 2268ff.) hervor, dass es Vorteile für das 
übernommene Institut sowie für die Aufsicht, nicht aber für das aufnehmende Institut gibt. 
Staatlich vorangetriebene Fusionen von Genossenschaftsbanken gab es zwischen 1996 und 
2001 in Neuseeland, dort wurden Effizienzverbesserungen insbesondere im technologischen 
Bereich festgestellt (vgl. Mcalevey et al., 2010, S. 423ff.). In Portugal werden Banken, die die 
Eigenkapitalerfordernisse nicht erfüllen können, in der Regel nicht liquidiert sondern vom 
Zentralinstitut zur Fusion mit einem kapitalstärkeren Partner gedrängt (vgl. Cabo/Rebelo, 
2005, S. 499f.). Die Ergebnisse der Studie sind, dass große Genossenschaften weniger prob-
lembehaftet sind und oft als aufnehmendes Institut auftreten, wohingegen kleinere Effi-
zienzprobleme und ein schlechteres Kreditmanagement aufweisen und so oft Übernahme-
kandidaten darstellen. In Summe wurde festgestellt, dass die erwarteten Effekte etwa aus 
der Nutzung von Größenvorteilen oder einer Verbesserung des Kreditmanagements nicht 
eintreten (vgl. Cabo/Rebelo, 2005, S. 508.). Sant/Carter (2015, S. 20) haben anhand einer 
Ereignisstudie die Quartalszahlen von 785 US-amerikanischen Kreditgenossenschaften von 
2008 bis 2014 untersucht, um Rückschlüsse auf die Gründe für eine Fusion ziehen zu können. 
Gründe waren etwa ein abnehmender Ausleihungsgrad, höhere Forderungsausfälle und ein 
Anstieg der Betriebskosten, welche vor allem sehr kleine Kreditgenossenschaften betrafen 
und bereits etwa zwei Jahre vor der Fusion in den Wirtschaftszahlen deutlich zu sehen wa-
ren. Die Autoren empfehlen daher eine frühere und aktivere Intervention der Aufsicht (vgl. 
Sant/Carter, 2015, S. 31). Auch in Neuseeland wurden Bilanzdaten aus den Jahren 1995 bis 
2001 untersucht, als Vergleichsgruppe dienten die nicht fusionierten Banken (vgl. McAlevey 
et al., 2010, S. 431). Es wurde nachgewiesen, dass fusionierte Institute Effizienzsteigerungen 
im Vergleich zu nicht fusionierenden erzielen konnten (vgl. McAlevey et al., 2010, S. 439). In 
Irland wurden im Jahr 2011 rund 1.400 Mitglieder von sieben Kreditgenossenschaften be-
fragt, ob sie ein Fusionsmodell mit verbesserten Serviceleistungen oder ein Kooperations-
modell bevorzugen, wobei sich nur zwölf Prozent für Fusionen und 88 Prozent für Koopera-
tionen aussprachen und damit die lokale Struktur und nicht verbesserte Leistungen 





Penzel/Pietig (2000, S. 1f.) halten fest, dass es aus Kundensicht kaum austauschbarere und 
leichter zu kopierende Produkte gibt, als die von Finanzdienstleistern, und dass somit enor-
me Betriebsgrößenvorteile für Banken und Versicherungen gegeben wären. Lange Zeit 
herrschte jedoch die Situation vor, dass gerade bei Sparkassen in den Kommunen oder auf 
der Ebene von Länderbanken der Druck der Kapitaleigner in Richtung höherer Renditen 
schwach ausgeprägt war, was sich aber mittlerweile auch bei öffentlichen Kapitalgebern 
deutlich gewandelt hat (vgl. Penzel/Pietig, 2000, S. 2).  
Reicherter (2000, S. 251) stellt an diesem Punkt die Sinnfrage für das Genossenschaftswesen 
im Bankenbereich in der heutigen Zeit und konstatiert ein abnehmendes Partizipationsinte-
resse der Eigentümer bzw. Mitglieder am Willensbildungsprozess in den Kreditgenossen-
schaften. Zum Thema Strategie im Zusammenhang mit Fusionen nennt Seifert (2013, S. 98) 
hinsichtlich der aktuellen Forschung theoretisch-konzeptionelle Probleme. Den Übernahme-
begründungen fehlt der theoretische Unterbau, Motive werden zusammenhanglos aneinan-
dergereiht, wobei als kleinster gemeinsamer Nenner rationaler Motive nur das Synergiekon-
zept übrigbleibt, wobei auch hier nicht systematisch vorgegangen wird. Aus einer bloßen 
Auflistung potenzieller Übernahmemotive ist ein Kausalzusammenhang zwischen Fusionen 
und Wettbewerbsvorteilen nicht begründbar, der Mehrzahl der Arbeiten fehlt eine strategi-
sche Gesamtsicht. Das Argumentationskonzept beruht in Folge dessen für die angesproche-
ne Arbeit von Seifert (2013) auf der Theorie des Strategischen Managements (vgl. Seifert, 
2013, S. 99ff.). 
Auch Blome-Drees/Schmale (2004, S. 29) sehen eine große Bedeutung für den Fusionserfolg 
im Strategiekonzept und erinnern an die Besonderheiten bzw. die Abgrenzung von Kreditge-
nossenschaften zu herkömmlichen Banken, etwa hinsichtlich der Begrenzung auf einen loka-
len Markt, die damit einhergehende besondere Kundennähe und/oder den unbürokrati-
schen Ablauf der Geschäfte. Sie haben den institutionellen Sinn, ihre Mitglieder 
bedarfswirtschaftlich zu fördern, wobei sich in den genossenschaftlichen Bankengruppen 
intensive Ökonomisierungs- und Konzentrationsprozesse abzeichnen, welche zu Anglei-
chungs- und Strukturtransformationstendenzen führen (vgl. Blome-Drees/Schmale, 2004, S. 
28). Der Faktor Mensch spielt demzufolge gerade im Genossenschaftswesen eine entschei-
dende Rolle. Leider werden in der aktuellen Forschung zum Thema Fusion und Strategie tat-
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sächlich nur Fragmente des Strategischen-Management-Prozesses behandelt. Bei Seifert 
(2013) ist dies der Resource-based View, bei Grasshoff (2003) ist es Porters Nischenstrategie. 
Verhaltenswissenschaftliche Untersuchungsansätze 
Nicht nur die Wahl der richtigen Strategie ist ein wesentliches Thema, es ist auch immer öf-
ter von gravierenden Umsetzungsproblemen bei Fusionen die Rede, sei es durch das nicht 
miteinander Zurechtkommen zweier gleichberechtigter Partner, das regelrechte Zerfallen 
ganzer Vorstandsgremien, das Auftauchen ungeahnter Handelsrisiken oder das gegenseitige 
Bekämpfen zwischen den Unternehmenskulturen zweier Häuser (vgl. Penzel/Pietig, 2000, S. 
2). Blome-Drees/Schmale (2004) untersuchen mittels Fragebögen das Thema Unterneh-
menskultur quantitativ, der Fokus liegt auf gemeinsamen Werten und Normen. Auch Unter-
reitmeier (2004) stellt den Anspruch, die Unternehmenskultur messbar zu machen. Die qua-
litative Untersuchung von Hager (2014) dagegen befasst sich konkret mit dem Thema 
Kommunikation, genauer gesagt damit, welche Kommunikationsinstrumente im Fusionspro-
zess von Führungskräften genutzt werden können. Gärtner-Schwadorf/Peiker-Eisenhuth 
(2005) heben die Bedeutung der internen Kommunikation bei Fusionen hervor. 
Jedenfalls ist naheliegend, dass gerade bei der operativen Umsetzung einer Fusionsstrategie 
der Faktor Mensch eine entscheidende Rolle spielt. Es stellt sich allerdings die Frage, wie 
verschiedene Stakeholdergruppen von einer Fusion beeinflusst werden, was die zu erwar-
tenden Reaktionen sind und wie sich diese auf den Fusionserfolg auswirken können. In der 
aktuellen Literatur konnte eine solche umfassende Betrachtung der betrieblichen Stakehol-
der nicht gefunden werden. Im systemischen Untersuchungsansatz dieser Arbeit werden 
daher die Auswirkungen einer Strategie auf verschiedene Interessensgruppen thematisiert, 
um umfassendere Aussagen über den Fusionserfolg treffen zu können. 
VIII. Ergänzende Informationen zur Inhaltsanalyse 
Bei der angewandten Technik der qualitativen Strukturierung wird eine bestimmte Struktur 
aus dem Material herausgefiltert, wobei diese in Form eines Kategoriensystems an das Ma-
terial herangetragen wird. Alle durch die Kategorien angesprochenen Textbestandteile wer-
den dem Material entnommen. Die inhaltliche Strukturierung extrahiert Material zu be-
stimmten Themen und fasst es zusammen, die Strukturierungsdimensionen müssen dabei 
aus der Fragestellung hergeleitet und theoretisch begründet werden. Zunächst wird defi-
niert, welche Textbestandteile unter eine Kategorie fallen, dann werden mittels Ankerbei-
 318 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
spielen konkrete Textstellen angeführt, die für eine Kategorie gelten und als Prototypen die-
nen, anschließend werden Kodierregeln formuliert, um bei Abgrenzungsproblemen zwischen 
Kategorien eindeutige Zuordnungen zu ermöglichen. Es werden dann in einem ersten zu-
mindest teilweisen Materialdurchgang die Brauchbarkeit der Kategorien und Kodierleitfäden 
erprobt und diese gegebenenfalls überarbeitet, später im Rahmen des in Abbildung 34 er-
sichtlichen Ablaufmodells die Fundstellen gekennzeichnet und in einem weiteren Schritt die 
gekennzeichneten Stellen herausgefiltert und zusammengefasst (vgl. Mayring, 1985, S. 
197ff.).  
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Zunächst sind Aussagen aus dem Text zu extrahieren, wenn sie einen der in Tabelle 15 definierten Stakeholder betreffen. Entsprechende Ankerbei-




Definition Ankerbeispiele Kodierregeln 
ST 1 
Investoren 
Menschen oder Organisationen, die Anteile 
an einer Bank halten und sich Vorteile aus 
diesem Investment erwarten. 
Die Bank sollte Wertpapiere von rund 25 Milli-
onen Euro in die AG einbringen, um im Gegen-
satz ein mageres Aktienpaket im Gegenwert 
von einer Million zu erhalten. Man hätte in St. 
Pölten keinen Vorstandssitz, lediglich zwei Auf-
sichtsräte. 
Sofern ein Textteil mehrere Sta-
keholder anspricht, wird dieser 
für jeden Stakeholder einzeln 
kodiert und auch behandelt. 
ST 2 
Kunden 
Personen oder Organisationen, die einen 
Kredit bei einer Bank haben bzw. einen sol-
chen beantragen wollen. Ebenso Menschen 
oder Organisationen, die Produkte wie Bau-
sparen, Versicherungen, Wertpapierdienst-
leistungen, Zahlungsverkehr etc. von der 
Bank beziehen oder beziehen wollen. 
Durch verschiedene Beschränkungen waren die 
Volksbanken eine Weile weg vom Finanzie-
rungsmarkt: “Jetzt gehen wir zu Unternehmen, 
wo wir seinerzeit sagen mussten: ,Das geht 
jetzt nicht’ und sagen: ,Jetzt können wir wieder 
finanzieren’”, erläutert Gerald Fleischmann. 
Siehe ST 1. 
ST 3 
Mitarbeiter 
Personen, die in einem aufrechten Dienst-
verhältnis mit der Bank stehen, sowohl, im 
Bereich Markt wie auch im Bereich Marktfol-
ge. 
Und schließlich bewog der drohende Mitarbei-
ter-Abbau zum „Nein“. Alleine in der Zentrale 
in Horn wäre die Hälfte der Jobs weg gewesen. 
Durch die drohende Reduktion der Filialen − 
von neun auf sechs bzw. langfristig sogar nur 
drei − hätte dem Institut wohl ein weiterer 
Aderlass geblüht. 







Definition Ankerbeispiele Kodierregeln 
ST 4 
Lieferanten 
Menschen oder Organisationen, die der Bank 
Geld zur Verfügung stellen, das diese wiede-
rum zur Kreditvergabe an die Kunden nutzen 
kann. Ebenso Menschen oder Organisatio-
nen, die für den Bankbetrieb benötigte Wa-
ren oder Dienstleistungen anbieten. 
Eine weitere gute Nachricht bezieht sich auf die 
Vorschriftsebene: “Wir werden ungefähr bei 
12,5 Prozent Kernkapital liegen”, so Fleisch-
mann. Durch gute Ratings von Moody´s und 
Fitch sei man auf der Emissionsseite wieder 
kapitalmarktfähig: “Wir haben ein Triple A-
Rating von Moody´s für unsere gedeckten 
Schuldverschreibungen bekommen”, sagt der 
Volksbank-CEO. 
Siehe ST 1. 
Zusätzlich: Sollten Aussagen zum 
Stakeholder Handelsvereinigun-
gen auftreten, werden diese mit 
ST 4 kodiert. 
ST 5 
Regierung 
Die Regierung des Nationalstaates, in dem 
die Bank ansässig ist, zudem die Aufsichtsbe-
hörden innerhalb des EU-
Gemeinschaftsgebietes, die Einfluss auf die 
Bank haben, sowie Aufsichtsbehörden des 
Ansässigkeitsstaates. 
Die Volksbanken müssen für ihre Rettung durch 
den Staat in Summe 300 Millionen Euro zu-
rückzahlen, spätestens bis 2023; voriges Jahr 
haben sie bereits 54 Mio. an die Republik 
überwiesen. 
Mit ST 5 werden Aussagen ko-
diert, die die Republik Österreich 
sowie die Bankenaufsicht betref-
fen, nicht die Lokalpolitik bzw. die 
Infrastruktur in den Gemeinden. 
Sollten Aussagen zum Stakehol-
der Politische Parteien auftreten, 
werden diese unter ST 5 kodiert, 
sofern sie bundespolitische The-







Definition Ankerbeispiele Kodierregeln 
ST 6 
Gemeinde 
Lokale Gebietskörperschaft, in deren Ge-
meindegebiet eine Bank mit ihrer Hauptan-
stalt ansässig ist oder eine Filiale betreibt. 
Ebenfalls nicht sonderlich glücklich über die 
Schließung der Filiale ist Groß-Schweinbarths 
VP-Bürgermeisterin Marianne Rickl: „Wir hat-
ten ein Gespräch darüber, wie es mit dem Ge-
bäude weitergehen soll. Mir ist eine sinnvolle 
Nachnutzung des Hauses, idealerweise ge-
werblicher Natur, wichtig, schließlich handelt 
es sich um einen Standort im Zentrum der Ge-
meinde. Diesbezüglich zeigten sich die Herren 
kooperationsbereit − wir werden sehen.“ Die 
endgültige Entscheidung fällt jedoch in Wien. 
Mit ST 6 werden regionale bzw. 
lokalpolitische Themen kodiert, 
nicht bundespolitische oder auf-
sichtsrechtliche. Auch der Stake-
holder Politische Parteien wird 
mit ST 6 kodiert, sofern kommu-
nalpolitische Themen angespro-
chen werden. 
Tabelle 15: Kodierleitfaden − Identifizierung stakeholderspezifischer Auswirkungen (eigene Darstellung) 
In weiterer Folge wird beim Materialdurchlauf festgehalten, ob ein Sachverhalt einen Vorteil oder einen Nachteil für einen Stakeholder mit sich 







Definition Ankerbeispiele Kodierregeln 
WR 1 
Vorteil 
Der Stakeholder zieht einen Nutzen aus einer 
fusionsbedingten Veränderung. 
Wir haben ein klares Geschäftsmodell mit dem 
Fokus auf Kleinfinanzierungen, ausschließlich in 
Österreich. Das ist wichtig für die Sparer. Sie 
wissen: Wir tragen ihre Spareinlagen nicht 
nach Russland. 
Ist aus einem Sachverhalt weder 
ein klarer Vorteil noch ein klarer 
Nachteil erkennbar, so wird mit 
WR 3 (neutral) kodiert. 
WR 2 
Nachteil 
Der Stakeholder ist mit einer negativen Aus-
wirkung einer fusionsbedingten Veränderung 
konfrontiert. 
Empfindliche Spareffekte bekam die Beleg-
schaft zu spüren: 25 Jobs fielen den Einsparun-
gen quer durch das Land zum Opfer. Derzeit 
beträgt der Mitarbeiterstand 280, rund zehn 
Prozent weniger sind es in Vollzeitäquivalen-
ten. 
Siehe WR 1. 
Zusätzlich: Entsteht durch eine 
Maßnahme zunächst ein Nachteil 
(z.B. Filialschließung), der aber 
aus einer anderen Sichtweise 
heraus einen Vorteil mit sich 
bringen kann (verbesserte Ser-
viceleistung durch Bündelung in 
einem Kompetenzzentrum), wird 
dieser Sachverhalt sowohl als 




Für den Stakeholder ergibt sich keine rele-
vante Auswirkung aus einer fusionsbedingten 
Veränderung. 
„Im Filialnetz ist derzeit überhaupt keine Ände-
rung vorgesehen. Alle Filialen schreiben 
schwarze Zahlen.“ Natürlich stehe im Zeitalter 
der Digitalisierung überall am Bankensektor 
alles auf dem Prüfstand. Man sei aber der 
tiefsten Überzeugung, dass weiterhin die Ge-
schäftsstelle das erste Anlaufzentrum bleiben 
werde. 
Siehe WR 1 und WR 2. 
Tabelle 16: Kodierleitfaden − Wirkung auf die Stakeholder (eigene Darstellung) 
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Außerdem wird das Thema einem betrieblichen Funktionsbereich zugeordnet, wie in Tabelle 17 ersichtlich ist. 
Code u. Funk-
tionsbereich 






Diejenigen Sachverhalte, die Beschaffung 
von Komponenten für die Erstellung von 
Bankprodukten bzw. Dienstleistungen be-
treffen (bspw. liquide Mittel und Spareinla-
gen zur Vergabe von Krediten, externe Pro-
duktpartner etc.). Außerdem die 
Beschaffung von Nebenleistungen, die zur 
Aufrechterhaltung des Bankbetriebes not-
wendig sind (Baumaßnahmen, Büromaterial 
etc.). 
Die Ratingagentur Moody’s hat den Volksban-
ken-Verbund nach der ÖVAG-Abspaltung und 
der bundesweiten Fusionswelle nun wieder von 
Ramsch-Status auf Investment Grade gehoben. 
“Damit wird die Kapitalaufnahme einfacher”, 
sagt Ecker. Und beim vorjährigen Stresstest 
habe man gut abgeschnitten. All das seien Zei-
chen für die Trendwende. 
Sachverhalte, die mehrere Funk-
tionsbereiche ansprechen, wer-





Sachverhalte, die den Absatz der Leistungen 
an die Bankkunden beeinflussen. Außerdem 
Sachverhalte, die die Mitarbeiter am Markt 
betreffen. 
„Wir sind eine große und immer noch wach-
sende Gemeinde. Wirklich verstehen kann ich 
diesen Schritt der Bankleitung nicht. Es haben 
sich auch schon Kunden bei mir beschwert.  





Zählt im Grunde zu den unterstützenden 
Unternehmensbereichen im Rahmen der 
Infrastruktur, wird aber wegen der zahlrei-
chen Einflüsse auf den Stakeholder Mitarbei-
ter als eigener Themenbereich dargestellt. 
Die Menschen waren durch die vielen Fusionen 
auch sehr verunsichert. Einzelne Mitarbeiter 
konnten früher mit dem Fahrrad in die Arbeit 
fahren und müssen nun längere Wege in Kauf 
nehmen. Das ist auch ein Grund, warum wir 
Mitarbeiter verlieren und jetzt unter Plan sind. 
Siehe FB 1. 
Zusätzlich: 
Sachverhalte, die die Mitarbeiter 
am Markt betreffen, werden un-









Sachverhalte, die unterstützende Unterneh-
mensbereiche wie Rechnungswesen, Zah-
lungsverkehr, Controlling, Kreditüberwa-
chung etc. umfassen. Außerdem 
Sachverhalte im Rahmen einer Fusion, die 
den Technikbereich und insbesondere die 
EDV betreffen. 
Außerdem wollen wir durch die Vereinfachung 
der Struktur auf nur mehr wenige Institute die 
Prozesse drastisch vereinfachen. Das hilft uns, 
auch im Massengeschäft, in dem die Margen 
klein sind, profitabel zu sein. 
 





Sachverhalte, die die Gesamtbank betreffen 
und in keinen Funktionsbereich passen. 
„Freiwillig kriegt man das nie hin“, verweist 
Gerald Fleischmann, Chef des Spitzeninstitutes 
Volksbank-Wien, auf den Druck der Banken-
aufsicht. Die Fusionen kosten jetzt Geld, daher 
gab’s 2015 noch 69 Millionen Euro Verlust, 
heuer will man positiv bilanzieren. 
Siehe FB 1. 
Zusätzlich: Themen, die die Ge-
samtbank sowie die Vorstände 
betreffen, werden mit FB 5 ko-
diert. 
Tabelle 17: Kodierleitfaden − Zuordnung zu Funktionsbereichen (eigene Darstellung) 
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X. Zielstruktur des Volksbankensektors 
Eine genaue Einhaltung der Bundesländergrenzen wurde bei der Zuteilung der selbstständi-
gen Volksbanken zu regionalen Fusionsgruppen nicht vorgegeben. Die Zielstruktur ist in Ta-
belle 18 zu sehen, fett markiert ist jeweils das aufnehmende Institut pro Fusionsgruppe. 
Fusionsgruppen Zu fusionierende Primärinstitute 
Wien 
 Volksbank Wien-Baden 
 Volksbank Weinviertel 
 Volksbank Ost 
 Volksbank Oberdorf-Wolkersdorf-Deutsch-Wagram 
 Volksbank Niederösterreich-Süd 
 Volksbank Marchfeld 
 Volksbank Südburgenland 
Steiermark 
 Volksbank Steiermark-Mitte 
 Volksbank Süd-Oststeiermark 
 Volksbank Obersteiermark 
 Volksbank Süd-Weststeiermark 
Tirol 
 Volksbank Tirol Innsbruck-Schwaz 
 Volksbank Kufstein 
 Volksbank Landeck 
Salzburg 
 Volksbank Salzburg 
 Volksbank Oberndorf 
 Volksbank Steirisches Salzkammergut 
 Volksbank Bad Goisern 
 Volksbank Straßwalchen-Vöcklamarkt-Mondsee 
Oberösterreich 
 Volksbank Linz-Wels-Mühlviertel 
 Volksbank Eferding-Grieskirchen 
 Volksbank Bad Hall 
 Volksbank Almtal 
 Volksbank Schärding-Altheim-Braunau 
 Volksbank Vöcklabruck-Gmunden 
 Volksbank Ried im Innkreis 
Vorarlberg  Volksbank Vorarlberg 
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Fusionsgruppen Zu fusionierende Primärinstitute 
Kärnten 
 Volksbank Gewerbe- und Handelsbank Kärnten 
 Volksbank Kärnten Süd 
 Volksbank Feldkirchen 
 Volksbank Oberkärnten 
 Volksbank Gmünd 





 Sparda Bank Austria Nord 
 Sparda Bank Austria Süd 
Tabelle 18: Zielmodell der Volksbankfusionen (vgl. Volksbank, 2014, S. 108) 
XI. Bankenregulatorik und die Basler Eigenkapitalregeln 
In den 1970er Jahren führte eine zunehmende Liberalisierung des Finanzsystems zu einer 
erhöhten Krisenanfälligkeit desselben. Insbesondere international tätige Banken nutzten 
übermäßig riskante Finanzinnovationen als neue Ertragsmöglichkeiten. Diese hohe Risikobe-
reitschaft gepaart mit einer zu geringen Eigenmittelausstattung führte letztlich zu einer 
Neuordnung der Bankenaufsicht und zu einer verstärkten internationalen Zusammenarbeit 
der Aufsichtsbehörden. Zu diesem Zweck wurde im Jahr 1975 der Basler Ausschuss für Ban-
kenaufsicht als Instrument der Zusammenarbeit zwischen Vertretern von Zentralbanken und 
Aufsichtsbehörden bedeutender Industrieländer gegründet. Der Ausschuss tritt bei der Bank 
für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) in Basel zusammen, wo sich auch sein ständiges 
Sekretariat befindet (vgl. Hahn, 2003, S. 137). Im Juli 1988 erfolgte schließlich die Veröffent-
lichung der unter dem Titel Basler Akkord oder Basel I bekannten Eigenmittelvereinbarung, 
deren Hauptinhalt kreditrisikoorientierte Mindestkapitalanforderungen für Banken war, was 
Basel I zu einem Meilenstein in der modernen Bankenregulierung macht. Mit Ende 1992 be-
gann die Umsetzung des ersten Basler Akkords, wobei bereits 1999 das erste Konsultations-
papier zur Neufassung der Eigenkapitalvereinbarung entstand, welches als Grundstein für 
Basel II gilt. Die erste Eigenkapitalregelung aus dem Jahr 1988 legte für die Banken ein min-
destens zu haltendes Eigenkapital von acht Prozent der risikogewichteten Aktiva fest und 
wurde schnell zum internationalen Standard. Allerdings kann die undifferenzierte und grobe 
Definition des Begriffs Kreditrisiken als größte Schwäche von Basel I betrachtet werden, et-
wa da bei Vergabe von Krediten an private Unternehmen diese grundsätzlich mit acht Pro-
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zent Eigenkapital zu unterlegen waren, egal wie es um die Bonität des Unternehmens be-
stellt bzw. wie riskant das Kreditengagement also tatsächlich war. Auch die starke Zunahme 
von Bankgeschäften, die durch das Regelwerk schlicht nicht erfasst waren, führte zu einer 
verstärkten Aushöhlung von Basel I und letztlich zu einer Neufassung. So kam es Ende 2003 
zur Veröffentlichung einer neuen Eigenkapitalvereinbarung unter dem Namen Basel II und 
ab Ende 2006 zu deren Umsetzung (vgl. Hahn, 2003, S. 138f.). Basel II ist in drei Säulen ge-
gliedert, wobei die erste sich mit den Eigenmitteln und insbesondere mit der methodischen 
Verbesserung der Kreditrisikomessung befasst. So ist nun die mit acht Prozent Eigenkapital 
zu unterlegende Kreditsumme je nach dem von der Bank gewählten Ansatz entweder von 
internen Ratings der Bank oder von externen Ratings durch eine Ratingagentur abhängig, die 
Bonität eines Kunden spielt damit eine wesentlich größere Rolle als noch unter Basel I. Die 
zweite Säule benennt die deutlich erweiterten Befugnisse der Aufsichtsbehörden und die 
dritte Säule schreibt striktere Offenlegungspflichten für Banken vor (vgl. Hahn, 2003, S. 140). 
Eine vergleichende Darstellung der Basler Akkorde findet sich in Abbildung 35. 
 
Abbildung 35: Erste und zweite Basler Eigenkapitalvereinbarung (vgl. Hahn, 2003, S. 140) 
Das neue bzw. aktuellste Rahmenwerk des Basler Ausschusses, Basel III, baut auf Basel II auf 
und hält an den bereits bekannten drei Säulen fest, diese wurden allerdings inhaltlich über-
arbeitet und ergänzt, außerdem sind Kapitalpuffer für international sowie national systemre-
levante Banken enthalten, wobei generell strengere Regelungen insbesondere für die Quali-
tät des Eigenkapitals gelten (vgl. Zirkler et al., 2015, S. 2). Abbildung 36 gibt einen kurzen 
Überblick über die einzelnen Säulen von Basel III. 
Anwendungsbereich 






























Abbildung 36: Säulen von Basel III und ihre Kernelemente (vgl. Zirkler et al., 2015, S. 3) 
Nach den Verwerfungen an den Finanzmärkten vor allem im Jahr 2008 hat der Basler Aus-
schuss für Bankenaufsicht im Dezember 2010 das Regelwerk Basel III veröffentlicht, das wi-
derstandsfähigere Banken sowie ein insgesamt stabileres Bankensystem als Ziele vorsieht. 
Um auf die Hauptauslöser der Bankenkrise, nämlich schwache Kapitalausstattung, Mängel in 
der internen Governance der Banken sowie exzessive Verschuldung reagieren zu können, 
enthält Basel III Maßnahmen wie eine qualitativ und quantitativ höhere Eigenmittelausstat-
tung, eine Begrenzung der Verschuldung sowie eine Regulierung des Liquiditätsrisikos (vgl. 
KPMG, 2014, S. 2). Die Umsetzung in der Europäischen Union sowie in Österreich erfolgt zum 
einen durch die direkt anwendbare Verordnung Capital Requirements Regulation (CRR) und 
die erst in nationales Recht zu übernehmende Richtlinie Capital Requirements Directive IV 
(vgl. KPMG, 2014, S. 3). Als entscheidende Kennzahlen soll das Liquidity Coverage Ratio (LCR) 
Risikokapital 
























 Strukturelle Liquiditätsquote 
 Grundsätze für eine solide Steuerung und Überwachung des Liquiditätsrisikos 
 Überwachung durch die Aufsicht 
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als kurzfristiger Liquiditätsstresstest dienen sowie das Net Stable Funding Ratio (NSFR) die 
mögliche Fristentransformation begrenzen, also die Vergabe langfristiger Kredite und gleich-
zeitig eine Aneinanderreihung kurzfristiger Refinanzierungen einschränken. Zusätzlich soll 
das Leverage Ratio Geschäftsmodelle zurückdrängen, die auf hohen Bilanzständen bei 
gleichzeitig hoher Kreditqualität und damit aber auch geringem Eigenkapitaleinsatz beruhen, 
da mit Erhöhung der Kreditqualität auch das Ausmaß der Eigenkapitalunterlegungspflicht 
abnimmt (vgl. KPMG, 2014, S. 8f.). Die Obergrenze für Großkredite bleibt mit maximal 25 
Prozent der Eigenmittel als Höchstbetrag für einen Einzelkredit und maximal 100 Prozent der 
Eigenmittel bzw. 150 Millionen Euro bei Interbankforderungen gleich wie bisher, allerdings 
können Eigenkapitalteile minderer Qualität (Tier 2) nur noch bis zu einem Drittel der Eigen-
kapitalteile hoher Qualität (Tier 1) für Großkredite angerechnet werden (vgl. KPMG, 2014, S. 
9). Hinsichtlich der Corporate Governance enthält Basel III einige Zusatzbestimmungen, ins-
besondere die Ausweitung der Anforderungen an die fachliche Eignung, Erfahrung und per-
sönliche Zuverlässigkeit von für die Bank relevanten Personenkreisen, was insbesondere für 
Geschäftsleiter, alle Mitglieder des Aufsichtsrates sowie die Inhaber von Schlüsselfunktionen 
gilt. Kapitalmarktorientierte Banken bzw. solche mit einer Bilanzsumme ab einer Milliarde 
Euro haben einen Normierungsausschuss einzurichten, der die Aufgabe hat, die Struktur, 
Größe, Zusammensetzung und Leistung des Aufsichtsrats sowie der Geschäftsleitung in re-
gelmäßigen Abständen sowie anlassbezogen zu bewerten. Außerdem ist im Aufsichtsrat ein 
Risikoausschuss einzurichten, der das Risikomanagement der Bank kontrolliert. In kleineren 
Banken können beide Ausschüsse entfallen und die Agenden direkt durch den Aufsichtsrat 
wahrgenommen werden (vgl. KPMG, 2014, S. 10f.). 
Jedenfalls stellt die Sicherstellung der Compliance mit den sich laufend verändernden Nor-
men eine große Herausforderung für Banken dar, die Komplexität der Regulierungen und 
das schwierige Marktumfeld machen diese Aufgabe nicht einfacher, auch die Auswirkungen 
auf Geschäftsmodelle und Strategie sowie auf das gesamte Organisationsmodell müssen 
berücksichtigt werden (vgl. KPMG, 2014, S. 14). Entsprechend groß ist auch der Unmut bei 
den Banken. Laut Informationen der Wirtschaftskammer sind es mittlerweile 20.000 Seiten 
an Regeln, die Banken befolgen müssen, was für schwierig bis unmöglich gehalten wird. 
Auch die Kontrolle der Einhaltung stellt die Aufsichtsbehörden vor Probleme, dazu wird kol-
portiert, dass viele Bankvorstände selbst nur etwa 30 Prozent der durch verschiedenste Ab-
kürzungen gekennzeichneten Verordnungen verstehen. Die entsprechenden Abteilungen in 
den Banken werden jedenfalls aufgestockt. Die Volkskreditbank etwa hat 2016 ihre Melde-
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wesenabteilung von zwei auf sechs Mitarbeiter erweitert, die Raiffeisenlandesbank Oberös-
terreich hat die entsprechenden Abteilungen von Meldewesen über Compliance bis hin zum 
Risikocontrolling um etwa 150 bis 200 Personen ausgeweitet (vgl. Kramer et al., 2016, S. 31). 
Die Kosten für die Einhaltung der genannten Normen sowie die Erfüllung der Meldever-
pflichtungen sind also hoch, insbesondere wohl für kleinere Institute. Denn letztlich gilt der 
Großteil dieser Regelungen nicht nur für Großbanken mit entsprechenden Risiken, sondern 
auch für kleine Genossenschaftsbanken mit meist deutlich einfacheren Geschäftsmodellen. 
Wie in dieser Arbeit mehrfach erwähnt wird, waren es unter anderem die verschärften Ei-
genkapitalregeln unter Basel III, die die Volksbanken beim EZB-Bankenstresstest scheitern 
ließen und strukturelle Veränderungen notwendig machten. 
XII. Interviewleitfaden 
Einleitung 
Vielen Dank, dass Sie ihr Expertenwissen für meine Dissertation zum Thema „Synergiepoten-
ziale bei der Fusion regionaler Genossenschaftsbanken“ zur Verfügung stellen. Das folgende 
Interview wird ca. 45 Minuten dauern. Sofern Sie einverstanden sind, werde ich während 
des Gesprächs das Aufnahmegerät mitlaufen lassen. Eine Abschrift dieses Interviews wird, 
Ihr Einverständnis vorausgesetzt, anonymisiert in den Anhang meiner Dissertation aufge-
nommen, beispielsweise unter der Bezeichnung „Experte C“. Ihr Name wird lediglich in einer 
Gesprächspartnerliste genannt. 
Ein wesentlicher Teil meiner Arbeit befasst sich mit der Frage, inwieweit die aus einem Fusi-
onsprojekt erwarteten Kosten- oder Leistungssynergien gefährdet sind, wenn die Interessen 
einzelner Gruppen wie beispielsweise Investoren, Kunden oder Mitarbeiter bzw. Teile dieser 
Gruppen nicht ausreichend berücksichtigt werden. Als Fallbeispiel für meine Dissertation 
dient aufgrund der in jüngerer Vergangenheit hohen Fusionsaktivität der österreichische 
Volksbankensektor, für den ich Sie aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung als Experten be-
trachte. Im Rahmen meiner Dissertation wurden bereits durch die Auswertung von Presse- 
und Fachartikeln Aussagen zu den Vor- und Nachteilen für verschiedene Interessensgruppen 
aus dem Fusionskonzept der Volksbanken getroffen, ebenso zu den Auswirkungen auf das 
Synergiepotenzial. Diese Aussagen möchte ich Ihnen im Verlauf unseres Gesprächs vorlegen 
und Ihre Meinung dazu einholen. 
 
Das Gespräch ist folgendermaßen gegliedert: 
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Bevor es losgeht darf ich Sie noch Fragen, wie lange Sie bereits im Volksbankensektor tätig 
sind, und was die hierarchisch höchste Position war, an der Sie bisher tätig waren? 
 
Vielen Dank, haben Sie noch Fragen, bevor wir beginnen? 
 
Kommen wir nun zu den eigentlichen Fragen! 
A. Investoren 
a. In diesem Punkt sollen die Genossenschafter in ihrer Funktion als Kapitalgeber be-
sprochen werden, ihre Funktion als Kunde wird später gesondert besprochen. Ich 
werde Ihnen gleich einige zentrale Vor- und Nachteile für die Genossenschafter auf-
zählen, die sich aus der bisherigen Untersuchung ergeben haben. Können Sie diese im 
Wesentlichen bestätigen bzw. muss etwas geändert oder ergänzt werden? 
i. Vorteile: Weniger Personal, weniger Vorstände, IT-Harmonisierung, weniger 
und dafür größere Filialen mit mehr Expertenwissen, Verhinderung einer 
eventuellen Nachschussverpflichtung der Genossenschafter sowie der im 
Nichtfusionsfall drohenden Einstellung der Dienstleistungen durch das Zentra-
linstitut. 
 
ii. Nachteile: Die kleineren Fusionspartner verlieren an Einfluss, die finanzielle 
Entschädigung für die Einbringung des Geschäftsbetriebs erscheint oft man-
gelhaft, die Banken entfernen sich von ihren Mitgliedern, die Fusionen waren 
oft nicht freiwillig. 
 
 
b. Wie beurteilen Sie folgende Grundaussagen, bzw. was würden Sie ergänzen: 
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i.  Für die Investoren entsteht eine Reihe finanzieller Vorteile, die durch Nach-
teile wie Kontrollverlust oder anfängliche Fusionskosten kaum negativ beein-
flusst werden sollten.  
 
ii. Der Zwang zu den Fusionen ist zwar kritisch zu sehen, wird die Genossen-
schafter aber nicht zuletzt wegen des geringen Partizipationsinteresses bei 





a. Auch in diesem Teilbereich wurden bereits zentrale Vor- und Nachteile erhoben, 
Können Sie diese wiederum bestätigen bzw. muss etwas geändert oder ergänzt wer-
den? 
i. Vorteile: Umfassendere Betreuung durch Spezialisten an größeren Standor-
ten, Ansprache größerer Firmenkunden durch breitere Eigenkapitalbasis, in-
tern gewonnene Synergien sollen Mitarbeiter für die Beratung freispielen, flä-
chendeckendes Filialnetz pro Bundesland. 
 
ii. Nachteile: Weitere Wege bis zur nächsten Filiale, Verlust der persönlichen 
Kenntnis des Kunden bei Kreditentscheidungen, verringertes Produktangebot. 
 
 
b. Wie beurteilen Sie folgende Grundaussagen, bzw. was würden Sie ergänzen: 
i. Die Filialstruktur wäre in vielen Banken wohl auch ohne Fusionshintergrund 
überdacht worden, außerdem haben sich der Regionalitäts- und der Mobili-
tätsbegriff in den letzten Jahrzehnten stark verändert, sodass sich durch Filial-
zusammenlegungen nur für eine kleine Gruppe von wenig mobilen Kunden ein 
wesentlicher Nachteil ergibt. 
 
ii. Sofern es gelingt, auch bei Anpassungen im Filialnetz die Präsenz in den Regi-
onen mit dem gewohnten Beratungspersonal zu erhalten, sind kaum negative 
 333 
D2DIS_WA_Kranzinger Franz_MUDR/0056 
Auswirkungen auf das Synergiepotenzial zu erwarten. Die ertragsbringenden 




a. Auch hier wurden bereits zentrale Vor- und Nachteile erhoben, Können Sie diese 
wiederum bestätigen bzw. muss etwas geändert oder ergänzt werden? 
i. Vorteile: Gefahr des Verlusts des Arbeitsplatzes bei Nichtfusion wird abge-
wendet, mehr Aufgaben und Aufstiegsmöglichkeiten in den Landeszentralen.  
 
ii. Nachteile: Anderer Dienstort bei Filialzusammenlegungen, weniger Mitarbei-
ter im Verwaltungsbereich nötig, Mitarbeiterabbau durch natürlichen Abgang, 
aber höhere Anforderungen an verbleibende Mitarbeiter, Pendeln in die Lan-
deszentralen, Rückversetzung in der Hierarchiestufe, Kulturwandel.  
 
 
b. Wie beurteilen Sie folgende Grundaussagen, bzw. was würden Sie ergänzen: 
i. Da es gerade im Verwaltungsbereich zu zahlreichen Nachteilen kommt, sind 
Austritte wahrscheinlich. Durch Synergien (z.B. Zusammenlegung von Abtei-
lungen) können diese Austritte aber kompensiert werden und sind aus be-
triebswirtschaftlicher Sicht möglicherweise sogar erwünscht. 
 
ii. Sofern es gelingt, die Mitarbeiter mit Schlüsselqualifikationen in der Verwal-
tung sowie die Mitarbeiter am Markt und damit die Schnittstelle zum Kunden 
in der Bank zu halten und von einer neuen Unternehmenskultur zu überzeu-
gen, sind keine nennenswerten Synergieverluste durch die Interessensgruppe 




a. Zu dieser Gruppe zählen die Einlagekunden als Kapitallieferanten, die Produktpartner 
sowie Lieferanten sonstiger Materialien und Leistungen. Auch hier wurden im Vorfeld 
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zentrale Vor- und Nachteile erhoben, Können Sie diese wiederum bestätigen bzw. 
muss etwas geändert oder ergänzt werden? 
i. Vorteile: Erhöhte Sicherheit für Einlagekunden durch Verbundlösung, öster-
reichweiter Vertriebskanal für Produktpartner, mögliche Aufträge durch Um-
bau bzw. Erweiterung der Landeszentralen. 
 
ii. Nachteile: Wurden für diese Interessengruppe nicht gefunden. 
 
 
b. Wie beurteilen Sie folgende Grundaussage, bzw. was würden Sie ergänzen: 





a. Zu dieser Gruppe zählen die Republik Österreich sowie die Aufsichtsbehörden. Auch 
hier wurden im Vorfeld zentrale Vor- und Nachteile erhoben, Können Sie diese wie-
derum bestätigen bzw. muss etwas geändert oder ergänzt werden? 
i. Vorteile: Wesentlicher Beitrag zur Bankenkonsolidierung, höhere Erträge 
durch größere Einheiten und dadurch Rückführung des Staatskapitals, keine 
neuerlichen Staatshilfen nötig. 
 
ii. Nachteile: Wurden für diese Interessengruppe nicht gefunden. 
 
 
b. Wie beurteilen Sie folgende Grundaussage, bzw. was würden Sie ergänzen: 





a. Auch hier wurden im Vorfeld zentrale Vor- und Nachteile erhoben, Können Sie diese 
wiederum bestätigen bzw. muss etwas geändert oder ergänzt werden? 
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i. Vorteile: Hoffnung auf Standorterhalt bei kleinräumigen Fusionen, Geld aus 
dem Bankverkauf steht der Region zur Verfügung (VB Almtal), Aufträge an lo-
kale Unternehmen beim Umbau aufgelassener Standorte, Aufstockung der 
Mitarbeiterzahl in den Landeszentralen. 
 
ii. Nachteile: Einsparungen bei lokaler Kultur- und Sportförderung, Verlust der 
regionalen Kapitalversorgung, regionaler Arbeitsplätze, der finanziellen Nah-
versorgung, Verlust von Kommunalsteuereinnahmen, Beeinträchtigung des 




b. Wie beurteilen Sie folgende Grundaussagen, bzw. was würden Sie ergänzen: 
i. Negative Aussagen lokaler Politiker oder Vereinsfunktionäre hinsichtlich Filial-
schließungen oder des Abzugs von Verwaltungspersonal können das Image 
der fusionierten Bank beeinträchtigen. 
 
ii. Über das Konzept der Regionaldirektionen und die Beibehaltung der regiona-
len Förderung sollte ein gutes Verhältnis zu Gemeinden oder Vereinen auf-
rechterhalten werden können. In Kombination mit der generell geringen Be-
reitschaft der Kunden zu einem Bankwechsel sollten sich die Synergieverluste 




Abschließend darf ich Sie noch um die Beurteilung einer zusammenfassenden Aussage bit-
ten, bzw. um deren Änderung oder Ergänzung: 
Es ergeben sich durch Bankenfusionen zwar diverse Nachteile für Teile von Interes-
sensgruppen, die betriebswirtschaftliche Bedeutung dieser Teile ist aber nicht groß 
genug, um nennenswerte Synergieverluste erwarten zu lassen. Das Volksbankenkon-
zept lässt vorwiegend Kostensynergien erwarten, ob Impulse am Markt gesetzt wer-






An dieser Stelle bedanke ich mich für das aufschlussreiche Gespräch sowie für Ihre Zeit! 
XIII. Interviewpartner 
Als Experten haben sich folgende Personen zur Verfügung gestellt: 
 
Rudolf Gassner 
 Stellvertretender Leiter Logistik/Services in der Volksbank Salzburg.  
 Zuvor: Geldwäschereibeauftragter in der Volksbank Friedburg. 
 Im Volksbankensektor seit 2001, bislang zwei Bankenfusionen. 
 Interview am 22.02.2018 in der Volksbank Salzburg. 
 
Prok. Dir. Gottfried Hemetsberger 
 Regionaldirektor in der Volksbank Salzburg für den Bereich Vöcklamarkt-Mondsee, 
Prüfer in der Wirtschaftskammer Österreich für den Lehrberuf Bankkauffrau/mann, 
Prüfer in der Volksbankenakademie für den Bereich Kundenberater. 
 Zuvor: Vorstandsvorsitzender der Volksbank Vöcklamarkt-Mondsee, Vorstandsmit-
glied der Volksbank Strasswalchen-Vöcklamarkt-Mondsee, Beiratsmitglied der Volks-
bankenakademie. 
 Im Volksbankensektor seit 1983, bislang drei Bankenfusionen. 
 Interview am 20.02.2018 in der Volksbank Vöcklamarkt. 
 
Prok. Kurt Kreil 
 Abteilungsleiter Rechnungswesen/Bilanzierung in der Volksbank Salzburg.  
 Zuvor: Vorstandsmitglied in den Volksbanken Friedburg und Strasswalchen-
Vöcklamarkt-Mondsee, Verbandsrat des Österreichischen Genossenschaftsverban-
des, Aufsichtsratsmitglied in mehreren Unternehmen innerhalb des Volksbankensek-
tors.  
 Im Volksbankensektor seit 1978, bislang zwei Bankenfusionen. 






 Leiter der Filiale Mondsee (Volksbank Salzburg). 
 Zuvor: Kundenberater in der Volksbank Neumarkt und in der Raiffeisenbank Kösten-
dorf-Neumarkt-Schleedorf. 
 Im Volksbankensektor seit 2006, bislang zwei Bankenfusionen. 
 Interview am 15.02.2018 in der Volksbank Mondsee. 
 
Gerhard Mayr 
 Stellvertretender Compliance Officer und Mitglied des Betriebsrates der Volksbank 
Salzburg. 
 Zuvor: Compliance Officer und Vorsitzender des Betriebsrates der Volksbank Strass-
walchen-Vöcklamarkt Mondsee.  
 Im Volksbankensektor seit 1988, bislang drei Bankenfusionen. 
 Interview am 15.02.2018 in der Volksbank Mondsee. 
 
Elisabeth Rohrmoser 
 Innenrevisorin in der Volksbank Salzburg. 
 Zuvor: Leiterin der Kreditabteilung in den Volksbanken Friedburg und Strasswalchen-
Vöcklamarkt-Mondsee. 
 Im Volksbankensektor seit 1990, bislang zwei Bankenfusionen. 




Aus Datenschutzgründen wurden die Aussagen der in Anhang XIII genannten Personen ano-
nymisiert, diese werden in den nachstehenden Transkriptionen als Experte A bis F bezeich-
net. Im Sinne der einfachen Transkription wird auf die Kennzeichnung von Füllwörtern, 
Sprechpausen oder Ähnlichem verzichtet. Die Interviews wurden im Zeitraum vom 
14.02.2018 bis zum 22.02.2018 durch den Verfasser dieser Arbeit geführt. In den Transkrip-
tionen wird der Verfasser mit FK für Franz Kranzinger abgekürzt, die Experten mit E und dem 
entsprechenden Kürzel, beispielsweise E-F. 
Diese Anlage kann in der gedruckten Version unter Verwendung des Links 
https://drive.google.com/file/d/1Hkr-jAMfYfFChyyu-ibyvG2NONPHOP4O/view?usp=sharing 
abgerufen werden. 
XIV.I. Experte A 
FK: Dann starten wir gleich mit der ersten Gruppe und das sind die Investoren. In diesem 1 
Punkt sollen die Genossenschafter in ihrer Funktion als Kapitalgeber besprochen werden, 2 
ihre Funktion als Kunde wird später gesondert besprochen. Ich werde Ihnen gleich einige 3 
zentrale Vor- und Nachteile für die Genossenschafter aufzählen, die sich aus der bisherigen 4 
Untersuchung ergeben haben, und ich darf Sie dann bitten, das in der Form entweder zu 5 
bestätigen oder zu ändern oder auch zu ergänzen. Als Vorteile wurden erhoben, dass es Kos-6 
tenvorteile gibt durch weniger Personal, weniger Vorstände, IT-Harmonisierung, weniger 7 
und dafür größere Filialen mit mehr Expertenwissen. 8 
E-A: Das kann ich in der Form bestätigen, sehe ich auch so.  9 
FK: Dann hat es noch das Thema gegeben, Verhinderung einer eventuellen Nachschussver-10 
pflichtung der Genossenschafter, die im Raum gestanden wäre, sofern die Volksbanken die-11 
ses Modell nicht gemacht hätten und möglicherweise als Bank kollabiert wären. 12 
E-A: Das kann ich auch bestätigen, weil das gerade bei Kundengesprächen immer sehr nega-13 
tiv aufgenommen wurde, dass so etwas im Raum steht. 14 
FK: Also das wird von Mitgliedern auch als Vorteil empfunden, dass das dadurch abgewendet 15 
wurde? 16 
E-A: Ja, auf jeden Fall.  17 
FK: OK, und auch die drohende Einstellung der Dienstleistungen durch das Zentralinstitut im 18 
Nichtfusionsfall, was ja für die Bank auch sehr große Probleme bedeutet hätte? 19 
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E-A: Bedingt, glaube ich, weil das meiner Meinung nach eher zentral gesteuert worden ist. 20 
Ich weiß nicht, ob sich da recht viel verändert hätte.  21 
FK: Inwiefern zentral gesteuert? 22 
E-A: Das Ganze wurde eigentlich durch die ZO vorgegeben, und ob es da massive Auswirkun-23 
gen für die einzelnen Investoren gegeben hätte, bin ich mir nicht ganz sicher. 24 
FK: Bei den Nachteilen hat sich ergeben, dass die kleineren Fusionspartner an Einfluss verlie-25 
ren. 26 
E-A: Das kann ich auf jeden Fall bestätigen, auch aus der Praxis.  27 
FK: Dass den Investoren, also den Mitgliedern, die finanzielle Entschädigung für die Einbrin-28 
gung des Geschäftsbetriebs oft als mangelhaft erscheint. 29 
E-A: Das ist auf jeden Fall so. 30 
FK: Und dann haben wir noch den Punkt, dass sich die Banken mehr von ihren Mitgliedern 31 
entfernen, dadurch dass sie größer werden. 32 
E-A: Das auf jeden Fall, weil der regionale Bezug dann einfach nicht mehr so da ist. Die Leute 33 
haben sich mit der Volksbank vor Ort identifiziert, das war ihre Bank, durch die Genossen-34 
schaftsanteile. Die Identifikation ist sicher nicht mehr in dem Maße da, nach einer Fusion. 35 
FK: Und kann das durch lokale Mitgliederversammlungen, die es ja in vielen Volksbanken 36 
nach wie vor gibt, abgefedert werden? 37 
E-A: Bedingt, glaube ich. Es ist eine andere Bank, eine größere Einheit, der Bezug ist nicht 38 
mehr da, sei es wenn auf der Bankomatkarte die Festung abgebildet ist. 39 
FK: OK, es lässt sich nicht ganz abfedern? 40 
E-A: Meiner Meinung nach nicht. 41 
FK: OK, und dann gibt es noch den Punkt, dass die Fusionen oft nicht freiwillig waren. Wie ist 42 
das von den Mitgliedern empfunden worden? 43 
E-A: Ich glaube, dass das gar nicht alle Mitglieder so mitbekommen haben, also zumindest 44 
nur ein kleiner Teil, der sich wirklich mit der Materie beschäftigt. Viele haben auch gesagt, 45 
das ist halt so. Die, die sich damit beschäftigten, haben das sehr wohl mitbekommen, das 46 
weiß ich auch aus Gesprächen mit Freunden oder Geschäftsleuten, die haben das sehr wohl 47 
mitbekommen, dass das von oben gesteuert ist, aber ein Großteil der Mitglieder nicht. 48 
FK: Und hat es da dann auch nicht so negativ wahrgenommen und als Nachteil empfunden? 49 
E-A: Genau. 50 
FK: Gut, dann kommen wir auch schon zu zwei Grundaussagen zum Thema Investoren, die 51 
ich Ihnen vorlesen möchte und zu denen ich Sie wiederum um einen Kommentar bitte: Für 52 
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die Investoren entsteht eine Reihe finanzieller Vorteile, die durch Nachteile wie Kontrollver-53 
lust oder anfängliche Fusionskosten kaum negativ beeinflusst werden sollten.  54 
E-A: Das ist auf jeden Fall so, das kann ich bestätigen, jedenfalls den ersten Punkt. Wir haben 55 
ja teilweise gar nicht mehr ausgeschüttet, weil wir nicht konnten. Das können wir jetzt wie-56 
der, das beruhigt sicher und war immer ein großes Thema. Und das andere sehe ich auch so.  57 
FK: Und die zweite Aussage ist: Der Zwang zu den Fusionen ist zwar kritisch zu sehen, wird 58 
die Genossenschafter aber nicht zuletzt wegen des geringen Partizipationsinteresses bei Ab-59 
stimmungen wohl kaum zum Ausstieg bzw. zum Abzug von Geschäftsanteilskapital bewegen. 60 
E-A: Bedingt, glaube ich auch. Es sind sicher auch einige Geschäftsanteile gekündigt worden. 61 
FK: Aber, sprechen wir da von sehr großen Kündigungen? 62 
E-A: Nein, eher geringere Beträge. 63 
FK: Also nichts, das jetzt das Synergiepotenzial an sich gefährden würde, also dass da mas-64 
senhaft Kapital abgezogen würde. 65 
E-A: Nein, das ist sicher nicht der Fall. 66 
 67 
FK: Gut, kommen wir zum zweiten großen Bereich, nämlich zu den Kunden, und zwar nicht in 68 
der Form als Mitglieder oder Investoren. Auch hier wurden bereits zentrale Vor- und Nach-69 
teile erhoben, und ich darf Sie auch hier wieder um einen Kommentar bitten. Zunächst die 70 
Vorteile: Eine umfassendere Betreuung durch Spezialisten an größeren Standorten bei Filial-71 
zusammenlegungen. 72 
E-A: Das sehe ich auch so, weil gerade bei kleinen Filialen das Fachwissen einfach nicht da 73 
war. 74 
FK: Also da hat ein großer Teil der Kunden einen Vorteil? 75 
E-A: Da hat ein großer Teil einen Vorteil! 76 
FK: Die Ansprache größerer Firmenkunden durch die breitere Eigenkapitalbasis. 77 
E-A: Da waren wir natürlich beschränkt, jetzt kann man größere Sachen machen, das ist ein 78 
Vorteil. 79 
FK: Und auch für den Kunden, der jetzt einen Bankpartner hat, den er vorher nicht hatte. 80 
E-A: Aus Sicht des Kunden auf jeden Fall. 81 
FK: OK. Intern gewonnene Synergien können Mitarbeiter für die Beratung freispielen. 82 
E-A: Teilweise, weil Fusionen ja auch mit Mitarbeiterabbau kombiniert werden, das ist ja 83 
auch gang und gäbe. Filialschließungen passieren nicht immer sofort, und in unserem Fall 84 
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wird der Mitarbeiterstand immer sehr gering gehalten. Das wage ich vorsichtig zu bezwei-85 
feln, ob das von einem auf den anderen Tag geht. Langfristig aber schon.  86 
FK: Wie sehen Sie das in Bezug auf Regularien, die auch am Markt und in den Filialen immer 87 
mehr werden. Diese binden ja auch Personal, kann sich das in größeren Einheiten ausglei-88 
chen.  89 
E-A: Die Regulatorien sind schon so viele, dass es schon gar nicht mehr bewältigbar ist. 90 
FK: Würde das ohne die größeren Standorte dazu führen, dass noch weniger Zeit für den 91 
Kunden bleibt, in Kleinstfilialen? 92 
E-A: In Kleinstfilialen glaube ich, dass die Regulatorien gar nicht mehr bewältigbar wären.  93 
FK: Also eigentlich ein Gebot der Stunde? 94 
E-A: Ja, man kann dem nicht entkommen. 95 
FK: OK, dann haben wir noch als Vorteil ein flächendeckendes Filialnetz pro Bundesland. 96 
E-A: Ist sicher ein Vorteil, sofern der Bedarf für den Kunden überhaupt da ist. 97 
FK: OK, dann noch zu den Nachteilen: Weitere Wege bis zur nächsten Filiale, wenn wir von 98 
Filialzusammenlegungen sprechen. 99 
E-A: Das auf jeden Fall. Gerade für ältere Menschen, die nicht mehr so mobil sind, macht es 100 
schon einen Unterschied, ob die Filiale gleich ums Eck oder zehn Kilometer weiter weg ist. 101 
FK: Verlust der persönlichen Kenntnis des Kunden bei Kreditentscheidungen, wie sehen Sie 102 
das? 103 
E-A: Teils, teils. Im Prinzip kennt der Berater den Kunden ja nach wie vor. Es kann aber natür-104 
lich sein, dass in der Nachbearbeitung, das nicht mehr so gegeben ist, da wird dann eben 105 
nach der Checkliste vorgegangen. Da ist die Kundenkenntnis dann in die Kreditentscheidung 106 
nicht mehr eingebunden. 107 
FK: Bei der Entscheidung in der Zentrale? 108 
E-A: Bei der Entscheidung in der Zentrale! 109 
FK: Und glauben Sie, dass auch die Kreditentscheidungen länger dauern? 110 
E-A: Aus der Erfahrung heraus auf jeden Fall, dauert definitiv länger.  111 
FK: Dann haben wir noch das Thema verringertes Produktangebot. 112 
E-A: Da sehe ich eher keinen Nachteil, weil das Angebot schon fast unüberschaubar war, es 113 
hat sich ein Wenig entschlackt. Mit dem momentanen Angebot sehe ich das nicht als großen 114 
Nachteil.  115 
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FK: Dann habe ich wieder zwei Grundaussagen, zu denen ich Sie um einen Kommentar bitten 116 
darf: Die Filialstruktur wäre in vielen Banken wohl auch ohne Fusionshintergrund überdacht 117 
worden. 118 
E-A: Da bin ich mir nicht ganz sicher, weil eine Filiale vielleicht doch noch irgendwo Potenzial 119 
hätte und es sich eine regionale Bank zweimal überlegt, ob sie eine Filiale zusperrt. Auch aus 120 
Reputationsgründen. 121 
FK: Hätte es nur länger gedauert, bis sie geschlossen worden wäre, oder wäre es nie pas-122 
siert? 123 
E-A: Es hätte länger gedauert, auf lange Sicht wäre es auch so gekommen, aber regional ist 124 
es einfach schwieriger. So kann man sagen, die größere Bank hat uns die Filiale zugesperrt.  125 
FK: Die Fusion ist hier ein Beschleuniger? 126 
E-A: Mit Sicherheit. 127 
FK: Außerdem haben sich der Regionalitäts- und der Mobilitätsbegriff in den letzten Jahr-128 
zehnten stark verändert, sodass sich durch Filialzusammenlegungen nur für eine kleine 129 
Gruppe von wenig mobilen Kunden ein wesentlicher Nachteil ergibt. 130 
E-A: Das sehe ich schon so. 131 
FK: Also dass diese Gruppe nicht wahnsinnig groß ist, die hier negativ betroffen ist? 132 
E-A: Das ist schwer messbar. Gerade ältere Bevölkerungsschichten, die nicht mehr so mobil 133 
sind, ich weiß nicht, sind das zehn, fünfzehn Prozent, schätze ich. 134 
FK: Gut, dann hätte ich noch eine Aussage: Sofern es gelingt, auch bei Anpassungen im Filial-135 
netz die Präsenz in den Regionen mit dem gewohnten Beratungspersonal zu erhalten, sind 136 
kaum negative Auswirkungen auf das Synergiepotenzial zu erwarten. Die ertragsbringenden 137 
Kundengruppen können gehalten und erweitert werden. 138 
E-A: Kann glücken, kann aber auch nicht glücken. Ich glaube der Grat ist relativ schmal. Es 139 
entsteht ein Wettbewerbsnachteil durch die Fusionen und wir sind der erste Sektor, die an-140 
deren sind hier in der Warteschleife und können damit argumentieren.  141 
FK: Glauben Sie, dass die anderen Sektoren demnächst nachziehen werden? 142 
E-A: Die werden sicher nachziehen. 143 
FK: Aber die Volksbanken sind die ersten? 144 




FK: Dann kommen wir zum dritten großen Punkt, nämlich zu den Mitarbeitern. Auch hier 147 
wieder so wie vorhin einige Vor- und Nachteile mit der Bitte um einen Kommentar: Vorteile: 148 
Gefahr des Verlusts des Arbeitsplatzes bei Nichtfusion wird abgewendet. 149 
E-A: Da bin ich mir gar nicht sicher. Ich glaube, dass die Regionalbanken, so wie wir waren, 150 
trotzdem noch eine Überlebenschance gehabt hätten, und dass auch die Arbeitsplätze nicht 151 
unsicher waren, weil wir in die Fusion ja mehr oder weniger gezwungen wurden. 152 
FK: Wenn man sich dem widersetzt hätte, glauben Sie der Volksbankensektor hätte das dann 153 
trotzdem überlebt in der damaligen Form? 154 
E-A: Einzelne Volksbanken haben sich ja erfolgreich gewehrt. Es sind zwar nicht viele, nur ein 155 
zwei glaube ich in Niederösterreich, und die leben nach wie vor sehr, sehr gut.  156 
FK: Also Sie würden das relativieren? 157 
E-A: Ich möchte das relativieren, ja. 158 
FK: Dann wurde als Vorteil auch genannt, dass es mehr Aufgaben und auch Aufstiegsmög-159 
lichkeiten in den Landeszentralen gibt.  160 
E-A: Bin ich mir auch nicht ganz sicher, ehrlich gesagt, weil die Positionen in den größeren 161 
Banken ja teilweise schon besetzt sind, und durch Einsparungsmaßnahmen in den größeren 162 
Einheiten auch nicht so viele Posten vakant sind. Es betrifft sicher nur einen kleinen Teil. 163 
FK: Gut, dann kommen wir auch schon zu den Nachteilen für die Mitarbeiter: Anderer 164 
Dienstort bei Filialzusammenlegungen. 165 
E-A: Das ist sicher ein Nachteil. 166 
FK: Weniger Mitarbeiter im Verwaltungsbereich nötig, Mitarbeiterabbau durch natürlichen 167 
Abgang, aber höhere Anforderungen an verbleibende Mitarbeiter. 168 
E-A: Das weiß ich aus der eigenen Praxis, die Anforderungen sind sicher enorm gestiegen, die 169 
sind wesentlich höher. 170 
FK: Also die sind generell im größeren Institut höher? 171 
E-A: Ich glaube, dass die teilweise schon auf einem anderen Level waren. Es gibt mehr Spezi-172 
alisierung, es wird mehr verlangt, es gibt weniger die Möglichkeit, Kollegen zu fragen, ich 173 
habe alles zu wissen! 174 
FK: OK, und wie sehen Sie die mangelnde Nachbesetzung, nach dem Motto, die Arbeit wird 175 
dann auf die verbleibenden Leute aufgeteilt, es kommt zu einer Mehrbelastung, ist das auch 176 
ein Thema? 177 
E-A: Die Mehrbelastung ist sicher ein Thema, das spüren wir jeden Tag.  178 
FK: Dann hätte ich noch als Nachteil das Pendeln in die Landeszentralen. 179 
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E-A: Das ist sicher ein Nachteil, denn wenn ich gewohnt bin, ich gehe fünf Minuten zur Arbeit 180 
und bin jetzt zwei Stunden pro Tag am Weg, dann ist das eine Einschränkung der Lebensqua-181 
lität. 182 
FK: Die Rückversetzung in der Hierarchiestufe. 183 
E-A: Ist sicher nicht unproblematisch. Wenn es ein Kollege gewohnt war, in führender Positi-184 
on zu sein und kommt dann in die zweite Reihe, hat das sicher Auswirkungen. 185 
FK: Und dann ist da noch das Thema des Kulturwandels, eine andere Unternehmenskultur, 186 
andere Werte, Normen, Verhaltensstandards. Wie gehen die Mitarbeiter damit um? 187 
E-A: Ich glaube, dass das eine Einstellungssache des Mitarbeiters ist. Der eine Mitarbeiter 188 
kann sich damit schneller identifizieren, weil er sich der Situation einfach anpasst, und es 189 
gibt sicher auch relativ viele, die sich dagegen nach wie vor wehren.  190 
FK: Glauben Sie, dass die Bank oder der direkte Vorgesetzte etwas machen kann und aktiv 191 
daran arbeiten kann? 192 
E-A: Wenn er offen damit umgeht sicher, aber das passiert in den wenigsten Fällen.  193 
FK: OK, dann hätte ich noch zwei Grundaussagen zum Thema Mitarbeiter: Da es gerade im 194 
Verwaltungsbereich zu zahlreichen Nachteilen kommt, sind Austritte wahrscheinlich.  195 
E-A: Sind auch schon passiert, sind wahrscheinlich und kommen vor. 196 
FK: Durch Synergien (z.B. Zusammenlegung von Abteilungen) können diese Austritte aber 197 
kompensiert werden und sind aus betriebswirtschaftlicher Sicht möglicherweise sogar er-198 
wünscht. 199 
E-A: Das glaube ich schon, und ich glaube auch, dass die Bank zentral dazu gedrängt wird. 200 
FK: Sie meinen von einer höheren Instanz, zum Beispiel Zentralinstitut? 201 
E-A: Genau. 202 
FK: Die zweite Aussage ist: Sofern es gelingt, die Mitarbeiter mit Schlüsselqualifikationen in 203 
der Verwaltung sowie die Mitarbeiter am Markt und damit die Schnittstelle zum Kunden in 204 
der Bank zu halten und von einer neuen Unternehmenskultur zu überzeugen, sind keine 205 
nennenswerten Synergieverluste durch die Interessensgruppe Mitarbeiter zu erwarten. 206 
E-A: Wenn das gelingt, bin ich überzeugt davon. Wenn es gelingt! 207 
FK: Wie schätzen Sie das ein? 208 
E-A: Es wird sich in den nächsten zwei bis drei Jahren weisen, glaube ich.  209 
FK: Das kann man also in der frühen Phase noch nicht sagen, das muss ein Ziel sein? 210 
E-A: Das muss ein Ziel sein, und an dem Ziel muss man arbeiten. 211 
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FK: Wie sehen Sie es in der Grundkonzeption. Es gibt zwar Zusammenlegungen, es soll aber 212 
eine gewisse Regionalität vorhanden bleiben und im Verwaltungsbereich kann man viel 213 
kompensieren? 214 
E-A: Wenn das gelingt, dann ja. 215 
 216 
FK: Dann kommen wir zur nächsten Gruppe, und zwar zu den Lieferanten. Zu dieser Gruppe 217 
zählen die Einlagekunden als Kapitallieferanten, die Produktpartner sowie Lieferanten sons-218 
tiger Materialien und Leistungen. Auch hier wurden im Vorfeld zentrale Vor- und Nachteile 219 
erhoben, zu denen ich Sie wieder um einen Kommentar bitte. Vorteile: Erhöhte Sicherheit 220 
für Einlagekunden durch Verbundlösung, im Vergleich dazu, dass der Volksbankensektor 221 
tatsächlich abgewickelt worden wäre. 222 
E-A: Dann auf jeden Fall, denn dann wäre das schlagend geworden.  223 
FK: Ein österreichweiter Vertriebskanal für Produktpartner, nicht mehr Verträge mit jeder 224 
einzelnen Regionalbank. 225 
E-A: Aus Sicht der Vertriebspartner ist es ein Vorteil.  226 
FK: Mögliche Aufträge durch Umbau bzw. Erweiterung der Landeszentralen. 227 
E-A: Das werden natürlich die lokalen Betriebe bei den Landeszentralen sein. 228 
FK: In den Voruntersuchungen wurden für die Interessensgruppe der Lieferanten keine 229 
Nachteile gefunden, sehen Sie welche? 230 
E-A: Ja, auf jeden Fall! Vor allem in der Regionalität. Ich habe meinen Auftrag an den Elekt-231 
romeister von nebenan vergeben, und jetzt wird das zentral gesteuert. Das ist sicher ein 232 
Nachteil am Markt, weil der Kunde fragt, wieso den Auftrag der Elektriker in Salzburg be-233 
kommt. 234 
FK: Sehen Sie das so, dass auch bei handwerklichen Arbeiten in den Filialen keine regionalen 235 
Betriebe zum Zug kommen, oder sehen Sie das eher bei zentralen Einkäufen, von Material 236 
etc.? 237 
E-A: Sowohl als auch. Kopierpapier wurde früher beim Papierfachgeschäft vor Ort gekauft, 238 
das auch Kunde der regionalen Volksbank war.  239 
FK: Also Sie sehen es in beiden Bereichen, also auch im Umbaubereich? 240 
E-A: Überall! 241 
FK: Dann darf ich Sie noch bitten, eine Grundaussage zu beurteilen, und zwar: Vom Stake-242 
holder Lieferanten gehen keine negativen Impulse für das Synergiepotenzial aus. Also, sind 243 
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die Nachteile wirklich so groß und sind die Betroffenen so bedeutend, dass sich das auf das 244 
gesamte Synergiepotenzial auswirken wird? 245 
E-A: So groß glaube ich nicht. Ich glaube, dass das alles sehr regional ist. Regional sehr wohl, 246 
aber das beruhigt sich meistens wieder. Aber dass das wirklich richtige Auswirkungen im 247 
Gesamten hat, das glaube ich nicht.  248 
 249 
FK: Dann kommt der nächste Punkt, also die Regierung, der Sektor Staat und auch die Auf-250 
sichtsbehörden mit Vor- und Nachteilen. Vorteile wären: Wesentlicher Beitrag zur Banken-251 
konsolidierung. 252 
E-A: Das auf jeden Fall. 253 
FK: Höhere Erträge durch größere Einheiten und dadurch Rückführung des Staatskapitals, 254 
keine neuerlichen Staatshilfen nötig. 255 
E-A: Da bin ich mir nicht ganz sicher, ob man dadurch mehr verdient, denn das kostet ja auch 256 
alles etwas, auch die ZO.  257 
FK: Glauben Sie, dass es auch mittelfristig nicht zu höheren Erträgen kommt durch die Fusio-258 
nen? 259 
E-A: Mittelfristig glaube ich schon, weil alles etwas schlanker wird, aber nur mittelfristig. 260 
FK: Es konnten keine wesentlichen Nachteile diese Interessengruppe gefunden werden, fal-261 
len Ihnen welche ein? 262 
E-A: Nein, im Moment eigentlich nicht. 263 
FK: Gut, dann darf ich Sie wieder um die Beurteilung einer Grundaussage bitten: Vom Stake-264 
holder Regierung gehen keine negativen Impulse für das Synergiepotenzial aus. 265 
E-A: Ich glaube nicht. 266 
 267 
FK: Dann kommt die nächste Interessensgruppe, und zwar sind das die Gemeinden, in denen 268 
die Volksbanken tätig sind. Vorteile: Hoffnung auf Standorterhalt bei kleinräumigen Fusio-269 
nen, also in der ersten Phase der Fusionsaktivitäten. War da der Gedankengang in den Ge-270 
meinden vorhanden, wenn das alles in kleinem Rahmen passiert, werden die Filialen wei-271 
testgehend erhalten bleiben? 272 
E-A: So wie das bei uns war schon, weil das da überschaubar war. 273 
FK: Also hat man das gemerkt, bei der ersten kleineren Fusion? 274 
E-A: Bei der ersten kleineren Fusion war das Echo nicht so negativ. Die Kunden haben das 275 
eingesehen.  276 
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FK: Das Geld aus dem Bankverkauf steht der Region zur Verfügung (VB Almtal), sehen Sie das 277 
auch als Vorteil? 278 
E-A: Bedingt, ich sehe da keinen großen Vorteil. 279 
FK: Obwohl das Geld ja grundsätzlich zur regionalen Förderung zur Verfügung stünde? 280 
E-A: Ich glaube, dass das trotzdem eher der falsche Weg war.  281 
FK: Mit welcher Begründung? 282 
E-A: Weil es auf Umwegen trotzdem möglich gewesen wäre, also wenn die Volksbank wei-283 
terbestanden hätte.  284 
FK: Im Vergleich zu einer Fusion, also wenn das Geschäftskapital in eine Volksbank Oberös-285 
terreich geflossen wäre? 286 
E-A: Es ist schwer messbar, ob da wirklich ein essentieller Vorteil entstanden ist, da bin ich 287 
mir nicht sicher. Das müsste man mit Zahlen belegen, das ist so schwierig zu sagen. 288 
FK: Dann haben wir als Vorteil Aufträge an lokale Unternehmen beim Umbau aufgelassener 289 
Standorte. 290 
E-A: Wenn das passiert, dass da regionale zum Zug kommen. Ich bin da eher skeptisch. 291 
FK: Aufstockung der Mitarbeiterzahl in den Landeszentralen. 292 
E-A: Wenn sie aufgestockt werden. Passiert de facto nicht, dass da großartig aufgestockt 293 
wird. 294 
FK: Also es wird durch natürlichen Abgang nivelliert, wenn ich das richtig verstanden habe? 295 
E-A: Genau, ja. 296 
FK: Dann kommen wir noch zu den Nachteilen bei den Gemeinden: Einsparungen bei lokaler 297 
Kultur- und Sportförderung. 298 
E-A: Das passiert auf jeden Fall, weil die regionale Filiale nicht mehr die Handlungsfreiheit 299 
hat, ob sie den Verein mit fünf- oder zehntausend Euro fördert. 300 
FK: Glauben Sie, dass das ganz wegfällt, oder wird es nur reduziert? 301 
E-A: Es wird in erster Linie reduziert, und irgendwann werden gewisse Dinge komplett weg-302 
fallen. 303 
FK: Also Sie glauben schon, dass sich das verschlechtert? 304 
E-A: Das hat sich schon verschlechtert und verschlechtert sich noch weiter. 305 




E-A: Wird nicht ganz wegfallen, weil die Kreditnachfrage nach wie vor da ist. Aber je kompli-308 
zierter das dann ist und je länger es dauert, werden die Kunden dann zu Banken gehen, die 309 
noch vor Ort entscheiden können. 310 
FK: Sofern eine da ist? 311 
E-A: Sofern noch eine da ist. 312 
FK: Also könnte es eventuell zum Verlust dieser regionalen Versorgung kommen, oder sehen 313 
Sie es eher so, dass es durch die Kompetenzzentren weitestgehend abgemildert wird? 314 
E-A: Ich glaube nicht, dass man das hundertprozentig abfangen kann. 315 
FK: Also da sind Verluste erkennbar? 316 
E-A: Ich glaube schon. 317 
FK: Verlust regionaler Arbeitsplätze. 318 
E-A: Auf jeden Fall! 319 
FK: Verlust von Kommunalsteuereinnahmen. 320 
E-A: Mit Sicherheit. 321 
FK: Beeinträchtigung des gesellschaftlichen Lebens, gerade in strukturschwachen Regionen, 322 
wenn die Bank aus dem Ort geht. 323 
E-A: Doch ja, weil die Bank doch gewisse Veranstaltungen gefördert hat. Das ist sicher gege-324 
ben.  325 
FK: Und dann eben auch der Abzug von Personal aus strukturschwachen Regionen. 326 
E-A: Ja. 327 
FK: Dann habe ich auch zu diesem Punkt noch zwei Grundaussagen, die erste wäre: Negative 328 
Aussagen lokaler Politiker oder Vereinsfunktionäre hinsichtlich Filialschließungen oder des 329 
Abzugs von Verwaltungspersonal können das Image der fusionierten Bank beeinträchtigen. 330 
E-A: Das auf jeden Fall. Es gibt Meinungsbildner in jedem Ort, und wenn diese gegen die 331 
Bank negativ eingestellt sind, dann hat das Auswirkungen. 332 
FK: Und das glauben Sie passiert auch? 333 
E-A: Das passiert definitiv. 334 
FK: Die zweite Aussage ist: Über das Konzept der Regionaldirektionen und die weitgehende 335 
Beibehaltung der regionalen Förderung sollte ein gutes Verhältnis zu Gemeinden oder Ver-336 
einen aufrechterhalten werden können. 337 
E-A: Das liegt glaube ich immer am jeweiligen Regionaldirektor und wie dieser das lebt. 338 
FK: Also am Personal, das vor Ort bleibt? 339 
E-A: Auf jeden Fall. 340 
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FK: Also es hat auch eine gewisse Bedeutung, dass man die Leute hält? 341 
E-A: Auf jeden Fall. 342 
FK: OK. In Kombination mit der generell geringen Bereitschaft der Kunden zu einem Bank-343 
wechsel sollten sich die Synergieverluste in Grenzen halten. 344 
E-A: Sollten sich, und ist glaube ich auch so. Vom Gefühl her, ohne dass ich jetzt alle kenne, 345 
die Kunden sind schon treu. Aber jede Treue hat Grenzen. 346 
FK: Glauben Sie, dass in dem Konzept, das schon in Umsetzung ist, diese Treue eher hält, 347 
oder dass sie nachlässt? 348 
E-A: Die Treue wird strapaziert. Durch langsame Entscheidungsprozesse, Auflagen, der regi-349 
onale Ansprechpartner ist nicht mehr da. Sie wird strapaziert. 350 
FK: Muss es so sein, oder kann man es auch anders gestalten? 351 
E-A: Das liegt immer an demjenigen, der vor Ort bleibt, ob sich die Regionen mit demjenigen 352 
identifizieren. Es ist meiner Meinung nach viel persönlich. 353 
 354 
FK: OK, danke. Dann darf ich Sie abschließend noch um die Beurteilung einer zusammenfas-355 
senden Aussage bitten, bzw. um deren Änderung oder Ergänzung: Es ergeben sich durch 356 
Bankenfusionen zwar diverse Nachteile für Teile von Interessensgruppen, die betriebswirt-357 
schaftliche Bedeutung dieser Teile ist aber nicht groß genug, um nennenswerte Synergiever-358 
luste erwarten zu lassen.  359 
E-A: Das sehe ich auch so. Im Großen und Ganzen, glaube ich, ist es einfach notwendig und 360 
unabwendbar. Es muss passieren. Ob es in der Schnelle und Heftigkeit gut ist, das kann ich 361 
momentan nicht beurteilen, das wird die Zeit zeigen. Aber es wird sich generell in Grenzen 362 
halten. Es ist viel Emotion dabei.  363 
FK: Das Volksbankenkonzept lässt vorwiegend Kostensynergien erwarten, ob Impulse am 364 
Markt gesetzt werden können (Kompetenzzentren, Ansprache größerer Geschäftskunden) 365 
bleibt abzuwarten. 366 
E-A: Das ist momentan noch nicht messbar, das ist alles noch zu frisch und man kann mittel-367 
fristig dann beurteilen, ob das Konzept am Papier auch in der Praxis aufgeht. 368 
FK: Glauben Sie, in Bezug auf Marktpotenziale, eher ja oder eher nein? 369 
E-A: Ich bin mir ehrlich gesagt nicht ganz sicher, es gibt Für und Wider. Ich war am Anfang 370 
relativ skeptisch, mittlerweile geht das ein Stück weit in die andere Richtung. Die kleineren 371 
Banken haben auch oft Potenzial liegen lassen, und ich glaube schon, dass in größeren Ban-372 
ken Potenzial eher erkannt wird.  373 
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FK: Dann sage ich an dieser Stelle herzlichen Dank für das aufschlussreiche Gespräch und für 374 
Ihre Zeit.  375 
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XIV.II. Experte B 
FK: Wir starten gleich mit dem Punkt Investoren. In diesem Punkt sollen die Genossenschaf-1 
ter in ihrer Funktion als Kapitalgeber besprochen werden. Sie haben ja eine Doppelfunktion 2 
und in der Funktion als Kunde besprechen wir das später gesondert. Ich werde Ihnen gleich 3 
einige zentrale Vor- und Nachteile für die Genossenschafter aufzählen, die sich aus der bis-4 
herigen Untersuchung ergeben haben, und ich darf Sie dann bitten, mir zu sagen, ob man 5 
das im Wesentlichen bestätigen kann oder ob etwas geändert oder ergänzt werden muss. 6 
Das erste wären eben die Vorteile, und zwar: Es wird weniger Personal benötigt, es werden 7 
weniger Vorstände benötigt, es gibt eine IT-Harmonisierung, wir haben weniger und dafür 8 
größere Filialen mit mehr Expertenwissen, wir haben die Verhinderung einer eventuellen 9 
Nachschussverpflichtung der Genossenschafter durch dieses Fusionsprojekt, welche sonst 10 
eventuell schlagend geworden wäre und wir haben eine Verhinderung der im Nichtfusions-11 
fall drohenden Einstellung der Dienstleistungen durch das Zentralinstitut. Es sind also sehr 12 
viele Punkte, die auf den Kostenaspekt zielen – weniger Mitarbeiter, weniger Vorstände – 13 
und auch ein Stück weit Impulse am Markt setzen sollten, wie diese neuen größeren Filialen. 14 
E-B: Grundsätzlich ist zu sagen, die Themen Synergieeffekte – weniger Personal, Vorstände, 15 
IT-Harmonisierung etc. – haben natürlich etwas für sich und da können entsprechend durch 16 
weniger Aufwände höhere Erträge erzielt werden, die insbesondere auch den Eigentümern 17 
zu Gute kommen in Form von Dividenden und in der Form, dass man es verhindert, dass eine 18 
Nachschusspflicht über die Bühne gehen muss, andererseits ist es so, dass, glaube ich, ganz 19 
wesentlich ist, dass man im Vorfeld die Eigentümer ganz bewusst mit ins Boot nimmt, sprich 20 
entsprechend informiert und sie abstimmen lässt, mit genug Know-How, dass sie sich nicht 21 
überrumpelt fühlen. 22 
FK: OK, das leitet uns eigentlich auch gleich über zu den Nachteilen, als Nachteile wurden 23 
festgestellt: Die kleineren Fusionsbanken verlieren Einfluss, die finanzielle Entschädigung für 24 
die Einbringung des Geschäftsbetriebs erscheint dort oft –  bei den kleineren Banken – als 25 
mangelhaft, die Banken entfernen sich ein Stück weit weiter von ihren Mitgliedern, und – 26 
das von Ihnen gerade angesprochene Thema – die Fusionen waren oft nicht freiwillig, also 27 
auch das wurde als nachteilig herausgearbeitet. 28 
E-B: Ich glaube für alle Betroffenen, die möglicherweise im Nachgang noch folgen werden, 29 
ist ganz entscheidend, wie ich zuerst schon gesagt habe, der Informationsfluss, und die Fusi-30 
onen müssen, wie Sie schon gesagt haben, unbedingt auf freiwilliger Basis erfolgen, damit 31 
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sie tatsächlich erfolgreich sein können. Gegenseitiges Vertrauen der Fusionspartner bzw. 32 
nicht nur der Fusionspartner sondern auch auf die Eigentümer bezogen, auf die Kunden be-33 
zogen, auf alle Beteiligten, und auch eine entsprechend hohe Wertschätzung. 34 
FK: OK, danke. Ich habe dann noch eine Grundaussage zum Thema Investoren, die ich Sie 35 
ebenso wieder bitten würde zu kommentieren, und zwar: Für die Investoren entsteht eine 36 
Reihe finanzieller Vorteile, die durch Nachteile wie Kontrollverlust oder anfängliche Fusions-37 
kosten kaum negativ beeinflusst werden sollten. Ich meine jetzt rein im betriebswirtschaftli-38 
chen Sinne in Form von Gewinnen und Synergienhebungen. Wie würden Sie das beurteilen? 39 
E-B: Naja, es ist einmal so, dass eine Fusion grundsätzlich Kosten verursacht. 40 
FK: Natürlich. 41 
E-B: Es wird einen gewissen Zeitraum brauchen, um diese Synergieeffekte heben zu können, 42 
und zu der Zeit, wo die Synergieeffekte entsprechend gehoben wurden, profitiert der Inves-43 
tor. Aber es ist auch so, dass der Investor in der Regel speziell bei kleinen oder mittleren Ge-44 
nossenschaften sehr oft nur begrenzte Mittel eingezahlt hat und nicht extrem hohe Mittel – 45 
das Genossenschaftskapital soll ja grundsätzlich auf Dauer zur Verfügung stehen – und der 46 
Investor eigentlich nicht nur rein auf die Erzielung von Dividenden abzielen sollte, sondern 47 
auch auf den Förderungsauftrag der schon mehr als 100 Jahre in den Genossenschaften ver-48 
ankert ist, nämlich der Förderung der Mitglieder, Selbstverantwortung, Selbstverwaltung. 49 
FK: Dann hätte ich noch eine zweite Aussage eben zu den Investoren, nämlich, dass der 50 
Zwang zu den Fusionen zwar kritisch zu sehen ist, aber es dennoch so ist, dass die Genossen-51 
schafter ein sehr geringes Partizipationsinteresse zeigen, ich sage jetzt mal, es geht ja nur ein 52 
Bruchteil dieser Genossenschafter am Ende auch zu den Abstimmungen, und aufgrund die-53 
ses Partizipationsinteresses und vielleicht auch dieses geringen allgemeinen Interesses, dass 54 
man dann sagt, diese Fusionen werden den Genossenschafter eher nicht dazu bewegen, 55 
dass er jetzt wirklich aus der Genossenschaft aussteigt oder auch das Geschäftskapital ab-56 
zieht. 57 
E-B: Durch die breite Streuung von Genossenschaftskapital auf viele Mitglieder ist es sicher-58 
lich genau so wie Sie gesagt haben, dass die Mitglieder nur in begrenzter Anzahl zu den Ge-59 
neralversammlungen kommen, es sind meistens jene Mitglieder, die sich sehr gut mit der 60 
Genossenschaft identifizieren können, und hier ist es sicher nicht das große Thema, wenn 61 




FK: Gut, dann kommen wir auch gleich zur Gruppe Kunden, und auch in dem Teilbereich 64 
wurden bereits zentrale Vor- und Nachteile erhoben. Könnten Sie bitte wieder bestätigen 65 
bzw. ändern und ergänzen, was an den folgenden Aussagen zu den Vorteilen vielleicht aus 66 
Ihrer Sicht anders ist.  67 
E-B: Naja, wie ich gerade gesagt habe, nachdem auch bei den Investoren das sehr oft auf 68 
eine breite Masse abzielt, ist es auch bei den Kunden oft so, dass es sehr oft keine Unter-69 
scheidung gibt zwischen Investoren, bin ich Mitglied oder bin ich nur Kunde, weil die Mit-70 
gliedschaft ist irgendwann gemacht worden, der Kunde ist irgendwann beigetreten und für 71 
den ist das eine Selbstverständlichkeit, dass er als Kunde Mitglied ist.  72 
FK: Gut, aber nehmen wir sonst diese Aussagen, diese Vorteile, ich lese Ihnen gleich eine 73 
Reihe von Vorteilen vor, die sich jetzt wirklich auf den Kunden als Kunden beziehen, also 74 
jetzt ohne Genossenschafts- und Beteiligungshintergrund, sondern wirklich der Bankkunde, 75 
der Volksbankkunde. Und zwar hätten wir hier als Vorteile: Eine umfassendere Betreuung 76 
durch Spezialisten an größeren Standorten, die Ansprache größerer Firmenkunden – also 77 
man wird Partner für Kunden, die man sonst nicht hätte betreuen können, weil man einfach 78 
zu wenig Eigenkapital hat für bestimmte Großkredite, man kann intern gewonnene Syner-79 
gien – was man sich in den Fachabteilungen einspart, oder Teile davon – am Markt einset-80 
zen, im Kundenkontakt, in der Kundenbetreuung, und man hat ein flächendeckendes Filial-81 
netz pro Bundesland. 82 
E-B: Grundsätzlich lässt sich das bejahen. Natürlich wird es immer eine kleine Randgruppe 83 
geben, die sich vielleicht nicht mehr so gut betreut fühlt, das kann ohne Weiteres passieren, 84 
weil sie vielleicht auch nicht mehr so IT-affin sind und die Standorte vor Ort, die möglicher-85 
weise nicht mehr vorhanden sind, sehr geschätzt haben, allerdings primär wird das in Kun-86 
denvorteilen enden. 87 
FK: Danke, da ist jetzt sehr viel von der nächsten Frage zu den Nachteilen schon enthalten, 88 
hier ist erhoben worden: Der Kunde wird weitere Wege bis zur nächsten Filiale haben, wir 89 
haben ein Stück weit einen Verlust der persönlichen Kenntnis des Kunden bei Kreditent-90 
scheidungen, und es wird laut Aussagen von Generaldirektor Fleischmann ein verringertes 91 
Produktangebot in den Volksbanken geben. Das wären Nachteile, können Sie diese bestäti-92 
gen, ergänzen, ändern? 93 
E-B: Das kann ich nicht hundertprozentig nachvollziehen, das ist nur der Verlust der Kennt-94 
nisse über den Kunden, das passiert nur dann, wenn ich andere Mitarbeiter auf den besag-95 
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ten Stellen einsetze, weil das implizite Wissen der Mitarbeiter, das bleibt ja nach wie vor 96 
vorhanden, wenn sie für den Markt verantwortlich sind. 97 
FK: Sie sehen das auch als zentralen Punkt, dass hier die Mitarbeiter an den Standorten blei-98 
ben, also die gewohnten Mitarbeiter? 99 
E-B: Das ist meiner Meinung nach eine der Grundvoraussetzungen in der Kundenbetreuung. 100 
FK: Wir werden da im nächsten Bereich, eben beim Mitarbeiter nochmal dazu kommen. 101 
E-B: Zur Verringerung des Produktportfolios möchte ich auch nochmal kurz etwas sagen. 102 
FK: Ja. 103 
E-B: Und zwar, ich glaube, durch diese Vielfalt, die sich in den letzten Jahren an Bankproduk-104 
ten entwickelt hat, ist es gar nicht negativ zu sehen, wenn man einmal dieses Riesenportfolio 105 
etwas einschränkt, weil der Kunde ist teilweise sogar überfordert, glaube ich, mit diesen 106 
ganzen Produkten. 107 
FK: Gut dann hätte ich wieder zwei Grundaussagen zum Thema Kunden, zum einen: Die Fili-108 
alstruktur wäre in vielen Banken wohl auch ohne Fusionshintergrund überdacht worden, 109 
außerdem haben sich der Regionalitäts- und der Mobilitätsbegriff in den letzten Jahrzehnten 110 
stark verändert, sodass sich durch Filialzusammenlegungen nur für eine kleine Gruppe von 111 
wenig mobilen Kunden ein wesentlicher Nachteil ergibt. 112 
E-B: Das ist korrekt, das ist absolut zu unterschreiben. 113 
FK: Dann hätte ich als zweite Aussage, die Sie eigentlich schon ein Bisschen vorweggenom-114 
men haben: Sofern es gelingt, auch bei Anpassungen im Filialnetz die Präsenz in den Regio-115 
nen mit dem gewohnten Beratungspersonal zu erhalten, sind kaum Auswirkungen auf das 116 
Synergiepotenzial zu erwarten. Die ertragsbringenden Kundengruppen können gehalten und 117 
vielleicht auch erweitert werden. 118 
E-B: Das ist sicher genau das Thema. Der Ansprechpartner sollte derselbe bleiben und hin-119 
sichtlich Mobilität ist es auch unwesentlich, ob jetzt der Bankberater zum Kunden geht oder 120 
der Kunde zum Bankberater. 121 
FK: Bzw. auch die Filiale auch etwas weiter weg ist. 122 
 123 
FK: Gut, dann kommen wir zur nächsten Gruppe, und das sind die Mitarbeiter. Auch hier gibt 124 
es wieder einige Vor- und Nachteile die ich Ihnen gleich vorlesen werde und zu denen ich Sie 125 
dann auch wieder um eine Stellungnahme bitte. Zunächst einmal die Vorteile, also die Vor-126 
teile einer Fusion: Die Gefahr des Verlusts des Arbeitsplatzes bei Nichtfusion wird abgewen-127 
det, wenn man jetzt unterstellen würde, der Volksbankensektor wäre dann möglicherweise 128 
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in dieser Form nicht mehr vorhanden, und was auch noch im einen oder anderen Artikel 129 
gesagt wurde, mehr Aufgaben und Aufstiegsmöglichkeiten für Mitarbeiter in den Landes-130 
zentralen.  131 
E-B: Das ist einmal grundsätzlich korrekt, allerdings muss ich da noch einmal dazu sagen, wie 132 
ganz am Anfang meines Statements, das passiert dann in der Regel, wenn man hohes Ver-133 
trauen und hohe Wertschätzung gegenüber den Partnern hat. 134 
FK: Dann hätten wir Nachteile: Ein anderer Dienstort bei Filialzusammenlegungen, also für 135 
Marktmitarbeiter. 136 
E-B: Klar, das kann passieren. 137 
FK: Weniger Mitarbeiter im Verwaltungsbereich notwendig, durch Synergien in den Abtei-138 
lungen. 139 
E-B: Das ist im Endeffekt ein Sinn davon, von den Fusionen. 140 
FK: Mitarbeiterabbau durch natürlichen Abgang, aber im gleichen Zuge möglicherweise auch 141 
höhere Anforderungen an verbleibende Mitarbeiter, die einfach mehr Aufgaben zugeteilt 142 
bekommen. 143 
E-B: Höhere Anforderungen müssen grundsätzlich überhaupt nicht negativ sein, der Mitar-144 
beiter hat die Chance, dass er sich weiterentwickelt und möglicherweise in einem größeren 145 
Unternehmen eine höhere Position irgendwann einnehmen kann.  146 
FK: Halten Sie es auch für wahrscheinlich, dass man jetzt sagt, es wird ein Mitarbeiter einge-147 
spart, die Aufgaben dieses Mitarbeiters muss vielleicht ein anderer mitübernehmen, und 148 
dass sich das dann auch zu zusätzlichem Stress und Überforderung entwickeln kann. 149 
E-B: Das kann passieren, das kommt immer darauf an, wie man mit den Mitarbeitern grund-150 
sätzlich umgeht.  151 
FK: Halten Sie es für wahrscheinlich in diesem Fusionskonzept? 152 
E-B: Das kommt darauf an, unter welchem Druck die Fusionen passieren. 153 
FK: Konkret in den Volksbanken? 154 
E-B: Könnte es ohne Weiteres passieren, weil hier wurde meines Wissens relativ hoher Druck 155 
ausgeübt. 156 
FK: Ein weiterer Nachteil wäre das Pendeln in die Landeszentralen. 157 
E-B: In der heutigen Zeit kann man nicht davon ausgehen, dass ich mit 15 oder 20 Jahren in 158 
ein Unternehmen eintrete, das vor Ort ist, und bis zur Pension dort arbeite. Ich glaube eine 159 
gewisse Flexibilität darf man jedermann schon zumuten. 160 
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FK: Und auch noch als Nachteil herausgekommen sind eine Rückversetzung in der Hierar-161 
chiestufe für viele Mitarbeiter und genauso ein Kulturwandel.  162 
E-B: Das kann natürlich zu einem Problem führen, selbstverständlich, das liegt immer an dem 163 
einzelnen Mitarbeiter, auch an der Kommunikation, wie man das macht, und natürlich wie 164 
der Mitarbeiter das persönlich auffasst, ob er persönlich damit umgehen kann, oder nicht. 165 
Das kann man nur individuell behandeln. Da möchte ich keine Generalaussage dazu machen. 166 
FK: Gut, dann hätte ich auch für die Gruppe der Mitarbeiter wieder zwei Grundaussagen, wo 167 
ich Sie um ihren Kommentar bitte, die erste wäre: Da es gerade im Verwaltungsbereich zu 168 
zahlreichen Nachteilen kommt, sind auch Austritte wahrscheinlich. Durch Synergien (z.B. die 169 
Zusammenlegung von Abteilungen) können diese Austritte aber kompensiert werden und 170 
sind aus betriebswirtschaftlicher Sicht, also aus Sicht der Bank möglicherweise sogar er-171 
wünscht, in gewissem Ausmaß. 172 
E-B: Das ist sicher korrekt, weil einer der Gründe für Fusionen ist ja eine schlankere Verwal-173 
tungsstruktur verbunden mit weniger Mitarbeitern.  174 
FK: Sie glauben auch, dass es zu Austritten kommen wird, im Zuge der Nachteile, ich spreche 175 
jetzt vom Pendeln, Hierarchiestufen, was wir eben vorhin besprochen haben? 176 
E-B: Ganz bestimmt, weil das ein menschlicher Faktor ist. 177 
FK: OK, die zweite Aussage ist: Sofern es gelingt, die Mitarbeiter mit Schlüsselqualifikationen 178 
in der Verwaltung sowie die Mitarbeiter am Markt und damit die Schnittstelle zum Kunden 179 
in der Bank zu halten und von einer neuen Unternehmenskultur zu überzeugen, sind keine 180 
nennenswerten Synergieverluste durch die Interessensgruppe Mitarbeiter zu erwarten. 181 
E-B: Das würde ich unterschreiben, das ist korrekt. 182 
 183 
FK: Danke, und damit sind wir auch schon bei der vierten Interessensgruppe, nämlich der der 184 
Lieferanten. Zu dieser Gruppe zählen, das muss man glaube ich auch dazusagen, die Einlage-185 
kunden als Kapitallieferanten, die Produktpartner, im Volksbankensektor die Teambank, 186 
Bausparkasse, sowie die Lieferanten sonstiger Materialen und Leistungen, beispielsweise 187 
Büromaterial. Auch hier wurden im Vorfeld zentrale Vor- und Nachteile erhoben, und die 188 
möchte ich Ihnen hier wieder kurz vorlesen, und zwar Vorteile wären: Erhöhte Sicherheit für 189 
Einlagekunden durch die Verbundlösung. 190 
E-B: Eine ganz klare Aussage, das stimmt. 191 
FK: Ein österreichweiter Vertriebskanal für Produktpartner, also nicht mehr so stark regional 192 
bezogen sondern wirklich in jeder Volksbank. 193 
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E-B: Ja. Es wird sogar für die Produktpartner einfacher dadurch, und möglicherweise schlägt 194 
sich das auch in entsprechenden Erträgen nieder, weil die Produktpartner mehr ausschütten 195 
können. 196 
FK: Also eigentlich ein Vorteil für beide, für Banken und Produktpartner. Und mögliche Auf-197 
träge für Unternehmer durch Umbau bzw. Erweiterung der Landeszentralen. 198 
E-B: Das kann ohne Weiteres passieren, warum auch nicht. Wenn man die gesamte Kunden-199 
schicht anschaut und die Auftragsvergabe entsprechend loyal macht.  200 
FK: Es wurden in der Auswertung keine kompletten Nachteile für die Interessensgruppe der 201 
Lieferanten gefunden, sehen Sie welche? 202 
E-B: Wenn man sie fair behandelt, sehe ich absolut keine Nachteile. Das wichtigste ist sicher-203 
lich bei Produktpartnern oder Materialienlieferanten speziell die Fairness. 204 
FK: Wie konkretisiert sich das, die Fairness? 205 
E-B: Wenn ich einen Lieferanten habe, mit dem eine ehemalige Volksbank lange zusammen-206 
gearbeitet hat, guten Kontakt hat, auch entsprechend verdient hat, dann sollte man die Be-207 
ziehung zu diesem grundsätzlich meiner Meinung nach aufrechterhalten. Und wenn man das 208 
tut, wird es da keine Probleme geben. 209 
FK: Danke. Und dann noch eine Grundaussage zu den Lieferanten: Vom Stakeholder Liefe-210 
ranten gehen keine negativen Impulse für das Synergiepotenzial aus. Kann man das so se-211 
hen? 212 
E-B: Ja, absolut, das passt. 213 
FK: Danke, dann kommen wir zum vorletzten Punkt, und zwar zum Staat, zur Regierung. Zu 214 
dieser Gruppe zählen die Republik Österreich sowie die Aufsichtsbehörden. Vorteile wurden 215 
hier erhoben und zwar in dem Sinn, also für die Regierung als Vorteil, dass ein wesentlicher 216 
Beitrag zur Bankenkonsolidierung geleistet wird, durch die Fusionen. 217 
E-B: Natürlich. 218 
FK: Dass höhere Erträge durch die größeren Bankeinheiten zu erwarten sind und dass 219 
dadurch die Rückführung des Staatskapitals mehr oder minder gewährleistet ist. 220 
E-B: Das sollte das Ziel sein, ja. Klarerweise. 221 
FK: Und, dass keine neuerlichen Staatshilfen nötig sind. 222 
E-B: Das ist natürlich ebenfalls ein Metaziel. 223 
FK: Gut. Wie gesagt, es wurden in den vorherigen Recherchen keine Nachteile für den Sektor 224 
Staat aus dem Fusionsprojekt der Volksbanken gefunden, würden Sie das bestätigen? 225 
E-B: Ich sehe an und für sich auch keine Nachteile. 226 
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FK: Sehen Sie nicht, OK. Gut, dann hat sich damit eigentlich auch diese Grundaussage schon 227 
beantwortet: Vom Stakeholder Regierung gehen keine negativen Impulse für das Synergie-228 
potenzial der Volksbankfusionen aus. 229 
 230 
FK: Gut, dann kommen wir zur letzten Gruppe, und das sind die Gemeinden, das ist die Regi-231 
on. Auch hier wurden im Vorfeld zentrale Vor- und Nachteile erhoben, die ich Sie wieder 232 
bitte zu bestätigen bzw. zu ergänzen. Und zwar haben wir bei den Vorteilen für eine Ge-233 
meinde durch eine Fusion: Die Hoffnung auf den Standorterhalt insbesondere in der Phase 234 
der kleinräumigen Fusionen, also noch nicht 9+3 sondern aus dem Schladminger Modell her-235 
aus. 236 
E-B: Das passt, das ist korrekt. 237 
FK: Dann haben wir einen Sonderfall, nämlich das Geld aus dem Bankverkauf, das hat in die-238 
sem Sinn eigentlich nur eine Volksbank gemacht, nämlich die Volksbank Almtal, dieses Geld 239 
steht dann der Region für regionale Projekte zur Verfügung. 240 
E-B: Das ist natürlich eine schöne Sache für die Region.  241 
FK: Es kann Aufträge an lokale Unternehmen beim Umbau zum Beispiel aufgelassener 242 
Standorte geben. 243 
E-B: Natürlich. 244 
FK: Und, was auch als Vorteil herausgekommen wäre, die Aufstockung der Mitarbeiterzahl in 245 
den Landeszentralen, also für die jeweilige Stadt oder Gemeinde, wo diese Landeszentrale 246 
sitzt. 247 
E-B: Das ist auch korrekt, ja. 248 
FK: Gut, und bei den Nachteilen hätten wir: Einsparungen bei lokaler Kultur- und Sportförde-249 
rung. 250 
E-B: Das kann passieren. 251 
FK: Der Verlust der regionalen Kapitalversorgung. 252 
E-B: Das sollte einmal grundsätzlich nicht passieren. Möglich wäre es, aber das hängt auch 253 
wieder sehr stark damit zusammen, welche Mitarbeiter vor Ort sind, und wenn die den 254 
Markt kennen, dann werden sie auch wissen, wen sie mit Kapital versorgen dürfen. 255 
FK: Der Verlust von Arbeitsplätzen in der Region. 256 
E-B: Das ist natürlich ein Thema, weil es wird sicherlich bei jeder Fusion Mitarbeiter geben, 257 
die pendeln müssen, oder eben der eine oder andere, der eben dann nicht mehr in dem Be-258 
trieb tätig ist, durch die Fusion, das ist so. 259 
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FK: Verlust der finanziellen Nahversorgung. 260 
E-B: Ja, das kann natürlich auch passieren, speziell in Kleinstorten, wo Kleinstfilialen mög-261 
licherweise bisher tätig waren, allerdings hat jedes Unternehmen die Pflicht zu hinterfragen, 262 
kann sich eine Filiale tragen, egal wie groß sie ist. Wenn sich eine Filiale wirtschaftlich nicht 263 
trägt, dann kann man sie auch nicht aufrechterhalten. Dann muss man die Region bei der 264 
Geldversorgung erweitern. 265 
FK: Also das würde dann auch in diese Richtung gehen, dass diese Filiale vielleicht auch ohne 266 
Fusionshintergrund geschlossen worden wäre. 267 
E-B: Ohne Weiteres möglich. 268 
FK: Und dass die Fusion das vielleicht auch beschleunigt hat. 269 
E-B: Natürlich, ja. 270 
FK: Dann der Verlust von Kommunalsteuereinnahmen, wenn weniger Mitarbeiter vor Ort 271 
sind. 272 
E-B: Ja, natürlich. 273 
FK: Die Beeinträchtigung des gesellschaftlichen Lebens, ist auch herausgekommen, gerade 274 
wenn in kleineren Orten auch die Bank geschlossen wird. 275 
E-B: Das kann natürlich auch ein Thema sein. 276 
FK: Der Abzug von Personal aus ohnehin schon strukturschwachen Regionen. 277 
E-B: Geht mit Schließungen einher. 278 
FK: Gut, dann gibt es noch zwei Grundaussagen im Zusammenhang mit den Gemeinden, 279 
dabei ist die erste: Negative Aussagen lokaler Politiker oder Vereinsfunktionäre hinsichtlich 280 
Filialschließungen oder des Abzugs von Verwaltungspersonal können das Image der fusio-281 
nierten Bank beeinträchtigen. 282 
E-B: Langfristig glaube ich nicht, kurzfristig möglicherweise. 283 
FK: Und die zweite Aussage ist: Über das Konzept der Regionaldirektionen und die Beibehal-284 
tung der regionalen Förderung sollte ein gutes Verhältnis zu Gemeinden und Vereinen auf-285 
rechterhalten werden können.  286 
E-B: Das würde so passen, Voraussetzung ist natürlich, dass man ein entsprechendes Budget 287 
dafür hat. 288 
FK: Und in Kombination mit der generell geringen Bereitschaft der Kunden zu einem Bank-289 
wechsel sollten sich die Synergieverluste in Grenzen halten, auch wenn die Gemeinden hier 290 
auch einige Nachteile hinnehmen müssen. 291 




FK: OK, dann wären wir mit dieser Struktur, also mit diesen sechs Stakeholdern an sich fertig. 294 
Abschließend darf ich Sie noch um die Beurteilung einer zusammenfassen Aussage bitten, 295 
bzw. um deren Änderung oder Ergänzung. Diese lautet: Es ergeben sich durch Bankenfusio-296 
nen zwar diverse Nachteile für Teile von Interessensgruppen, die betriebswirtschaftliche 297 
Bedeutung dieser Teile ist aber nicht groß genug, um nennenswerte Synergieverluste erwar-298 
ten zu lassen. Das Volksbankenkonzept lässt vorwiegend Kostensynergien erwarten, ob Im-299 
pulse am Markt gesetzt werden können (Kompetenzzentren, Ansprache größerer Geschäfts-300 
kunden) bleibt abzuwarten. 301 
E-B: Ist absolut korrekt. 302 
FK: Irgendwelche Ergänzungen, Änderungen? 303 
E-B: Mit dem kann ich so leben. 304 
FK: Haben Sie sonst noch irgendwelche Gedanken oder Ideen, die jetzt nicht vorgekommen 305 
sind, die Sie noch einbringen möchten in das Thema? 306 
E-B: Im Prinzip ist alles vorgekommen. Die drei Grundpfeiler, die ich anfangs schon genannt 307 
habe, könnte ich noch einmal wiederholen. Das ist wirklich Wertschätzung, Vertrauen und 308 
Freiwilligkeit für eine Fusion, dann kann Sie auch funktionieren. 309 
FK: Ganz herzlichen Dank für das wirklich sehr aufschlussreiche Gespräch und für Ihre Zeit. 310 
E-B: Bitte schön, gerne. 311 
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XIV.III. Experte C 
FK: Dann starten wir gleich mit der Gruppe der Investoren. In dieser sollen die Genossen-1 
schafter, also die Investoren wirklich in ihrer Funktion als Kapitalgeber besprochen werden, 2 
die an der Rentabilität ihres Investments interessiert sind. In der Form als Kunde werden sie 3 
später noch gesondert besprochen. Ich werde Ihnen gleich einige zentrale Vor- und Nachtei-4 
le für die Genossenschafter, eben in der Form als Kapitalgeber aufzählen, die sich aus der 5 
bisherigen Untersuchung ergeben haben. Und ich darf Sie bitten, diese entweder zu bestäti-6 
gen oder zu sagen, ob Sie etwas daran ändern oder ergänzen würden. Wir fangen gleich bei 7 
den Vorteilen an. Zunächst sind da einmal Kostenvorteile: Weniger Personal, weniger Vor-8 
stände in den verschiedenen Regionalbanken, eine IT-Harmonisierung, also gleiche EDV-9 
Systeme, weniger und dafür größere Filialen mit entsprechendem Expertenwissen, die Ver-10 
hinderung einer Nachschussverpflichtung der Genossenschafter, die damals ja im Raum ge-11 
standen ist und ebenso die Gefahr der im Nichtfusionsfall drohenden Einstellung der Dienst-12 
leistungen durch das Zentralinstitut. 13 
E-C: Also dem kann man zustimmen. Das sind alles Punkte, die durchaus zutreffen. Einspar-14 
potenziale durch die Synergieeffekte, aus Sicht der Investoren höhere Chancen, dass man 15 
eine Dividende bekommt. 16 
FK: Also einfach eine Wertsteigerung des Investments. 17 
E-C: Genau. 18 
FK: Beziehungsweise dann auch entsprechend höhere jährliche Renditen. OK. Als Nachteile 19 
sind ermittelt worden, für die Investoren, dass die kleineren Fusionspartner an Einfluss ver-20 
lieren, damit auch die Genossenschafter, dass die finanzielle Entschädigung für die Einbrin-21 
gung des Geschäftsbetriebs oft mangelhaft erscheint, also man bekommt einen kleinen An-22 
teil an einer großen Bank, und bringt aber doch sehr viel Eigenkapital aus der eigenen Bank 23 
da hinein. 24 
E-C: Aus den Fusionsbanken? 25 
FK: Aus den Fusionsbanken! 26 
E-C: Natürlich. Der Einfluss sinkt natürlich, für jeden einzelnen Genossenschafter. 27 
FK: Also der Einfluss sinkt, OK. Und, die Banken entfernen sich von ihren Mitgliedern, sehen 28 
Sie das auch so? 29 
E-C: Das sehe ich in unserem speziellen Aspekt nicht so, weil hier wieder vermehrt die Mit-30 
gliederversammlungen stattfinden, was es früher nicht gegeben hat, hier in diesem Bereich. 31 
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Aber natürlich ist man da ein ganz kleines von ganz vielen, und früher ist man doch mehr 32 
gewesen als ein einzelnes Mitglied. Durch die große Anzahl an vorhandenen Genossenschaf-33 
tern, und du bist halt einer von, ich weiß nicht wie viele wir haben, zwanzig-, dreißigtausend, 34 
und früher bist du halt einer gewesen von zwei- bis dreitausend.  35 
FK: Aber, weil Sie es gerade angesprochen haben, Sie sehen es schon so, dass regional da 36 
noch die Aktivität gesetzt wird, und dass man sagt, man gibt dem Mitglied auch regional, Sie 37 
haben gesagt Mitgliederversammlung, das Gefühl, die Bank ist schon da und nicht so weit 38 
entfernt? 39 
E-C: Genau, sehr gut. 40 
FK: Also das wird schon gemacht. Und Sie glauben auch, dass das in anderen Regionen so 41 
gemacht wird? 42 
E-C: Ja. 43 
FK: Ok, und dann haben wir noch einen Punkt bei den Nachteilen: Die Fusionen waren oft 44 
nicht freiwillig. 45 
E-C: Ja, stimmt. 46 
FK: Und glauben Sie auch, dass das Mitglied das wahrnimmt und als nachteilig empfindet? 47 
E-C: Nachdem ich da diverse Diskussionen miterlebt habe, gehe ich durchaus davon aus, dass 48 
das nicht von allen so positiv angenommen worden ist. 49 
FK: Und wenn Sie jetzt die Gesamtheit der Mitglieder nehmen, glauben Sie ist es ein sehr 50 
großer oder eher ein kleinerer Teil, der das wirklich als stark nachteilig empfindet, oder ist es 51 
auch ein großer Teil, dem es egal ist? 52 
E-C: Dem größten Teil ist es egal. Und es ist ein ganz minimaler Teil, der sich eben dafür inte-53 
ressiert, seine Interessen eben bei Genossenschaftsversammlungen kund zu tun. Es ist ein 54 
ganz minimaler Teil, aber natürlich hat es welche betroffen. 55 
FK: OK. Das wären einmal die Vor- und Nachteile. Ich hätte dann auch zum Teilbereich Inves-56 
toren zwei Grundaussagen, bei denen ich Sie um eine entsprechende Kommentierung bitte, 57 
und zwar ist die erste: Für die Investoren entsteht eine Reihe finanzieller Vorteile, die durch 58 
Nachteile wie den Kontrollverlust oder anfängliche Fusionskosten kaum negativ beeinflusst 59 
werden sollten.  60 
E-C: Kann man so sagen, ja. 61 
FK: Sehen Sie auch so. Die zweite Aussage ist: Der Zwang zu den Fusionen ist zwar kritisch zu 62 
sehen, wird die Genossenschafter aber nicht zuletzt wegen des geringen Partizipationsinte-63 
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resses bei den Abstimmungen wohl kaum zum Ausstieg bzw. zum Abzug von Geschäftsan-64 
teilskapital bewegen. 65 
E-C: Dem kann ich auch zustimmen. Das ist, gerade was unseren Bereich betrifft, nicht wirk-66 
lich aufgefallen, dass da Abfluss stattgefunden hätte. 67 
FK: Also Sie sehen es eher als eine kleinere Gruppe, die sich eben sehr engagiert und bei der 68 
vielleicht die Gefahr des Abflusses besteht, aber wenn ich das jetzt richtig verstanden habe, 69 
es hat eigentlich kaum Abflüsse gegeben, auch von den kritischen Mitgliedern? 70 
E-C: Ja. 71 
 72 
FK: OK. Danke, das wäre der Bereich Investoren, und jetzt kommen wir zum Kunden, nicht 73 
als Kapitalgeber sondern als Betreuungskunde. Auch in diesem Teilbereich wurden zentrale 74 
Vor- und Nachteile erhoben, und ich bitte Sie da auch wieder um entsprechende Kommen-75 
tierung. Also Vorteile für Kunden wären: Eine umfassendere Betreuung durch Spezialisten an 76 
größeren Standorten. 77 
E-C: Wenn das Konzept durchgezogen wird, ja. In Kleinstfilialen, wie wir sie auch gehabt ha-78 
ben, ist eben die Beratung nicht möglich. Wenn ich zwei Personen habe, das Spektrum ist so 79 
breit, an Bankdienstleistungen, das ist nicht abzudecken. Wenn ich einen Standort habe, an 80 
dem zehn Personen arbeiten, dann kann ich das ein Bisschen aufteilen, das ist durchaus 81 
möglich.  82 
FK: Also Sie sehen dieses Konzept der Filialzusammenlegungen eher als richtigen Schritt oder 83 
als falschen? 84 
E-C: Als richtigen Schritt. 85 
FK: Als richtigen Schritt zur Hebung der Qualität. 86 
E-C: Genau. 87 
FK: OK. Als weiteren Vorteil könnte man sehen, dass die Ansprache größerer Firmenkunden 88 
durch breitere Eigenkapitalbasis möglich ist, was vorher in den sehr kleinen Volksbanken 89 
durch das eben geringe Eigenkapital, geringe Einzelhöchstkreditgrenze nicht möglich war. 90 
E-C: Die Chance ist natürlich auch da. 91 
FK: Wie bewerten Sie diese Chance, kann das gelingen. Ist da das Know-How da, ich meine 92 
jetzt auch auf Mitarbeiterseite das Know-How, um da wirklich größere Kunden zu betreuen? 93 
E-C: Glaube ich schon, das Know-How ist durchaus da. Natürlich muss man sich da auch um-94 
stellen, wenn du zuerst nur kleine betreut hast und dann versuchst, größere ins Boot zu ho-95 
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len, da gibt es aber die Zusammenarbeit mit der DZ-Bank, die sich darauf spezialisiert hat, 96 
also ich glaube durchaus, dass wir da Chancen haben. 97 
FK: Also Sie bauen da Know-How auf und Sie sehen diese Chance, um das zusammenzufas-98 
sen. 99 
FK: Ok, und dann ist da noch der Punkt, dass intern gewonnene Synergien auch Mitarbeiter 100 
für die Beratung freischaufeln können, also Sie haben in größeren Standorten einfach weni-101 
ger Verwaltungsaufwand, den Sie in Beratung investieren können. 102 
E-C: Das sollte so sein, ist derzeit nicht so, nachdem immer mehr Regularien dazukommen, 103 
ist der Verwaltungsaufwand auch in den größeren Filialen schon relativ umfangreich, und da 104 
sehe ich derzeit keine Besserung. Das hat aber nichts mit den Fusionen zu tun, sondern das 105 
ist generell ein Bankenproblem. Ansonsten, wenn jede kleine Bank irgendwie Revision und 106 
alles vorhalten müsste, da hast du schon wieder mehr Zeit den Kunden und für den Markt, 107 
der auch das Geschäft bringt. 108 
FK: Also wäre das praktisch, wenn man in der Kleinheit geblieben wäre, vielleicht sogar noch 109 
schlimmer, weil ja dann auch die Regularien dazukommen, und möglicherweise dann sogar 110 
weniger Zeit für den Markt frei wäre. 111 
E-C: Genau, eher so, dass bei denen, die nicht fusioniert haben, dann noch viel weniger Zeit 112 
übrigbleibt, weil es einfach überbordend ist. 113 
FK: Also Sie sehen dann diesen Vorteil auch? 114 
E-C: Den sehe ich schon. 115 
FK: OK, wir haben dann noch ein flächendeckendes Filialnetz pro Bundesland als Vorteil für 116 
den Kunden, dass er jetzt nicht mehr nur in zwei bis drei Gemeinden die Volksbank nutzen 117 
kann, sondern dass er in ganz Salzburg oder Oberösterreich betreut wird. 118 
E-C: Das ist schon ein Vorteil, ja. Man kann dann mit den großen Filialbanken wie Bank Aus-119 
tria usw. wieder ein Bisschen mithalten, weil man hat eben 50 Stellen, wo man hingehen 120 
kann. 121 
FK: Also man ist nicht mehr so stark örtlich eingeschränkt? 122 
E-C: Ja. 123 
FK: Gut, dann kommen wir noch zu den erhobenen Nachteilen für den Kunden, und zwar: 124 
Durch Filialzusammenlegungen weitere Wege bis zur nächsten Filiale. 125 
E-C: Das stimmt auf jeden Fall. 126 
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FK: Der Verlust der persönlichen Kenntnis des Kunden bei Kreditentscheidungen wurde auch 127 
genannt, der Kredit wird einfach weiter weg entschieden, er wird in einer Landeszentrale 128 
entschieden. Sehen Sie das so? 129 
E-C: Mit dem gehe ich nicht ganz konform, weil ja trotzdem die Grundsatzentscheidung vor 130 
Ort gefällt wird. Ich muss mir zwar dann den Sanctus holen, ob es passt oder nicht, aber 131 
wenn ich den Kredit schon nicht machen will, dann liegt die Entscheidung bei mir, und wenn 132 
ich sage, ich will ihn machen, dann gebe auch ich den Schub weiter, OK, das ist eine gute 133 
Geschichte, die wäre zu machen. Also das sehe ich nicht so, die Letztentscheidung ist woan-134 
ders, wobei das oft gar nicht so schlecht ist, das ein Bisschen unabhängiger zu sehen. Man ist 135 
da vor Ort von seinen Kunden öfter überzeugt, was dann gar nicht so ist, wenn man nur die 136 
Fakten sieht.  137 
FK: Wie sehen Sie es jetzt aus Kundensicht, ist der Kunde in der vorherigen Struktur leichter 138 
zu einem Kredit gekommen oder ist das mehr oder minder gleich geblieben? 139 
E-C: Durchaus möglich, ja. Vor allem, da spielt die Zeit dann mit, es ist früher ein Bisschen 140 
schneller gegangen, die Entscheidung. Wobei, man kann bei uns auch vorher viel abspre-141 
chen, es gibt ein Telefon, man kann mit jedem reden. 142 
FK: Aber Sie sehen die Zeit bis zur Kreditentscheidung, bis der Kunde wirklich weiß, so ist es 143 
und jetzt bekomme ich mein Geld, da ist die Zeitspanne eher größer geworden? 144 
E-C: Ja, weil mehr Leute drüberschauen.  145 
FK: Gut, dann ist auch noch das Thema als Nachteil für den Kunden ein verringertes Pro-146 
duktangebot. Es hat ja seitens Gerald Fleischmann an sich eine Reduktion der Produktpalette 147 
gegeben, weniger regionale Spezialitäten. Wie nimmt der Kunde das auf? 148 
E-C: Sehe ich nicht als Nachteil. Weil so ein riesen Bauchladen hat nur Probleme verursacht, 149 
in der Beratung, und du kannst nicht alles beraten. So sehe ich es. Wir haben ein Angebot, 150 
das für jeden Kunden passend ist. Ich wüsste nicht, was wir nicht bedienen könnten.  151 
FK: Sie sehen das jetzt nicht so, dass der Kunde da auf irgendetwas verzichten müsste. 152 
E-C: Nein. 153 
FK: Und dass es für die Bank einfacher wird, natürlich, aber der Kunde muss auch auf nichts 154 
verzichten? 155 
E-C: Nein, in meinen Augen nicht. 156 
FK: Gut, dann hätte ich wieder zwei Grundaussagen zum Bereich Kunde. Die erste wäre: Die 157 
Filialstruktur wäre in vielen Banken wohl auch ohne Fusionshintergrund überdacht worden. 158 
E-C: Ja. 159 
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FK: Außerdem haben sich der Regionalitäts- und der Mobilitätsbegriff in den letzten Jahr-160 
zehnten stark verändert, sodass sich durch Filialzusammenlegungen nur für eine kleine 161 
Gruppe von wenig mobilen Kunden ein wesentlicher Nachteil ergibt. 162 
E-C: Ja, bin ich auch dabei. 163 
FK: Die zweite Aussage ist: Sofern es gelingt, auch bei Anpassungen im Filialnetz die Präsenz 164 
in den Regionen mit dem gewohnten Beratungspersonal zu erhalten, sind kaum negative 165 
Auswirkungen auf das Synergiepotenzial zu erwarten. Die ertragsbringenden Kundengrup-166 
pen können gehalten und erweitert werden. 167 
E-C: Unterschiedlich zu betrachten. Wo sind die Zusammenlegungen, wie weit ist die räumli-168 
che Entfernung. Wir haben beides jetzt, wo die räumliche Entfernung kurz ist, da sehe ich 169 
das absolut so, dass da fast kein Unterschied ist. 170 
FK: Können Sie das in Kilometern beziffern? 171 
E-C: Ich habe da eine Gruppe, da waren das fünf Kilometer, wir haben so gut wie keine Ab-172 
flüsse, und es hat sich in meinen Augen sogar verbessert dann, weil ich in eine Filiale gehe 173 
wo zwölf Leute sitzen und nicht zwei, das heißt, da ist umfassendes Wissen da. Ich habe das 174 
gleiche genossen mit einer Filiale, die ist 15 Kilometer weg, das ist in meinen Augen fast zu 175 
weit, vor allem ist die Straßenverbindung und die Öffi-Verbindung da nicht die beste, da 176 
merke ich schon, dass relativ viele Abflüsse sind in dieser Richtung, es war mir aber auch von 177 
Anfang an klar, dass wir zwar versuchen, die Cashcows zu halten, und uns das auch derzeit 178 
gelingt, aber ich das nicht versprechen kann, gerade wenn Mitbewerber im Ort sind. In ei-179 
nem Ort ist kein Mitbewerber da, da ist die Mobilität dann auch von den Kunden her da, 180 
dass sie dann irgendwo hinfahren, weil irgendwo müssen sie ja hin.  181 
FK: Also vom Mitbewerb auch sehr stark abhängig, und um noch einmal auf die Cashcows 182 
zurückzukommen: Haben Sie das Gefühl, dass wenn Kunden abwandern, dass das die wenig 183 
mobilen und vielleicht auch die Privatkunden sind die vielleicht nur unter Anführungszeichen 184 
ein Pensionskonto in der Bank haben, oder merken Sie auch eine Abwanderung von wirklich 185 
großen, wo man sich auch entsprechende Erträge verspricht? 186 
E-C: Merke ich derzeit nicht, zum Glück. 187 
FK: Merken Sie nicht. 188 
E-C: Aber das kann natürlich alles noch kommen, das ist jetzt noch nicht so lange her. 189 
FK: Gut wir sind natürlich noch in der Anfangsphase, aber als erste Tendenz oder als Blitzre-190 
aktion auf eine Zusammenlegung merken Sie es noch nicht? 191 




FK: Gut, dann kommen wir zu einer weiteren großen Gruppe, nämlich zu der der Mitarbei-194 
ter. Wieder die gleiche Vorgangsweise mit Vor- und Nachteilen, und zwar Vorteile für Mitar-195 
beiter aus Fusionsprojekten: Die Gefahr des Verlusts des Arbeitsplatzes bei Nichtfusion wird 196 
abgewendet, das hat glaube ich im Volksbankensektor schon eine gewisse Rolle gespielt, 197 
wenn man da jetzt unterstellt, möglicherweise wäre da sonst noch viel mehr passiert als 198 
durch die Fusionen. 199 
E-C: Das kann man so unterschreiben, ja. 200 
FK: Und was auch gesagt wurde ist, dass es eventuell mehr Aufgaben und Aufstiegsmöglich-201 
keiten für Mitarbeiter in den Landeszentralen gibt. 202 
E-C: Das ist auch so, aber das kann man auch von zwei Seiten sehen. Natürlich, diejenigen, 203 
die schon eine andere Position ausgefüllt haben, in den kleinen Banken, die Position gibt es 204 
dann nicht mehr. Bestes Beispiel Vorstände, zuerst hatte man überall zwei bis drei Vorstän-205 
de, jetzt gibt es halt nur mehr drei, aus. Also ich sehe jetzt für kleine Positionen durchaus 206 
Potenzial nach oben, für die obere Schicht wird es dünner.  207 
FK: Also ist das durchaus zweigteilt zu sehen? 208 
E-C: Ja. 209 
FK: OK, dann kommen wir zu den Nachteilen, die erhoben wurden, das sind ein Wenig mehr: 210 
Anderer Dienstort bei Filialzusammenlegungen. 211 
E-C: Ist natürlich in Nachteil. 212 
FK: Wie wird das aufgenommen von den Mitarbeitern, die es betrifft? 213 
E-C: Gemischt. Also es haben manche aufgegeben, die haben den Schritt nicht mitgewagt. 214 
Auf der anderen Seite, wenn du in eine größere Filiale kommst, kann das auch ein Push nach 215 
oben sein, wie wir zuerst schon besprochen haben, kann das auch eine Chance sein. 216 
FK: Ich spreche da ganz bewusst wirklich nur Marktmitarbeiter an. 217 
E-C: Ja, kann durchaus eine Chance sein. 218 
FK: Natürlich. Haben viele aufgegeben? 219 
E-C: Was ist viel? Bei mir war es die Hälfte, aber von zweien ist die Hälfte eine, aber ich weiß, 220 
dass anderswo auch welche aufgegeben haben. 221 
FK: Es waren dann eigentlich auch gar nicht so viele betroffen, wenn Sie jetzt von zwei re-222 
den, die betroffen waren? 223 
E-C: Wenn man es zusammenzählt waren sechs betroffen, von denen zwei gekündigt haben. 224 
FK: Wie meinen Sie jetzt, gesamt? 225 
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E-C: Unsere Testregion, die wir da hatten. 226 
FK: Die umfasst die gesamte frühere Volksbank, den Fusionspartner. Insgesamt sechs Perso-227 
nen, die betroffen waren, von denen zwei aufgehört haben, damit wir das ungefähr in Zah-228 
len haben? 229 
E-C: Genau. 230 
FK: OK. Dann haben wir als weiteren Nachteil, weniger Mitarbeiter, die im Verwaltungsbe-231 
reich benötigt werden und einen entsprechenden Mitarbeiterabbau, vielleicht auch durch 232 
natürlichen Abgang, wenn es auch nicht aktiv betrieben wird. Wie sehen Sie den Nachteil, 233 
dass die verbleibenden Mitarbeiter die Arbeitsleistung von denen kompensieren müssen, die 234 
nicht mehr nachbesetzt werden, sehen Sie das als realistisches Problem? 235 
E-C: Natürlich, das sehe ich auch als Problem. Wenn zuerst die Arbeit drei gemacht haben, 236 
und dann geht einer und es bleiben zwei übrig, die Arbeit wird ja nicht weniger dadurch. 237 
FK: Aber das passiert auch so? 238 
E-C: Ja das sehe ich schon so. 239 
FK: Das sehen Sie so, OK. Und dass auch die Anforderungen generell steigen in der größeren 240 
Bank im Vergleich zur kleineren, also die fachlichen Anforderungen? 241 
E-C: Man hat zwar mehr Spezialisten. 242 
FK: Aber an diese steigen vielleicht auch die Anforderungen? 243 
E-C: Genau. 244 
FK: Also das ist auch in der Praxis so zu sehen? 245 
E-C: Ja. 246 
FK: Gut, dann haben wir das Pendeln in die Landeszentralen als Nachteil. Sehen Sie da viele, 247 
die den Weg nicht mitgegangen sind? 248 
E-C: Ja, schon. Das war wahrscheinlich ein Stück weit auch ein Grund dieser Fusionen, der 249 
natürliche Abbau, Fluktuation, ja. 250 
FK: Da kommt dann gleich noch eine Frage dazu. Was wir auch schon angesprochen haben, 251 
die Rückversetzung in der Hierarchiestufe mancher oder vielleicht auch vieler. 252 
E-C: Natürlich negativ, ja. 253 
FK: Wie ist der Kulturwandel zu bewerten? Ist die Kultur in der größeren Bank, die Unter-254 
nehmenskultur diametral anders als in der kleineren Bank, oder sehen Sie das nicht so kri-255 
tisch? 256 
E-C: Das ist jetzt eine gute Frage. Was versteht man unter Kultur, das Leitbild? 257 
FK: Ja, ist sicher ein Thema. Werte, Normen Verhaltensstandards. 258 
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E-C: Ich sage einmal, grundsätzlich sollten ja die Werte, egal ob kleine oder große Volksbank 259 
oder Regionalbank, dieselben sein, aber man merkt da schon Unterschiede, das kommt auch 260 
durch die Größe zu Stande. Erstmal gibt es viel mehr Dienstanweisungen, Regularien, die 261 
vorgegeben werden, man wird da schon in ein engeres Korsett eingeschnürt, was auch teil-262 
weise nicht so schlecht sein muss, es gibt für alles Richtlinien usw., aber das muss natürlich 263 
auch sein, du kannst nicht auf 50 Filialen jeden sein eigenes Süppchen kochen lassen. 264 
FK: Und ist es, wenn Sie jetzt Ihre Mitarbeiter betrachten, sehr schwierig sich da einzufinden, 265 
oder geht’s? 266 
E-C: Die ersten Wochen waren schwierig, wenn man sich aber dem stellt, und das ist für 267 
mich ganz wichtig, ich muss da auch offen hineingehen, dann ist das für mich nicht das Rie-268 
senproblem. Das habe ich auch bei meinen Mitarbeitern bemerkt, die sich am Anfang ge-269 
wehrt haben. Es ist halt schwieriger, aber da muss man irgendwann den Schalter umlegen, 270 
und sagen, ich mache da mit, und dann geht das. 271 
FK: Aber das hat man in der Praxis so gemerkt, das ist vielleicht am Anfang ein Problem, aber 272 
man gewöhnt sich daran? 273 
E-C: Genau. 274 
FK: Wie sehen Sie es als Filialleiter, als Führungsaufgabe, können Sie da einwirken, dass sich 275 
die Mitarbeiter schneller mit einer neuen Kultur identifizieren, haben Sie da konkret etwas 276 
gemacht? 277 
E-C: Das ist für mich ganz, ganz wichtig, wie ich das vorlebe. Das ist immer so: Wenn der Chef 278 
dagegen ist, dann nimmt sich das der Mitarbeiter auch mit. Das war für mich ganz wichtig, 279 
das vorzulebenDa es gerade im Verwaltungsbereich zu zahlreichen Nachteilen kommt, sind 280 
Austritte wahrscheinlich.  281 
E-C: Jawohl. 282 
FK: Durch Synergien (z.B. Zusammenlegung von Abteilungen) können diese Austritte kom-283 
pensiert werden, weitgehend. 284 
E-C: Ja. 285 
FK: Und sind aus betriebswirtschaftlicher Sicht zur Synergienhebung möglicherweise sogar 286 
erwünscht, aus Sicht der Bank. 287 
E-C: Ganz sicher. 288 
FK: Die zweite Aussage ist: Sofern es gelingt, die Mitarbeiter mit Schlüsselqualifikationen in 289 
der Verwaltung sowie die Mitarbeiter am Markt und damit die Schnittstelle zum Kunden in 290 
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der Bank zu halten und von einer neuen Unternehmenskultur zu überzeugen, sind keine 291 
nennenswerten Synergieverluste durch die Interessensgruppe Mitarbeiter zu erwarten. 292 
E-C: Ja könnte ich mir so vorstellen. 293 
 294 
FK: OK, damit hätten wir auch die Mitarbeiter. Kommen wir zu einer etwas kleineren Grup-295 
pe, nämlich zu den Lieferanten. Zu dieser Gruppe zählen auch die Einlagekunden als Kapital-296 
lieferanten, die Produktpartner sowie Lieferanten sonstiger Materialien und Leistungen. Hier 297 
haben wir auch wieder Vorteile und eigentlich keine Nachteile, aber kommen wir zu den 298 
Vorteilen: Eine erhöhte Sicherheit für Einlagekunden durch die Verbundlösung, dass man 299 
sagt, der Volksbankensektor implodiert nicht sondern besteht weiter. 300 
E-C: Ist auf jeden Fall eine Sicherheit, ja. 301 
FK: Ein österreichweiter Vertriebskanal für Produktpartner, also nicht mehr alles einzeln mit 302 
jeder Regionalbank, sondern österreichweit werden die gleichen Teambankprodukte, Bau-303 
sparprodukte vertrieben. 304 
E-C: Finde ich gut, ja. 305 
FK: Auch aus Sicht der Produktpartner? 306 
E-C: Auf jeden Fall, diese müssen nicht mit jeder kleinen Regionalbank wieder eigens die Ver-307 
träge verhandeln, das ist auf jeden Fall positiv. 308 
FK: Und dann haben wir noch mögliche Aufträge durch Umbau bzw. Erweiterung der Lan-309 
deszentralen, weil man dort ja auch mehr Mitarbeiter aufnehmen muss. 310 
E-C: Das kann von Vorteil sein. 311 
FK: Es wurden in der Untersuchung an sich keine wirklichen Nachteile für die Interessens-312 
gruppe der Lieferanten gefunden, sehen Sie welche? 313 
E-C: Einen kleinen Nachteil gibt es für die regionalen Lieferanten, die es früher gegeben hat, 314 
von Büromaterial usw., weil das jetzt zentral gemacht wird. Das wird halt jetzt bei einer Fir-315 
ma bestellt, das merke ich. Aber das sind Randerscheinungen. Wenn jetzt in der Filiale 316 
handwerklich etwas zu richten ist, dann hole ich mir trotzdem den lokalen Handwerker. 317 
FK: Also das wird schon gemacht, aber beispielsweise das Kopierpapier wird zentral bezogen, 318 
wenn ich das so richtig verstanden habe. Hat es da einen Aufschrei gegeben seitens der loka-319 
len Wirtschaft? 320 
E-C: Von einem Lieferanten schon, bei dem wir früher alles gekauft haben und jetzt nichts 321 
mehr, aber es hält sich in Grenzen. 322 
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FK: Dann beantwortet das fast schon die Grundaussage: Vom Stakeholder Lieferanten gehen 323 
keine negativen Impulse für das Synergiepotenzial aus. 324 
E-C: Genau, ja. 325 
 326 
FK: Gut, dann kommen wir zur vorletzten Gruppe, zum Staat, zur Regierung. Zu dieser Grup-327 
pe zählen die Republik Österreich sowie die Aufsichtsbehörden. Auch hier wurden im Vorfeld 328 
zentrale Vor- und Nachteile erhoben, und die Vorteile sind: Ein wesentlicher Beitrag zur Ban-329 
kenkonsolidierung in Österreich. 330 
E-C: Ja 331 
FK: Höhere Erträge durch größere Einheiten und dadurch Rückführung des Staatskapitals. 332 
E-C: Sehe ich auch so. 333 
FK: Also das passiert, glauben Sie, also diese Erträge sind zu erwarten und man kann das 334 
dann zurückzahlen? 335 
E-C: Genau. 336 
FK: Und in weiterer Folge auch keine neuerlichen Staatshilfen nötig. 337 
E-C: Das hoffen wir doch. 338 
FK: OK. Nachteile wurden für den Sektor Staat jetzt keine gefunden, sehen Sie welche? 339 
E-C: Ein Nachteil entsteht durch das Weniger an Mitarbeitern. Weniger Beschäftigte heißt 340 
natürlich weniger Einnahmen für den Staat aus diversen Steuern, aber sonst sehe ich jetzt 341 
keine.  342 
FK: Und dann die Grundaussage, die sich fast schon von selbst beantwortet: Vom Stakehol-343 
der Regierung gehen keine negativen Impulse für das Synergiepotenzial aus. 344 
E-C: Richtig. 345 
 346 
FK: Die letzte Interessensgruppe sind die Gemeinden, in denen die Volksbanken tätig sind, 347 
und auch hier gibt es wieder einige Vorteile, und zwar, da spreche ich jetzt noch von den 348 
kleinräumigen Fusionen zu Beginn dieser Phase: Hoffnung auf Standorterhalt bei kleinräumi-349 
gen Fusionen. 350 
E-C: Ja. 351 
FK: Dann wurde ein Sonderfall erhoben, nämlich der der Volksbank Almtal, falls Ihnen der 352 
bekannt ist, und da wäre als Vorteil für die Region zu sehen: Geld aus dem Bankverkauf steht 353 
der Region zur Verfügung. 354 
E-C: Ja. 355 
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FK: Dann hätten wir Aufträge an lokale Unternehmen beim Umbau aufgelassener Standorte. 356 
E-C: Das ist ein Vorteil. 357 
FK: Wird auch noch an lokale Unternehmen vergeben, wie Sie gesagt haben. Und die Aufsto-358 
ckung der Mitarbeiterzahl in den Landeszentralen? 359 
E-C: Ja natürlich, wenn mehr dorthin pendeln müssen, ist das dort eine Aufwertung. 360 
FK: OK, dann kommen wir zu den Nachteilen, und zwar: Einsparungen bei lokaler Kultur- und 361 
Sportförderung. 362 
E-C: Ja. 363 
FK: Das sehen Sie auch in der Praxis so, das ist weniger als früher? 364 
E-C: Definitiv. Also wir haben ein Marketingbudget und das ist gekürzt worden. Wir sind im-365 
mer noch versucht, ein Partner zu sein, aber nicht mehr in der umfassenden Weise, wie wir 366 
das gehabt haben. 367 
FK: Also es wurde nicht komplett eingestellt? 368 
E-C: Nein, es ist nicht eingestellt worden, aber halt gekürzt. 369 
FK: Kann man das ungefähr in Prozent beziffern, wie stark da gekürzt wurde? 370 
E-C: Ich sage mal, was meine Filiale betrifft, 30 Prozent. 371 
FK: Dann haben wir das Thema Verlust der regionalen Kapitalversorgung, regionaler Arbeits-372 
plätze und der finanziellen Nahversorgung, wie sehen Sie diese Punkte? 373 
E-C: Die Punkte eins und drei sehe ich jetzt nicht so, das ist alles da, solange der Standort 374 
erhalten bleibt. Ob da die Zentrale in Salzburg ist oder im Ort, das sehe ich jetzt nicht so als 375 
das Problem. Bei den regionalen Arbeitsplätzen kann das schon sein, nachdem die Verwal-376 
tung ja weggezogen ist, sind uns auch vor Ort ein paar Verwaltungsarbeitsplätze verloren 377 
gegangen.  378 
FK: Die regionale Kapitalversorgung, finanzielle Nahversorgung, sehen Sie das auch für 379 
Standorte als nicht gegeben, wo wirklich die Filiale zusammengelegt wurde? 380 
E-C: Das kommt wieder darauf an, wie weit die nächste Filiale weg ist, aber ansonsten ist 381 
diese für mich gegeben, wenn in zwei oder drei Kilometern die nächste ist, bricht ja nicht die 382 
regionale Versorgung zusammen.  383 
FK: Also das ist so bemessen, dass das immer noch als regionale Versorgung gesehen werden 384 
kann. Also das wird auch in der Praxis so gemacht? 385 
E-C: Ja. 386 
FK: Gut, Beeinträchtigung des gesellschaftlichen Lebens im Ort, auch im Hinblick auf struk-387 
turschwache Regionen? 388 
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E-C: Ja, sehe ich schon so. Weil wenn dann die Bankfiliale auch nicht mehr da ist, dann haben 389 
wir auch ein Ausdünnen des Ortskerns. Das sehe ich schon so, gerade in strukturschwachen 390 
Regionen.  391 
FK: Und dann auch der Abzug von Personal aus strukturschwachen Regionen? 392 
E-C: Natürlich, und dann auch wieder mehr Pendler, irgendwo hin.  393 
FK: Und das ist auch nicht nur in der Theorie so, das passiert schon auch in der Praxis das 394 
eine oder andere Mal? 395 
E-C: Natürlich, ja. 396 
FK: Lässt es sich vermeiden, aus betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten? 397 
E-C: Nein. 398 
FK: Auch wenn ich den Fusionshintergrund wegnehme, hätte es sich dann mittelfristig ver-399 
meiden lassen? 400 
E-C: Nein. 401 
FK: Und dann kommen noch zwei Grundaussagen zum Thema Gemeinden: Negative Aussa-402 
gen lokaler Politiker oder Vereinsfunktionäre hinsichtlich Filialschließungen oder des Abzugs 403 
von Verwaltungspersonal können das Image der fusionierten Bank beeinträchtigen. 404 
E-C: Ist so, schlechte Kritik ist nicht unbedingt förderlich. 405 
FK: Die zweite Aussage ist: Über das Konzept der Regionaldirektionen und die Beibehaltung 406 
der regionalen Förderung sollte ein gutes Verhältnis zu Gemeinden oder Vereinen aufrecht-407 
erhalten werden können.  408 
E-C: Das sollte versucht werden. 409 
FK: Gelingt es? 410 
E-C: Da wo man vor Ort ist auf jeden Fall, da hat sich ja nicht viel verändert. Dort wo man 411 
nicht vor Ort ist wird es schwierig. Das merke ich, nachdem ich ja zwei Filialen betreut habe, 412 
die zusammengelegt wurden, merkt man schon, dass man sich ein Bisschen von der zweiten 413 
Gemeinde abnabelt.  414 
FK: In Kombination mit der generell geringen Bereitschaft der Kunden zu einem Bankwechsel 415 
sollten sich die Synergieverluste in Grenzen halten. 416 
E-C: Ja. 417 




E-C: Das kommt auch wieder auf die Distanz an, natürlich, aber auf die Fusionen angespro-420 
chen war das jetzt nicht das große Problem. Da sind die Zusammenlegungen etwas schwieri-421 
ger, da ist durchaus Wechselpotential da, wenn vor Ort ein Mitbewerber ist.  422 
 423 
FK: Gut, danke. Dann darf ich Sie zum Abschluss noch um die Beurteilung einer zusammen-424 
fassenden Aussage bitten, bzw. um deren Änderung oder Ergänzung: Es ergeben sich durch 425 
Bankenfusionen zwar diverse Nachteile für Teile von Interessensgruppen, die betriebswirt-426 
schaftliche Bedeutung dieser Teile ist aber nicht groß genug, um nennenswerte Synergiever-427 
luste erwarten zu lassen.  428 
E-C: Das kann man so unterschreiben. 429 
FK: Das Volksbankenkonzept lässt vorwiegend Kostensynergien erwarten, ob Impulse am 430 
Markt gesetzt werden können (Kompetenzzentren, Ansprache größerer Geschäftskunden) 431 
bleibt abzuwarten. 432 
E-C: Genau, ja. 433 
FK: Sie sehen es in welche Richtung bezüglich des Marktpotenzials? Wird sich das eher nicht 434 
oder eher schon ergeben? 435 
E-C: Also ich kann jetzt nur für meine Region sprechen, also ich merke schon das Potenzial 436 
das wir haben. Das hat aber auch mit der vielen negativen Kritik zu tun, die wir in den letzten 437 
Jahren immer hatten, und die jetzt abgeflaut ist. 438 
FK: Als Volksbankensektor? 439 
E-C: Als Volksbankensektor. Da ist für mich schon ein Bisschen Aufschwung drin. Das Negati-440 
ve, es hat andere Banken auch erwischt, und deshalb sind wir da ein Bisschen aus den 441 
Schlagzeilen raus. Man merkt schon, dass Potenzial da ist.  442 
FK: Und jetzt konkret gefragt nach den Kompetenzzentren und den größeren Geschäftskun-443 
den. Sehen Sie das Potenzial oder sehen Sie es eher nicht? 444 
E-C: Also ich sehe da schon Potenzial. 445 
FK: Dann darf ich mich an dieser Stelle für das sehr aufschlussreiche Gespräch und für Ihre 446 
Zeit bedanken. 447 
E-C: Gerne. 448 
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XIV.IV. Experte D 
FK: Dann kommen wir gleich zur ersten Gruppe, nämlich zu den Investoren. In diesem Punkt 1 
sollen die Genossenschafter in ihrer Funktion als Kapitalgeber besprochen werden, ihre 2 
Funktion als Kunde wird später gesondert besprochen. Ich werde Ihnen gleich einige zentrale 3 
Vor- und Nachteile für die Genossenschafter aufzählen, die sich aus der bisherigen Untersu-4 
chung ergeben haben, und Sie dann bitten, diese zu bestätigen, oder Ergänzungen oder Än-5 
derungen zu nennen. Zu den Vorteilen: Weniger Personal, weniger Vorstände, IT-6 
Harmonisierung, weniger und dafür größere Filialen mit mehr Expertenwissen, Verhinderung 7 
einer eventuellen Nachschussverpflichtung der Genossenschafter sowie der im Nichtfusions-8 
fall drohenden Einstellung der Dienstleistungen durch das Zentralinstitut. 9 
E-D: Eigentlich sind alle Punkte zu hundert Prozent zu bestätigen.  10 
FK: Aus Sicht der Genossenschafter? 11 
E-D: Aus Sicht der Genossenschafter, ja. Ich bin selbst Genossenschafter, also als Genossen-12 
schafter würde ich das zu hundert Prozent bestätigen. 13 
FK: Danke. Dann kommen einige Nachteile: Die kleineren Fusionspartner verlieren an Ein-14 
fluss, die finanzielle Entschädigung für die Einbringung des Geschäftsbetriebs erscheint oft 15 
mangelhaft, die Banken entfernen sich von ihren Mitgliedern, die Fusionen waren oft nicht 16 
freiwillig. 17 
E-D: Alle drei Punkte auch hundert Prozent zu bestätigen. Speziell die finanzielle Abgeltung 18 
der eingebrachten Vermögen, das war im Nachhinein gesehen zu schlecht verhandelt.  19 
FK: OK, dann darf ich Sie noch bitten, zwei Grundaussagen zum Thema Investoren zu kom-20 
mentieren. Die erste wäre: Für die Investoren entsteht eine Reihe finanzieller Vorteile, die 21 
durch Nachteile wie Kontrollverlust oder anfängliche Fusionskosten kaum negativ beeinflusst 22 
werden sollten.  23 
E-D: Für Investoren entstehen Vorteile? 24 
FK: Durch Kosteneinsparungen. 25 
E-D: Durch Kosteneinsparungen. Ja, das wäre zu bestätigen, das sehe ich auch so. Der Anreiz 26 
für Investoren, zukünftig Genossenschaftskapital zu zeichnen, wird sicher größer. 27 
FK: Und die zweite Aussage ist: Der Zwang zu den Fusionen ist zwar kritisch zu sehen, wird 28 
die Genossenschafter aber nicht zuletzt wegen des geringen Partizipationsinteresses bei Ab-29 
stimmungen wohl kaum zum Ausstieg bzw. zum Abzug von Geschäftsanteilskapital bewegen. 30 
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E-D: Das würde ich kritisch sehen, auch aus der Erfahrung der Vergangenheit. Dadurch, dass 31 
größere Einheiten entstehen und der unmittelbare Partner nicht mehr die Bank vor Ort, in 32 
der kleinen Gemeinde ist, ist eher eine größere Distanz gegeben. Also das würde ich schon 33 
als Kritikpunkt, also als Gefahr sehen, dass sich der eine oder andere Genossenschafter ver-34 
abschiedet. 35 
FK: Wird das die große Masse sein, oder werden das einzelne sein? 36 
E-D: Das werden einzelne sein. Ich sage es mal so, wenn man es prozentmäßig darstellen 37 
müsste oder würde, dann würde ich sagen im Bereich bis zu zehn Prozent. 38 
 39 
FK: OK, danke. Dann kommen wir auch schon zur nächsten Gruppe, und zwar zu den Kun-40 
den. Auch in diesem Teilbereich wurden bereits zentrale Vor- und Nachteile erhoben, bei 41 
denen ich Sie wieder um einen Kommentar bitten darf. Und zwar die Vorteile: Umfassendere 42 
Betreuung durch Spezialisten an größeren Standorten, Ansprache größerer Firmenkunden 43 
durch breitere Eigenkapitalbasis, intern gewonnene Synergien sollen Mitarbeiter für die Be-44 
ratung freispielen, flächendeckendes Filialnetz pro Bundesland. 45 
E-D: Also die ersten drei Punkte kann ich hundertprozentig bestätigen, das deckt sich mit 46 
meiner Einschätzung. Die flächendeckende Versorgung pro Bundesland, dem stehe ich kri-47 
tisch gegenüber, weil die Entfernungen zu den einzelnen Filialen immer größer werden, ganz 48 
gleich in welchem Bundesland. Das heißt, drei Punkte würde ich auch als Vorteil sehen, den 49 
vierten würde ich kritisch sehen, weil es in der Form nicht mehr zutrifft. Es ist aber auch 50 
nicht mehr unbedingt notwendig, weil ja der direkte Kontakt nur mehr für Beratungen not-51 
wendig ist, und die restlichen Tagesgeschäfte, sprich Überweisungen, Bargeschäft usw. mit 52 
Technik bedient werden können. 53 
FK: OK, danke. Dann kommen wir noch zu den Nachteilen, und zwar: Weitere Wege bis zur 54 
nächsten Filiale, Verlust der persönlichen Kenntnis des Kunden bei Kreditentscheidungen, 55 
verringertes Produktangebot. 56 
E-D: Das erste, glaube ich, habe ich im Prinzip bei der letzten Frage schon angesprochen, 57 
sprich die weiteren Entfernungen zur Filiale, unter gewissen Voraussetzungen, wenn ich je-58 
manden brauche. Verringertes Produktangebot würde ich nicht so kritisch sehen, weil eher 59 
eine Straffung der Produkte passiert ist. Wir hatten ohnehin so einen Warenkorb oder 60 
Bauchladen, wenn man es so bezeichnen darf, mit 200 oder 180 Produkten, das war für ei-61 
nen guten Verkäufer schon fast nicht mehr handhabbar, und was war das zweite? 62 
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FK: Das zweite war der Verlust der persönlichen Kenntnis des Kunden bei Kreditentschei-63 
dungen. 64 
E-D: Na ja, das muss man zweiseitig sehen. Die Kenntnis hätte ich noch, beim Kunden, der 65 
Berater vor Ort kennt ja seinen Kunden, aber hat leider, und das ist auch ein Nachteil, nicht 66 
mehr die Möglichkeit oder sehr oft nicht mehr das Pouvoir, das er früher gehabt hat, dass er 67 
schnell und gleich sofort eine Entscheidung vorwegnehmen kann. Das ist sicher ein gravie-68 
render Nachteil, auch im direkten Vergleich mit Raiffeisenbanken oder Sparkassen, bei ent-69 
sprechenden Entscheidungen sind die sicher schneller als der Volksbankensektor. Auch aus 70 
der Erfahrung heraus. Die haben kürzere Entscheidungswege. 71 
FK: Gut, danke. Dann darf ich Sie wieder bitten, zwei Grundaussagen zum Thema Kunden zu 72 
beurteilen: Die Filialstruktur wäre in vielen Banken wohl auch ohne Fusionshintergrund 73 
überdacht worden, außerdem haben sich der Regionalitäts- und der Mobilitätsbegriff in den 74 
letzten Jahrzehnten stark verändert, sodass sich durch Filialzusammenlegungen nur für eine 75 
kleine Gruppe von wenig mobilen Kunden ein wesentlicher Nachteil ergibt. 76 
E-D: Kann ich hundertprozentig unterstreichen, hätte ich auch so gesehen. Wobei die Filial-77 
strukturveränderungen wahrscheinlich nicht so schnell gegangen wären und nicht in der 78 
großen Menge. Das heißt bei zehn Banken gleich vier oder fünf zu schließen, das hätte man 79 
sich gut überlegt, aber die eine oder andere Filiale hätte man alleine schon aus betriebswirt-80 
schaftlichen Gründen nicht mehr gebaut oder hätte man auch sehr wahrscheinlich geschlos-81 
sen. 82 
FK: Also das wäre trotzdem passiert, irgendwann, und ist durch die Fusionen beschleunigt 83 
worden? 84 
E-D: Genau, so würde ich das auch sehen. 85 
FK: OK, danke. Dann hätte ich noch eine Aussage: Sofern es gelingt, auch bei Anpassungen 86 
im Filialnetz die Präsenz in den Regionen mit dem gewohnten Beratungspersonal zu erhal-87 
ten, sind kaum negative Auswirkungen auf das Synergiepotenzial zu erwarten. Die ertrags-88 
bringenden Kundengruppen können gehalten und erweitert werden. 89 
E-D: Ja, dem kann ich mich anschließen. Wenn es gelingt, die Mitarbeiter zu halten, dann 90 
wird es auch gelingen, die ertragsbringenden Kunden zu halten. Würde ich auch so sehen. 91 
FK: Kurze Einschätzung: Gelingt das in der Praxis? 92 
E-D: Das hängt sehr viel von den Ambitionen der betroffenen Mitarbeiter ab, in der Praxis. 93 
Sprich, wenn man Mitarbeiter weiterhin motivieren kann, dann sieht man, in einzelnen Filia-94 
len gelingt es, in einzelnen nicht. Nachdem ich nicht glaube, dass wir so unterschiedliche 95 
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Kundengruppen haben, die beleidigt sind, wenn man irgendwo eine Filiale zusammenlegt, 96 
und den anderen ist es völlig egal, so wird es dargestellt, da muss ich sagen, es hängt sehr, 97 
sehr viel von den verantwortlichen Mitarbeitern und von den verantwortlichen Regionallei-98 
tern ab, ob das großteils gelingt oder nicht gelingt. 99 
 100 
FK: Gut, danke. Dann kommen wir zur dritten Gruppe, und zwar zu den Mitarbeitern selbst. 101 
Auch hier wurden bereits zentrale Vor- und Nachteile erhoben, und ich darf Sie da auch wie-102 
der um einen Kommentar bitten, zunächst zu den Vorteilen: Gefahr des Verlusts des Ar-103 
beitsplatzes bei Nichtfusion wird abgewendet, mehr Aufgaben und Aufstiegsmöglichkeiten 104 
in den Landeszentralen.  105 
E-D: Also das kann ich nicht unterschreiben. Also die Gefahr des Verlusts des Arbeitsplatzes 106 
ist durch die Fusionierung, Fusionitis, sicher nicht kleiner geworden sondern eher größer 107 
geworden, und die Aufstiegschancen in den Landeszentralen, die sehe ich sehr kritisch, weil 108 
zunächst einmal die Entfernungen von den einzelnen Geschäftsstellen in die Landeszentralen 109 
doch mitunter relativ groß sind, und die Landeszentralen ja derzeit auch mit entsprechen-110 
dem Personal besetzt sind. Also die Chance für Auswärtige, rein einmal theoretisch, auf Auf-111 
stiegschancen in den Zentralen sehe ich sehr gering bis gar nicht vorhanden, und das hat die 112 
Vergangenheit auch gezeigt, dass dem so ist, dass da die externen Mitarbeiter nur ganz ver-113 
einzelt Chancen auf einen Aufstieg in der jeweiligen Landeszentrale haben.  114 
FK: Gut, danke. Dann hätte ich noch einige Nachteile, und zwar: Anderer Dienstort bei Filial-115 
zusammenlegungen, weniger Mitarbeiter im Verwaltungsbereich nötig, Mitarbeiterabbau 116 
durch natürlichen Abgang, aber höhere Anforderungen an verbleibende Mitarbeiter, Pen-117 
deln in die Landeszentralen, Rückversetzung in der Hierarchiestufe, Kulturwandel.  118 
E-D: Können wir nochmal, was war der erste Punkt? 119 
FK: Anderer Dienstort bei Filialzusammenlegungen. 120 
E-D: Nachdem die Filialen in der Vergangenheit auch österreichweit zum Teil sehr engma-121 
schig waren, ist das nicht unbedingt ein großer Nachteil, weil sowohl die Kunden als auch die 122 
Mitarbeiter, um die es geht, sind einfach flexibler geworden, und ich sage, bis zu einer Fahrt-123 
zeit von 30 bis 40 Minuten ist das zumutbar, aus eigener Erfahrung. Also es ist nicht unbe-124 
dingt ein großer Nachteil, natürlich ist es mir lieber, wenn ich nur zehn Minuten zu fahren 125 
habe, aber der große Nachteil ist das für den Großteil der Mitarbeiter nicht. Ich sage noch 126 
einmal, bis zu einer halben Stunde, alles was über eine halbe Stunde hinausgeht, natürlich, 127 
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ist ein gravierender Nachteil, weil zwei Mal eine halbe Stunde ist eine Stunde am Tag, die 128 
einem keiner bezahlt. 129 
FK: Dann kommen wir an dem Punkt gleich zum Pendeln in die Landeszentralen, da entsteht 130 
oft dieses Problem? 131 
E-D: Da gibt es genau dieses Problem, wo ich sage, zuerst Mal gibt es die finanzielle Abgel-132 
tung nur bei einigen Wenigen, da ist das geschehen, dass man sagt, da ist zumindest der fi-133 
nanzielle Aufwand der Fahrtkosten, an Kilometergeld, oder Fahrscheinen für die Bahn oder 134 
für die Öffentlichen, das wird zum Teil abgegolten. Was aber nicht abgegolten wird, das ist 135 
die Fahrtzeit, und wenn ich sage, ich habe am Tag eine Stunde oder eineinhalb, dann sind 136 
das in der Woche sieben bis acht Stunden, und das zahlt mir keiner, und das ist ein gravie-137 
render Nachteil, wo ich dann schon sage, das mag sich und wird sich und kann sich auch auf 138 
die Motivation der Mitarbeiter negativ auswirken. 139 
FK: Natürliche Abgänge vielleicht auch fördern? 140 
E-D: In dem Fall, dass jemand selbst kündigt, durchaus! Ich sage mal so, auf einer Stufe von 141 
eins bis zehn, Wahrscheinlichkeit zehn sehr groß, eins sehr klein, hätte ich gesagt sieben bis 142 
acht. 143 
FK: Wie sehen Sie die höheren Anforderungen an verbleibende Mitarbeiter, jetzt fachliche 144 
Anforderungen, sind die höher? 145 
E-D: In Summe, die fachlichen Anforderungen an die verbleibenden Mitarbeiter sind auf je-146 
den Fall höher, aber, das wäre auch ohne die Fusionierungen gekommen. Wenn ich mir die 147 
ganzen Themen so anschaue, MIFID, FATCA usw., das wäre gekommen, auch ohne Fusionie-148 
rungen, die Aussage, die fachlichen Anforderungen werden höher, sehe ich nicht als Negati-149 
vum, sondern das sehe ich als Tatsache, das ist einfach so, unabhängig von den Fusionen. 150 
E-D: Und wie sehen Sie die Gefahr, dass wenn jetzt Mitarbeiter ausscheiden, nicht mehr 151 
nachbesetzt werden, dass da dann auch die Arbeit auf die verbleibenden verteilt wird, und 152 
auch da die Anforderungen höher werden? 153 
E-D: Das sehe ich sehr kritisch, weil momentan eine irrsinnige Konzentration an die jeweili-154 
gen noch verbleibenden Geschäftsstellen ausgelagert wird, was man früher eher zentral in 155 
den kleineren Banken gemacht hat, da wird sehr viel abgeschoben auf die Mitarbeiter im 156 
Verkauf in den verbleibenden Filialen und Geschäftsstellen.  157 
FK: OK. Dann hätte ich noch das Thema Rückversetzungen in der Hierarchiestufe. 158 
E-D: Ja sicher, eines der, wenn nicht das gravierendste Merkmal. Ganz gleich, ob das jetzt ein 159 
ehemaliger Geschäftsleiter, Vorstand oder Abteilungsleiter ist, die Leidtragenden der Fusio-160 
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nen sind auf jeden Fall die Filialen oder Banken, die irgendwo hineinfusioniert werden. Da 161 
hat es eigentlich bei allen oder fast allen nur Zurückstufungen gegeben, und dass das für die 162 
Motivation nicht unbedingt förderlich ist, trotz aller schönen Worte, aber das ist der gravie-163 
rendste Nachteil. Da hat man von vornherein zu wenig geschaut, dass man möglicherweise 164 
die Mitarbeiter oder einzelnen Mitarbeiter in den Landeszentralen entsprechend beschäf-165 
tigt. Das war sicher einer der größten Nachteile. 166 
FK: Wie sehen Sie den Kulturwandel in der neuen Bank, also neue Werte, Normen, Verhal-167 
tensstandards? 168 
E-D: Also sowohl aus eigener Erfahrung als auch aus den Gesprächen mit den mir unterstel-169 
len Mitarbeitern, früher war das meine oder unsere Bank, da haben wir von früh bis spät 170 
und am Wochenende dafür gekämpft, dass das alles passt, und jetzt gehen wir in der Früh in 171 
die Arbeit, und am Abend fahren wir wieder nach Hause. Das heißt die Identifikation mit der 172 
Bank, mit seiner, mit meiner, mit unserer Bank, das ist sicher nicht mehr in der Form gege-173 
ben wie früher. Da hat man noch geschaut, dass das alles passt, beispielsweise ob der Ban-174 
komat funktioniert, ob die SB-Zone sauber ist. Da hatten wir Mitarbeiter, das habe ich selbst 175 
gemacht. Jetzt ist alles ausgelagert, Schneeräumung, Parkplatzräumung, Reinigung usw., du 176 
darfst nichts mehr selbst machen, wenn du etwas machst, dann heißt es, das ist nicht dein 177 
Aufgabenbereich, und somit ist auch die Identifikation, wie es sie früher gab und was auch 178 
richtig war, derzeit sicher nicht mehr da. 179 
FK: OK. Was könnte die Bank oder was könnten die Führungskräfte tun, damit sich das ver-180 
bessert? 181 
E-D: Den Mitarbeitern vor Ort, den Verantwortlichen vor Ort, wieder mehr Verantwortung 182 
übertragen. 183 
FK: OK, danke. Dann hätte ich wieder zwei Grundaussagen, bei denen ich Sie wieder um ei-184 
nen Kommentar bitten darf: Da es gerade im Verwaltungsbereich zu zahlreichen Nachteilen 185 
kommt, sind Austritte wahrscheinlich. Durch Synergien (z.B. Zusammenlegung von Abteilun-186 
gen) können diese Austritte aber kompensiert werden und sind aus betriebswirtschaftlicher 187 
Sicht möglicherweise sogar erwünscht. 188 
E-D: Kann ich hundertprozentig unterstreichen. Das war auch im Prinzip einer der ersten 189 
Punkte, wie es zu Fusionsgesprächen gekommen ist, warum fusionieren wir? Damit man 190 
eben Verwaltungstätigkeiten, die wir in drei, vier, fünf, zehn, fünfzehn, zwanzig Banken ge-191 
macht haben, vielleicht nur mehr einmal oder jetzt achtmal abzuwickeln haben. Meldewe-192 
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sen, Bilanzierung usw., da finde es auch richtig und OK und gut, und das kann ich hundert-193 
prozentig unterstreichen.  194 
FK: OK, danke. Und die zweite Aussage: Sofern es gelingt, die Mitarbeiter mit Schlüsselquali-195 
fikationen in der Verwaltung sowie die Mitarbeiter am Markt und damit die Schnittstelle 196 
zum Kunden in der Bank zu halten und von einer neuen Unternehmenskultur zu überzeugen, 197 
sind keine nennenswerten Synergieverluste durch die Interessensgruppe Mitarbeiter zu er-198 
warten. 199 
E-D: Das kann ich auch hundertprozentig unterstreichen, nur, wenn ich das ergänzen darf, 200 
das wird derzeit flächendeckend leider nicht so gelebt und auch nicht so erreicht, darum 201 
glaube ich, dass in Summe die negativen Synergien, zumindest in der Anfangszeit, noch 202 
überwiegen werden, in diesem Bereich.  203 
FK: Aber es könnte sich mittelfristig auch verbessern? 204 
E-D: Es könnte sich mittelfristig verbessern, aktuell, im kurzfristigen Bereich, sicher nicht. 205 
 206 
FK: OK, dann kommen wir zu den Lieferanten. Zu dieser Gruppe zählen die Einlagekunden als 207 
Kapitallieferanten, die Produktpartner sowie Lieferanten sonstiger Materialien und Leistun-208 
gen. Auch hier haben wir wieder Vor- und Nachteile, die Vorteile wären: Erhöhte Sicherheit 209 
für Einlagekunden durch die Verbundlösung, im Vergleich dazu, dass die Volksbanken an-210 
sonsten kollabiert werden, ohne die Verbundlösung. 211 
E-D: Hundertprozentig zu unterstreichen. 212 
FK: Österreichweiter Vertriebskanal für Produktpartner, also nicht mehr mit jeder einzelnen 213 
Regionalbank einzeln verhandeln sondern insgesamt. 214 
E-D: Auf jeden Fall sinnvoll. 215 
FK: Mögliche Aufträge durch Umbau bzw. Erweiterung der Landeszentralen. 216 
E-D: Das glaube ich nicht, weil ich glaube, die meisten Landeszentralen sind physisch in einer 217 
Ausstattung, sodass Umbauten derzeit nicht notwendig sind. 218 
FK: OK, gut. Bei den Nachteilen wurden aus der Voruntersuchung heraus keine gefunden, 219 
sehen Sie welche? 220 
E-D: In Bezug auf die Lieferanten, sprich auf die Kunden, die Einlagen tätigen und so weiter. 221 
Naja, früher war vielleicht der einzige Punkt, wenn die kleine regionale Bank einen Umbau 222 
geplant hatte, dann sind die regionalen Handwerker vor Ort zum Zug gekommen. Dem ist 223 
derzeit nicht so, weil die ganzen Sachen zentral von den großen Landeszentralen ausge-224 
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schrieben werden, und da kommen zum Teil nicht mehr unsere Kunden zum Zug, sondern 225 
andere.  226 
FK: OK. In allen Bereichen, also Materialeinkauf, Umbauten, Handwerkerleistungen? 227 
E-D: In sehr vielen Bereichen. 228 
FK: OK, danke. Dann noch eine Grundaussage zum Thema Lieferanten: Vom Stakeholder 229 
Lieferanten gehen keine negativen Impulse für das Synergiepotenzial aus, die also groß ge-230 
nug wären, dass man insgesamt das Synergiepotenzial gefährdet. 231 
E-D: OK, dem stimme ich zu. 232 
 233 
FK: OK, danke. Dann zur vorletzten Gruppe, die Regierung, der Staat. Zu dieser Gruppe zäh-234 
len die Republik Österreich sowie die Aufsichtsbehörden, und auch hier gibt es zentrale Vor- 235 
und Nachteile. Vorteile wären ein wesentlicher Beitrag zur Bankenkonsolidierung in Öster-236 
reich. 237 
E-D: Ja, hundertprozentig zu unterstreichen. 238 
FK: Höhere Erträge durch größere Einheiten und dadurch Rückführung des Staatskapitals, 239 
keine neuerlichen Staatshilfen nötig. 240 
E-D: Das ist derzeit nachweislich nicht der Fall, ich meine, Erträge haben wir schon höhere, 241 
aus dem Verkauf, aber auf der anderen Seite fressen uns die Kosten auf. Das heißt, derzeit 242 
bringen die Fusionen nicht das, was man sich in Summe erwartet hätte. Also diese Aussage 243 
muss ich derzeit von mir weisen, das ist derzeit nicht zutreffend. 244 
FK: Wie schätzen Sie es mittelfristig ein? 245 
E-D: Mittelfristig, ab fünf Jahren? 246 
FK: Ja. 247 
E-D: Sagen wir es so, wenn wir gut sind, sind wir in fünf Jahren auf plus minus null. Syner-248 
giewirksam nach dem Motto eins und eins ist nicht zwei sondern zwei Komma irgendetwas, 249 
sage ich im Bereich zwischen sieben bis zehn Jahren, dass sich das positiv auswirkt, dass die 250 
Fusion mehr bringt, als das, was die einzelnen Banken alleine gehabt haben.  251 
FK: Gut, danke. Nachteile habe ich für die Interessensgruppe Staat keine ermittelt, fallen 252 
Ihnen welche ein? 253 
E-D: Eigentlich nicht, nein. 254 
FK: Dann darf ich Sie noch um die Beurteilung einer Grundaussage bitten: Vom Stakeholder 255 
Regierung gehen keine negativen Impulse für das Synergiepotenzial aus. 256 




FK: OK, dann kommen wir zur letzten Gruppe, nämlich zu den Gemeinden, in denen die 259 
Volksbanken tätig sind. Ich beginne wieder mit den Vorteilen: Hoffnung auf Standorterhalt 260 
bei kleinräumigen Fusionen, so wie das in der ersten Phase war, also Schladminger Modell, 261 
wo man sich vielleicht noch überlegt hat: Wenn das in kleinem Rahmen abläuft, dann wer-262 
den die Standorte im Wesentlichen erhalten bleiben. 263 
E-D: Das wäre geplant gewesen, dass das ein Vorteil ist, ist aber im Nachhinein nicht umge-264 
setzt worden, in dieser Form. 265 
FK: Wenn es umgesetzt worden wäre? 266 
E-D: Das wäre auf jeden Fall ein Vorteil gewesen. 267 
FK: OK. Dann gibt es den Sonderfall der Volksbank Almtal, die ja die Bank verkauft hat, und 268 
damit Mittel für die Region zur Verfügung hat. Sehen Sie das als Vorteil für die Gemeinde? 269 
E-D: Auf jeden Fall. Im Nachhinein gesehen hätten das eigentlich alle machen sollen, dann 270 
wäre zumindest ein Teil der Erträge, die die einzelnen Banken erwirtschaftet haben, wieder 271 
zurück in die Region geflossen, und so ist das im Prinzip in die jeweiligen Landeszentralban-272 
ken geflossen.  273 
FK: OK. Aufträge an lokale Unternehmen beim Umbau aufgelassener Standorte. 274 
E-D: Ja, das ist genau das, was wir vorhin schon angesprochen haben, bei den Lieferanten. 275 
Das ist sicher ein Nachteil, weil alles zentral vergeben und zentral ausgeschrieben wird, und 276 
die ortsansässigen oft gar nicht mehr zum Zug kommen. Das ist kein Vorteil sondern eher ein 277 
Nachteil. 278 
FK: Und dann die Aufstockung der Mitarbeiterzahl in den Landeszentralen, für die Sitzge-279 
meinden der Landeszentralen. 280 
E-D: Ob das ein Vorteil ist? 281 
FK: Ja, bezogen auf die Sitzgemeinde der künftigen Zentrale. Also zum Beispiel für die Stadt 282 
Salzburg oder für die Stadt Wels. 283 
E-D: Ja, da ist das auf jeden Fall ein Vorteil, finde ich schon. 284 
FK: Nachteile: Einsparungen bei lokaler Kultur- und Sportförderung. 285 
E-D: Ja, hundertprozentig zu unterstreichen, aus aktueller eigener Erfahrung. 286 
FK: In Prozent ungefähr? 287 
E-D: 60 bis 70 Prozent weniger, mindestens. 288 
FK: Verlust der regionalen Kapitalversorgung bzw. der finanziellen Nahversorgung. 289 
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E-D: Verlust möchte ich nicht sagen, so ist das nicht, aber es wird schwieriger für die Kunden 290 
vor Ort, an einen Kredit zu kommen, weil die Entscheidung eben nicht mehr vor Ort getrof-291 
fen wird, sondern extern. 292 
FK: Der Verlust regionaler Arbeitsplätze und von Kommunalsteuereinnahmen. 293 
E-D: Das ist auf jeden Fall ein ganz gravierender Nachteil. 294 
FK: Die Beeinträchtigung des gesellschaftlichen Lebens in den Gemeinden, durch das Schlie-295 
ßen der Bankfiliale, in Bezug auch auf strukturschwachen Regionen. 296 
E-D: Durchaus. Das ist ein sehr gravierender Nachteil, speziell für die Landgemeinden. 297 
FK: OK. Und eben der Abzug von Personal aus solchen strukturschwachen Gemeinden. 298 
E-D: Richtig, ja. 299 
FK: Gut, und dann darf ich Ihnen noch zwei Grundaussagen zum Thema Gemeinden vorle-300 
gen, zum einen: Negative Aussagen lokaler Politiker oder Vereinsfunktionäre hinsichtlich 301 
Filialschließungen oder des Abzugs von Verwaltungspersonal können das Image der fusio-302 
nierten Bank beeinträchtigen. 303 
E-D: Kann ich hundertprozentig unterstreichen, das ist so. Das ist nicht nur können, sondern 304 
das beeinträchtigt das Image der Volksbanken massiv. 305 
FK: Und die zweite wäre: Über das Konzept der Regionaldirektionen und die Beibehaltung 306 
der regionalen Förderung, oder nennen wir es die weitgehende Beibehaltung der regionalen 307 
Förderung, sollte ein gutes Verhältnis zu Gemeinden oder Vereinen aufrechterhalten werden 308 
können. In Kombination mit der generell geringen Bereitschaft der Kunden zu einem Bank-309 
wechsel sollten sich die Synergieverluste in Grenzen halten. 310 
E-D: Na gut, das waren zwei Aussagen. Das erste… 311 
FK: Über das Konzept der Regionaldirektionen und die Beibehaltung der regionalen Förde-312 
rung, oder nennen wir es die weitgehende Beibehaltung der regionalen Förderung, sollte ein 313 
gutes Verhältnis zu Gemeinden oder Vereinen aufrechterhalten werden können. 314 
E-D: Genau, die Betonung liegt auf sollte, leider ist es nicht so. Das Verhältnis ist sehr ge-315 
stört, zwischenzeitig. Die erste Aussage, und die zweite war? 316 
FK: In Kombination mit der generell geringen Bereitschaft der Kunden zu einem Bankwechsel 317 
sollten sich die Synergieverluste in Grenzen halten. 318 
E-D: Das ist so, überraschenderweise ist das wirklich so. 319 
 320 
FK: Gut, dann darf ich Sie abschließend noch um die Beurteilung einer zusammenfassenden 321 
Aussage bitten, bzw. um deren Änderung oder Ergänzung: Es ergeben sich durch Bankenfu-322 
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sionen zwar diverse Nachteile für Teile von Interessensgruppen, die betriebswirtschaftliche 323 
Bedeutung dieser Teile ist aber nicht groß genug, um nennenswerte Synergieverluste erwar-324 
ten zu lassen.  325 
E-D: Wenn man über den eigenen Schatten einmal ganz offen und ehrlich drüberspringt, 326 
dann kann man diese Aussage nur unterstreichen, dem ist so. 327 
FK: Das Volksbankenkonzept lässt vorwiegend Kostensynergien erwarten, ob Impulse am 328 
Markt gesetzt werden können (Kompetenzzentren, Ansprache größerer Geschäftskunden) 329 
bleibt abzuwarten. 330 
E-D: Kurzfristig ist das Ziel nicht umsetzbar, mittel- bis langfristig erscheint es plausibel.  331 
FK: OK. An dieser Stelle bedanke ich mich für das aufschlussreiche Gespräch sowie für Ihre 332 
Zeit! 333 
E-D: Vielen Dank, ich wünsche weiterhin viel Erfolg bei der Umsetzung der Arbeit. 334 
FK: Vielen Dank! 335 
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XIV.V. Experte E 
FK: Gut, dann kommen wir gleich zur ersten Gruppe, und zwar zu den Investoren. In diesem 1 
Punkt sollen die Genossenschafter in ihrer Funktion als Kapitalgeber besprochen werden, 2 
ihre Funktion als Kunde wird später gesondert besprochen. Ich werde Ihnen gleich einige 3 
zentrale Vor- und Nachteile für die Genossenschafter aufzählen, die sich aus der bisherigen 4 
Untersuchung ergeben haben. Können Sie diese im Wesentlichen bestätigen bzw. muss et-5 
was geändert oder ergänzt werden? Zu den Vorteilen: Weniger Personal, weniger Vorstän-6 
de, IT-Harmonisierung, weniger und dafür größere Filialen mit mehr Expertenwissen, Ver-7 
hinderung einer eventuellen Nachschussverpflichtung der Genossenschafter sowie der im 8 
Nichtfusionsfall drohenden Einstellung der Dienstleistungen durch das Zentralinstitut. 9 
E-E: Das kann ich so bestätigen. 10 
FK: Danke. Und als Nachteile sind ermittelt worden: Die kleineren Fusionspartner verlieren 11 
an Einfluss, die finanzielle Entschädigung für die Einbringung des Geschäftsbetriebs der klei-12 
neren Banken in die größeren erscheint oft mangelhaft, die Banken entfernen sich von ihren 13 
Mitgliedern, die Fusionen waren oft nicht freiwillig. 14 
E-E: Auch das kann ich bestätigen. 15 
FK: Sehen Sie das so, dass sich die Banken wirklich mehr von ihren Mitgliedern entfernen, in 16 
der Praxis, dass die Beziehung nicht mehr so da ist? 17 
E-E: Ja, doch. Durch vereinzelte Filialschließungen, die gemacht werden, um damit größere 18 
Einheiten zu schaffen, geht der Bezug, auch durch Personalabgang verloren, und so bleibt 19 
der kleine Geschäftsanteilsbesitzer oft außen vor, und hat keinen richtigen Bezug mehr zu 20 
dem, was mit seinem Vermögen bzw. was mit seinen Geschäftsanteilen wirklich passiert 21 
bzw. wie er diesbezüglich beraten wird. 22 
FK: Dann darf ich Sie noch um die Beurteilung von zwei Grundaussagen zum Thema Investo-23 
ren bitten. Die erste wäre: Für die Investoren entsteht eine Reihe finanzieller Vorteile, die 24 
durch Nachteile wie Kontrollverlust oder anfängliche Fusionskosten kaum negativ beeinflusst 25 
werden sollten. Also es entstehen Kostenvorteile, die das Investment aufwerten, und auf der 26 
anderen Seite entstehen Nachteile. Man hat weniger Mitspracherechte in einer größeren 27 
Bank, die Kosten sind zu Beginn des Fusionsprozesses sehr hoch, und die Frage ist jetzt: Kön-28 
nen diese Nachteile die entstehenden Kostenvorteile wirklich zu Nichte machen? 29 
E-E: Das wird sich wahrscheinlich erst in der Zukunft, über die Jahre, noch klären lassen, ob 30 
diese Synergieeffekte auch wirklich erreicht werden können. 31 
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FK: OK, und der zweite Punkte wäre: Der Zwang zu den Fusionen ist zwar kritisch zu sehen, 32 
wird die Genossenschafter aber nicht zuletzt wegen des geringen Partizipationsinteresses 33 
bei Abstimmungen wohl kaum zum Ausstieg bzw. zum Abzug von Geschäftsanteilskapital 34 
bewegen. 35 
E-E: Ja, dem kann ich zustimmen. 36 
 37 
FK: Gut, dann kommen wir gleich zum nächsten Bereich, und zwar sind das die Kunden. Auch 38 
in diesem Teilbereich wurden bereits zentrale Vor- und Nachteile erhoben, wobei ich Sie 39 
wieder um eine Kommentierung bitte. Und zwar die Vorteile: Umfassendere Betreuung 40 
durch Spezialisten an größeren Standorten. 41 
E-E: Ja. 42 
FK: Ansprache größerer Firmenkunden durch breitere Eigenkapitalbasis ist möglich, man 43 
durfte früher ja nicht so hohe Großkredite vergeben, als kleinere Bank. 44 
E-E: Ja sicher, ist auch ein Vorteil. 45 
FK: Intern gewonnene Synergien sollen Mitarbeiter für die Beratung freispielen. 46 
E-E: Genau. Hauptaugenmerk in der Bank der Zukunft ist die Beratung des Kunden. 47 
FK: Dann hätten wir noch ein flächendeckendes Filialnetz pro Bundesland, also der Kunde 48 
kann beispielsweise in ganz Salzburg oder Oberösterreich alle Filialen nutzen. 49 
E-E: Ja. 50 
FK: Wird das von den Kunden als wichtig empfunden, oder ist ihnen das egal? 51 
E-E: Ich sehe das als nicht so wichtig, weil der Kunde in erster Linie den Bezug zum persönli-52 
chen Berater oder zum Team der vorhandenen Filiale hat, und Beratungen eigentlich auch 53 
nur in dieser Filiale gemacht werden, und nicht hundert Kilometer südlich, nördlich, östlich. 54 
FK: OK, also das ist ein Nebeneffekt? 55 
E-E: Ja. 56 
FK: Gut, dann kommen wir zu den Nachteilen: Weitere Wege bis zur nächsten Filiale. 57 
E-E: Der weitere Weg zur Filiale, das kann man bestätigen, inwieweit sich der noch ausdeh-58 
nen wird, weiß man noch nicht. 59 
FK: Verlust der persönlichen Kenntnis des Kunden bei Kreditentscheidungen. 60 
E-E: Das sehe ich eher zweitrangig, weil die Beratung findet ja vor Ort in der Filiale statt, bei 61 
dem Berater, den man kennt, und wer die Entscheidung dann im Hintergrund trifft, ist zweit-62 
rangig, weil der Kunde in erster Linie den Kontakt mit dem persönlichen Berater vor Ort in 63 
der Filiale hat. 64 
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FK: Und das verringerte Produktangebot, oder der Versuch da zu straffen. 65 
E-E: Das Produktangebot ist auf jeden Fall gestrafft worden. 66 
FK: Stört das den Kunden, hat er Nachteile? Kann etwas nicht mehr angeboten werden, das 67 
er unbedingt braucht? 68 
E-E: Es kann im Grunde alles angeboten werden, aber die Verhandlungsspielräume sind eher 69 
abgeflaut. 70 
FK: OK, dann habe ich wieder zwei Grundaussagen, wo ich Sie um eine Beurteilung bitte: Die 71 
Filialstruktur wäre in vielen Banken wohl auch ohne Fusionshintergrund überdacht worden. 72 
E-E: Ja, das kann man schon bestätigen, ja. 73 
FK: Außerdem haben sich der Regionalitäts- und der Mobilitätsbegriff in den letzten Jahr-74 
zehnten stark verändert, sodass sich durch Filialzusammenlegungen nur für eine kleine 75 
Gruppe von wenig mobilen Kunden ein wesentlicher Nachteil ergibt. 76 
E-E: Ja, das kann man schon sagen, die Mobilität steigt. Das ist das ganze Umfeld der Digitali-77 
sierung, und Mobilität ist einfach heutzutage schon sehr weit fortgeschritten und schreitet 78 
nach und nach immer weiter fort. 79 
FK: Gut, die zweite Aussage wäre: Sofern es gelingt, auch bei Anpassungen im Filialnetz die 80 
Präsenz in den Regionen mit dem gewohnten Beratungspersonal zu erhalten, sind kaum ne-81 
gative Auswirkungen auf das Synergiepotenzial zu erwarten. Die ertragsbringenden Kunden-82 
gruppen können gehalten und erweitert werden. 83 
E-E: Ja, in erster Linie, solange das Beratungspersonal auch an einem anderen Standort be-84 
stehen bleibt, das ist einfach die wichtigste, dass der Kunde eben seinen Berater, auch wenn 85 
es in einer anderen Filiale ist, aber dann eben auch dort kontaktieren kann. 86 
FK: Also, dass er in der Region bleibt? 87 
E-E: Dass er in der Region bleibt, ja! 88 
 89 
FK: Dann käme die dritte Gruppe, und die dritte Gruppe wären die Mitarbeiter. Auch hier 90 
wurden bereits zentrale Vor- und Nachteile erhoben, wo ich Sie um einen Kommentar bitte: 91 
Vorteile: Gefahr des Verlusts des Arbeitsplatzes bei Nichtfusion wird abgewendet, im Ver-92 
gleich dazu, dass der Volksbankensektor kollabiert wäre, vor zwei bis drei Jahren. 93 
E-E: Ja, das kann man so bestätigen. 94 
FK: Mehr Aufgaben und Aufstiegsmöglichkeiten für Mitarbeiter aus Fusionsbanken in den 95 
Landeszentralen.  96 
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E-E: Das sehe ich eher nicht so, weil ja in der Landeszentrale die Organisation schon vorhan-97 
den ist, und man maximal eigentlich dazustößt. Solange nicht die entsprechende Ausbildung 98 
maßgeblich ist, für eine leitende Funktion in einer Landesbank. 99 
FK: Also, so lange diese Ausbildung nicht vorhanden ist, beim Mitarbeiter? 100 
E-E: Ja genau, genau. Weil natürlich die Ausbildung einen höheren Stellenwert hat als in ei-101 
ner kleinen Regionalbank, wo meistens ein Abschluss einer höheren Schule ausreichend ist, 102 
um sich eine leitende Funktion zu erarbeiten, in einer Landesbank ist da ein höherer Stan-103 
dard gegeben. 104 
FK: OK, dann gibt es noch Nachteile, und zwar: Ein anderer Dienstort bei Filialzusammenle-105 
gungen bzw. das Pendeln in die Landeszentralen für Verwaltungsmitarbeiter. 106 
E-E: Das ist auf jeden Fall gegeben. Es war eben dann die Überlegung, was ist besser: Eine 107 
Zerschlagung der kleinen Volksbank oder eben die Fusion in die nächst größere Bank, da 108 
nimmt man das zwar in Kauf, aber es ist natürlich auch ein Nachteil, vor allem ein zeitlicher, 109 
aber auch ein finanzieller, weil man natürlich mehr Kosten hat. 110 
FK: OK, dann haben wir als Nachteile: Weniger Mitarbeiter im Verwaltungsbereich nötig 111 
bzw. ein Mitarbeiterabbau durch natürlichen Abgang und das möglicherweise nicht Nachbe-112 
setzen dieser abgehenden Mitarbeiter, was entsprechend den Arbeitsdruck und die Arbeits-113 
belastung auf verbleibende erhöht, sehen Sie das auch so? 114 
E-E: Das sehe ich auch so, weil die Verwaltungstätigkeiten ja immer mehr werden, immer 115 
präziser sein müssen, die Fristen immer kürzer sind und die neuen Vorgaben ja teilweise 116 
nicht landesweit und österreichweit sondern EU-weit sind, und in geringeren Zeitabständen 117 
alles umzusetzen ist, und durch die nicht Nachbesetzung von ausgeschiedenen Mitarbeitern 118 
das natürlich den Druck immer mehr erhöht, in den einzelnen Abteilungen. 119 
FK: OK, dann haben wir noch das Thema Rückversetzung in der Hierarchiestufe, für etliche 120 
Mitarbeiter. Vorstände, die keine Vorstände mehr sind, Abteilungsleiter, die keine Abtei-121 
lungsleiter mehr sind. 122 
E-E: Ja, das bringt die Fusion so mit, das ist alles so geregelt worden, so besprochen worden, 123 
welche Positionen in welche Positionen übergehen, und im Vordergrund ist eben dann auch 124 
gestanden, dass die Volksbank, auch die kleine regionale Volksbank, die in die Fusion geht, 125 
zumindest, zwar nicht mit allen, aber mit dem Großteil der Filialen bestehen bleibt. 126 
FK: Und wie sehen Sie den Kulturwandel für Mitarbeiter aus kleineren Volksbanken, die in 127 
größere fusioniert werden? Ist das ein Problem, wie kommen die Leute da zurecht? Es ist ja 128 
eine andere Unternehmenskultur, andere Werte, Normen, Verhaltensstandards. 129 
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E-E: Ja, man muss da natürlich schon mit Ruhe an die ganze Sache herangehen, und nicht in 130 
gewisse Fettnäpfchen treten, dass man nicht sagt: Ah, das Landei, so aber nicht bei uns! 131 
Sondern man muss sich da schon behutsam einarbeiten und einfach nachfragen, wie war der 132 
Arbeitsablauf bis jetzt in der kleinen Filiale, wie soll er angepasst werden, dass das in der 133 
größeren Bank auch funktioniert, wie soll man es anpassen. 134 
FK: Kann die Bank oder die Führungskraft etwas dazu beitragen, dass das besser funktio-135 
niert? 136 
E-E: Das kommt natürlich auf die jeweilige Führungskraft an, inwieweit man eventuelle Än-137 
derungs- oder Synergieeffekte überhaupt umsetzen will. Ob sich die Frage überhaupt stellt, 138 
etwas abzuändern. 139 
FK: Jetzt bezogen auf den Kulturwandel für Mitarbeiter, die dazukommen, damit die sich 140 
einfach leichter einfinden können, in die Bank. Kann da die Führungskraft etwas tun? 141 
E-E: Ja natürlich, das ist die Kommunikation in der Abteilung, im Büro, das ist natürlich ein 142 
wesentlicher Faktor, wie man da von der Führungskraft aufgenommen wird, wie kommuni-143 
ziert wird, wie die Wertschätzung ist. Oder ob das irgendwie anders ist, man sitzt irgendwo 144 
im Nebenbüro, im Einzelbüro. 145 
FK: Gut, dann darf ich Sie wieder bitten, zwei Grundaussagen zum Thema Mitarbeiter zu 146 
beurteilen. Die erste: Da es gerade im Verwaltungsbereich zu zahlreichen Nachteilen kommt, 147 
sind Austritte wahrscheinlich. Durch Synergien (z.B. Zusammenlegung von Abteilungen) kön-148 
nen diese Austritte aber kompensiert werden und sind aus betriebswirtschaftlicher Sicht 149 
möglicherweise sogar erwünscht, aus Sicht der Bank. 150 
E-E: Das kann ich so bestätigen, weil es aufgrund der Nichtnachbesetzungen in sämtlichen 151 
Bereichen einfach auch eine finale Lösung ist, manche Abteilungen noch einmal zusammen-152 
zulegen, damit man die ganzen Arbeiten auch abwickeln kann. 153 
FK: Die zweite Aussage ist: Sofern es gelingt, die Mitarbeiter mit Schlüsselqualifikationen in 154 
der Verwaltung sowie die Mitarbeiter am Markt und damit die Schnittstelle zum Kunden in 155 
der Bank zu halten und von einer neuen Unternehmenskultur zu überzeugen, sind keine 156 
nennenswerten Synergieverluste durch die Interessensgruppe Mitarbeiter zu erwarten. 157 
E-E: Ja, das kann man so bestätigen. 158 
 159 
FK: Gut, dann gehen wir über zur Gruppe der Lieferanten. Zu dieser Gruppe zählen die Einla-160 
gekunden als Kapitallieferanten, die Produktpartner sowie Lieferanten sonstiger Materialien 161 
und Leistungen. Auch hier wurden im Vorfeld Vor- und Nachteile erhoben, und zwar die Vor-162 
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teile: Erhöhte Sicherheit für Einlagekunden durch die Verbundlösung, im Vergleich dazu, 163 
dass die Banken vielleicht kollabiert wären, ein österreichweiter Vertriebskanal für Produkt-164 
partner, Teambank, ERGO, und mögliche Aufträge durch Umbau bzw. Erweiterung der Lan-165 
deszentralen, also für Handwerksbetriebe in den Landeszentralen, weil man dort auch mehr 166 
Platz für mehr Mitarbeiter schaffen muss. 167 
E-E: Das kann ich so bestätigen, ja. 168 
FK: Gut, Nachteile sind in der Voruntersuchung für die Lieferantengruppe keine gefunden 169 
worden, fallen Ihnen welche ein? 170 
E-E: Mir fallen die Lieferanten ein, wo wir zum Beispiel die Büroartikel und sämtliche Artikel 171 
für den normalen Hausgebrauch einer Bankfiliale in der Vergangenheit besorgt haben. Das 172 
war in erster Linie regional vor Ort, und dadurch, dass solche Einkäufe generell zentral in der 173 
Landesdirektion gemacht werden, sind meistens diese kleinen Lieferanten irgendwo auf der 174 
Strecke geblieben, obwohl man schon diesen Fördergedanken, beim Kunden einzukaufen 175 
natürlich auch in der Landesbank hat. Aber man hat halt dann wahrscheinlich nur einen grö-176 
ßeren Lieferanten, der das größte Warenspektrum abdecket, es zieht halt nur mehr ein Kun-177 
de, für das ganze Land, anstatt fünf oder zehn regionale Lieferanten, die eben dieses Waren-178 
sortiment nicht führen und auch preislich nicht mithalten können. 179 
FK: Wie ist da die Reaktion von den bisherigen Lieferanten, gibt es da eine Reaktion? 180 
E-E: Es waren schon sehr negative Reaktionen, weil die Lieferanten das natürlich gemerkt 181 
haben, in welchem Umfang die Bank früher eingekauft hat, und dass dieser Umsatz fast auf 182 
null zurückgegangen ist. Das ist jetzt aber schon wieder teilweise umgedreht worden, sodass 183 
die Bankfilialen auch bei den kleinen Lieferanten einen kleineren Warenkorb auch wieder 184 
dort bestellen. 185 
FK: Also, das ist dann mehr oder weniger von der Zentrale genehmigt, dass man doch wie-186 
der, zwar nicht alles, aber doch wieder regional einkauft? 187 
E-E: Ja genau, ein kleinerer Warenkorb. 188 
FK: Also ein kleiner Sortimentsteil, den die Filiale selbst beim Lieferanten einkaufen darf? 189 
E-E: Ja genau, das ist retour gegangen, flächendeckend, sodass der kleine Lieferant wieder 190 
das Geschäft bzw. den Umsatz macht. 191 
FK: Also kein nachhaltiger Nachteil? 192 
E-E: Jetzt nicht mehr. Das war zwischenzeitlich gegeben, eben durch zentralen Einkauf, aber 193 
das ist schon wieder kompensiert worden, eben durch den Genossenschaftsgedanken. 194 
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FK: Gut, wie beurteilen Sie folgende Grundaussage: Vom Stakeholder Lieferanten gehen kei-195 
ne negativen Impulse für das Synergiepotenzial aus. Ist diese Teilgruppe wichtig genug, dass 196 
sie negative Synergien für das gesamte Fusionsprojekt bringt? 197 
E-E: Ja, die einzelnen Leute haben das schon hinausgetragen, dass es da eine gewisse Ände-198 
rung gibt. Ein gewisser Unmut über gewisse Änderungen wird natürlich auch weitergeleitet, 199 
das hat sich nicht verhindern lassen. 200 
 201 
FK: Gut, dann kommen wir zur vorletzten Gruppe, und zwar zur Regierung. Zu dieser Gruppe 202 
zählen die Republik Österreich sowie die Aufsichtsbehörden. Vorteile wären hier: Wesentli-203 
cher Beitrag zur Bankenkonsolidierung in Österreich, höhere Erträge durch größere Bankein-204 
heiten und dadurch Rückführung des Staatskapitals, keine neuerlichen Staatshilfen nötig. 205 
E-E: Das wäre der Plan, und das sollte auch machbar sein. 206 
FK: OK. Nachteile wurden für diese Gruppe keine ermittelt, für den Staat, sehen Sie welche? 207 
E-E: Ich denke nicht. Größere Einheiten lassen sich leichter beaufsichtigen. 208 
FK: Wie beurteilen Sie die Grundaussage: Vom Stakeholder Regierung gehen keine negativen 209 
Impulse für das Synergiepotenzial aus. 210 
E-E: Das, glaube ich, kann ich so bestätigen. Die wissen, dass jegliche negativen Äußerungen 211 
dazu die Banken und die Mitbewerber nur in ein tieferes Loch stürzen. 212 
 213 
FK: Dann kommen wir zum letzten Punkt, und zwar zu den Gemeinden. Auch hier wurden im 214 
Vorfeld zentrale Vor- und Nachteile erhoben. Vorteile wären: Hoffnung auf Standorterhalt 215 
bei kleinräumigen Fusionen, also in der ersten Phase, nicht 9+3 sondern lokalere Fusionsak-216 
tivitäten. Wäre da die Chance gewesen, dass mehr Filialen erhalten bleiben, als wenn alles in 217 
ein 9+3 Modell geht? 218 
E-E: Schwer zu sagen.  219 
FK: Geld aus dem Bankverkauf steht der Region zur Verfügung (VB Almtal). 220 
E-E: Die Frage stellt sich schon, wohin investiert man das. Fördert man nur die Produkte… 221 
FK: Naja, Produkt? Man kann das dann ja für Vereine verwenden. Das ist ja dann keine Bank, 222 
worin sich das Geld befindet, das ist einfach eine Genossenschaft, die das Geld in der Region 223 
verteilen kann. 224 
E-E: Ja. 225 
FK: Aufträge an lokale Unternehmen beim Umbau aufgelassener Standorte, bekommen das 226 
lokale Unternehmen? 227 
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E-E: Ja, doch. 228 
FK: Gut, dann hätten wir noch Nachteile, und zwar Einsparungen bei lokaler Kultur- und 229 
Sportförderung. 230 
E-E: Ja, die ist gegeben, aufgrund der Landesbanken, die diese Förderungen bzw. Sponso-231 
ringverträge nicht so regional vor Ort machen, sondern einfach über größere Organisatio-232 
nen. 233 
FK: Gut, der Verlust der regionalen Kapitalversorgung bzw. finanziellen Nahversorgung, jetzt 234 
insbesondere bei Filialschließungen oder Zusammenlegungen. 235 
E-E: Nein, das sehe ich nicht so, weil das Filialnetz trotzdem noch so groß und so eng ist, dass 236 
man selbst wenn man zehn Kilometer weiter in die nächste Filiale fahren muss, alles vor Ort 237 
erledigen kann. 238 
FK: OK, und der Verlust von regionalen Arbeitsplätze und in der Folge auch Verlust von 239 
Kommunalsteuereinnahmen, gerade weil ja auch Verwaltungsmitarbeiter aus der Gemeinde 240 
abgezogen werden. 241 
E-E: Ja, der ist natürlich gegeben, ganz klar. 242 
FK: Die Beeinträchtigung des gesellschaftlichen Lebens, wenn die Bank auch noch aus dem 243 
Ort geht, gerade in strukturschwachen Regionen. 244 
E-E: Ja, das bringt die Zeit leider so mit sich. Mehr größere Einheiten, und weniger kleine. 245 
FK: Gut, dann darf ich Sie noch bitten, zwei Grundaussagen zu den Gemeinden zu beurteilen. 246 
Die erste: Negative Aussagen lokaler Politiker oder Vereinsfunktionäre hinsichtlich Filial-247 
schließungen oder des Abzugs von Verwaltungspersonal können das Image der fusionierten 248 
Bank beeinträchtigen. 249 
E-E: Ja, auf jeden Fall. 250 
FK: OK, die zweite wäre: Über das Konzept der Regionaldirektionen und die weitgehende 251 
Beibehaltung der regionalen Förderung sollte ein gutes Verhältnis zu Gemeinden oder Ver-252 
einen aufrechterhalten werden können. In Kombination mit der generell geringen Bereit-253 
schaft der Kunden zu einem Bankwechsel sollten sich die Synergieverluste in Grenzen halten. 254 
E-E: Ja. 255 
 256 
FK: Gut, dann darf ich Sie abschließend noch um die Beurteilung einer zusammenfassenden 257 
Aussage bitten, und zwar: Es ergeben sich durch Bankenfusionen zwar diverse Nachteile für 258 
Teile von Interessensgruppen, die betriebswirtschaftliche Bedeutung dieser Teile ist aber 259 
nicht groß genug, um nennenswerte Synergieverluste erwarten zu lassen. Also sind diese 260 
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Teile von Interessensgruppen, die negativ beeinflusst werden, durch ein Fusionsprojekt, sind 261 
die groß genug und bedeutend genug, dass das das gesamte Fusionsprojekt mehr oder min-262 
der in Frage stellt und die Synergieverluste einfach da zu groß werden? 263 
E-E: Nein, das glaube ich, ist nicht groß genug. 264 
FK: OK. Das Volksbankenkonzept lässt vorwiegend Kostensynergien erwarten, ob Impulse 265 
am Markt gesetzt werden können (Kompetenzzentren, Ansprache größerer Geschäftskun-266 
den) bleibt abzuwarten. 267 
E-E: Ja, das wäre schon das Ziel, und wird sich aber weitestgehend so wie es geplant ist auch 268 
einstellen. 269 
FK: Gut, dann darf ich mich an dieser Stelle für das aufschlussreiche Gespräch sowie für Ihre 270 
Zeit bedanken! 271 
E-E: Danke auch. 272 
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XIV.VI. Experte F 
FK: Gut, dann starten wir gleich mit der Gruppe der Investoren. In diesem Punkt sollen die 1 
Genossenschafter in ihrer Funktion als Kapitalgeber besprochen werden, die an der Rentabi-2 
lität ihres Investments interessiert sind. Ihre Funktion als Kunde wird später gesondert be-3 
sprochen. Ich werde Ihnen gleich einige zentrale Vor- und Nachteile für die Genossenschaf-4 
ter aufzählen, die sich aus der bisherigen Untersuchung ergeben haben. Können Sie diese im 5 
Wesentlichen bestätigen bzw. muss etwas geändert oder ergänzt werden? Zu den Vorteilen: 6 
Weniger Personal, weniger Vorstände, IT-Harmonisierung, weniger und dafür größere Filia-7 
len mit mehr Expertenwissen, Verhinderung einer eventuellen Nachschussverpflichtung der 8 
Genossenschafter, die im Raum gestanden wäre, wenn der Volksbankensektor kollabiert 9 
wäre, sowie der im Nichtfusionsfall drohenden Einstellung der Dienstleistungen durch das 10 
Zentralinstitut. 11 
E-F: Grundsätzlich kann ich dem zustimmen. 12 
FK: Und dann hätten wir noch Nachteile: Die kleineren Fusionspartner verlieren an Einfluss, 13 
die finanzielle Entschädigung für die Einbringung des Geschäftsbetriebs erscheint oft man-14 
gelhaft, die Banken entfernen sich von ihren Mitgliedern, die Fusionen waren oft nicht frei-15 
willig. 16 
E-F: Definitiv. 17 
FK: Dann darf ich Sie noch bitten, folgende Grundaussagen zu bewerten bzw. auch zu ergän-18 
zen, also Grundaussagen zum Fusionsprojekt: Für die Investoren entsteht eine Reihe finanzi-19 
eller Vorteile, die durch Nachteile wie Kontrollverlust oder anfängliche Fusionskosten kaum 20 
negativ beeinflusst werden sollten.  21 
E-F: Ja, kann ich zustimmen. 22 
FK: Die zweite Aussage wäre: Der Zwang zu den Fusionen ist zwar kritisch zu sehen, wird die 23 
Genossenschafter aber nicht zuletzt wegen des geringen Partizipationsinteresses bei Ab-24 
stimmungen wohl kaum zum Ausstieg bzw. zum Abzug von Geschäftsanteilskapital bewegen. 25 
E-F: Ja. Ja! 26 
FK: Also Sie sehen es so, dass der überwiegende Teil das Kapitel drinnen lässt und nicht aus 27 
Ärger über die mangelnde Freiwilligkeit abzieht? 28 
E-F: Genau. Das kann ich mir nicht vorstellen, dass da Kündigungen, viele Kündigungen des-29 




FK: Ok, danke. Dann kommen wir auch schon zum zweiten Teilbereich, und zwar zum Kun-32 
den. Auch in diesem Teilbereich wurden bereits zentrale Vor- und Nachteile erhoben, und 33 
ich bitte Sie hier auch wieder um Bestätigung bzw. um einen Kommentar dazu. Die Vorteile 34 
für den Kunden: Umfassendere Betreuung durch Spezialisten an größeren Standorten, An-35 
sprache größerer Firmenkunden durch breitere Eigenkapitalbasis, was in den kleineren Ban-36 
ken, sprich Großkredite, nicht möglich war. Intern gewonnene Synergien sollen Mitarbeiter 37 
für die Beratung freispielen, flächendeckendes Filialnetz pro Bundesland. 38 
E-F: Ja, das ist sicher ein Ziel, das man mit den Fusionen erreichen kann. 39 
FK: Und bei den Nachteilen: Weitere Wege bis zur nächsten Filiale, Verlust der persönlichen 40 
Kenntnis des Kunden bei Kreditentscheidungen, verringertes Produktangebot. 41 
E-F: Ja, wobei die Distanz ja heutzutage nicht mehr so wichtig ist, die Entfernung zur Filiale. 42 
Aufgrund der Mobilität und der Medien wie Internet. 43 
FK: Es ist eher eine kleinere Gruppe betroffen? 44 
E-F: Ja, wahrscheinlich eher die älteren Kunden. 45 
FK: Gut, dann darf ich Sie noch bitten, wieder zwei Grundaussagen zum Thema Kunden zu 46 
beurteilen bzw. zu ergänzen: Die Filialstruktur wäre in vielen Banken wohl auch ohne Fusi-47 
onshintergrund überdacht worden. 48 
E-F: Auf jeden Fall, in Zeiten wie diesen ist das eine Notwendigkeit aufgrund der Kosten. 49 
FK: Außerdem haben sich der Regionalitäts- und der Mobilitätsbegriff in den letzten Jahr-50 
zehnten stark verändert, sodass sich durch Filialzusammenlegungen nur für eine kleine 51 
Gruppe von wenig mobilen Kunden ein wesentlicher Nachteil ergibt. 52 
E-F: Genau, wie ich vorhin schon gesagt habe. 53 
FK: Und die zweite Aussage ist: Sofern es gelingt, auch bei Anpassungen im Filialnetz die Prä-54 
senz in den Regionen mit dem gewohnten Beratungspersonal zu erhalten, sind kaum negati-55 
ve Auswirkungen auf das Synergiepotenzial zu erwarten. Die ertragsbringenden Kunden-56 
gruppen können gehalten und erweitert werden. 57 
E-F: Genau, wenn das wirklich möglich ist, dass eben die Personen vor Ort bleiben, die die 58 
Kunden kennen, die die Kunden früher betreut haben, wo das Vertrauen aufgebaut worden 59 
ist, und die auch nach wie vor die Kompetenz ausstrahlen können. Dann ist das möglich. 60 
FK: Eine kurze Einschätzung, kann das in der Praxis gelingen? 61 





FK: OK, danke. Dann wären wir auch schon bei der dritten Gruppe, und zwar bei den Mitar-65 
beitern. Auch hier gibt es wieder zentrale Vor- und Nachteile, die erhoben wurden, wo ich 66 
Sie wieder um Bestätigung, Änderung oder Ergänzung bitten darf. Die Vorteile wären: Die 67 
Gefahr des Verlusts des Arbeitsplatzes bei Nichtfusion wird abgewendet, weil eben der 68 
Volksbankensektor weiterbesteht, und es gibt mehr Aufgaben und Aufstiegsmöglichkeiten in 69 
den neuen Landeszentralen.  70 
E-F: Dass der Arbeitsplatz eher gehalten werden kann, dem kann ich zustimmen, ob es jetzt 71 
tatsächlich mehr Aufstiegschancen gibt ist fraglich, weil ja so viele Mitarbeiter zur Verfügung 72 
stehen, und natürlich viele gute Mitarbeiter zur Verfügung stehen, und jeder möchte auf-73 
steigen. Und an dem wird es dann wieder scheitern, weil so viele Führungspositionen à la 74 
longue nicht benötigt werden, und genau da sollte man ja künftig einsparen. Das sollte ja der 75 
Punkt von Fusionen sein, wo man sagt, da will ich sparen, an den höheren Positionen, sprich 76 
höheren Gehältern. 77 
FK: OK, dann kommen wir noch zu den Nachteilen, und zwar: Anderer Dienstort bei Filialzu-78 
sammenlegungen, weniger Mitarbeiter im Verwaltungsbereich nötig, Mitarbeiterabbau 79 
durch natürlichen Abgang, aber höhere Anforderungen an verbleibende Mitarbeiter, weil 80 
vielleicht jemand nicht mehr nachbesetzt wird und sich die Arbeit dann aufteilt, das Pendeln 81 
in die Landeszentralen, mögliche Rückversetzung in der Hierarchiestufe, Kulturwandel.  82 
E-F: Ja, dem kann ich auch nur zustimmen. 83 
FK: Das sind alles Nachteile, die sich auch in der Praxis ergeben? 84 
E-F: Genau, definitiv. 85 
FK: OK, dann hätte ich wieder zwei Grundaussagen zu den Mitarbeitern, und zwar: Da es 86 
gerade im Verwaltungsbereich zu zahlreichen Nachteilen kommt, sind Austritte wahrschein-87 
lich. Durch Synergien (z.B. Zusammenlegung von Abteilungen) können diese Austritte aber 88 
kompensiert werden und sind aus betriebswirtschaftlicher Sicht möglicherweise sogar er-89 
wünscht. 90 
E-F: Ja. 91 
FK: Kann man das auch so sehen, dass es die Bank jetzt nicht wirklich stört, wenn so auch 92 
Mitarbeiter abgebaut werden? 93 
E-F: Von dem gehe ich aus, ja. Von dem gehe ich aus, dass das eigentlich ein Ziel ist, ein Ziel 94 
jeder Fusion ist, dass es am Ende des Tages weniger Mitarbeiter sind. Es sollten die Arbeits-95 
prozesse effizienter gestaltet werden, mehr zentralisiert werden, und dadurch fallen auto-96 
matisch Arbeitsplätze weg, und da ist es natürlich gewünscht, wenn das nicht durch Kündi-97 
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gung erfolgen muss, sondern einfach die Mitarbeiter durch natürliche Abgänge oder durch 98 
die Entscheidung, ich will in eine andere Richtung oder in einen anderen Betrieb, weil der 99 
Betrieb, so wie die Fusion jetzt ist oder der Ort des Arbeitsplatzes etc. persönlich für den 100 
einzelnen nicht mehr passt. 101 
FK: Gut, danke. Und die zweite Aussage wäre dann: Sofern es gelingt, die Mitarbeiter mit 102 
Schlüsselqualifikationen in der Verwaltung sowie die Mitarbeiter am Markt und damit die 103 
Schnittstelle zum Kunden in der Bank zu halten und von einer neuen Unternehmenskultur zu 104 
überzeugen, sind keine nennenswerten Synergieverluste durch die Interessensgruppe Mit-105 
arbeiter zu erwarten. 106 
E-F: Sofern es gelingt, und das ist genau das Problem. Es wird in der Praxis immer sehr 107 
schwierig sein, dass das gelingt, weil es bei Fusionen generell einen Mächtigeren und einen 108 
weniger Mächtigeren gibt, und der Mächtigere wird indirekt immer seine Mitarbeiter bevor-109 
zugen, weil er diese Mitarbeiter kennt, das ist eine ganz natürliche Sache. Der kennt die Mit-110 
arbeiter, und die Mitarbeiter, die dazukommen, sind ja dem Unternehmen unbekannt, die 111 
müssen sich wieder neuerlich qualifizieren, und das ist ein Zeitverlust. 112 
FK: Und wie ist Ihre Einschätzung, geht da sehr viel Qualifikation auch verloren, weil die Leu-113 
te abwandern, Schlüsselkräfte oder Leute mit Schlüsselqualifikationen? 114 
E-F: Ja. Ja! 115 
FK: Und kann das kompensiert werden, beim mächtigeren Fusionspartner, wie Sie sagen, mit 116 
den vorhandenen Arbeitskräften? Kann das jetzt durch Synergien kompensiert werden, oder 117 
hat es wirklich nachhaltig negative Auswirkungen auf das gesamte Fusionsprojekt, dass diese 118 
Kräfte abwandern? 119 
E-F: Aus meiner Sicht ist das ein nachhaltiger Verlust. 120 
 121 
FK: OK, danke. Gut, dann kommen wir zu einer kleineren Gruppe, und zwar zu den Lieferan-122 
ten. Zu dieser Gruppe zählen die Einlagekunden als Kapitallieferanten, die Produktpartner, 123 
Teambank, Bausparkasse, sowie Lieferanten sonstiger Materialien und Leistungen. Auch hier 124 
wurden im Vorfeld zentrale Vor- und Nachteile erhoben, wo ich Sie wieder um einen Kom-125 
mentar bitte. Und zwar die Vorteile: Erhöhte Sicherheit für Einlagekunden durch Verbundlö-126 
sung, österreichweiter Vertriebskanal für Produktpartner, also man muss nicht mehr mit 127 
jeder einzelnen Bank Verträge aushandeln, und mögliche Aufträge durch Umbau bzw. Erwei-128 
terung der Landeszentralen. 129 
E-F: Ja, das sind sicher Faktoren die stimmen. 130 
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FK: Es wurden in der Untersuchung keine wirklichen Nachteile für diese Interessensgruppe 131 
gefunden, sehen Sie welche? 132 
E-F: Es ist so: Lieferanten vor Ort, die auch Kunden werden, manchmal, dieses Lokale fällt 133 
weg. Es geht dann immer von der Zentrale aus, und somit besteht die Gefahr, dass diese 134 
lokalen Bindungen da verloren gehen. Gerade was Aufträge, was Lieferungen angeht, was 135 
dann zu Anbahnungen von Neugeschäften führt. Da, denke ich, sind in den früheren Regio-136 
nalbanken die Chancen wesentlich größer gewesen. 137 
FK: Und glauben Sie, dass auch wirklich zentral die Lieferanten ausgewählt werden, oder 138 
dass man da schon versucht, dass man trotzdem auch lokale Lieferanten, Handwerker, was 139 
auch immer, in den jeweiligen Orten, wo man präsent ist, filialpräsent ist, auch einsetzt? 140 
E-F: Ich glaube, dass es eher tendenziell mehr zentral geschieht, weil es eine Frage der Kos-141 
ten ist.  142 
FK: Also der Kondition die man bekommt? 143 
E-F: Genau. Genau! 144 
FK: OK. Gut, dann darf ich Sie trotzdem noch um die Beurteilung einer Grundaussage bitten, 145 
und zwar: Vom Stakeholder Lieferanten gehen keine negativen Impulse für das Synergiepo-146 
tenzial aus, also die auch groß genug und bedeutend genug wären, dass man das Synergie-147 
potenzial der Fusion gefährdet. 148 
E-F: Das glaube ich nicht, wenn ich das richtig verstanden habe. 149 
FK: Gemeint ist, auch wenn es jetzt Nachteile gibt, für einzelne Lieferanten, wie Sie gesagt 150 
haben: Ist diese Lieferantengruppe bedeutend genug, dass sie wirklich Synergieverluste für 151 
das gesamte Fusionsprojekt auslöst? 152 
E-F: Schwierig zu beurteilen, in welchem Ausmaß das ist. Sagen wir so, es werden sicher Ver-153 
luste sein, nur werden sie das Projekt wahrscheinlich nicht gefährden. 154 
 155 
FK: OK. Dann kommen wir zur vorletzten Gruppe, und zwar zur Regierung, zum Staat. Zu 156 
dieser Gruppe zählen die Republik Österreich sowie die Aufsichtsbehörden. Auch hier wur-157 
den im Vorfeld zentrale Vor- und Nachteile erhoben, wo ich Sie wieder um einen Kommentar 158 
bitte, und zwar wären die Vorteile: Wesentlicher Beitrag zur Bankenkonsolidierung, höhere 159 
Erträge durch größere Einheiten und dadurch Rückführung des Staatskapitals, keine neuerli-160 
chen Staatshilfen nötig. 161 
E-F: Das ist einmal der Grundgedanke, ob er verwirklicht werden kann, bin ich nicht zu hun-162 
dert Prozent sicher, also ob diese höheren Erträge letztendlich dann lukriert werden können. 163 
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Möglich, ist immer schwierig, das wird sich dann mit den Jahren weisen, ob das tatsächlich 164 
diese Fusionen bringen, was man erwartet hat, oder ob es besser gewesen wäre, dass man 165 
selektiert, weil bei Fusionen, gerade wenn man jetzt den Volksbankensektor zum Beispiel 166 
hernimmt, waren Banken, die sehr gut gewirtschaftet haben, und Banken, die schlecht ge-167 
wirtschaftet haben.  168 
FK: Also auch in der Kleinheit? 169 
E-F: Auch in der Kleinheit! Und jetzt alles in einen Topf werfen, da ist dann die Frage, ob am 170 
Ende des Tages die Rechnung dann wirklich so positiv abgeschlossen werden kann. Ich per-171 
sönlich bin eher skeptisch, aber beurteilen werden wir das erst können, wenn die Zeit da ist. 172 
FK: Also mittelfristig in einigen Jahren? 173 
E-F: Ja. 174 
FK: OK, gut. Nachteile wurden für die Interessensgruppe Staat/Regierung nicht gefunden, 175 
fällt Ihnen dazu etwas ein? 176 
E-F: Wie gesagt, wenn es sich ausgeht, dass der Staat seine Gelder zurückbekommt, dann 177 
war es für den Staat erfolgreich. 178 
FK: Dann noch eine Grundaussage zum Sektor Staat: Vom Stakeholder Regierung gehen kei-179 
ne negativen Impulse für das Synergiepotenzial aus. 180 
E-F: Ich habe mir da noch keine Gedanken gemacht, aber ich denke, das ist so. 181 
 182 
FK: OK. Die letzte Gruppe sind die Gemeinden, in denen die Volksbanken tätig sind. Auch da 183 
darf ich zunächst wieder einige Vorteile nennen, und zwar: Hoffnung auf Standorterhalt bei 184 
kleinräumigen Fusionen, also jetzt nicht 9+3, sondern in der ersten Phase dieses Fusionsmo-185 
dells, Geld aus dem Bankverkauf steht der Region zur Verfügung (VB Almtal), Aufträge an 186 
lokale Unternehmen beim Umbau aufgelassener Standorte, Aufstockung der Mitarbeiterzahl 187 
in den Landeszentralen. 188 
E-F: Ja, kann ich zustimmen, ich meine, das ist so. 189 
FK: OK, und dann noch zu den Nachteilen: Einsparungen bei lokaler Kultur- und Sportförde-190 
rung, Verlust der regionalen Kapitalversorgung, regionaler Arbeitsplätze, der finanziellen 191 
Nahversorgung. 192 
E-F: Die finanzielle Nahversorgung, denke ich, ist trotzdem gegeben. Also das glaube ich jetzt 193 
nicht, dass die verlorengeht. 194 
FK: Verlust von Kommunalsteuereinnahmen. 195 
E-F: Definitiv so. 196 
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FK: Beeinträchtigung des gesellschaftlichen Lebens, Abzug von Personal aus strukturschwa-197 
chen Regionen. 198 
E-F: Das ist auf jeden Fall so, also das ist sicherlich so! In jedem Ort ist eine Bank, ein Ge-199 
schäft, eine Schule, einfach das, was Leben in den Ort bringt, und die Gefahr, wenn diese 200 
Geschäfte geschlossen werden, dann stirbt eben oft der Ort auch, und das ist für eine Ge-201 
meinde natürlich von großem Nachteil. Das ist glaube ich sogar das Problem unserer Zeit. 202 
FK: Gut, dann darf ich Sie noch um die Beurteilung von zwei Grundaussagen zu den Gemein-203 
den bitten, die erste wäre: Negative Aussagen lokaler Politiker oder Vereinsfunktionäre hin-204 
sichtlich Filialschließungen oder des Abzugs von Verwaltungspersonal können das Image der 205 
fusionierten Bank beeinträchtigen. 206 
E-F: Ja. 207 
FK: Glauben Sie, passiert das häufig, diese negative Stimmung? 208 
E-F: Die Schließung eines Banklokals wird immer negative Stimmung mit sich bringen. Die 209 
Bevölkerung reagiert da natürlich sehr sensibel, keiner wünscht das, jeder möchte optimal 210 
versorgt werden, zu jeder Zeit, und kürzeste Distanzen. Ob es dann tatsächlich so genutzt 211 
wird oder nicht, das steht wieder auf einem anderen Tablett, weil mitunter ist es gar nicht 212 
notwendig. Nur, man will es praktisch haben, das liegt in der Natur der Sache. Der Mensch 213 
will es praktisch haben, ob es sinnvoll ist oder nicht. Nur gleichzeitig muss man sagen, dass 214 
man sich an die neue Situation auch wieder relativ schnell gewöhnt und das dann, glaube 215 
ich, in kurzer Zeit wieder in Vergessenheit gerät, und somit diese Schließungen à la longue 216 
nicht so schlimm sind, wie es momentan den Anschein hat. 217 
FK: OK, dann hätte ich noch eine Aussage, und zwar: Über das Konzept der Regionaldirektio-218 
nen und die Beibehaltung der regionalen Förderung sollte ein gutes Verhältnis zu Gemein-219 
den oder Vereinen aufrechterhalten werden können. In Kombination mit der generell gerin-220 
gen Bereitschaft der Kunden zu einem Bankwechsel sollten sich die Synergieverluste in 221 
Grenzen halten. 222 
E-F: Ja, dem stimme ich zu. 223 
 224 
FK: OK, dann darf ich Sie abschließend noch um die Beurteilung einer zusammenfassenden 225 
Aussage bitten, bzw. um deren Änderung oder Ergänzung: Es ergeben sich durch Bankenfu-226 
sionen zwar diverse Nachteile für Teile von Interessensgruppen, die betriebswirtschaftliche 227 
Bedeutung dieser Teile ist aber nicht groß genug, um nennenswerte Synergieverluste erwar-228 
ten zu lassen.  229 
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E-F: Ja. 230 
FK: Das Volksbankenkonzept lässt vorwiegend Kostensynergien erwarten, ob Impulse am 231 
Markt gesetzt werden können (Kompetenzzentren, Ansprache größerer Geschäftskunden) 232 
bleibt abzuwarten. 233 
E-F: Ja, dem stimme ich auch definitiv zu. Und die Ansprache größerer Kommerzkunden ist 234 
zwar ein Ziel, das alle Banken haben, nur muss man sagen, der Volksbankensektor war im-235 
mer eine Regionalbank für KMU, und da gibt es in Österreich sehr viele, und ob sich die nicht 236 
mitunter vernachlässigt fühlen, weil eben immer diese Großkunden gewünscht werden, die 237 
alle anderen Banken auch gerne möchten, da ist es eben fraglich, ob das der richtige Weg 238 
und die richtige Richtung ist. Weil, wenn man sich anschaut, wie der Volksbankensektor ge-239 
wachsen ist, und welcher Kunde da im Mittelpunkt war, geht das eher verloren, man ent-240 
fernt sich immer weiter von dem. Und ob das à la longue zukunftsweisend ist, ist momentan 241 
schwer zu beurteilen, nur ich denke, dass das jahrelang sehr gut funktioniert hat, und man 242 
sollte dann nicht immer nur nach dem Großen, Mächtigen greifen. Man soll sich manchmal 243 
besinnen und sagen: Was hat uns jahrelang viele Erträge gebracht, was waren die Stärken 244 
dieser Regionalbanken? Und das vernachlässigt man jetzt schon sehr massiv. 245 
FK: Und glauben Sie, dass auf der anderen Seite überhaupt das Know-How da ist, seitens der 246 
Bank, seitens der Mitarbeiter, dass man diese größeren Kunden betreut? Man hat ja Erfah-247 
rung mit eher kleineren. 248 
E-F: Naja, das Know-How kann man ja nach und nach aufbauen. Also da würde ich jetzt nicht 249 
so das Problem sehen, weil, das Grundwissen ist ja da, und somit geht das ja nicht von heute 250 
auf morgen, sondern das dauert ja, bis diese Beziehung mit dem Kunden aufgebaut wird. 251 
Und ich denke schon, dass man das Know-How genauso aufbauen kann, sofern es nicht teil-252 
weise vorhanden ist. 253 
FK: Gut, dann bedanke ich mich an dieser Stelle für das aufschlussreiche Gespräch sowie für 254 
Ihre Zeit! 255 
E-F: Bitte, gern. 256 
